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AlB-Aktuell: Straulß gestoppt, und was nun? 
Zum erstenmal in den zehn J ahren seines Bestchens h.at das 
AlB in diesem Bundcstagswahlkampf spezielle Beilrägc 
publiziert und damit vers ucht, sci llen Teil zur Bewegung' 
"Stoppt Strauß!" beizusteuern. Mit unserem Sonderheft 
1/ 1980 zur "WeltjlOlilik der CDU/CSU", mit verschiedenen 
Beiträgen zur Dri tte·Welt · und Entwicklungspolitik der Bun­
dcsrepublik und der Erkl ärung des Aßtiimperialistischen 
Solidaritätskomitccs "Keine Stimme für F.J. St rauß !" (siehe 
AlB 9 / 1980) haben wir versucht, die Aufmerksamkeit und 
die Disk ussion hierzulande auf die int erna tionale Seite der 
Strauß-Kandidatur zu lenken. 

Indem wir zur demokratischen Mobilisierung gegen den 
Machl anspruch dcs FJ. St rauß aufriefen, wand ten w.ir uns 
zugleich und vor allem gegen ei n Programm, dessen Verwirk· 
lichung der weltpolitischeIl Roll e der BRD - und speziell 
auc h ihrer neoko lonialistischen Expansion - eine me:rkli<:: h 
aggressivere, abenteuerl i<::here und unberechenbaren:: Ak· 
zentsetzung gegeben hätte. Wir te ilen deshalb die E rle i<::ht e­
rung der demokratischen Kräfte unseres Landes da:rübe r, 
daß F J. Strauß und die durch ihn repräsentierten Kräfte bei 
den Bundes tagswahlen vom 5. Oktober 1980 nicht d urch­
kommen konnten. 
Zugleich jedoch ist - gerade na<::h dem Wahlergebnis - un­
werschbar, wie wichtig es gewesen ist, den Kampf gegen 
FJ. Strauß zugleich gegen Rechts, gegen jene Rechtsent­
wi<::klung zu fUhren,die seit dem NATO-Raketenbeschluß die 
außenpolitische Orient ierung der Führungen aller e tablierten 
Parteien erfaßt hat. Und das ist unsen Erachtens eine Ten­
denz, die sich eben nicht auf den Namen oder das Program m 
Strauß bzw. der CDU/CSU beschränkt. 
Im offiziellen Wahlbmpf hat dies seinen Niederschlag darin 
gefunden, daß echte politische Auseinandersetzungen über 
die en tscheidenden Fragen der Beziehungen unseres Landes_ 
zur Dritten Weh praktisch nicht stattfanden. Keine der 
Führungen der etabliert en Parteien gab e twa eine weite rfUh­
rende Antwort auf einen Prüfsteinkatalog, wie er von Terre 
des Hommes herausgegeben und in dem nach dem Abbruch 
der Bonner Beziehungen zu dem si.idafrikanischen Rassisten­
regime, der chilen ischen oder bolivianischen Mili t ärjunta 
oder der solidarischen Unters tützung der Forderung der Ent­
wicklungsländer nach einer Neuen Wcltwirtschaftsordnung 
gefrag t worden war. In punkto Hochriistungs kurs zeigte sich 
eine nahezu ungebrochene Allparteien-Allianz, die Bundes­
kanzle r Helmut Schmidt im Fernseh-Due ll am Donnerstag 
vor der Wahl noch dadurch zu festigen bemüht war , d aß er 
seine "Verdienste" um die Durchsetzung des BTÜsseier 
Atomraketenbeschlusses hervo rkehrte. 

Ein "gerüttelt Maß an Brutalität " 

So gibt es je tzt, nach der Bestätigung der soziallibt~ ralen 
Schmidt-Genscher-Regierung, die Wahrscheinlichkeit , daß 
diese das Wahlergebnis nicht a ls Willensbe kundung eine r 
breiten Mehrheit unseres Volkes für e inen konsequenter a ls 
bisher durchgefUhrten Entspannungskun, sondern als Legiti­
mation fUr eine möglicherweise noch weite r nach Rechts 
abdriftende Außenpolitik nehmen wird. 
Eine Rechtsverschiebung signalisiert bereits das erhöhte 
Cewicht dcr FDP, einer Partei, die mit Graf Lamb!odorff 
über einen Politiker verfUgt, der in der Abwehr der be rech­
tigten Forderung der Entwicklungsländer nach e iner Neuen 
Internatio nalen Wirtschaftso rdnung und bei der Duro:: hset­
zung eines r igorosen kapitalistischen Wehmarktliberalismus 
im Interesse des BRD-Imperialismus und seiner internatio-

w""""' •• li .... H. Kokl und F. J. St rauß"", 5. Ok •• , 1980 

nalen ~ lonopoJe keine Kompromisse kennt: einer Partei, 
deren Vorsitzender H.D. Genscher die Vokabel "Unabhän­
gigkeit der Dritten Welt" nur deswegen so gern im Munde 
mhrt, weil er meint, auf di ese Weise am besten den Anti­
ko mmunismus bürgerlicher Regimes in der Entwicklungs­
weh mobilisieren zu können. 
Es paßt in dieses Klima, wenn Finanzminister H. Mauhöfer 
(SPD) bei der J ahrestagung von Internat ionalem Währungs­
fonds und Weltbank kurz vor der Wahl in einer Art und 
Weise auftrat, daß die Stuttgarter Zeitung im attestieren 
mußte, er Ichrecke "vor einem gerüttelt Maß an Brutalität' · 
nicht zurück, und hieran die sorgenvolle Charakterisierung 
knüpfte . dies alles klinge wie ein "neuer deutscher Kolonia­
lismus'·. Daher nimmt es auch kaum Wunder , daß d ie Bun­
desregierung unmitte lbar nach dem 5. Oktober 1980 nichts 
ei ligeres wußte, als der türkischen Militärdiktatur die unge­
schmälerte Fortführung ihrer Türke i-Sonderhi lfe zu ver­
sichern und als ers ten hochrangigen Staatsbesucher ausge­
rechnet den ultrarechten pakistanischen Mili tärdikta tor Zia 
uJ.Haq in Bonn zu beehren. 
Es gibt also Grund zu der Annahme, daß a lles beim alten 
bleibt. Und es kommt die berechtigte Beflirchtung auf, daß 
im gegenwärtigen Kontext e ines vo n der US-Administration 
weiterhin verschärft en internationalen Klimas der Kurs der 
Bundesrepubl ik gegenüber der Dritten Welt wie gegenüber 
dem sozialis tischen Lager noeh ein Stück mehr in Richtung 
Konfro ntat ion gehen wird. 
Sofern es dabei auch zu vers tärkten Meinungsverschieden­
heiten mit Washington kommen sollte, so dürften auch in 
Zukunft im wesentlichen taktische Differenzen um den 
besten Weg der Systemerhahung im Spiel sein. Zugleich geht 
es dem BRD-Neokolonia lismus darum, seinen eigenen Ex­
pansio nsspielraum auch gegenüber den westlichen Konkur­
renten zu erweitern. 

Zupaß käme Bonn dabei auch das immer engmaschiger 
gestrickte Netz der EC-Beziehungen zu den AKP-S taaten 
(Afrika/Kar ibik) , zu den ASEAN-Ländern (Südostasien), in 
die Region des Nahen und Mittleren Ostens und in jüngster 
Zeit selbst wieder nac h Lateinamerika. Es dürfte sich dann 
jedoch um eine Expansionsschiene handeln, deren Wahl 
weniger aus an den breiten Massen ausgerichte ten nationa len 
In tereuen unse res Landes resultiert, als aus dem groBbour­
geoisen strategischen Kalkül, wie man flir den deutschen 
Imperialismus erneut einen " Platz an der Sonne" ergattern 
kann. 
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Südliches Afrika 

Jürgen Ostrowsky Das Südliche Afrika 
am Wendepunkt 

"'''"""pa! am Z. J..u 1980: R....:bo.iukn um _ ... ( .... "" Kopotadt). nKhdtm O\Oerilk .... <i<> ANC Olunks in Brand IdIoMen 

Vor etwa mehr als einem Jahrzehnt ließ die damalige: US­
Regierung ein als "KiS5ingcr-Studic: zum Südlichen Afrika" 
bekannt gewordenc:s Memorandum ihres Nationalen Sicher­
heitsrates, NSSM 39, anfertigen und machte eine der dar in 
vorgeschlagenen Optionen zur Grundlage ihrer Afrikapo li­
tik, in der es hieß: "Es gib t rur die Schwarzen keine uorr· 
nung. die politischen Rechte, nach denen sie streben, durch 
Gewalt zu erreichen, die nur zu Chaos und wachsenden 
MögliChkeiten rur die Kommunisten fUh ren wird." Die 
empfohlene Politik sah verstärk te Kollaboration mit den 
Rassisten- und Kolonialregimes vor, kaschiert durch verbale 
Verurteilungen von Rassismus und Kolonialismus. und er· 
gämt durch den Ratschlag an die unabhängigen afrikani· 
schen Nationalstaaten. ihrerseits enger mit den "weiß be· 
herrschten S taaten" zusammenzuarbeiten. 1 

"Vitale Interessen" der Westmächte: 
Gold , Chrom, Vanadiu m, Plat in .. . 

Das Debakel dieser Politik wurde bereits 1974/i'5 mit den 
Siegen der Befreiungsbewegungen in den damaligen port u· 
giesischen Kolonien, vor allem in Angola und Mocambique. 
eingeleitet. Heute ist überdies Zimbabwe nach langem be· 
waffnetem Kampf und dadurch erzwungenen frci.en Wahlen 
vom Februar 1979 befrei t . In Namibia und in Südafrika (vgl. 
AlB 6/1980. S. 3.14) nehmen die Aktionen der Be freiungs· 
bewegungen SWAPO und ANC an Breite und Intensität zu. 

Der Kampf für die Befreiung dieser innerhalb der westlichen 
Clobalslrategie als äußerst wichtig angesehenen Region ist 
seinem Ziel erheblich näher geri.kkt und damit in eine enl· 
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scheidende Phase eingeneten. 
Ihre Komponenten sind das Anwachsen der Bewegung und 
des bewaffneten Kampfes für die endgültige Befreiung des 
Südlichen Afrika auf de r einen. die Reaktionen des südafri· 
kanischen Rassistenregimes und seiner westlichen Verbün· 
deten auf der anderen Seite. Weit stärker als bei den voran· 
gegangenen Befreiungskämpfen in Mocambique etwa oder 
auch noch in Zimbabwe sind ökonomische und strategische 
Interessen der imperialistischen Mächte und internationalen 
Konzerne sowie das politische und ökonomische Ober· 
lebensint eresse des südafrikanischen Ausbeutungs. und 
Unterdrikkungssynems betroffen . 

Die Haltung Südafrikas veränderte sich nach dem Scheitern 
der auf eine offen prosüdafrikanische Lösung abzielenden 
Manöver in Zimbabwe im Frühjahr 1979 nicht etwa in Rkh· 
tung auf mehr Konussionsbereitschaft hin. sondern sie ver· 
härtete sich. Für die Westmächte - die USA, die BRD. 
Großbritannien und Frankreich vor allem - stehen Int eres· 
sen auf dem Spiel. welche die Entwicklung im Südlichen 
Afrika ähnlich brisant machen wie diejenigen im Nahen und 
Mitlleren Osten. 

Im April 1979 enteilte die Abteilung rur auswärtige Bezie. 
hungen und nationale Skherheit des UN.Kongresses für den 
Auswärtigen Ausschuß des US·Senau einen Bericht. der die 
"vitalen Interessen der USA" in Afrika definiert und Inter· 
vent io nsmöglichkeiten erörtert . sollten diese bedroht sein. 
Dieser Bericht verdeutlicht die beträchtlichen ..... irtschaft. 
lichen Interessen der USA und darüber hinaus deren strate· 
gischen Stellenwert. berücksichtigt man. daß von den aufge· 



ftihrten Rohstoffen etliche als militärisch und technologisch 
essentiell eingestuft werden. Danach beziehen die USA al· 
lein aus Siidafrika 34% ihrer Importe an Industriediamanten, 
56% ihres Vanadiums, 10% ihres Mangans, 30% ihres 
Chroms und an Gold 22%. Einer anderen Aufsieliung zu­
fo lge verfügte Siidafrika 1977 über 82 ,3% der bekannlen 
Weltvorkommen an Platin, 74,1% an Chrom, 18,7% an Va­
nadium, 45% an Mangan. 2 

Der Bundeswehrgeneral und NATO-Bdehlshaber a.D. Graf 
Kic:lmansegg zog die Konsequenzen im Sinne der N ATO­
Strat egie: "Siidafrika stc:lh die westliche Weh nicht allein 
vor das Problem zwischen Schwarz und Weiß in einem Land, 

wie man glauben könnte, wenn man die westliche Siidafrika­
polilik belradnet. Südafrika ist, auch wenn man davon ab­
sieht, daß es ein I-I auptl ic:ferant des Wen ens für Uran, Tita­
ni um und andere unentbehrliche NE-Metalle ist, vic:\ mehr. 
Fällt Südafrika, wird die Vertc:i'digung der westlichen Welt, 
vor allem Europas, sehr bedrohlich geschwächt"] - womit 
verwiesen wird auf die seit dem israelisch-arabischen Kri eg 
von 1967 verstärkt vertretene These einer angeblichen so­
wjetischen Bedrohung der Ohankerrouten um den Süden 
Afrikas herum. 

Neo kolon ial e Lösung - nicht "ohne Blutvergießen" 

Nimmt man die gewaltigen Investitionen internationaler 
Kom:eme und zahlreicher ande rer firmen in Südafrika und 
Kamibia hinzu (vgl. hierzu den Beitrag von A_ Babing in 
diesem Hdt ), dann erklärt sich die enge Interessensgemein­
schaft des Westens mit dem südafrikanischen Regime, das 
RohstoffverfUgung und Profite garantiert. Ungeachtet tak­
tischer Differenzen besteht eine Interessenidentität, die 
noch vorhandenen Positionen zu erhalten und wieder aus­
zubauen, d.h. revolutionäre Lösungen zu verhindern oder 
pef"$pektivisch wieder zu revidieren. 
Auf einer Solidaritätskonferenz bei Stockholm im April 
1980 charakterisierle Oliver Tambo. Präsident des siidafrika­
nischen Nationalkongreues (ANC), die Reaktion Siidafrikas 
auf die nach dem Sieg der Befreiungsbewegung in Zimbabwe 
"eränderte Situation so: .,Das Pretoria-Regime versucht er, 
stens, den Fortschritt der Befreiungskräfte unverzüglich zu 
stoppen; zweitens, Zeit zu gewinnen, und drittens, sein 

großes strategisches Ziel im Südlichen Afrika weiter zu ver­
folgen, das darin besteht, die revolutionäre Bewegung und 
den Kampf der Völker Hir nationale Befreiung und genuine 
Unabhängigkeit zu isolieren und aufzuhalten."4 
Diese Politik bedient sich des Einsatzes verschiedenster Mit­
ul, um neo koloniale Verhältnisse: in dieser Region zu eta­
blieren oder über die Beeinflussung, Spaltung, aber auch 
offene militärische Bekämpfung der frontstaaten ' wieder­
herzustellen. In diesem Ziel trifft sich Südafrika mit den 
westlichen Staaten, die ihrerseits bemüht sind, den Strom 
der Befreiungsbewegung in einem Stadium unter Kontrolle 
zu bringen, das sog. friedliche Lösungen unter prowc:stlichen 
Vorzeichen ermöglicht. 
Zum Charakter solcher friedlicher Lösungen äußerte Harry 
Oppenheimc:r, Präsident des verzweigten Anglo-American­
DeBeers-Trusts, im Mai 1976: "Es ist eine irrige Annahme, 
daß es - wie vielfach behauptet wird - nur darum gehe, 
dieselbe Lösung entweder friedlich oder unter Blutvergießen 
zu erreichen. Der entscheidende Punkt, den es zu berück­
sichtigen gilt, ist, daß jede fried liche Lösung eine völlig an­
dere sein würde als jedwede mit Gewalt erzwungene. 6 

Auf eine friedliche Lösung unter Einbeziehung der Südwest­
afrikanischen Vol ksorganisatio n (SWAPO) orientieren offi­
ziell d ie fünf Regierungen der USA, der BRD, Frankreichs, 
Großbritanniens und Kanadas in der Namibia-frage jedoch 
äußerst "zurückhaltend" seit rur Zimbabwe ebenfalls eine 
Verhandlungslösung nicht ganz das erwiinschte Ergebnis 
brachte. 
Inwieweit der Ausgang des Befreiungskampfes in Zimbabwe 
die authentischen Zide dieses Kampfes zur Verwirklichung 
kommen lassen wird, m uß die weitere Entwicklung Zim ­
babwes zeigen. Unverkennbar sind jedoch die Versuche 
einer Reihe westlicher Länder, über ökonomische Offerten 
Einfluß zu erhalten bzw. zu gewinnen. 

In Namibia hat sich Südafrika formell zur Durchführung 
eines Plans der Vereinten Nationen bereit erklärt, Wahlc:n 
unter UN-Aufsicht und unter Beteiligung auch der SWAPO 

Hauplhandelspartner Südalrlkas 
Einfuhr der Republik Südafrika 

(in Mio Rand) 

[975 1978 1979 

Gc:samteinfuhr 5.561,8 6.272,2 100,~ 100,0% 
EG der Neun ges. 2_859,6 '.'12,0 52,8% -
BRD 1.053,9 1,274,8 ~,~:~~ 19,0% 
Großbritannien 1.094,3 1.043,4 18,2% 
USA 9SS,O 986,5 15,7"- 17,3% 
Japan 6 11 ,5 823,6 13, 1'" 11,'''' 
Frankreich 244,9 475,5 7,6% 7,9"-
Italien 20',3 220,9 3,5% 3,4% 

Ausfuhr der Republik Südafrika 
(in Mio Rand) 

1975 1978 1979 

Gc:samtausfuhr '_989,6 7.356,4 100,0% 100,0% 
EG der Neun gc:s. 1.827,7 2.953,6 40,2% 53,7% 
USA 4.$4,9 1.350,7 18,4% -
Großbritannien 928,1 1.26',8 17,2'" -
Japan 491,7 766,0 10,4% -
BRD 445,1 682,2 9,'''' -
Schweiz 171,9 464,9 6,3% -
Frankreich 11 5,1 295,5 4,0% -

(Quelle: BundessteUe rur Au6c:nhandelsinfonnation (BfA) - Markt-
information, Republik Südafrika_ Wirtschafudalcn und Wirtschafts· 
dokumentation. Ausli:abe 1980, Köln, Juli 1980, S. 10-12) 
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stattfinden zu lassen. Tatsächlich jedoch hat es durch uän­
dig neue Einlassungen und Forderungen den ursprünglichen 
Plan u otz weitgehender Konzessionen der SWAPO fast zu­
nichte gemacht und zugleich seine eigene interne Lösung 
vorange trieben (vgL Al B 6/ 1980, S. 12-14). Die letzten 
Schritte auf diesem Weg wa ren die Einsetzung eines Mini· 
sterrates und schließlich die Bildung einer Armee "Südwest­
afrikas/Namibias" im vergangenen Sommer. 
Die Rolle der flinf Westmächte hierbei beschreibt die 
SWAPO in einem Konferenzpapier: "Zurückblickend auf die 
vergangcnen dreieinhalb Jahre Namibia-Verhandlungen 
sehen wi r deutlich, daß die Fünf ihrem Versprechen nicht 
entsprochen haben, den notwendigen Druck auf Südafrika 
auu.uüben. Im Gegenteil, ihre diplomatischen Bemühungen 
sind zu nichts anderem geworden als zu einem Schutzschild 
rur Südafrika ... Die Wahrheit ist, daß diese Mächte einer 
einseitigen Unabhängigkeitserklärung in Namibia zustim­
men."7 

BOlhas "totale Strategie" 

Die faktische Kollaboration mit Südafrika in dcr Namibia­
Frage, namentlich durch das Veto der drei im UN-Sicher­
heitsrat vertretenen Westmächte gegen einen Wirtschafts­
boykott gegen Südafrika, hat das Rassistcnregime in eincm 
Maße bestärkt, daß dieses die Vereinten Nationen zu erpres· 
sen in der Lage ist und diese als Instrument der Herbeifüh· 
rung einer echten Unabhängigkeitslösung weitgehend ohn­
mächtig sind. Die Kollaborat ion dient objektiv dem Ziel, 
Südafrik.a Zeit für di e Stärkung der Pretoria genehmen 
Kräfte zu verschaffen - in stärkerem Maße als dies in Zim­
babwe der fall war - und damit den künftigen Einfluß der 
SWAPO zu schmälern. 
Zugleich toleriert diese Politik die Terrorisierung Namibias 
und der Nachbarstaaten Angola und Sambia durch südafri­
kanisehes Militär, mehr noch : Zugleich wird versucht Süd­
afrikas internationale Isolation zu durchbrechen und es als 
geacht.e tes Mitglied der inte rnationalen Gemeinschaft er­
scheinen zu lassen. Diese Poli ti k - ebenso wie die un ter 
Bruch des verbindlichen Waffenembargos der UNO von 
1977 fort laufende militärische Kollaboration (vgl. AlB 
9/ 1980, S. 42) und die wirtschaftliche Stärkung - unter-
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stützt die sog. "totale Strategie" des Rassistenregimes, wel· 
ehe bereits 1977 im Verteidigungsweißbuch formuliert wor· 
den war. 
Diese Strategie operiert auf zwei Ebenen. Auf der dnen 
produziert sie "neue" Formen der Repression, um die Herr· 
schaft des Minderhdtsregimes aufrecht zu erhalten. Auf der 
anderen zielt sie auf die Erweiterung der ökonomischen und 
militärischen Vormachtstellung Südafrikas über die Nachbar­
staaten , die zwar ihre poli tische Unabhängigkeit gewonnen 
haben, aber noch um ihre wirtschaftliche Unabhängigkeit 
kämpfen. 8 

Bezieht sich die letztere Orientierung auf die außenpoli. 
tische Ebene, so wird die erstere primär im innenpolitischen 
Bereich entwickelt. Das Uauptmerkmal der im Inneren vor· 
genommenen Maßnahmen ist der Ausbau und die Effektivie· 
rung des Aparthddsyste ms bei gleichzeitigen Anpassungs, 
korrekturen. 
Das Regime fuhr damit fort, sdne Bantustan-Politik zu ver· 
folgen , die Unabhängigkeiuerklärung der sog. " Heimatlän­
der" der schwarzen Völkergruppen, obwohl bislang allen cl ie 
internationale Anerkennung versagt blieb . Dazu gehört auch 
die Massenumsiedlung von in den "weißen" Gebieten leben ­
den Afrikanern, einschließlich der Zwangsräumung von 
Stadtteilen, die von Schwarzen oder " Farbigen" bewohnt 
waren. So wurden im nördlichen Transvaal 600.000 Men· 
schen von ihren traditionellen Wohngebieten vertrieben und 
in ihr "Heimatland" Lcbowa umgesiedelt. 9 

Die völlige Ausschaltung der Afrikaner aus dem politischen 
Leben des "weißen" Südafrika soll eine Verfassungsreform 
bringen, die Indern und "Farbigen" Pseudoparlamente ein· 
r ichtet , während die Afrikaner nur mehr Bürger "ihrer" 
Bantustans sind. Mit der Zielsetzung, eine kooperationswil­
lige kleinbürgerliche Schicht von Afrikanern neben den 
Indern und "Farbigen" zu schaffen, die man mit der Ver­
fassungsrdorm zu ködern ho fft , soll sich eine Schicht bes­
sergesteUter Schwarzer bilden dürfen, die aus Selbständigen 
und einem ausgewählten Kreis schwarzer Arbeiter bestehen 
soll. Diese Ziele werden u.a. mit den Empfehlungen der 
Wiehahn· und Riekert ·Kommissionen von 1979 verfolgt 
(vgl. dazu AlB 11- 12 / 1979, S. 60-63). 

Vorbe reitung auf die entscheidende Schlacht 

Parallel hienu fuhr Pretoria damit fort , seinen Polizei· und 
Militärapparat auszubauen und die Repression gegen die 
Widerstandsbewegung zu vers tärken. Von 1976 bis 1980 
erhöhte sich der Milit äretat Südafrikas von 1.350 Mio Rand 
(ca. 3,9 Mrd DM ) auf nunmehr 2.074 (ca. 4,8 Mrd D~1) . Die 
Zahl politischer Prozesse gegen Angehörige der Befreiungs· 
bewegung stieg dramat isch an; erstmals seit Beginn der 60er 
Jahre wurde mit Solomon Mahlangu 1979 ein ANC-Kämp­
fer hingerichtet; James Mange wurde nur durch die inter­
nationale Solidarität vor dem gleichen Schicksal bewahrt. 
Dennoch hat die zunehmende Repression den Aufschwung 
des Widerstandsk.ampfes bislang nicht lähmen können, eher 
im Gegenteil. 

Die herrschende Klasse Südafr ikas bereitet sich auf die Aus· 
tragung des entscheidenden Konnikts vor. Innerhalb ihrer 
politischen Führung hat ein Umgruppierungsprozeß stattge· 
funden, der im September 1980 zur Bildung e ines neuen 
Kabinetts ruhrtc, in dem neben Premierminister P. W. Botha 
der bisherige Armeeoberbcfehlshaber M. Mal30 als VeTtei­
digungsminister und der bisherige Generaladministrator 
Namibias, G. Viljoen, den Ton angeben . 
Mit M. Malans Berufung nimm t ein wdterer dem sooafrika­
nischen Militär verbundener Poli tiker eine wichtige Position 
dn (P.\\' . Botha selbst war bis 1978 Verteidigungsministe r 
gewesen). Darin drückt sich der gewachsene Einfluß eines in 



Angriffsziel Angola 

FÜllf Jahre nach der Proklamation der Unabhängigkeit der Volkl­
repub lik Angola (VRA) vom Novc: mber 1975 und fast 20 Jahre 
nach der Aufnahme des bewaffnelcn Befre iungskampfes des ango­
l:mischen Volkes im Februar 196 1 herrscht noch immtr Krieg im 
Lande. Geführt wird er von der Armee dei südafrikanischm Rassi­
.tenttgill'lel vom Terri torium Namibias aus gegen Angolas Südpro­
vinu n mit Oberfal laktionm, Bombenangriffen und großangd cgtm 
InvuionJOpcrationcn. 

Die BllalU dieses in den bundcsrepublik.aniKhen Medien verschwie­
genen Zcrmilrbungsluic:ges gegen dM: ju~ Vollumacht: ZwilChen 
März 1976 - ah sich d ie südafrik.aniKhen Truppen, im zweiten 
Bcfrciul'I3'kricg Angolas gelchlagen, zurückz iehen mußten - und 
Oktober 1979 fanden nach den ErgehniJfco einer internationalen 
Unlcrsuchungskomminion über 200 Luft- und Bodenüberr:;i.llc 
lIatl. 570 Angolaner und 612 Fltlchtlinge aUf Namibia narben bei 
diesen Aggressionen. In letzter Zeit eskalierte der Terror: Allein im 
erllen Halbjahr 1980 fand en 's29 ve rschiedene Angriffsakt ionen 
nau. Die größte darunter ril:htcte .il:h im Juni/Juli dJ. gegen La­
ger der Südwntafrikanisc:hen Volluorpnisation (SWAPO) und Ein­
ril:htungen des Landes; an ihr nahmen '.000 regu.llire südafrikani· 
sche Soldaten mit Panurw3lgen und Luftwaffenuntenrutzung teil 
Im Skherhcit.rat der Vereinten Nat ionen konnten .ieh diesmal 
aUl:h die Westmächte der Zustimmung zu einer Verun ei lung nkht 
entziehen. Darüber hinaus jedodi fid en ihre Stdlungnllhmen durch 
31usge.prochene Milde auf. 

Die. hat seine Griinde. Die In teressen des We.tens decken skh m it 
denen SIldafrikas wei testgehend. Zwar behauptet Südafrika, !il: ine 
Operat ionen riditeten , idi ausschl ießlich gegen die rü<::kwärtigcn 
ßaKn der SWAPO, doch die Tat$3l(;hen $prechen eine andere Spra­
che. Die Zerstörung von Leben und Material soll die Volksrepubl ik 
von ihrer Unterstützung der SWAPO abbringen - bisher a.lIerdings 
ohne Erfolg. Mit Recht nimmt indasen Lucio Lan, Gener.lhckre· 
tir der Volklbefreiungsbcwegung Angolal/parte i der Arbeit 
(MPLA/PT), an, daß Siidafrika im Einvernehmen mit dem Westen 
zwei weitere Zide verfolgt: Zum einen die s tändige Unterbrechung 
dcr Bahnlinien aus Zentralafrik.a an die AtlantikküSle, insbesondere 
der Benguda·Bahn aus dem u mbisch-uirischen Bergbaugcbiet, um 
damit Zaires und Sambias Rohstoffexporte auf du siidafrikanische 
Schienennet:r; zu zwingen und die Abhängigkeit beider Länder :r;u 
erhalten. Zum anderen langfristig die Lähmung der angolaniKhen 
Wirtschaft und damit d ie Dcstabilisierung dei Syllems mit dem Ziel 
der Konterrevolution. 

In diesem Zuu.mmenhang spielt auch die UNIT A genannte Unte r· 
grundbewegung da J onas Savimbi eine Rolle, die von namibischem 
Gebiet aus mit südafrikaniKhen Waffen gegen die SWAPO und die 
VRA operien. Sie sent damit jene Tradition fort, d ie sie bereiu im 
antikolonialen Bcn-eiunpkampf des angolanischen Volkes mit Ter­
rorakten gegen MPLA-Kämpfer im Dienste der portugiesisdien 
Kolonialmacht begonnen hatte und im zweiten Befreiungskrieg 
1975/ 76 zusammcn mil der FNLA HOlden Robenos weitergeführt 

halle. 
Unter der Federführung von US-AuBenminister Henry Kissinger 
war die UNITA seinerzeit von der CIA massiv unte..stützt worden. 
Dun;h ein Gesetz war diese Unterstützung 1976 verboten worden. 
Im J uni 1980 verabschiedete der US-Scnat eine Vorlage, die d ieses 
Verbot wieder aufhebt - die Vorbereitung für die Wiederaufnahme 
groBangelegter Hilfe fUr die UNIT A oder auch die FNLA, deren 
OIe! Holden Roberto sich französ ischer Protegierung e rfrcut. 

Reaktivierung de r UN ITA/ FNLA-Banden 

Die UNITA - obwohl ih re angcblkhen mili tirischen Erfolge in 
Angola mehr freie Erfindungsgabe ab Realität sind - genießt viel­
fi.lti&:e Unterstützung rechter Kreise. Im November 1979 führte 
Savimbi in den USA Gespriche mit Henry Kissinger, dem ehemali­
gen ClA-OIef Schlesinger, einer Reihe rechte r Kongreßa.bgeor<lnc­
ter sowie dem neuen Präsiden ten des notorisch antikommunisti­
schen Gewerkschaftsdachverbandel AFL/CIO. Lane Kirldand. Im 
Februar 1980 fiihrte eine ähnliche Tour Savimbi vor allem mit 
Venre tern der britischen Konservativen Partei:r;usammen; organi­
siert wurde die Reise vom Direktor des Lonrho-Konzerns, Tiny 
Rowlands. In !il: inem Hauptquartie r in Rabat, der Hauptuaclt 
Marokkos (du seinerseits einen ko lonialen Unterd rü<::kungskrieg 
gegen die Befreiungsbewegung der WestJahara fUhrt und mit seinen 
Truppen zugunsten des reakt;onären MobulU-Regimes in Zaire 
intervenierte), pflegt Savimbi eine Kontakte mit Mi tgliedern der 
Partei da portugiesischen Minillerprisidenten Sa Camciro. Du 
rechuex.trcme Magazin A Rua schrieb, die f rüheren Verbindungen 
Savimbil zum ponugl.csi.dien faschisti.chen Geheimdienst PIDE/ 
OGS seien "die beuen Empfehlungen, die (er) präsentieren kön-
ne". 

Daß ein solcher Politiker auf noch mehr Unterstützung rur den Fall 
der Wahl bestimmter Politiker zu Regierungschefs hoffen kann 
bzw. konn te, liegt auf der Hand : US-Prli.sidentschaftskandidat R. 
Reagan versprach in einern Interview mit dem Wa.lI Street J ournal 
die Lieferung von Waffen an die UNIT A. Und auch bei Franz J ose! 
Strauß und dessm Umgebung ut Savirnbi gut gelitten: F J. Strauß, 
den Savimbi Ende 1979 in München traf, beu:ichnct er als "seinen 
alten Freund". Der Bayemkurier beklagt, daß das BRD-Außcnmini­
lIerium l idi weigere, die UNITA "zur Kenntnis zu nehmen". In 
München unterhält die UNITA ein Büro fUr ih re undurchsicht igen 
Aktivitäten. Sdiließlidi organisierte die " Afrika-S tift ung", die vom 
Büro des CDU-MdB Werner MUlI aus geführt wird, die Savimbi­
Reise, bei der e r auch mit Gerhard Todenhöfer, dem CDU-Spredie r 
für Entwicklungspolitik, zU$llmmentraf. Vorsitu:nder der Sti ftung 
ill CDU·MdB Dr. Hans Stucken, zugleich Vorsi tzender de r noch zu 
Zeiten der fasdiistischen Junta gebi ldeten Verein igung Deutsch­
Griechischer Gesellschaften fOwie Präsidiumsmitglied der Deutsch­
Israelisdien Gesellschaft. Und Israel iu ein enger Verbündeter da 
südafrikanischen Regimes. 
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den vergangenen Jahren entstandenen militärisch-industr i­
ellen Komplexes aus, der eine bedeutende Rolle innerhalb 
des staatsmonopolistischen Systems Südafrikas einnimmt. 
Dies zeigt sich in der zunehmenden Verflechtung privater 
Kapitalgruppierungen mit staatlichen Unternehmen und in­
stitutionen, symbolisch etwa in der Berufung einer Anzahl 
einflußreicher Industr ieller in staatliche Kommissionen oder 
in der Ernennung des Direktors eines der größt en siida frika­
nischen Unternehmen zum Geschäftsführer der Waffenpro­
du ktionsbehörde ARMSCOR im Mai 1979. 
Seit 1977 wurden zunehmend Elemente militärischer Pla­
nung in die staatliche Verwaltungs- und Regierungstätigkeit 
eingeführ t. "Damit wurden die SADF (Südafrikanische 
Streitkräfte; d. Red.) aus einem Instrument der Regierung 
zur zentralen Kraft innerhalb der Regierung. Das Militär 
kontrolliert die Administ ration des Apartheid-Staates über 
zwei Kanäle: das Büro des Premierministers und den Staats­
sicherheitsrat. "10 

Diese polit ische Führungskonstellation steht für eine Politik, 
die das Apartheid·Konzept in seinem Kern rigoros verfolgt, 
durch Anpassungen Druck vermindern und zugleich gegen­
über den Befreiungsbewegungen und den sie unters tützen­
den Frontstaaten mit unnachgiebiger Härte vorgehen will. 
"Es war nie Bestandteil des strategischen Denkens des fa· 
schistischen Siidafrika seinen Oberlebenskampf lediglich a ls 
internes Problem zu behandeln, das gewaltsame Auseinan­
dersetzungen nur innerhalb Nam ibias und Südafrikas bein· 
haltet", erklärte ANC-Präsident Oliver Tambo in seiner 
Stockholmer Rede. 
Schon 1956, in jenem Jahr, in dem Ghana als erster Staat 
Afrikas nach 1945 unabhängig wurde, erklärte der Abge­
ordnete Johann von Moltke unter Berufung auf Verteidi­
gungsminister Erasmus: "Wir wollen vorbereitet sein, wenn 
die wei tere Entwicklung im Norden Afrikas entsprechende 
Maßnahmen verlangt.'·ll Im September d.J. erklärte der 
ste llvertretende Vert eidigungsminister Coetzee, Südafrika 
werde "als letztes Mittel" Kernwaffen einsetzen. 12 
Südafrikas auswärtige Strategie zielt nach wie vor auf die 
Schaffung eines großen, unter seiner Herrschaft befindlichen 
wirtschaftlich von ihm abhängigen Blocks der Staaten des 
Südlichen Afrika (im wesentlichen die Frontstaaten) ab. Um 
dieses Ziel - dessen eine wesentliche Voraussetzung die 
Liquidierung der Befreiungsbewegungen ANC und SWA PO 
ist - zu erreichen, setzt es zum einen auf sein ökonomisches 
Potential und die vorhandene Abhängigkeit der meisten 
Länder der Region von Südafrika. 
Im Bewußtsein der damit verbundenen Gefahren verabschie· 
de ten die neun Staat schefs der Frontstaaten am I . April 
1980 eine Erklärung mit dem Titel: "Das Südliche Afrika: 
Hin zur ökonom ischen Befreiung", in der es fre ilich reali­
stisch heißt: "Das Südliche Afrika is t von der Republik 
Südafrika abhängig als Zentrum von Transport- und 
Kommunikationswesen, als Exporteur von Waren und 
Dienstleistungen und Importeur von Waren und billiger 
Arbei tskraft. "13 

Rückkehr zum direkten Militärinterventionismus? 

Parallel hierzu führt Südafrika vor allem gegen die Volks­
republik Angola (VRA) einen Zermiirbungskrieg, der an­
knüpft an den mit kubanischer Hilfe von d er Vo lksbefrei­
ungsbewegung Angolas (MPLA) 1975/76 zurückgeschlage­
nen Versuch, die Volksrepublik unter neo kolonialistische 
Herrschaft zu bringen. Ständige militärische überfalle, Mas­
saker an der Zivilbevölkerung und die Zerstörung vo n Ein· 
richtungen dienen dem Ziel, die VRA in die Isolation zu 
drängen und militärisch zerschlagen zu können. 
Zugleich sind sie aber auch Bestandteil des längerfris t igen 
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Konzepts der Destabilisierung der revolutionären Frontstaa­
ten, um diese dem angestrebten Machtblock anft.igen zu 
können. Demselben Ziel dient die Unterstützung der konter­
revolutionären UNITA-Banden, die von Namibia aus angola· 
nisches Territorium verwüsten (vgl. Kasten Angriffsziel An­
gola). 
Südafrika ist damit Vorreiter einer Politik militärischer In­
terventionen, d ie von hiesigen Rechtskräften, innerhalb der 
US-Administrat ion sowie seitens Frankreichs immer wieder 
in Betracht gezogen (und von letzterem 1977 und 1978 in 
Zaire auch praktiziert) wurde. 
Diese Variante imperialistischer Polit ik ist auch Gegenstand 
des erwähnten US-Kongreß-Berichls. Ausgehend von angeb­
lichen Bedrohungen der sog. "Sicherheitsin teressen der 
USA" in Afrika durch die weitere Entwicklung dort, erör­
tert der Bericht unter bestimmten Vorwänden mögliche 

Interventionsformen, darunter: "finanzielle, transporttech­
nische und technische Hilfe für Friedensaktionen in Rhode­
sien, Namibia oder anderswo zu leisten"; "zum Schutz der 
internat ionalen Schiffahrt entlang Afrikas Küsten" (woftir 
der mit US-Politikern gut vertraute eDU-Politiker Leisler­
Kiep im Extremfalle auch BRD-Flotteneinheiten ans Kap zu 
entsenden vorschlägt14) und schließlich: "Es ist ebenso 

unt er bestimmten Umständen möglich, daß die Vereinigten 
Staaten eine militärische Antwort auf die sowjet ische und 
kubanische Verwic klung in Afrika in Betracht ziehen 
könnten", wobei die Hilfe Kubas fm- Angola als Umstand 
angesehen wird, "der die Frage nach der Sicherung der Roh­
stoffe des Südlichen Afrika und Zaires stellen lassen 
könnte. " 
Derartigen Op tionen wird sei t langem eine Fundierung in 
Form von Militärbasen verliehen. Auf Diego Garcia im in­
dischen Ozean, bereits 1966 von Großbritannien gepachtet, 
errichten die USA beschleunigt eine gigantische Flotten­
und Luftwaffenbasis, von der die US.Ergreift ruppe alle 
Regionen längs der Küsten des Ozeans bis in den Persischen 
Golf hinein erreichen kann. Parallel dazu beschloß der US­
Senat die Aufhebung eines Gesetzes, das es den USA 1976 
verbot, militärische Unterstützung für Untergrundbewegun­
gen in Angola durch die CIA zu gewähren. 
Di ese Tendenzen zeigen, daß relevante Kre ise innerhalb der 
imperialistischen Länder nicht nur bereit sind, den gefahr· 
lichen Kurs Südafrikas zu tolerieren und - bei gleichzeitig 
geheuchelter Empörung - nachhaltig zu unterstützen. In 
ihnen wird deutlich, daß Bemühungen im Gange sind, die 
westl ichen Länder zunehmend in die Auseinandersetzung 
auch auf militärischer Ebene zu verwickeln und dami t in 
einen Konfliktherd, der sich rasch verheerend ausweiten 
könnte. 



Im Vordergrund der Politik Pretorias und des Westens steht 
das Ziel, eine Wende der Entwicklung im Südlichen Afrika 
zu erreichen, eine Umgruppierung der politischen Verhält­
nisse_ Auch der Erfolg ökonom ischer Hebel könnte sich als 
Rückschlag rlir die Befreiungsbewegung in Namibia und 
Südafrika und damit rur den gesamten Subkontinent aus­
wirken . 
" Der Befreiung$kampf innerhalb Südafrikas" - so H. Win­
ston - "hat direkte und en tscheidende Wirkung auf den 
Befreiungskampf in Namibia sowie auf den Kampf der 
jüngst unabhängig gewordenen Nationen in Südafrikas Nach­
barschaft um die Befreiung von neokolonialer Beherr­
schung."lS Gelänge es Südafrika und dem Westen, in Zim· 
babwe auf längere Zeit die Realisierung der Vorstellungen 
der Befreiungsbewegung zu unterbinden und es in ihr Fahr­
wasser zu ziehen sow ie in Namibia e in neo kolo niales Regime 
zu installieren, so bedeutete dies das Entstehen einer neuen 
Konstellation im Südlichen Afrika. Es wäre die Restaurie­
rung eines Sicherheitsgürtels um den Apartheid-Staat und 
damit ein schwerer Rückschlag rlir den gesamten Befreiungs· 
kampf. 
Der Freiheitskampf im Südlichen Afrika hat in den letzten 
Jahren größere Fortschritte gemacht und größere Kraft und 
Breite gewonnen als je zuvor seit den SOer Jahren. Dennoch 
drohen durch die Strategie Südafrikas und seiner über gewal­
tige Mittel verrUgenden Verbündeten Gefahren, wenn die 
internationale Solidaritätsbewegung in ihren Bemühungen 
nachläßt. 
In diesem Sinne äußerte Oliver Tambo auf der Pariser Na­
mibia-Konferenz im September d.]. zu den dringendsten 
Aufgaben der fortschr ittlichen Kräfte: 1. Unters tützung der 
SWAPO, um diese in d ie Lage zu versetzen, "durch eine 
militärische und politische Offensive Südafrika aus Namibia 
zu vertreiben"; 2. Unterstützung rur die Frontstaaten, ins· 
besondere aber rur die Volksrepublik Angola; 3. Darstellung 
und Beachtung des Imperialismus "in seiner wahren Rolle" , 
als Haupthindernis auf dem Weg zu Frieden, Gerechtigkeit 
und Freiheit; 4. die Rolle der internationalen Konzerne als 
Ausbeuter und Ausplünderer der Länder des Südlichen 
Afrika klar zu sehen und emst zu nehmen. 16 
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Erklärung der 
Pariser Namibia-Konferenz 

Im Gebäude der UN-Orgollisation for Erziehung, Wissen­
schoft und Kultur (UNESCO) in Paris lagte 110m 11,-13. 
September d.J. eine Internatiornde Konfereru der Solidari­
tat mit dem Kampf des Volkes uon Namibia, einberufen 1I00n 

einer Reihe " ichtstaatlicher Organisationen sowie von der 
Befreiungsbewegung Namibias. du Siidwestofrikanischen 
Volksorga rlisat ion (S WAPO). Mehrere hundert Delegierte. 
darunter R egierungsvertreter afrikanischer Stoß /t ri , erörter­
ten kur: vor Eröffnung der neuen UNo Vollversammlungs. 
sitz ung die Situation Namibias und diskutierten in ArbeitJ· 
gruppen uruf Plenum die Aufgaben der Solidaritätbeweglmg. 
In der hier dokumentierten Abschlupdeklaratiotl wurden 
diese Erörtuungen zusommenge/aßt. 

Di~ I nt~fl13 t ionale Konferenz für die Solidarität mit dem Kampf dC'l 
Volkes von Namibia .... urde organisi_m auf Ini tiati\'e de r Siidwat· 
a frikanisehen VolklOrganisation (SWAPO), der einzigen und authen· 
t ischen Repräsentantin des Volkel von Namibia, und mit der Unter· 
stützung dei Namibia·Ra tes de r Ven:inten Nationen, de r legalen Ver· 
waltungsbe:hö rde des in ternationalen Territo rium, von Namibia. Sie 
vereinte Regierungen, Organisat ion und Einzelpersönl iellkeiten, die 
dureh die Tat ih re unzweideutige Verpmehtung gegenüber dem 
Kampf des namibischm Volkel rur sc:ine Unabhängigkeit bezeugt 
haben. 
Sie tnnen zu einc:m en tscheidenden Zeitpunkt in der Geschich te da 
~mpra für die Befreiung del Südlichen Afrika zu,am men. Auf der 
einen Seite wurde der T riumph der Befreiung in Zimbabwe zu einem 
machtvollen Ansporn für die Befreiung Namibias und Siidafrikas. Auf 
der anderen Seite versucht das südafrikani tche Rassisten""gime, en t· 
nervt durch du Scheitern seiner Manöver, Zimbabwe als Pufferstaa t 
zu erhalten, den unum kehrbaren Strom der Befreiung zuriickzu· 
Icnken. 

Untc:rstützung von Namibia·Ra t und SWAPO 

Mit der Unabhängigkeit von Angola, Mocambique und Zimbabwe 
erhielt der Kampf der Völker von Namibia und Südafrika nc:ue 0..;.. 
dt:\ltung. Die Völker dieser Länder stcig.:rten ihre Mobilisierung rur 
den endgii ltigen Sieg, und ihre Unterstützung wird heute zu einer 
dringlichen Aufpbe für d ie inten""tionale C .. mein$Chafl. 
Das lüdafrikanische Rassiuenregime hat zu Verzw .. inungsakten und 
Ablenkungsmanövern Zunucht genommen, um seine illegale Okku· 
pa tion Namibias foru:uset:zen, seine illegitime Herrschaft über d ie 
große Mehrhei t des Volk~s von Südafrika aufrech t zu erhalten und 
den Vormauch der Freihei t in Afrika umzukeh ren. Es hat sich selbst 
bis an die Zähne bewaffnet und versucht, in den Besitz der Fähillkei t 
zur Atomw~ffenentwicklung >:u gelangen - in Zusammenarbeit oder 
Komplizenschaft mi t 50 micht igen R("gierungc:n wie dcnen GroB­
britanniens, der Vereinigten Stuten, Fl'llnkre:ich. und der Bunde .. 
repub lik Deutschland lowie ihrer intcrnatiotu.len Konzerne - mit 
dem Ziel, die Regierungoen und Völker der gesamten Region eintu· 
schüchtern und zu e rpressen, 

Du Siklliche Afrika. befindet sich daher am Scheideweg. Dn Raui· 
stenregime Siidafrik.as konfron tiert die ~lam te internationale Ge· 
meinschaft , die eine besondere Veran twortlichkeit für Namibia über· 
nommen und ih re feie rl iche Verpniehtung gegenüber dem unler· 
drück ten Volk von Südafrika bekundet hat, mit elncrernslen Ikraus· 
forderung. Die internationale Gemeinschaft lich t sich ei ne r Bed ro­
hung und Herausforde rung gegenüber, der sic m it aII ihre r Slärke 
begegnen muß. 
Die Konferen>: wurde daher orgalli,ie rt. um allc fortschrittlichen 
Krifte der Weh zu mobi lisieren mit dem Ziel. internationale Aktio­
nen für d ie Unabhängigkeit Namibia. zu gewihrl .. i,tCß und die Be­
~iliguns der weißen rowistilehen VorhelTSChaft im Sikllichen Afrika 
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nähen;ubringen. Und sie gelobten, daß der Mut der kämpfenden 
Völker Namibias und Sildafrikas eine Enuprechung in der Enuchlos­
sc:nheit aller solidarischc:n Krifte finden werde. 
Sam Nujoma, Präsident der Südwest.afrikanischm VolklOrganiAtion, 
sagte vor der Konferen>:: "Dicsc ~mcinsame Demorutr.lIion Ihrer 
Unterstützung für die und Solidariti t mit der gerechten Sache uno 
scres Volkes und mit d .. m Kampf für nationale und soziale Befreiung, 
dc r von der SWAPO in Namibia geruhrt wird, in ein kbendigcr Be· 
weis dafür, daS unsere Sache cinc universale in und daß unscr Volk 
mit seinem Leid und scinen Opfern nicht allein steh t; sie zeigt uns , 
daS Imperialismus und Kolonialullnlu Feinde der garu:en Menschhei t 
sind; .ie is t Beweis dafür, d .. ß Ras, i,mus und Ausbeutung dd Mcn· 
schen durch den Melischen verhaßt, ango::klagl, ve rur teilt und :tunkk· 
gewiesen sind und "'erden; und daß dir: überwältigc:nde Mehrheit dcr 
intertu.tionalen Gemeinschaft bereit und willens is t, dem namibi · 
fehen Volk unter der Fiihrung der S\\' APO allumfassende materielle, 
fi nantielle, militärisch .. , politische und moralische Hilfe und Unte ... 
stützung zukommen zu lassen, um den Kampf für dir: nationale Un­
abhängigkeit Namibias an al len Fronten - militirisch, politilch und 
diplomatisch - zu verstärken, auszuweitcn und vorantutreiben." 

Der Präsiden t des "Afri k anitch~'Il Nationalkongre1l5el (Südafrikas)", 
Ol iver Tambo, sagte: "Das .iklafrikanische Rlusistenregime wendet 
zahlreiche Mittel an und erfindet viele Pläne, um scine illegale Beliet· 
:tung von Namibia zu ve ri äng.:rn. Die Antwort de r inte rnationalen 
Gemeinschaft auf diese Manöver sollte sich nicht darauf beschrän· 
kcn, diese m it Worten zu bekimpfen und sie als das darzustellen, wal 
sie sind. Oie Situation in Nam ibia erfordert eine Kriegsr:rkläru llg an 
alle Manöver des Rassinenregima und der Kont.aktgroppe der Fünf 
(Wtstmichtc; d. Red.), die di .. Vereinten Nationen in der Ausübung 
ihr("r pm,ht gegenüber dem Volk von Namibia behindern. Die SWA· 
PO muß umfassende materielle Unt .. rstiil%ung erfahren, 10 daß lie die 
Ras.i,ten aus Namibia hinaustreiben und das Land befreien kann. 
Eru wenn das brutale Apanheid.yUem endlich zerstört ist, kann CI 

Fril-den rur Afrika und die Wclt geben." 
Dic Konfere,,>: >:og Nutzen ~us der Anleitung des Präsidenten des 
UN·Rates für Namibia, Seiner Ex~.cllen>:, Herrn Paul Lusakas, der d ie 
Hauptrichtungen für dringliche Aktionen angab, um den heroischen 
Kampf der SWAPO und die Ikmühungcn des Rates zu bestärken als 
Mittel zur Aufhebung der belOnderen Verant wort liche" it der Ver· 
einten Nation .. n für di .. Unabhängigkeit Namibias, 
Die Vollv .. rsammlung der Vereinten Nationen beendete Siidafrikas 
~bndat rur Namibia 31m 27. Oktober 1966, dem Jahr da Begin ns; dl" 
bewaffneten Kampfes durch die SWAPO. Im Jahre 1967 erichtetc , ;., 
dcn Namibia·Rat als legale Vcrwaltungsbehörde Namibias. 1971 gab 
der Internationale Gerichtshof seine Empfehluns lU Namibia ab. 
1973 anerkannte die VoUvenammlung die SWAPO als eillzigl: und 
authcntische Vertre tullg dcs Volkel von Namibia und erneuerte die 
Verpflichtung de r Vereinten Nationen geg.;niibcr dem Volk von Na· 
mibia. 

OieK Entscheidungen und feie rlichen Verpflichtu ngen in die Ein. 
lösung des "geheilig ten Unterpfands" mÜS.en d ie Grund lage aller 
Aktionen dcr internationalen Gemeinschaft bleib<:n_ Jede Abwei· 
chung von ihnen muß bloßgestellt, verurteilt und entschlossen zu· 
IÜckg.:wioen werden, 
1.0a, südafrikanische Rani>tenregime hilt Namibia illegal besetzt, in 
Verlftzung internatiol131en Recht" der OIarta und der Obcrhohdt 
der Vereinten Nationen. Es betreibt die brutale Unterdrückulig des 
namibischen Volko und die ~bichulO5C AusplündcrunK dt' r natiir. 
lichen Reichtümer da Territorium ... Es hat da. Territorium als Aus· 
gangsbasil ftir Angriffe KCKl'n die Republik Sambia und dic Volks­
republik Angola bcnutzt. Es i.ll der Verbrechen gegen die Mensch. 
li<:hkcit schuldig; es ist tier HaUI)\fcind Afrikas und der Vereim<:n 
Nationen; es m uß aus dem in t<:lIl.iItionalen Territorium Namibias ve r· 
tfieben werden_ 
2. SWAPO, d ie nationale Befreiungsbcwegung Namibias, in die cin· 
zille und authentische Rel' rllscn t ~"tin des namibischen VolkCli. Oie· 
Kr Status. der erworben wurde durch Kaml)f und Opfer und dureh 
das Blut dcr Patrioten Namil)i~~, wurde von den Vereinten Nationen 
1973 bestätigt. Die SWAPO is t heute ein anerkanntes Mitglied der 



internationalen Gemeinschaft. 
3. Die nationale Einheit und territoriale Integrität Namibias - ein­
schließlich WaIvi I Bays sowie der Penguin- und anderer der Küste 
vorgelagerter Inseln (lchaboe, Hollamsbird, Mercury, Long Seal, 
Hal ifax, Poucssion, Albatrou Rock, Pomona, Plum Pudding, Sin­
dairs) - muß erhalten werden. 
4. Der UN-Rat für Namibia ist bis zur Unabhängigkeit die legale 
Verwaltungsbehörde Namibias. Seine Autorität darf in keiner Weise 
ausgehöhlt wenlen. 
5. J egliche Zusammenarbeit mit der iUegalen Besatzungsmacht in 
Namibia, sei sie direkt oder indirekt, und jegliche Ausbeutung der 
natürlichen Reslourcen Namilias in Verletzung des trr-.'-Dekrets Nr. I 
!teilen feindlich e Akte gegen das namibische Volk sowie gegen die 
Vereinten Nationen und die internationale Gemeinschaft dar. 

Die Bedrohung des Friedens im Südlichen Afrika, die aus der Politik 
und den Aktionen des siidafrikanischen Rassistenregimes erwächst, 
stellt seit zwei Jahrzehnten eine Quelle schwerwiegender Besorgnis 
für die Vereint en Nationen und die internationale Gemeinschaft dar . 
Durch die Verstärkung ihrer Zusammenarbeit mit der Apartheid und 
durch ihre beständige lnschutznahme Pretorias vor Sanktionen haben 
die Westmächte deren Zeutörungskraft e rhöht, die Effekt ivität der 
Vereinten Nationen umergraben und d ie Gefahr für den Frieden er­
höht. Ihre auch nach der Beendigung des Mandats im Jahre 1966 
sowie der Empfehlung des Internat ionalen Gerichtshofs vom Jahre 
1971 fongesetzte stil lschweigende Obereinkunft mit dem Rassis ten· 
regime hat nun dazu beigetragen die ernsteste Herausforderung der 
Autorität der Vereinten Nationen herbeizuführen. 
Die Bemühungen des Namibia·Rates als der legalen Verwaltungs· 
hoheit des Territoriums wurden von diesen Mächten beständig ver­
eitelt, die damit eine Mißachtung ihrer Verpflichtungen gemäß der 
Olarta der Vereinten Nationen dokumentierten. Sie behielten diese 
Haltung auch bei, nachdem der Sicherheitsrat mit der vollen Unter· 
stünung der SWAPO einstimmig die Resolution 385 (1976) über den 
Obergangsprozeß zur Unabhängigkeit durch freie und faire Wahlen 
unter Aufsicht und Kontrolle der Vereimen Nationen angenommen 
hatte. 

Die Marionettenin$titutionen sind illegal 

Als die fünf Westmächte (BRD, Frankreich, G roßbritannien, Kanada, 
USA) 197 7 ihre Dienste anboten. die Erfüllung dieser Resolution zu 
unterstützen, antworteten die SWAPO und die Frontstaaten dennoch 
in gutem Glauben, um einen schnenen Übergang der Macht an das 
Volk von Namibia zu erleichtern. Ihre Zusammenarbeit ermöglichte 
deli UN·Plan für die Unabhängigkeit Nam ibias, der vom Sicherheits· 
rat in der Resolution 435 (1978) einstimmig bestätigt wurde. 
Aber die Westmächte e rmöglichten C5 dem siidafrikanischen Regime 
dem Plan zu trotzen, indem sie wiederum versäumten Druck auf es 
auszuüben, und indem sie sich auf langwierige Gespräche einlieBen, 
die darauf abzielten, die Integrität der lJN·Resolution und den Status 
der SWAPO sowie die Autorität des Namibia·Rates zu untergraben. 
Sie CTmöglichten el dem siidafrikanischen Regi me un ter dem Deck· 
mantel dieser Gespräche seine Gewalt über das Territorium zu stär· 
ken, Marione tteninstitutionen zu bilden und die territoriale Integri­
tät Namibias zu untergraben. Die Militarisierung des Territoriums 
und sein Mißbrauch als Aggressionsbasis gegen unabhängige afrika· 
nische Staaten haben sogar die Gefahr für den internationalen Frie· 
den und die Sicherhei t erhöht. 
Somi t haben die Westmächte nicht nur versagt, eine Lösung in Ober· 
einkunft mit der Sicherheitsratsresolution herbeizuführen, sondern 
iilenlies zur Schaffung einer schwererwiegenden Krise beigetragen. 
Mehr noch, trotz des verpflichtenden Waffenembargos gegen Süd­
afr ika wird Südafrika weiterhin mit mili tärischer Ausrüstung und 
Technologie am diesen Ländern versorgt, und eine wachsende Zahl 
von Söldnern wird ebenfalls in ihnen rekrutiert. 
Deshalb müncn diejenigen Regierungen und Völker. die der Freiheit 
wahrhaft verpflichtet sind, die Initiative ergreifen und in voller Soli· 
dari tät mit der SWAPO handeln. Alle Anstrengungen müssen sich auf 
die Verhängung bindender Sanktionen, einschließlich eines Ölem· 
bargol, gemäß Abschnitt VII der Charta der Vereinten Nationcn 
gegen das siidafrikanische Regime richten, um seine Erfüllung der 
Sicherheitsratsresolutionen 38!1 (1976) und 435 (1978 ) und seinen 
bedingungslosen Rückzug aus Namibia sicherzustellen. Für dieses Ziel 
ruft die Konferenz zu koordiniertem Handeln seitens alle r verpflich­
teten Regierungen und Organisat ionen auf. 
Die internat ionale Gemeinschaft sollte in keiner Weise die Autorität 
des illegalen Bcsatzungsregimcs anerkennen. Sie sollte seinen 1-.lanö­
vcrn, die wirkliche Unabhängigkeit Namibias durch die Bildung von 
Marionetteninstitutionen und deren Ausstattung mit militärischen, 
Pol i"lei · und anderen RepressionsvoU machten mit entschlossenem 
Handeln entgegentre ten. Sie w llte die Sicherheitsratsresolution 435 
(1978) von neuem bekräftigen und jedwede Anerkennung oder Auf­
nahme von Beziehungen mi t irgendwelchen Autori täten oder Institu-

lionen verhindern, die vom illegalen Besatzungs regime gebildct wor­
den sind. 
Alle, die die wirklichen Bestrebungen des namibischen Volkes nach 
Freiheit und Unabhängigkeit unterstützen, sollten der SWAPO und 
ihrem legitimen Kampf mit allen Mitteln - einschließlich des bewaff­
neten Kampfes - volle und bedingungslose politische und materielle 
Unterstützung zukommen lassen, um das aggressive illegale Regime 
aus Namibia zu vertreiben. 

Sie sollten die internationalen Konzerne, die an d CT illegalen Aus­
plünderung der natürlichen Reuourcen Namibias beteiligt sind, bloß­
stellen und verurteilen. Um sicherzustellen, daß das UN-Dekre t Nr. I 
(Dekret Nr. I zum Schutz der natürlichen Ressourcen Namibias 
untersagt u.a. die Ausbeutung, den Export usw.jeglicher natürlicher 
Ressourcen Namibias ohne Zustimmung und Erlaubnis des UN-Rates 
für Namibia. 8odenschätze, die ohne derartige Erlaubnis ausgeführt 
werden, sowie Schiffe usw., welche diese transportieren, unte rl iegen 
der Beschlagnahme im Namen des Rates, um treuhänderisch zum 
Nutzen deI Volkes von Namibia ven.·ahrt zu werden; d. Red. ) wirk­
sam ausgeruhrt wird, sollten auf Regierungsebene und öffentlich 
Aktionen unternommen wenlen, um die internationale Gesellschaf­
ten, Luftlinien und Schiffahrtsgesellschaften sowie andere Interessen 
zu bestrafen, die der Ve rletzung des Dekrets schuld ig sind. 
Sie sollten den Frontstaaten alle notwendige poli ti sche und materie l­
le Unterstützung gewähren, die sich aufgrund ihrCT Verpflichtung zur 
afrikanischen Befreiung und ihrer Loyali tät gegenüber den Verein ten 
Nationen beständigen Akten der Aggression und Subversion durch 
das Pretoria·Regime ausgesetzt sehen. 
Mit diesem Ziel ruft die Konferem "lU den folgenden dringlichen 
Akt ionen seitcru Regierungen und Organisationen auf: 
1. Die Konferenz fonlert den Sicherheitsra t au f, nicht später als am 
I!I. Oktober 1980 zusammenzut reten, um umfassende und verpflich­
tende Sanktionen. einschließlich eines OIembargos. gegen Südafrika 
zu verhängen. um sein Eingehcn auf die Sicherheitsratsresolutionen 
385 (1976) und 435 (1978) zu erzwingen: 
Sie forden den Sicherheitsrat des weiteren auf, kategorisch zu e r­
klären, daß WaJyis Say und alle d CT Küste vorgelagerten Inseln 
Namibias integrale und unstrittige Bestandteile des Territoriums sind 
und alle Versuche zurückzuweisen, die darauf abzielen, dies zum 
Gegenstand von Verhandlungen zwischen einem unabhängigen 
Namibia und Südafrika zu machen. 
2. Die Konferenz bestätigt die Autoritä t des UN·Rates für Namibia 
als legaler Verwaltungsbehönle und unterstützt seine Erklärung \"on 
A1gier. 
Der Rat muß alle notwendige Zusammenarbeit und Unterstützung 
CThalten. um das Mandat an treten zu können, das ihm von der Voll · 
versammlung übertragen worden ist. Die Konferenz gelob t \"olle 
Zusammenarbeit mit dem Ra t, zusammcn mit der Hil fe der Solidari· 
täuorganisationen. bei deren Bemühungen, die Weltöffentlichkeit zur 
Unterstützung der Unabhängigkeit Namibias zu mobilisieren. 
3. Die Konferenz ruft alle Regierungen und Organisationen auf, diese 
Erklärung zu unterstützen und alle unter dem Aspekt der Schlußfol· 
gerungen dieser KonfCTcnz no twendigen Schri tte zu unternehmen. 
Sie ruft alle Solidaritätsorganisationen auf, die öffentliche Meinung 
zur UntCTstüt"lUng des Kampfes für d ie Unabhängigkeit Namibias zu 
mobilisieren, insbesondere während der Woche der Solidarität mit 
dem Volk von Namibia, die von der Vollversammlung der Vereinten 
Nat ionen proklamiert wurde und am 27. Oktober 1980 beginnt. 
Die Konferenz fordert ihr Präsidium auf, eine Delegation zu benen· 
nen, um diese Resolution dem Generalsekretär dcr Vereinten Nati<r 
nen, dem Sicherheitsrat und dem UN·Rat rur Namibia sowie weiteren 
geeigneten Gremien zu unterbreiten. 
(Quelle: Hektographiertes Material . Paris, 13.9.1980) 
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Namibia - Südafrika • BRO 

Wolff Geisler Engagement der 
Bundesrepublik in Namibia 

( ... ) Das Eindringen (wesl-)dclIuchen Kapitals nach Namibia 
wurde in der Vergangenheit durch zwei Weltkriege und wird 
heute durch die Befreiungsbewegung behindert. Dennoch 
sind gegenwärtig über 70 westdeutsche Firmen in Namibia 
registriert, wobei die meisten zur Zeil jedoch nicht wagen, 
im Lande aktiv zu werden. Lediglich Projekt e, die vor 1974 
begonnen wurden, sowie einige, d ie 1977/78 von der Düssel­
dorfeT Gcsc1bchaft Alfred Hempel KC in Angriff genommen 
wurden, sind heute in Arbeit. 
Das größte Unternehmen der westdeutschen Wirtschaft in 
Namibia ist die Beteiligung der Frankfurter Urangesellschafl 
an der Rössing Uran-Mine bei Swakopmund. Die westdeut­
sche Beteiligung b~ läufl sich, einschließlich Krediten, auf 
200 Mio DM. Der größte Anteil der Uranimporte der BRD, 
nämlich 30%, stammt dem Ursprung nach alU Namibia. ( ... ) 

Konzernziele Uran u.a. strategische Mineralien 

Die Otavi Minen AG, Frankfurt/M., produziert - und raubt 
- verschiedene andere nrategische Mineralien in Namibia, 
so Lithium, Germanium, Rutil , Vermikulit. 
Die MetallgeseUschaft, Frankfurt /M., besitzt Lithium·, Kup. 
fer· und Zinkminen in der Nähe von Karibib in Namibia 
(Helicon Mine, Rubicon Mine, Kiln Products Ltd., South 
West African Lithium Mines Ltd .). 
Die Deutsche Tiefbohr AG, Bentheim, ist über ihre Tochter· 
gesellschaft Tiefbohr LId. an der Ohuche in der Etoscha· 
Pfanne beteiligt. 
Die Alfred Hempel KG, Düsseldorf, hält über die Futura 
Ltd. zahlreiche Beteiligungen an Gesellschaften, die Tantali! 
und andere seltene Mineralien in Namibia abbauen, und be· 
sitzt außerdem eine Uran· Lagers tätte in der Nähe von Rös· 
sing. ( ... ) 
Die Firmen Thorer & Hollender, FrmlUurt/M., sowie Tho· 
rer & Co., Offenbach, sind durch ihre Tochterfirma South 
West Africa Karakul Centrale Ltd. am Handel mit wertvol· 
Ien Fellen aus Namibia beteiligt. Sie besitzen don überdies 
zwei der größten Farmen in Privatbesitz, die Neue Haribes 
bei Mariental m it einer fläche von etwa 70.000 ha, und die 
Farm Duwisib bei Maltahöhe mit weiteren ungefähr 50.000 
hat Auf diesen Farmen wird in großen Maßstab KarakuI · 
schafzuch t betrieben. 
Insgesamt si nd etwa 5.000 große Landbesitzer, darunter 
2.000 "Deutsche", an der Produktion dieses bedeutendsten 
landwirtschaftlichen Erzeugnisses im Lande beteiligt. 
Gegenwärtig stehen e twa 80.000 süda frikanische Soldaten in 
Namibia. Und die Männer mit südafrikanischer und west· 
deutscher Staatsangehörigkeit, denen gegenüber die Regie. 
rung in Bonn eine besondere Verantwortung empfindet, 
sind Angehörige der südafrikanischen Armee und nehmen an 
dem Töten in Namibia leil. 
Daneben stellen all d ie militärischen Lieferungen der BRD 
an Südafrika einen Beitrag zur Unterdrückung des Befrei. 
ungskampfes in Namibia dar: 
• Es liegen Beweise dafür vor, daß Ausrüstungen aus der 
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BRD wie "Tramall "·C·160·Militärnugze uge, Panzerwagen 
der Typen "Eland" und "RateI" (die von Firmen in Süd· 
afrika im Besitz westdeutscher Gesellschaften konstruiert 
wurden), "Unimog"·Militärfahrzeuge von Daimler-Benz, 
Militärfahrzeuge von Magirus· Deutz und MAN in Namibia 
eingesetzt werden. 
• Tei le des Grenzüberwachungssystems "Drumpel", wie 
die Luftwaffenbasis Grootfontein und verschiedene 
Ortungs· und Radaranlagen an anderen Orten sind weitge. 
hend von den westdeutschen firmen AEG·Telefunken und 
Draloric gebaut worden. 
Die Walvis·Bay-Station des "Advokaat"·Uberwachungs· 
systems wurde gleichfalls hauptsächlich von BRD·finnen, 
so von AEG-Teldunken, SiemelU und MAN, gebaut. Beide 
"Verteidigungs"anlagen ("Drumpe1" wie "Advokaat" ) wur· 
den vom Materialamt der Bundeswehr in St. AuglUtin bei 
Bonn mit den NATO-Kodifizierungsnummem ausgestattet. 
• 1976 wurden Entlaubungs· und PfIanzenvemichtungs. 
mittel eingesetzt, um freie Schußfe1dfIächen um Flughäfen 
und andere strategische Einrichtungen herum zu schaffen, 
insbesondere um Windhuk. Informanten der SWAPO gaben 
an, daß d ie benutzten Chemikalien von der Hoechst South 
Africa Ltd. geliefen worden seien. 
• In Tsumeb hat die Max·Planck·Gcsellschaft auf einem 
Gelände, das der Otavi·Gesellschaft gehört, eine lonosphä. 
ren.Beobach tungsstation elTichtet. Ihre Aktivität richtet 
sich auf die Oberwachung von Raketenfliigen. Die Stat ion 
wurde vom Max·Planck·lnstit ut für Aeronomie, Lindau/ 
Harz, aufgebaut und unterhalten. Dieses Institut belieht den 
größten Teil seiner Millel vom Bundesverteidigungs· 
minist erium in Bonn. Die lonosphären·Beobachtungsstation 
bei Tsumeb befindet sich bis heute im Besitz des Max· 
Planck·lnst ituts in Lindau/ Harz: sie wird betrieben von 
Experten der Max·Planck·Gesellschaft und von der südafri· 



kanischen militärischen Forschungsorganisat io n CSIR 
(Council for Scientific and Industrial Research), die heute 
auch als offizieller Betreiber der Station auftritt. 
1975 beförderte das in staatlichem Besitz befindliche atom· 
getriebene Forschungsschiff "Otto Hahn" einen Neutronen· 
monitor für die Station in Tsumeb. Dieser Monitor enthält 
u.a. 18 t ele ktronischen Materials. Er kann zur Beobachtung 
der Radioaktivil ät bei Nuklearversuchen eingesetzt werden. 
• Ebenfalls 1975 untersuchten Rüstungsexperten der Fir· 
ma Krupp. Essen , die Möglichkeit. in der Lüderitz·Bucht in 
Nam ibia einen Unterseeboothafen zu bauen. 
Es is t denkbar, daß das in Monaco erscheinende Magazin 
Armies & Weapons. das von den großen Waffenhändlern ins· 
besondere aus den USA finanziert wird, mehr über dieses 
Them a weiß. In seiner Ausgabe Nr. 50 vom januar 1979 
hieß es im Zusammenhang m it geplanten Waffenlieferungen 

Alfred Babing Die Multis-

aus der BRD nach Südafrika: " ... Es sind Untersuchungen im 
Gange über di e Möglichkeit, fortgesetzte westdeutsche Inter· 
essen in Namibia durch Waffenl ieferunge n an Pretoria zu 
unterstützen, um die Freundschaft und finanziellen überein­
künfte zu fest igen. Für die Waffenlieferungen gibt es keine 
Probleme ... 
Eine ähnliche Lös ung kÖnnte immer gefunden werden , und 
somit, mit einer Raketenbasis in Zaire, einer Luftwaffen· 
basis in Portugal und der künftigen Präsen...: in Namibia, legt 
Westdeutschland die Grundlagen für e twas, das nicht bloß 
ein wei teres wirtschaftliches Imperium darste ll e" 

(Quelle: Paper prepared for the International Conference in 
Solidarity wi th the Struggle of the People of Namibia, Paris , 
I I .. 13. September 1980, hsg. von H. Melber rur die Anti­
Apartheid·Bewegung der BRD und Westberlin, Bonn, Sep. 
tember 1980, S. 3·6) 

Stütze des Apartheidsystems 
In der Dis kussion um die Aktivitäten der multinationalen 
Kon...:erne bildet ihr Wirken im Südlichen Afrika einen 
Schwerpunkt der Auseinandersetzung. Zu diesem Thema 
gibt es außerordentlich klare und e indeutige Aussagen, die 
sowohl in zahlreichen Dokumenten der Vereinten Nationen 
als auch aller internat ionalen Tagungen zu dieser Problema· 
tik enthalten sind. ( .. . ) 
Die UN·Kommission für die Untersuchung der Aktivitäten 
der transnationalen Monopole hat am 22. März 1979 einen 
aufsc hlußreichen Bericht vorgelegt. Die multinationalen 
Konzerne der führenden NATO·Staaten kontrollieren die 
wichtigsten Wirtschaftszweige Südafrikas, Zimbabwes und 
Namibias. Der Außenhandel und die Investi tionstätigkeit im 
Südlichen Afrika werden maßgeblich von diesen Ländern 
bestri tten. 
Die ökonomischen Fakten sprechen für sich. Die NATO· 
Länder bestreiten zusam men mit j apan und der Schweiz 
über 60% des Exports und des Imports von Südafrika. und 
der Handelsaustausch zwischen diesen Ländern hat sich ge· 
rade in den letzten j ahren weiter verstärkt. So können sich 
die rassis tischen Regimes bei der Praktizierung ihrer völker· 
rechtswidrigen Poli tik auf die gebaUte Kraft des internatio· 
nalen Finanzkapi tals verlassen; und sie zeigen aufgrund d ie· 
ser Rückendeckung und Unterstüt...:ung keinerlei Bereitschaft 
zur Achtung der Beschlüsse der Vereinten Nationen. 

BRD - mit an der Spitze der Auslandsinvestoren 

Wie aus dem Bericht der UN·Kommission hervorgeht , wer· 
den allein die direkten ausländischen Kapitalanlagen, die 
1977 in Südafrika realisiert wurden, zu 63% von den EWG· 
Staaten und zu 22, 1% von Nord· und Südamerika realis iert. 
An dieser Verteilung hat sich bis ...:ur Gegenwart, wie in 
bürgerlichen Publikat ionen aus den NATO·Staaten b etont 
wird, nichts Grundsät...:liches geändert, wobei sich insgesamt 
die Auslandsinvest it ionstätigkeit dieser Staaten im Südlichen 
Afrika weiter verstärkt hat. 

Das Auslandskapital aus den NATO·Staat en hat in der Wirt· 
schaftsentwicklung Siidafrikas stets eine bedeutende Rolle 
gespieh. Seit dem jahre 1960 stiegen die ausländischen In· 
ves titionen um etwa 1 Mrd Rand ( I Rand '" 2,50 DM) pro 

jahr. Allein im Jahre 1978 standen Südafrika nicht abgeru· 
fene internationale Kreditfaszilitäten in Höhe vo n 2.260 
Mio Rand zur Verfligung. 
Wie die Deutsch·Südafrikanische Industrie· und Handels· 
kammer bekanntgab, be tragen die (west)deutschen Direkt · 
anlagen in Südafrika von 1952 bis zum 30.Juni 1978 insge· 
samt 645 ,2 Mio DM. Die direkten und indirekten Investitio· 
nen der BRD seien schätzungsweise mit I Mrd Rand anzu· 
geben . Etwas 450 (west)deutsche Unternehmen haben nach 
diesen Angaben finanzielle Interessen in Südafri ka. 
Die brit ischen Anlagen be trügen Ende 1978 13.200 Mio 
Rand, und die amerikanischen Direktinvest itionen würden 
mit Ausnahme der Gebie te Bergbau, Erdöl und Transport · 
ausrüs tungen für 1977 1.791 Mio Dollar betragen. Im Zu· 
sammenhang mit den Investitio nen sind die Ban kkredit e aus 
den westlichen Staaten eine wichtige Quelle für die wirt · 
schaftlic he Expansion des Apartheidregimes und seine An· 
strengungen zur überwindung seiner Krisenerscheinungen. 
Auch hier spie len die multinationalen Konzerne , vor allem 
die Banken, e ine wichtige Ro Ue. Banken aus der BRD kredi· 
tieren in führenden Positionen die strategische Ölversorgung 
des Apartheidregimes und helfen ihm dabei, eine Schlüsse l· 
position seiner Anf:H1igkeit gegenüber internationalen Boy­
kottaktionen zu behaupten . Wie aus einer Anfrage im 
BRD. Bundestag 1979 bekannt wurde, haben die Dresdner 
Bank, die Commerzbank, die Deutsche Bank und die West· 
deutsche Landesbank dem südafrikanischen Strategic OB 
Fund (auch als State on Fund bezeichnet) in den Jahren 
1976 und 1978 insgesamt 111 Mio DM Kredite gewährt. 
Des weiteren plazierten die Dresdner Bank und die Bay· 
nsche Vereinsbank 1978 flir d en gleichen Zweck SOF· 
Emissionen in Höhe lIon insgesamt 80 Mio DM. 

Auf diese Weise wird das Apartheidregime in die Lage ver· 
setzt. strategische Ölvorräte anzulegen und außerdem die 
OI·aus·Kohle·Produktion mit dem Sasol·U.Projekt voranzu· 
treiben. An dem Saml.II.Projekt ist ohnehin scho n seit eini · 
gen Jahren ein umfangreiches Engagement sowohl führender 
BRD-Energie- und Bankmonopole als auch des Staates fest· 
zustellen. über die staat liche Hermes·Versicherungsge. 
seilschaft wurden verschiedene Ausbaustufen über A usfuhr· 
garantiebÜTgschaften kreditiert. Im juni 1979 gewährte die 
Hermes.Versicherung weitere Ausfuhrgarantien in Höhe von 
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300 Mio DM mit e iner Lauf;z;dt von 8 J ahren. Dieses Bei· 
spiel demonstriert die Kombinat ion von ökonomischer, poli­
tischer und m ili tärstrategischer Hilfe nir die rassist ischen 
Regimes aus dem NATO-Lager. Es ;z;eigt aber auch wgJeich 
das Zusammenspiel zwischen den mult inationalen Konzer­
nen und den westlichen Staaten bei der permanenten Verlet­
;z;ung von UN-Beschlüssen. 
Es soll in diesem Zusammenhang nich t übersehen werden, 
daß es verschiedentliehe überl egungen bei Vertretern west­
licher Staaten zur Ausübung ökonom ischer Boykot lS gegen 
Südafrika gegeben hat. So entw ickelten beispielsweise die 
Vert re ter nordischer Staaten auf d er Genfe r Konferen ;z; zum 
Kampf gegen Rassis mus und Rassendiskriminierung (August 
197 8) entsprechende Vorstellungen_ Sie fanden ihren Nie­
derschlag in verschied enen Maßnahmen, beispielsweise der 
schwedischen Regierung zur Einschränkung des weiteren 
Engagements mul tina t ionaler Kon;z;e rne aus Schweden im 
Südlichen Afrika. 
Der BRD-Bundeslagsabgeordnete Wolfgang Rolh regte an , 
"der Regienmg in Pretoria glauJ>haft mit einem Olboykott 
;z;u drohen. um einen 'friedlichen Wandel' durch;z;usetzen". 
Aber daran wie üb erhaupt an konsequenten Maßnahmen des 
Westens mangel t es in ihrer gesam ten Südafrikapoliti k, Diese 
F<'Sts tellung gilt gleichermaßen für Empfe hlungen wes t licher 
Regierungen an m ultina tionale Konzerne ihrer Länder, ihre 
Ausbeutungspraktiken zu ändern, die unter dem Begriff 
" Verhah enskodex" der öffentlichkeit präsentiert wurden_ 
Die im Südlichen Afrika ansässigen US- Konzernfil ialen 
fUhrten ihn im März 1977 ein , und die Vertre ter der EWG­
Staaten verabschiedeten ein Dokument ähnl ichen Inhalts im 
Sep tember 1977 _ Worum geht es dabei? 
Die Monopole sollen sich zu einer "fairen Beschäft igungs­
pm xis" gegenüber der sc hwarzen Bevölkerung entschließen. 
Das heißt , sie sollen das bestehende System der Lotmdis­
kr im inierung in ihren Betrieben abbauen, Löhne ;z;ahlen, die 
mindestens 50% über dem staa tl ichen festgesetUen Exi­
stenzminimum liegen , die Bildung von eigenen Gewerkschaf­
ten der schwarzen Angestellten und Arbeiter zulassen, ihnen 
die gleichen Aufstiegschancen wie den Weißen gewähren, d ie 
d is kriminierenden Unterschiede bei den "Sozialleist ungen" 
(Alters-, Unfal l- und Arbeitslosenveuicherung, gesundheit­
liche Betreuung und Wohnraumbeschaffung) beseitigen . dk 
rassistische Trennung der Betriebsangehörigen beseit igen 
und zum Abbau der Wanderarbe it beitragen. Für siidafrika­
rusche Verhähnisse wäre dies zumindest schon ein erster 
Schritt. Aber wie sieh t die Reali tät aus? 

Tabelle I 

Lohnzahlungen an schwafze ArbeitskräCte 
(Dezember 1978) 

(Angaben in Rand pro Monat, 1 Rand etwa 2,50 DM) 

ßMW in Merccdes in Henkel i" 
Durban East London Durba n 

gezahlter Mindest-
loh n 114,40 136,60 105,16 
offiziell berechnetes 
Ex istenzm inimum 
(ört liCh unter-
sch iedlic h) 138,23 140 ,98 138,23 
Mindestlohn nach 
dcn Auflagen d es 
EWG-Verhaltens-
kodex 20 7,34 2 11 ,50 207,04 

'4 

Wie rUcht anders zu erwarten, ist die Mehrzahl der Monopo­
listen aus kurzfTistigen Profit interessen noch nk h t ein mal 
berei t , die von ihnen selbst erarbei te ten Reform vo rschläge 
in der Praxis ihrer Konzerne zu verw irklichen. 
Die (in Tabelle I) fo lgenden Beispiele aus e inigen Tochter­
unternehmen von BRD-Monopolen in Südafrika geben dar­
über aufsc hl ußreiche Informat ionen. 
Die Zahlen beweisen ganz eindeutig, daß die multinat io na­
len Konzerne, vor allem auch aus der BRD, die b rutale Aus­
beutung der schwarzen Arbeit er unter Ausnutzung des 
Apartheid mechanismus ungehindert fort setzen. Sie haben 
sogar keine Skrupel, noch geringere Löhne zu zahlen als das 
ohnehin nur karg bemessene off izielle Ex istenzminimum_ 
Wie die BRD-Bundestagsabgeord nete Frau Lendo n e von 
Bothmer Anfa ng Dezember 19 78 in einer Bilanz zur Bonner 
Siidafrikapo litik fests tell te . habe sie aus eigener Erfahrung in 
Südafr ika sehen können, daß BRD-Konzerne die Möglich­
keit, "billige Arbeits kräfte oh ne soziale Verp nichtungen ein­
zustellen, nur zu sc1bstverständlich annehmen". Sie betonte 
dabei nachd rüc klich, daß es kein Instrumentarium gib t , " mit 
dem die Befolgung des Kodex bei deutschen Firmen einiger­
maßen zuverlässig geprüft werden könnte", und kritisierte 
d ie Bundesregierung, daß sie die Prakt iken der BRD-Kon­
zerne pauschal gelob t habe, "ohne daß erkennbare Daten 
vorgelegt worden wären", 

Die m ilitärisch-atomare Koll abo ration 

Ein besonders gefährliches Kapitel der Ak tivitäten mul t ina­
t io naler Konzerne aus den NA TQ·Staaten ist d ie anhaltende 
mili tärisch-atomare Unters tützung, die sie den Rass isten 
d irekt und indire kt gewähren. 
Es bedarf wohl keiner großen Erklärung, daß diese Frage die 
Sicherheits- und Friedensinteressen nicht nur der afrikani­
schen Völker, sondern aller Staaten der Erde berUhrt . 
Eine sehr de taill ierte Untersuchung zu dieser Sache wurde 
im Sept ember 19 78 vom Sekretär der brit ischen Anti-Apart­
heid- Bewegung Abdul S_ Mi nty vorgelegt. Er verweist auf 
drei wicht ige Zusammenhänge: I , Südafrika ist faktisch in 
der Lage, eine Atombombe zu zünden. Die Welt hat ein 
Recht darauf zu erfahren. wie diese Kapazi tät entwickeh 
wurde. 2. Die langjährige nukleare Zusammenarbei t zwi­
schen Südafrika und den westlichen Hauptmächten als Ur­
sache für dieses Resultat hat gezeigt, daß die Resolution des 
UN-Sicherheitsrates über ein Waffene mbargo vom November 
1977 zu schwach ist. 3. Die nuklearen Hauptpartner Südafri­
kas - die USA, Großbritannien, Frankreich und die BRD -
müssen sich vor der Welt mit der Tatsache auseinanderset­
zen, daß Südafrika mit seiner m il itärisch-nuklearen Kapazi­
tät keiner int ernatio nalen Kontrolle unterliegt, weil es bis­
her kategorisch den Beitrag zum Vertrag über die Nichtwci­
terverbreit ung \'on Kernwaffen verweigert hat. 
Die Konsequenzen d ieser Aussagen sind eindeutig und klar: 
Das Apart heidregime ist zu einer akuten Bedrohung für den 
Frieden und die internat ionale Sicherheit geworden. Die 
multinationalen Konzerne aus den NATO-Staaten haben 
diese En twicklung forciert und aus dieser Entwicklung 
selbst profitie rt. 
Di e Schlußfolgerungen aus den gesamten Darlegungen 
können demzufolge kur'L und prägnant sein: Rassismus und 
Apartheid im Südlichen Afrika lassen sich nicht durch ver­
bale Erklärungen und unverpnichtcnde Appelle westl icher 
Politiker und Wi rtschaftsfachleute bekämpfen . Allein ein 
konsequen ter und umfassender internationaler Boykott 
kann das Regime in Pretoria dazu bringen, die UN-Beschlüs­
se im Südlichen Afrika zu verwirk lichen. 
(Quelle: Neue Perspektiven, Helsinki, Nr. 3-4/1980, S. 
3 1 -33~ 



Südafrika 

c. Mzala Bewaffneter Kampf in Südafrika 

In dieser Phase des Kampfes in C~ die dringliche Aufgabe 
unserer Bewegung, unter den Muscn unseres Vo lkes ein 
Geruhl des Vertrauens in ihre: eigene: Kraft zu wecken, daß 
sie: die Rassisten überwinden können, und zwar durch kraft­
volle: revolutionäre: Aktion, deren Hauptinhalt wirkungsvolle: 
und fortgesetzte Guerillaoperationc:n sein müssen, ein­
schließl ich eincr landcsweitc:n Sabotage-Kampagne, d ie: an 
die: frühen 60tt Jahre: erinnert und damit dort ansetzt, wo cs 
mit Rivonia (Prozcsse: gegen Führer des Afrikanischen Natio­
nalkongrcues - ANC, bei denen u.a. Nelson Mandda 1964 
abgeurteilt wurde:; d. Red.) aufbört c:. 
Das bedeutet nicht, daß wir nun hingehen, die: Gewehre 
ergreifen und morgen irgendwo den Kampf beginnen müs­
sen. Die marxistische Revolutionstheorie unterscheidet sich 
von allen anderen Theorien durch dir: bemerkenswerte 
Weise, in welcher "sie völlige wissenschaftliche Nüchternheit 
bei der Analyse der obje ktiven Lage und des objektiven Ver­
laufs der Entwicklung vereint mit der ausdrikklichsten An­
erkennung der Bedeutung der revolutionären Energie, des 
revolutionären schöpferische n Geis tes und ,der revo lutio­
nären Ini tiative der Massen".l 
Sicher, wir müssen nachdrücklich die abenteuerl ichen Theo­
rien nach Art der Narodniki 2 kritisieren, die den subjektiven 
Faktor völlig von den herrschenden objek tiven Bedingungen 
trennen. Meine Betonung der Rolle des bewaffneten Kamp­
fes in diesem ent scheidenden Stadium der Revolution in 
jedoch ein überlegtes Herangehen, das die neuen Anforde­
rungen der Bewegung zu einer Zeit reflek tiert, da die Bedin­
gungen flir eine machtvolle bewaffnete Revolution reif 
geworden sind. Es wäre daher falsch, wenn der u:ser aus 
diesem Artikel folgern wollte, daß bewarfnete Aktivitäten 
allein eine Revolu tion in Südafrika herbeiflihren könnten, 
unabhängig von der objektiven politischen Situation und un­
ter Mißachtung anderer Formen des poli tischen Kampfes. 
Diese Vorschläge werden nicht aufgrund bloßer theoreti­
scher Betrachtung, sondern aufgrund praktischer Oberlegun­
gen gemacht - und wie immer ist die Praxis die Oberprü­
fung der Theori e_ 

Lcnin lehrte, daß man, während man di e objektiven Bedin­
gungen nüchtern in Betracht zieht, nicht vergessen soll te, 
daß "in revolutionären Zei ten die Grenzen dessen, was 
möglich ist, tausendfältig expandieren" 3 unt er dem macht ­
vollen Anstoß der historischen Massenaktion. Es sollte mit 
aller Billigke it und Wahrheit gesagt werden, daß jedesjahr, 
in der Tat jeder Monat, durch den die Befreiung Südafrikas 
beschleunigt wird, die Rettung von Millionen unteremähr-

ten Kindern vor dem Verhungern bedeutet, daß Hunderte 
vor Haft, Folter und Hinriehtung bewahrt bleiben, daß dem 
Volk endloser Schmerz erspart wird. Mit den Worten der 
Gründer des Umkhonto we Sizwe (Speer der Nation, be­
waffneter Arm der Befreiungsbewegung ANC): " Die Zeit 
des Kleinmuts ist vorüber , weil die Geschichte uns keine 
Wahlläßt .4 

Siovo stellt , d ie Bedingungen zusammenfassend , welche die 
his to rische Entscheid ung dikt ie rten, im Dezember 1961 den 
Umkhonto we Sizwe (M K) zu bilden, fest: "Zu der Zeit 
hatte die Strategie des Massenkampfes auf gewaltlosem 
Wege ihr Po tential, das Volk zu mobilisieren, erschöpft. Das 
Regime war zu unverhülltem Terror gegen jegliche militante 
Opposition gegen die Rassistenherrschaft übergegangen; die 
Bdreiungsbewegungen waren verboten worden . Die Tat­
sachen hatten mit allen noch bestehenden lIIusionen aufge­
räumt, daß ein radikaler Wande l durch Aktionen errungen 
werden könnte, die bewaffnete Akt ivi täten nicht eiruchlos­
sen_ " 5 

Das Manifest des MK erkläne: "Wir entwerfen einen neuen 
Weg zur Befreiung des Volkes dieses Landes_ Die Regie­
rungspolitik des Zwangs, der Unterdrückung und der Gewalt 
wird n icht mehr länger nur mit gewaltlosem Widerstand be­
antwortet werden! Diese Wahl i51 nicht unsere; sie wurde 
von der Nationalisten-Regierung getroffen, die jedes fried­
liche Verlangen des Volkes nach Rechten und Freiheit zu· 
rückgew iesen und jede derartige Forderung mit mehr und 
mehr Gewalt beantwortet hat ." 

Die Bildung des Umkhonto we Sizwe 

Daß daher 1961 die Zeit gekommen war, die rassistische 
Gewalt mit revolut ionärer Volksgewalt l:U beantworten, 
kann nicht länger e ine umstrittene Frage sein_ Die oben an­
gefUhrte Passage des MK-Manifestes reflektiert deutlich, daß 
die Entscheidung, zum bewaffneten Kampf überzugehen , 
nach reiflicher überlegung und Abwägung getroffen wurde. 
Mehr noch, es ist ein Beweis flir sich, daß der Umkhonto we 
Sil:we in jenem Anfangsstadium, da man kaum irgendwelche 
nennenswerten Materialressourcen hatte und in einem hoch­
industrialisierten kapitalistisch-totalitären Staat operieren 
mußte, umgeben von feindseligen Staaten, es zuwege b rin­
gen konnte, mehr als 150 Sabotageakte innerhalb von 18 
Monaten durchzuruhren. Diese dramatischen Akten revolu­
tionärer Angriffe, die mit jedem Monat an Intensität und 
Ausdehnung zunahmen, sind Beweis genug, daß die Mehr­
heit des Volkes, I. schon desillusioniert war darüber, d ie 
Befreiung mit gewaltlosen Mineln zu erreichen, und 2. be­
reit war, den Ruf nach bewaffnetem Kampf zu erwidern_ 
Angesich ts dieser Bedingungen hängt der Erfolg der Durch· 
fUhrung des militärischen Kampfes von zwei Faktoren ab, 
einmal VOn der Existenz einer klaren Führerschaft mit ver· 
fUgbaren materiellen Ressourcen, um den Funken zu zünden 
und m ilitärische Operat ionen aufrecht zu erhal ten, und zum 
anderen vo n der Stärke des Feindes. 

J ene, die den sog. Fehlschlag der Sabotage-Kampagne der 
frühen 60er Jahre krit isieren , und als Beweis die letztend­
liche Verhaftung der Führung in Rivonia anführen, um 50 zu 
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beweisen, daß die Zeit noch nicht gekommen war, sollten 
sich bew ußt sein, daß sie in ähnlicher Weise und wahrschein­
lich aus den gleichen Gründen Fidel Castro in Kuba krit isiert 
hällen, wenn seine Gueri lla-Truppe dabei gescheitert wäre, 
sich in der Sierra Madre zu behaupten . überdies wurde der 
Fehler im Sicherheitsbereich, der zur Verhaft ung der Füh­
rung in Rivonia geführt hatte, mit dem Beginn der Ausfüh­
rung des Beschlußdokuments "Operat ion Mayibuye " korri­
giert, in dem es heißt; "Bevor die Operationen stattfinden 
werden, wird die politische Führung im Geheimen in einem 
befreundeten Land aufgeba ut sein, um den Kampf im In­
nern wie im Ausland anzuleiten." Es ist daran zu erinnern, 
daß die Verhaftungen von Rivonia vor der Durchführung der 
"Operation Mayibuye" stattfanden. 
Wenn wir auch wissen, daß der Sieg in Südafr ika gewiß ist, 
so konnten unsere GiÜnderväter es sich 196 1 dennoch nicht 
leisten , in ihren Hauseingängen zu sit2:en und da rauf zu war­
ten, daß die Apartheid als Leichnam vorbeiziehen werde. Sie 
waren sich wohl bewußt, im selben Sinne wie Marx es in 
einem Brief an Dr. Kugelmann ausdrückte, daß die "Welt­
geschichte in der Tat sehr einfac h zu gestallen wäre, wenn 
der Kam pf aufgenommen werden könnte unter der Bedin­
gung unfehlbar güns tiger Aussichten". 

Das Problem der revolutionären Situation 

Dan n gibt es da jene, die behaupten, daß eine revolut ionäre 
Situat ion stets die Voraussetzung rur bewaffneten Kampf sei 
und daß das Gegenteil lin ksrad ikale Kinderei und Abenteu­
renum sei. Dabei beziehen sie sich auf Aussagen Lenins , der 
ein mal schrieb : .. Für den Marxisten unterliegt es keinem 
Zweifel, daß e ine Revolut ion ohne eine revolutionäre Situa­
tion un möglich is t , wobei nicht jede revolutionäre Situat ion 
zur Revolut ion führ t. "6 An anderer Ste lle sagte Lenin: 
"Unterdrückung allein , wie groß sie aueh sei, bedingt nicht 
immer eine revolut ionäre Situation in einem Lande."7 
Diese Texte sind gründlich mißverstanden worden und zeit­
weil ig dogmatisch von ihrem Kontext getrennt angewandt 
worden . Manche Avantgardebewegung ha t sich historisch 

·selbst zum Untergang verurteilt - weiterhin exist ierend, 
aber zu leben aufnörend - , indem sie passiv den Moment 
abwartete, in welchem die revolutionäre Situat ion auftrat 
und eine landesweite Krise ausbrach. 
Was ist eine revolut ionäre Situation? SoUte der Guerilla­
kampf die revolutionäre Situat ion abw.arten? 

Lenin entwickelte das Konzept der " revolutionären Situa­
t ion " haup tsächl ich während des I. Weltkrieges, als es An­
zeichen gab, daß in einer Anzahl europäischer Länder ein e 
revolutionäre Situat ion heranreifte. 
Er beschrieb den Zustand der Gesellschaft, welcher e iner 
polit isch reifen Revolution vorausging. Seine Schlußfo lge­
rungen waren das Ergebnis einer gründlichen Untersuchung 
der spezifischen Erfa hrungen der russischen Revolut ion von 
1905·0 7. Anfangs benutzte er nicht den Ausdruck " revolu­
t ionäre Situat ion ", sondern die Bezeichnung "polit ische 
Krise in landesweitem Maßstab" und andere. 
Zu keiner Zeit sagte er, daß ein bewaffneter Kampf nicht 
beginnen könne, bevor es eine revolutionäre Sit ua tion gebe. 
Zum Beispiel schrieb er: " Welches sind , allgeme in ge­
sprochen , die Merkmale einer revolutionären Situation? Wir 
gehen sicherlich nicht fehl, wenn wir fo lgende drei Haupt· 
merkm ale anführen : I . Für die herrschenden Klassen ist es 
unm öglich, ihre Herrschaft unverändert aufrecht zu erhal­
ten ; die eine oder andere Krise der 'oberen Schichten ', eine 
Krise der Politik der herrschenden Klasse, die einen Riß 
entstehen läßt , durch den sich die Unzufriedenheit und 
Empörung der unterdrückten Klassen Bahn bricht. Damit es 
zur Revolution kommt, genügt es in der Regel nicht, daß die 
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'unteren Schichten' in der alten Weise 'nicht leben wollen', 
es ist noch erforderlich , daß die 'oberen Schichten' in der 
alten Weise 'nicht leben können '. 2. Die Not und das Elend 
der Unlerdrückten Klassen verschärfen sich über das gewöhn· 

liche Maße hinaus. 3. Info lge der erwähnten Ursachen stei­
gert sich erheblich die Akt ivitä t der Massen, die sich in der 
'fr iedlichen ' Epoche ruhig ausplündem lassen, in stürmi· 
sehen Zeiten dagegen sowohl durch die ganze Krisensitua­
tion als auch durch die oberen Schichten selbst zu selbstän­
digem historischen Handeln gedrängt werden. ( ... ) Die Ge­
samtheit d ieser objekt iven Veränderungen wird denn auch 
revolutionäre Situat ion genannt."e 
Die Vulgarisierung der Leninschen Thesen über die revo lu­
tionäre Situation hat praktisch zur Folge gehabt, daß alles, 
was die Avantgardebewegung zu tun habe, sei, Waffe n und 
Kräfte im Lande zu horten , während man auf den Tag X 
wartet, an dem wir stark genug sein werden, der revolutio­
nären Situat ion zu begegnen. Die Erfahrungen anderer 
Länder wie Algerien, Kuba, Angola dagegen zeigen , daß der 
Guerillakampf eine revolutionäre Situation herbeiführen 
kann. 
Heute ist d ies umso mehr der Fall , als die Befreiungskräfte 
über einen Vorteil verfUgen (den die russischen Revolutio­
näre nie besaßen), nämlich die Existenz einer sozialistischen 
Gemeinschaft, d ie den Prinzipien des proletarischen In ter­
nationalism us verpfli chtet ist. In fasc hi stischen Ländern wie 
Südafrika wird deshalb ein o ffener, vom Volk unterstützter 
Kampf der Guerilleros mit Sic herheit die Entwicklung einer 
revolutionären Sit uation bis zu ihrem höchsten Stadium -
der landesweiten Krise - beschleunigen. 
Nach dieser Analyse is t d ie Frage, der enorme Bedeutung 
zukommt, diejenige der polit ischen Mobilisierung der Mas­
sen. 
Der bewaffnete Kampf ist d ie höchste Form des polit ischen 
Kampfes, verlangt er doch erhebliche Op fer vom Volk. Es 
ist wicht ig, dies zu betonen, weil jede Mani fes tation von 
Mili ta rismus, die den bewaffneten Volkska mpf von sein em 
politischen Kontext trennt, zu einer unermeßlichen Tragö­
d ie und Katastrophe führen und in unserer besonderen 
Situation unsere Bewegung um J ahrzehnte zurückwerfen , 
wenn nicht ihren völligen Zusammenbruch verursachen 
kann . 
Die Politik des Afrikanischen Nationalkongresses (ANC) in 
dieser Frage ist sehr klar: " ... Die bewaffne te Herausforde­
rung des Volkes gegen e inen Feind mit fürchte rlicher materi­
ell er Stärke führt nicht zu d ramatischen und raschen Erfol­
gen . Der Weg is t übersät mit Hindernissen und wir hegen in 
dieser Hinsicht keinerlei Illusionen bezüglich Südafrikas. Sie 
kann langfristig n ur erfo lgreich sein, wenn sie die aktive 
Unterstützung der Volksrnassen für sich gewinnen kann . 
Ohne dieses Lebenselement is t sie zum Untergang verur­
teil t. "9 
Gleichgültig wie geschick t oder mutig unsere Guerillaein­
heilen sein mögen , das Fehlen von Massenunterstützung 
könnte ihren Untergang bedeuten. Ein Beispiel hierfür ist 
der Kampf des philippinischen Volkes. William Pomeroy, 
ei n zeitgenössischer Marxist und Experte des revolutionären 
bewaffneten Kampfes, der selbst am GueriUakampf des 
philippinischen Volkes tei lgenommen ha t, erklärt warnend: 
"Breite und universelle Verallgemeinerungen über die Wirk­
samkeit des bewaffneten Kampfes oder von Guerillataktiken 
können nicht mit Sicherheit getroffen werden."lO 
Wie aber m obilisiert man das Volk in Südafrika nun prak­
t isch? Geht man von Mann zu Mann und fordert ihn auf, 
dem ANC beizutreten? Oder erinnert man ihn daran, daß er 
durch die Gesetze X, Y und Z unterdrückt wird ? Gewiß, 
wenn sich der Kampf zuspitzt und verstä rkt , wird die poli­
tische Mobilisierung die Form umfassender Erziehungs- und 
Agitat ionsarbeit annehmen - denn nur, wenn der Feind 



fortwährend gestör t wird und seine Kräfte zerstreut und 
somit geschwächt s ind, kann wirknme Propaganda durch 
unsere Untergrundeinheiten sowie bewa ffn eten Kämpfer die 
Massen zu e iner höheren St ufe der Organisat ion hin mobili­
sieren. 
Wir dürfen nicht vergessen, daß d ie Propaganda der Waffen 
insbesondere in diesem Anfangsstadium an sich ein politisch 
mobilisierender Faktor ist. Slovo hat Recht, wenn er be­
merkt ; "Erfahrungen in Südafrika wie in anderen hochor­
ganisierten Polizeist aaten haben gezeigt, daß es, b:is zum 
neuen Typus von Aktionen übergegangen wird, zweifelhaft 
ist, ob politische Mobilisierung und Organisation über einen 
bestimmten Punkt hinaus entwickelt werden könne·n . An­
gesichts der Desillusionierung des Volkes über die alten 
Kampfformen ist eine Demonstrat ion der Fähigkeit der Be­
frei ungsbewegung, den Kampf auf neue Weise fü hren und 
durch halten zu können für sich selber e in wesent licher 
Schritt dahin, organi sierte Verbundenheit und Unterstüt­
zung anzuziehen. Insofern würde die Zurüc kstellung jegli­
eher bewaffneter Aktivität bis zu dem Zeitpunkt, da. politi­
sche Mobilisierung und organisatorischer Wiederaufllau ein 
genügend hohes Niveau erreicht hätten , um deren fortge­
schrittene Formen durchzuhalten, die Aussichten ein er voll­
ständigen polit ischen Mobilisierung se lbst untergrab en." ll 
Die zitierte Passage entspricht der Präambel des Dokuments 
"Operation Mayibuye", die in revolutionärem Optimismus 
betonte, daß der Plan im Anfangsstadium "einen massiven 
Angriff auf ausgewählte Ziele vorsieht , der ein Höchstmaß 
an Zerstörung und Verwirrung im gegnerischen Lager her­
vorruft" und in den Volksmassen ein Gefühlt des Vert rauens 
erzeugt, daß " hier nun eine Befreiungsbewegung ist, d ie aus· 
gerüstet und fahig is t , sie zum Sieg zu führen ". Dil:s wird 
dann die geeignete Atmosphäre für eine aJlmähliche Massen­
be teiligung an ihrer eigenen bewaffneten Revolut ion sehaf­
fen. 
Die Frage der politischen Mobilisierung kann nicht abstrakt 
behandelt werden . Wie in Algerien, Kuba und anderswo 

.wird der allgemeine Aufstand durch organisierte und gut 
ausgerüstete Guerillaoperationen ausgelöst werden, in deren 
Verlauf die Volksrnassen einbezogen und bewaffnet werden. 
Das faseh istische Gespenst quält unser Volk noch immer. Es 
umgibt sich mit dem Mythos der Unbesiegbarkeit.. Eine 
ernsthafte Herausforderung dieses Mythos durch eine De­
monstrat ion bewaffneter Siege des Volkes, so gering iiie sein 
mögen, wird diesen Mythos erschüttern - und Schlagworte 
wie "der lange Arm des Gesetzes" und "Wände haben 
Ohren" werden bedeutungslos werden und sich als bloße 
Drohungen erweisen. 

Die Stärke des Feindes 

Im Hinblick auf d ie politische Mobilisierung der Mass,~n sind 
MK-Operationen wie die Angriffe auf Polizei stationen in 
Soweto (vgl. Al B 6/ 1980; d. Red. ) ideale Operat ion~:n, und 
zwar nicht notwendigerweise aufgrund ihres offensiven 
Charakters, sondern weil sie siegreich waren. Daß es Ver­
luste auf unserer Se ite gibt. wird e ine nur natÜTlichLe Ent· 
wicklung sein, gewiß aber keine vorsätzliche; das Gesetz des 
Handeins auf dieser Stufe lautet; "Angriff ohne Scbeu auf 
den Schwachen und Flucht ohne Scheu vor dem Starken."12 

Wir würden Tagträumen naehhängen, bestritten wir die be­
träch tliehen militärischen Vorteile, über welche die Plretoria­
Buren in diesem Stadium unserer Revolution verftii:en; so 
ihre reiche Wirtschaft (die jetzt schon ein gewaltiges Aggres· 
sionsbudget finanziert ), eine große Armee und Polizei, einen 
hohen Indust rialisierungsgrad und die modemen S,traßen 
und Schienenwege, die den Transport in alle Landesteile 
erleiehlern. In "Strategie und Taktik des ANC" wird j edoeh 

ANC·Gueri!loroo in einem AusbiIdunpcamp irgendwo im <Üdlio:b<: n Afriko 

richtig festgestellt, daß, "wenn es eine Lehre gibt, welehe 
die Gesehiehte des Guerillakampfes lehrt, es die ist, daß 
materieUe Kräfte und Ressoureen des Feindes keineswegs 
ein entscheidender Faktor sind". 
Guerillakriegführung bedeute t gerade ihrer eigenen Defini· 
t ion nach, vorteilhaft (auf lange Sieht ) für den materiell 
Schwachen gegenüber dem materiell Starken zu sein, und ihr 
Erfolg ist garantiert durch ihren Ursprung im Volk und ihre 
Unterstützung durch das Volk; so daß von daher, gleich wie 
stark die Kräfte des Feindes sind, geschiekte DurchfUhrung 
von Guerillataktiken wie überraschung, Beweglichkeit und 
taktischer Rückzug es dem Feind schwer machen, seine 
werJegene Feuerkraft in irgendeine entscheidende Schlacht 
einzubringen. 
Die Notwendigkeit fUt die Rassistensoldaten , sich se lbst aus· 
zubreit en, um jeden Zentimeter der Verbindungswege zu 
überwachen, und die Notwendigkeit die weit verstreuten 
Einrichtungen zu schützen, von denen die Wirtsehaft ab­
hängt, wird es ihnen unmöglich m aehen, sowohl innerhalb 
des Landes zu sein wie in Namibia und überdies in den 
Straßen, um auf Arbeiter zu schießen, wenn diese streiken. 
Ohne das Element des bewaffne ten Kampfes in der sooafri­
kanischen Revolution wären die Rassisten an allen genann­
ten Orten gleichzeitig zu finden. 
Gegen einen Feind von der Stärke Südafrikas is t es nur 
logisch fti r die Befreiungskräfte sich auf e inen langen Krieg 
einzustellen ; das Gegenteil hieße, eine Katas trophe heraus­
zufordern . Es sollte jedoeh in Erinnerung behalten werden, 
daß gerade die Komplexi tät und hochentwiekelte Struktur 
des südafri kanischen Industriebereichs ihn fÜT wirksame 
Guerillaangriffe gegen wirtschaftliche Ziele verwundbar 
macht, so daß innerhalb kurzer Zeit (und wahrscheinl ich 
weitaus eher als wir zum gegenwärtigen Zeitpunkt absehen 
können 13 ) Verheerung und Verwirrung über das Land kom­
men können und somit die revolutionäre Erhebung der Er­
greifung der Macht näherbringen - selbstverständlich vor­
ausgesetzt, daß unsere Bewegung auf diesen Fall vorbereitet 
ist. 
Um eine Revolution zu vollbringen, müssen wirkliche Kräfte 
und reife subjektive Bedingungen vorhanden sein . Die sub­
je ktiven Voraussetzungen für die Revo lution bestehen, wenn 
die fo rtschrittlichen Kräfte d ie Fähigkeit besitzen, bewußte 
revolut ionäre Aktionen zu unternehmen mit dem Ziel, das 
alte System zu stÜTzen und ein neues zu e rrichten. 
Wenn diese Kräfte nicht vorhanden sind, mag die Chance 
ver tan sein - wenn die subjektiven Kräfte ni cht hinreichend 
reif entwickelt sind, wird die Revo lution eine Niederlage 
erleiden. Konkret ausgedrückt; Das Bestehen einer klaren 
Führung (mit klarer Führung sind solche Führer gemeint, die 

17 



die wirklichen Repräsentanten des arbeitenden Volkes nicht 
nur der Theorie, sondern der Wirklichkeit nach sind) zu· 
sammen mit den materiellen Mitte ln zu ihrer Verfligung, um 
Operationen in Gang zu se tzen und durchzuhalten, ist eine 
zwingende Notwendigkeit. Daß Operationen durchgehalten 
werden können müssen, ist unbedingt zwingend, da spon· 
tane, isolie rte Akt io nen (gleich wie gut sie gemeint sein 
mögen) nicht ausre ichen, um den Sieg in der Revolut ion zu 
erringen. Es ist lebenswichtig, daß die Bewegung deutlich 
macht, daß sie angetreten ist, um :w bleiben. Nur dann kann 
sie dem Volk Vertrauen und d ie }o' ähigkeit geben, Möglich, 
keiten zu sehen. 
Isolierte und unkoordinierte Aktionen spielen le tztlich dem 
Feind in die Hände, der das Volk dahingehend zu täuschen 
versucht, daß die Guerilleros ein furchtsamer, verz.weifelter 
und gangsterhafte r Haufen seien, der Angst vor den S icher, 
heitskräften des Staates hat . Eine isolierte Aktion geht in 
einem Lande wie Südafrika zum Beispiel leicht unter in den 
tag täglichen Sensationsthemen des Landes, von denen viele 
vo n Verbrecherbanden ausgelöst werden. 
Eine Einschätzung des Reifegrades der subje ktiven Faktoren 
auf dieser Stufe der Revolution muß nicht all ein die Bereit­
schaft der Avantgardebewegung und ihre r polit ischen Füh­
rung erm itteln, sondern auch die materie llen Mögli chkei ten, 
den Kampf durchzuhalten, bis die Massen in der Lage sind 
davon, lediglich bloße Anhänger der Revolution zu sein , 
dazu überzugehen, akt iv an ihr teilzunehmen. Der letztere 
Faktor ist au fgrund seines mechanischen Charakters sehr 
leicht einzuschätzen und auch zu gewährleisten (nil:nmt man 
di e E.xis tenz der sozialistischen Gemeinschaft sowie die 
Ressourcen des Feindes im Land) , der eutere jedoch kann 
nur in der Praxis überprüft werden und nicht allt~ i n in der 
Theorie - denn allein die Praxis ist das Kriterium d er Wahr­
hei t. 

Soweto und unsere Zeit 

Die poli tischen Kräfte der Revolution werden gefonnt und 
geprüft in den Flammen des polit ischen Kampfes auf der 
Basis der praktischen Erfahru ngen, die von den Massen ange­
sammelt werden. Die Massen se lbst werden wi:rklich im 
Kampf selbst organisiert. Lenin sagte: "Die wirkliche Erzie· 
hung der Massen darf nie von ihrem politischen und beson­
ders dem revolutionären Kampf getrennt werdtn. Nur der 
Kampf e rzieht die ausgtbeute te Kl asse. Nur der Kampf er­
ö ffntt ihr dit Größe der eigenen Kraft; erweitert ihren Hori­
zont , erhöht ihre Fähigkeiten , klärt ihr Denken , stählt ihren 
Willen . "14 
Er fu hr fort aufzuzeigen. daß der grenzenlose revo lutionäre 
EnthusiasmU.'l des Volkes n t ue his to rische Horizo nte eröff­
net und der Bewegung neue große Aufgaben S(:tzt (Auf­
gaben. von den en Schreibtisch· Revolutionäre nich t einm al 
zu t räumen wagtn ). Rtvolutionäre Zeiten zeichnen sich so­
dann durch rasche Entwicklungsschrittt aus; Gtschichte 
bt mißt sich dann nicht in jahren und jahrzehnten, sondern 
in Wochen und sogar Tagen. Nur unter derart igen Bedingun­
gen erhält unsere Losung " Freihe it zu unseren Lebzeiten" 
für die Maslen Geltung. 
Die politischen Ereignisse in Südafrika in der Pe riode sei t 
dem 16. juni 1976 (dem Tag des Polizeimassakers in So­
wetOj d. Red.) haben von neuem die überwältigende Mehr­
heit des Volkes überzeugt, daß bewaffneter Wide~stand und 
militärisch offensive Operat io nen der Vol ksarme(~ notwen. 
d ig sind, um den Zusammenbruch dts Rassistenreuimes her­
beizuführen. 

Dies läßt sich ablesen an der offensiven ~I altung d(: r jugend. 
lichtn von Soweto und anderswo. die Steine und MüHton­
nendeckel trugen. In Soweto hatten diejenigen, die Starben 
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- anders als in Sharpeville (vgl. Al B 3/1980) - ihre Wunden 
ni cht im Rücken auf der Flucht vor dem Tt rror der Poliu:i, 
sondern sie starben , während sie gegen das rass istische Un­
gtheuer vorrückten. Gerade die Bereitschaft der Menschen , 
selbstmörderiseht offensive Kampagnen in du Art von So­
weto zu unternehmen, is t ei n deutlichts Zeichen der revo· 
lut ionären Militanz, dit heute von ihren Herzen Besitz er· 
greift. 
E.s gibt fü r unser Volk kein en andertn Weg zur Befreiung als 
den des bewaffneten Kampfes. Andere Auffassungen zu ver­
treten, hieße sich auf e ine leblose theoretische Diskussion 
einzulassen, der jegliche praktische Bedeutung abgtht. Vor 
dem Hintergrund dieser überlegungen bemerktt das Zentral­
komitee der Siidafrikanischen Kommunistischen Partei in 
seirler Analyse Sowttos unmittelbar nach dem Ereignis: 
" Sowtto hat die Debatte über die Legitimität zum bewaff, 
neten Kampf überzugehen abgeschlossen."15 Ebenso er­
klärte das Nat ionale Exekutivkomitee des ANC das j ahr 
1979 zum ,Jahr des Speeres" - n icht ohne Grund. 
(Quelle: The African Communist , London, Nr. 82,111 / 1980, 
S.65 -73) 
AnmCTkunge:n: 

I ) W .•. Lenin. Geummelte Werke, Bd. 13 (Eng!. Ausg.), S. 36 
(RÜCkübersetzung aus dem Englischen) 

2) Nawdniki:. " VolkstümlCT M

, vornehmlich aus Inte:Uekt...ellen be· 
stehende 5Ozialrrvolutionäre Bewegull8 im Rußland des späten 
19. Jahrhunderts. Ihre in enter Linie kleinbÜl'gerlich/kleinbäuer­
lich-radikalen Vorstellungen wurden von Lenm scharf kritisiert; 
d. Red. 

31 W.I. Lenin, Ge:Ammelte Werke:. Bd. 23 (Eng!. Ausg.), S. 323 
(Rücküber5-) 

4) "Operation Mayibuye", Be:schJuBdokument 
!I) B. Davidson/ J . Siovo/ A. Wilkin,on, Southem Africa: The New 

Polit ics Of Revolution, Harmondsworth 1976, S. 180 
6) W.I. Letl in,Gesammelte Werke, Bd. 21 (Dte. Ausg.) , S. 213 
7) W.!. Lenin, Gesammelte Werke, Bd. 19 (EIl8L Ausg.), S. 22 1 

(Rückübers.) 
8) W.1. Lerun, Gesammelte Werke, Bd. 21 (Dte. AUig.), S. 206/07 
9) Strateg)' And TacticsOfThe ANC, Morogoro 1969 

10) William Pomeroy, Guerilla Warfare And Marxism, New Vork 
1968, S. 31 

11) B. David$Onl J . Siovel A. Wilkinson, Southem Africa: The New 
Politics Of Revolution, .. a.O., S. 194 

12) "Operation Mayibuye", BesehluBdokument 
13) Dieser Artikel wurde vor dem ANC-Bombenanschlas im J uni auf 

die Kohleverflüssigungsanlagen von SASOL I und IT gClchrieben. 
Vgl. AlB 7-8/1980; d. Red. 

14) W.I. Lenin, GeAmmelte Werke, Bd. 23 (Eng!. Ausg.). S. 241 
(Rückübers.) 

I!I) Political Report , adoptcd by the Plenary Session of the Genlral 
Comiucc of the South Afric~ Communist Party, April 1977. 
Dt. in: AlB 10 und 11 / 1977 

SERVICE CIVIL INTERNATIONAL, 
Deutscher Zweig e. V. 

- AFRIKA·KOMMISSION -

Freiwillige für Workcamps gesucht 

In Zusammenarbeit mi t Pan nerorganisationen in Afrika (Senegal, 
Sierra Leone:, ElfenbeinkÜ$te, Ghana, Togo, Nigeria, Botswana und 
Lesotho) vermittelt die Afrika·Kommission des SCI im Sommer 
198 1 wieder Teilnehmer in internationale Workcamps (3·6 Wo­
chen). 
Die Freiwilligen helfen durch unbezahlte Arbtit beim Aufbau einer 
Infrastruktur wie Schulen, Hospiti lern u.ä. Dies wird großenteils 
zur Unterstützung von Selbsthilfeprojekten der ländlichen Bevöl· 
kerung durchgeführt. 
Vor.o.unetzung zur Teilnahme in die Beteiligung an zwei Vorberei· 
tungsseminaren im April und Juni 198 1. Im Herbst führen wir dann 
ein Auswertungstrcffen durch. 
Wir erwarten auch die weitere Mitarbeit in der Afrika·Kommission, 
beispicl!weise bei UJl$trer Solidarititsarbeit in der BRD. 
Informationsmalerial und Voranmeldung (mit Vermerk AIB·An­
zeige) bis Ende Dezember 1980 an: 
SCI - Afrika-Kommission, BurbachentT. 193,5300 Bonn I 



Vietnam . 

Gabriel Garcia Marquez 

Im Innern Vietnams 

Gabrief Garcw. Marquez, wdtbeka rmter kolumbianischer 
Schri/tstellu. nahm den "/njormationslt.rieg" gegen das be· 
driingte Vietnam (siehe auch den Beitrag uon J. v. Freyberg 
in AlB 5/ 1980) zum A "lap, um sich vorort ein eigenes Bild 
zu machen_ Er stellit dab~ die Hinterlassenschaften des USo 
Krieges und die Gegenwärtigkeit der chinesischen Kriegsan" 
drohung ebenso in Rechnung wie die Mühen der sozialreuo­
lutionären Veränderungen im 1975 befreiten Süden . 

( ... ) Ich kam in Vietnam auf dem Uöhepunkt d es Aufruhrs 
um die "boat peoble" (" Bootsleute") an, mit der einzigen 
Absicht , um meines Gewissens willen die Wahrheit von dem 
ganzen Rummel zu trennen. Aber das flüchtlingsdrama 
(s iehe detailliert in: AlB 9 / 1979, S. 17- 19; d. Red.), $0 uno 
mittelbar und her.t:r:rweichend es auch war, wurd e fur mich 
angesicht s der erschreckenden Wirklichkeit des Landes zu 
einer zwei trangigen Angelegenheit. 

Noch keine Zeit, das Haus auszufegen 

Von Anfang an beeindruckte mich am meisten, d aß die 
Trümmer d es Krieges gegen di e USA. der vor 4jahren 
endete, unberührt geblieben waren. Die Vietnamesen hatten 
noch nicht einmal die Zeit gefunden. ihr Haus auszufegen. 
Ihre Zivilflughäfen waren übersät mit Wrac kt eilcn von 
Kampfflugzeugen und Schlachthubschraubern. die d ie Yan· 
kees zur Zerstörung wehrloser Dörfer benutzt hatten, und 
mit Eisenschrott der todbringenden Maschinerie. der in der 
abschl ießenden wilden Flucht zurückgelassen worden war. 
Von den verwüsteten Straßen konnte man die Asche von 
Dörfern sehen , die mit Napalm ausgelöscht worden waren, 
ein Niemandsland, das einst Wald war. durch chemische Ent· 
laubungsmitlel unfruchtbar gemacht, Bombenkrater an 
jeder Seite. Eine Auto rahrt von 50 km. die gut 4 Stunden 
gedauert haben mag, war ein einziges Kriegsabenteuer. Die 
Bewässerungskanäle, die das Land aus der Luft wie ein rie· 
siges Schachbre tt aussehen ließen, waren kaum wieder in 
Betrieb genommen. ( ... ) 
In mancher Hinsicht war d er Krieg nicht zu Ende. Etwa 
300.000 Tonnen l\linen und Bomben, die nicht explodiert 
waren, waren immer noch über dem Land verstreut, wart end 
und nach neuen unschuldigen Opfern ausspähend . ( ... ) In 
einer einzigen Provinz kamen etwa 4.000 Personen seit dem 
Krieg auf diese Weise ums Leben. 

Es wird geschätzt, d aß die USA über Vietnam einige tausend 
mal mehr Bomben abgeworfen haben als alle im 2. Weltkrieg 
abgeworfenen zusammengenommen. Es war der grausamste 
Feuersturm, den jemals ein Land in der Menschheiuge· 
schichte erlitten haI. ( ... ) 
In den wenigen j ahren dieses Wahnsinns der verbrannt en 
Erde r ... dierten sie (die USA) 9.000 Dörfer von der Land· 
karte. zerstörten sie das natio nale Eisenbahnnetz, n"rnich· 
u:ten sie das Bewässerungs. und KanaJsystem. töteten sie 
900.000 Büffel und verwüsteten 100 .000 qkm bebauten 
Landes, ein Gebiet. das mehr als 120 mal so groß ist wie die 
Stadt New York. Nicht einmal Schulen oder Krankenhäuser 
entkamen dieser grauenhafte n Ausro ttung: Die 2.500 Lepra· 
kranken in der Kolonie Qhynhlap gingen in e inem einzigen 
Luftangriff in Rauch auf, unter einer Todesdusche \'on bren· 
nendem Phosphor. 
Um all dem Unglück die Krone aufzusetzen. erlitt Vietnam 
zwei Katas trophen. kaum daß der Krieg vorbei war: durch 
eine Dürre im jahre 1977 verlor es I Mio t Reis. weitere 
3 Mio wurden dann durch eine Reihe \'on überschwem mun· 
gen und Wirbelstürm eIl . den hcftigSlen dieses j ahrhunderts. 
zerstört. Auf diese Weise vervollständigte Gott den einmali· 
gen Uolocaust , den die Yankees unvollendet hinterlassen 
halten. Die Folgen : Ein zertrümmert es Land lind 50 Mio in 
Armut ge5lürzte Menschen. 
Aber so ern51 der materielle Schaden auch war, e r wa r klei· 
ner und weniger irreparabel als das menschliche Verderben 
und die mor.tlische Zerrüttung. Vielleicht treten gerade hier 
die Untersch iede zwischen den nördlichen Provinzen . sozia· 
listisch seit über 20 j ahren, und den südlichen Provinzen, 
vor gerade 4 j ahren befreit, am deutl ichsten zUl age. Sie sind 
tauächlich nicht nur zwei unt erschiedliche Länder. sondern 
in vielerlei Art gegensä.tzlich. 

Sozialismus auf zwei R;idern 

llanoi, dte Hauptstadt, muß sich seit den Tagen der französ i· 
sehen Besatz ung nur sehr wenig verändert haben. In diesem 
heißen Mo nat j uli war Hanoi immer noch eine ruhige Stadt. 
in der es immer 4 Uhr nachmittags zu sein schien. Trotz d er 
LuftfeUChtigkeit und der stickigen Atmosp häre hatte man 
nicht das Gefühl, in den Tropen zu sein . Inmitt ell verlocken· 
der Seen gelegen. m it viel en alten Bäumen. di e di e bibli· 
sehen Regenfälle diese r T age unversehrt gelassen hallen, 
erinnerte das Leben in J-Janoi an die offizielle und melancho· 

19 



lische Stimmung kleiner fran~ösischer Residen~städ:te. 
Die Hälfte seiner 2 Mio Bevölkerung nute te von der Morgen­
däm merung an auf Fahrrädern, ohne Hast und umsichtig in 
die Pedale tretend, mit einer natürlichen Ruhe, die nur von 
Zeit ~u Zeit von den aUzu auffallenden Wagen von Diploma· 
ten gestört wurde. Behördenfahr~euge waren sehen. Regie· 
rungsbeamte, einschließlich einiger Minister, radelten auf 
ihren Arme·Leute·Fahrrädern mit einer Bescheidenheit und 
einem Sinn fllr soziale Gleichheit wie sie in unserer Welt nur 
schwer zu begreifen ist. ( ... ) 
1.000 km weiter im Süden blieb Ho·Chi·Minh·Stadt die 
ganze Nacht über hellwach, wie ein unaufhörliches Donner. 
grollen. Es ist eine riesige Stad t, aufgeregt und gl:fahrlich, 
mit nahezu 4 1\1io Einwohnern, die zu jeder Zeit die Straßen 
en tlangbummehen, weil sie nichts anderes zu t un hatten. Im 
Gegensatz zu Hanoi war es eine südliche: Hafenstadt voll von 
Getöse. 
Radfahrer, sog-.tr auf den Bürgersteigen. die keinem be· 
st immten Ziel zustreb ten, der nicht auszuhaltende Lärm der 
Mopeds, das Gewimmel der menschengetr iebenen Fahrrad. 
taxis, Autos, die unaufllörlich hupten, um die unpa,ssierbare 
Masse zu durchdringen. hielten das Leben in einem dauern· 
den Alarm zustand. 
So besorgt wie Graham Greene sich wohl gefraut haben 
würde, wo Gott in dieser infernalischen Stadt sei, fragte ich 
mich entaunt, wo die Regierung war. Der Schwarzmarkt 
blühte überaU. Unter den Arkaden befanden sich schmut zige 
kleine Tische, auf denen amc:rikanische Zigaretten, britische 
Schokolade und französische Parfums verkauft wurd en. Im 
Cholon·Viertel (Chinesenviertel; d. Red.) war alles, was an 
seine frühere Herrlichkeit erinnerte, der Schmuggclwaren­
Markt mitten auf der Straße. 
In der Abenddämmerung versammelte sich eine Schar Halb· 
wüchsiger, west lich beeinnußt wie bn die gesamte Jugend 
von Saigon, um auf den Plät~en Luft zu schnappen , geklei· 
det im US·Stil, und träumte bei Rock·Musik.Klängen von 
der Vergangenheit, die flir immer vorbei war. 

Wolken der Unwirklichkeit in 
Ho·Chi·Minh-Stadt 

Im Gegensatz zu den Frauen des Nordens, deren Schlicht· 
heit unübertrefnich ist, verzierten di e Frauen des Siidens 
ihre natürliche Schön heit mit dem Make.up westlicher 
Mode, zogen auffa llende Farben selbst in ihren fern6stlichen 
Kleidern vor und wußten die Risiken des Flinens :U.I beherr· 
schen. Unter der US·Besau;ung hatte die Stadt völlig ihre 
kulturelle Identität verloren. Sie war ein künstliches Para· 
dies, unterstützt durch militärische und zivile US- Hilfe und 
700.000 t an geschenkten Lebensmitteln im J ahr. Ihre Ein· 
wohner halten zum Schluß geglaubt, daß dies das Leben 
wäre. Das Ende des Krieges überrasch te sie auf einer Wolke 
der Unwirklichkeit schwebend, von der sie es 4Jahre nach 
Abzug des letzten Yankees noch nicht geschafft haben , 
herunt erz usteigen. 
Die Bilanz des Dcliriums war erschreckend: 360.000 Ver· 
stümmelte und Verkrüppelte, I Mio Witwen, 70.000 Prosti· 
tuierte, 50.000 Rauschgiftsüchtige, in der Hauptsache Min· 
derjährige, 8.000 Bettler, I Mio Schwindsüchtige und 
900.000 Soldaten des alten Regimes - unm öglich sie mehr 
als teilweise in eine neue Gesellschaft einzugliedern. 1/4 der 
Bevölkerung VO tl Ho·Chi·Minh·Stadt li tt an ernstha.ften Ge· 
sch lechtskrankheiten. und im gesamten Süden gab es 4 Mio 
Analphabeten. 
So war es keine Uberraschung, in den Straßen d er Stadt 
immer noch Horden von verwahrlosten Kindern anzutref­
fen, für die es immer noch keine Möglichkeit gab , sie in 
Waisenheimen unterzubringen. Sie nannten sich mit einem 
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sc:lbuerfundenen, unübersetzbaren Namen: "Staub des 
Lebens." Es wußte auch niemand, wer ihnen Arme, Brust 
und Handrücken mit geheimnisvollen Inschriften tätowiert 
hatte: " Mama leidet eine Menge fUr mich ... Papa, komm 
nach Hause ... Die, die mich lieben, können mich nicht fin· 
den." Mitten im fernöstl ichen Gedränge, sowohl in den 
Straßen als auch in den Waisenheimen ficlen die e ichhörn· 
chenfarbenen Haare , blauen Augen , sommersprossigen 
Nasen oder die dunkle Hautfarbe der zufalligen Nachkom· 
menschaft der Invasoren auf. In einem der Waisenheime 
wurden sie gezählt: 67 Yankees ohne Väter. 
Vietnams Anstrengungen, diese Wunden zu heilen , hatten 
am ersten Tag nach der Befreiung begonnen. Das Land wur· 
de wiedervereinigt , und die administrative, politische und 
soziale Umgestaltung des Siidens begann sofort. Die Systeme 
des Land transportes und des Anbaus wurden so weit wie 
möglich wiederhergestellt , und ein ungeheurer Prozeß der 
Wiedereingliederung von Menschen wurde eingeleitet, um zu 
versuchen, die ursprüngliche Identitä t des Südens wieder· 
her~us t e ll en . Das jahrhundertealte Analphabeten tum wurde 
mit einer Wirksamkeit überwunden, die einen Sonderpreis 
der UNESCO erntete. 
Ein Not.Erziehunguystem wurde eingeführt, das in diesem 
J ahr ca. 15 Mio Kinder erfaßte. Eine prophylaktische gesell. 
schaftliche Gesundheitsfür50rge wurde organisiert und die 
Rehabilitation von Prost ituierten, Waisen und Drogenab· 
hängigen eingeleitet. Kriegsverbrecher wurden vor Gericht 
gestell t und hingerichtet , wie in allen Kriegen. Viele wurden 
in die einzigen Gerangnisse gebracht, die es gab . von den 
Franzosen gebaut, oder in Umerziehungslager, wo die Bedin· 
gungen eben so 50 waren, wie sie in e inem verwüsteten Land 
sein konnten. 
Aber das von den USA verkündete Blutbad fand nicht statt. 
Im Gegentei l, es wurden Anstrengungen unternommen, um 
in der neuen Gesellschaft Plät~e rur die ehemaligen Soldaten 
des Regimes und die jetzt fu nkt ionslose Bourgeoisie zu fin· 
den, und Quellen neuer Arbeiuplätze wurden erschlossen, 
um zu versuchen, die mehr ab 3 Mio Arbeitslosen zu absor­
bieren. 
Die Spannweite der Probleme war jedoch weit größer und 
drängender als der immens große gute Willen, die grenzen· 
lose Geduld und der Geis t der Opferbereitschaft der Viet· 
namesen. Die Wahrheit war, daß dem Land Hilfsmittel jeder 
Art fehlten, um einer Katastrophe dieses Ausmaßes zu be· 
gegnen. Die Operation Phoenix hatte dem Süden eine Uno 



menge Leitungskader geraubt, die ausgebildet waren, die 
korrupten - und jetzt nicht ersetzbaren - Beamten des 
alten Regimes zu ersetzen. 
Zur selben Zeit hallen sich die USA im Pariser Abkommen 
von 1973 verpflichtet, Vie tnam eine Kriegseut schädigung 
von 3 Mrd Doll ar innerhalb eines Fünf jahreszeit raums zu 
zahlen. Aber Präsident Gerald Ford erkannte die Verpflich. 
tung nicht an. Die Cartcr-Administration ging noch weiter : 
Unter Benutzung des Flüchtlingsdramas als Vorwand arran­
gierte sie den Wegfall anderer Hilfe von außen und sparte 
nun keinerlei Anstrengungen zur to ta len Isolation Vietnams. 
Das war die tägliche Realität, mit der sich das Land im 
August 1979 konfrontiert sah, während die west liche Presse 
ei n lautes Geschrei übe r das Schicksal der " Bootsleute" an· 
stimmte. Alles in allem , mein vorherrschender Eindruck von 
einer fas t einmonatigen Reise voller genaue5ler und gedan­
kenvoller Beobachtungen war, daß die größte Sorge der 
Viet namesen nicht von den ungeheuren wiruchaftlichen 
Problemen herrührte , so ndern vom Bevorstehen eines neuen 
Krieges mit China. 

Die legendäre victnamesische Gelassenheit 

Es war eine nationale Besessenheit , die das gesamte tägliche 
Leben durchdrang. Auf dem Flughafen von Hanoi waren 
reguläre Flüge verspätet , weil der Luftraum durch Kampf­
übungen von MIGs belegt war. Auf ört lichen St raßen muß· 
ten Radfahrer und Büffel Panzern ausweichen. Sonntags in 
den Parks, inmitten von Kindern, Vögeln und dem glühen. 
den Duft der Paradiesblu men erhielt eine Generation Heran­
wachsender eine eilige militärische Ausbild ung. Bauern im 
Mekong-DcJta schliefen mit den Waffen der gesamten Fami­
lie in Reichweite. 
Die Gewißheit eines neuen Krieges mit China ha tte das ge· 
sellschaftliche Bewußtsein so tief durchdrungen, daß man 
denken konnte, Vietnam hätte nach $0 vie len jahrt:n be· 
waffneten Widerstands kampfes eine umfassende Kultur des 
Krieges entwickelt. Man sah es in fan allen Aspekten des 
täglichen Lebens, sogar in der Kunst und in der Liebe. Kin­
der in südlichen Waisenheimen grüßten Besucher militärisch, 
sangen patriotische Hymnen und fU hrten Theaterstück.e über 
Siege der Vergangenhcit auf. In den Museen stellten di e auf· 
fal lendsten Ausstellungsstücke Kricgsthemen dar und prie. 
sen Tapferkeit und Opferbereitschaft. 
Auf Kulturverarutaltungen sangen die hübschen jungen 
Mädchen zur 16-saitigen Laute Klagelieder zur Erinnerung 
an die in der Schlacht gefaUenen. Romane und Dicht kunst, 
die die Vietnamesen mit einer fast heiligen Inbrunst kulti ­
vieren, bezogen ihren Stoff für viele J ahre aus persön:lichen 
Kriegserlebnissen. Dennoch. was mich bci den Vietnamesen 
am meisten in Staunen versetzte war das völlige Fehlen von 
Dramatisierungen. Sie schienen immer freundlich und herz· 
lieh und zeigten e inen gro ßen Sinn für Ilumor. " Wir sind die 
Latin05 Asiens", sagte mir eine hochgeste llte Persönlichkeit. 
Einmal übersetzte mit ein Do lmetscher eine schreckliche 
Geschichte, während das Gesicht des Mannes, der s.ie er· 
zählte, von einem ewigen Lächeln erleuchte t war. Ich wider· 
sprach dem Dolmetscher : .. Dieser Freund kan n doch un­
möglich solche furchtbaren Dinge m it d iesem glückljchen 
Gesicht erzählen." Aber es war so, und es war im mer so. 
Nicht einmal das Thema der Beziehungen mit China verän· 
derte die legendäre Gelassenheit der Vietnamesen. Aber in 
Wirklichkeit dachten sie an nichts anderes. 
Ministerpräsident Pham Van Dong vertrat die Meinunl~, daß 
diese geselischaftl iche Spann ung historisch gerechtfertigt 
war. Der alte und erfahrene Führer, dessen ruhige Kl arheit 
zusammen mit seiner physischen Robustheit seine 76 Jahre 
unglaubhaft machten , empfing mich und meine Familie im 
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Rcgierungspalast zu einer St unde - 6.00 Uhr morgens - . zu 
der die meisten S taatsoberhäupter noch im Bett liegen. Es 
war e ine lange Unterhalt ung, im vietnamesischen Stil zu· 
gleich bescheiden und zeremonie ll gefuhrt, und wir konnten 
ni cht anders als ständig auf das Thema eines neuen Krieges 
mit China zurückzuko mmen. 
Ich fragte ihn rundheraus, ob diese unwiderstehliche Span­
nung nicht vo n der Regierung provoziert wurde. um die 
nationale Stimmung in einem ständigen Zustand der Erre­
gung zu halten , oder ob es die reale Gefahr einer erneuten 
chinesischen Invasion gäbe. Pham Van Dong antwortete: 
"Das ist eine Gefahr, die seit tausenden von j ahren exi­
stiert. " Er schloß in scinem feierlichen Französisch : "C'est 
un reve imperial fou." "Es ist ein verrückter imperialer 
Traum." 

Lang Son - eine Lektion Pekings 

Xuan Thuy, Vorsitzender des Komitees fUt Auslandsbe­
ziehungen der Kommunistischen Partei Vietnams, war in 
historischer Hinsicht ausftihrlicher. In seincr Wohnung in 
Hanoi, die an diesem Abend von dem ersten Wirbelsturm 
der Saison gep eilSch wurde, erIJ ärte e r mir, daß das chinesi­
sche Vorgehen gegen sei n Land tatsächl ich vor mehreren 
J ahrhunderten begonnen hatte, sich jedoch in den 60er 
j ahren verschl immerte. In dieser Periode, so sagte er, beging 
Chrushtshow einige Fehler, innen- und außenpoli tisch, und 
die vie tnamesische KP hielt es ftir notwendig, ihn sehr ernst· 
haft zu kritisiercn. "Wir haben auf diese Weise versucht, die 
Einheit des sozialistischen Lagers zu erhalten," sagte er. 
"Aber China versuchte die Gelegenheit zu seiner Spaltung 
auszunutzen, und sc hlug Vietnam ein Treffen mit andcren 
Kommunistischen Parteien vor mit dem Ziel, e ine neue in· 
ternationale gegen die Sowjetunion zu schaffen." 
Xuan Thuy war der Meinung, daß die Zurückweisung dieses 
Vorschlages der erste ernsthafte Zwischenfall in den viel-
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nam esisch-chinesischen Beziehungen der Gegenwart war, 
und daß di es Mao da~u bewegte, die Schaffung von maoisti­
schen Gruppen überall in der Weh zu betreiben. 

Wie aber, frag te ich Xuan Thuy, konnte man dann Chinas 
Hilfe ftir Victnam während des Krieges gegen die USA er­
klären? "China unterstützte uns, weil es e in Weg war, seine 
eigenen Grenzen zu verteidigen , die ebenfalls durc:h die USA 
bedroht waren," sagte e r. "Aber ",bald diese beiden Länder 
eine übereinkunft erliel t hau en, änderte sich Chinas Ver· 
halten gegenüber Vietnam grundlegend." 
Nach dem Besuch Nixans in Peking im Dezember 1972 
wurde Hanoi rückllichtslos und ohne Pause 12 Tage lang 
bombardiert. Xuan Thuy schien überze ugt zu sein, daß dies 
das ersl e Ergebnis der Vereinbarung zwischen den USA und 
China war; und Vietnams militärische Aktion i.n Kampu­
chta, die so viele Kontroversen hervorrief, war gerechtfertigt 
als eine weitere Episode im jahrhundertealten Krieg. Er war 
überzeugt, daß chinesische Truppen bereit waren, einige 
kampucheanische Provin~en zu besetzen, se hr zur Freude 
von Pol Pot, um Vietnam an seiner schwächsten Flanke an­
zugreifen. "Si e werden nicht aufgeben bis sie uns fer tig ge· 
macht haben," sagte er. "Wenn Sie es nicht glauben, gehcn 
Sie zur Grenze, und Sie werden sehen, zu was sie fäh ig 
sind." 

Natürlicher Charme der Yan kees 

Ich war am Tag zuvor nach Lang Song gegangen, ein paar 
Kilometer von der chinesischen Grenze entfernt. Die Stadt 
war zerstör t worden, nicht durch die Schlacht , sondern 
durch Dynamit. Die Chinesen hielten sie fUr einen Tag be­
setzt und zerstörten sie systematisch . Sie sprengten die Par­
teibüros in die luft, d ie öffentliche Bibliothek, d ie Kinder­
krippe, die Industriezentren. Rund um den öffentlichen 
Markt, wo der gesamte örtliche Handel konzentriert war, 
war eine ebene Wüste alles was übriggeblieben war_ 
Alle Vietnam esen, die ich kennenlernte, s timmten darin 
überein, daß eine Wiederholung des Ereignisses unvermeid· 
lieh sei. Trotzdem sprach niemand melodramatisch. "Wir 
erwarten sie". sagte Pham Van Dong. "Dieses Mal werden 
sie uns besser vorbereitet find en," sagte der Außenminister 
Nguyen Co Thaeh. "Sie werden uns wieder zweimal angrei­
fen," sagte Xuan Thuy, als ob er eine fern östlich e Prophe· 
zeiung machen wUrde, und schl oß mit seinem unzerstör· 
baren Lächeln: "Nur wenn wir sie dreimal besiegt haben, 
werden s ie verstehen, daß sie uns nic ht brechen kö nnen, und 
werden sich möglicherweise entscheiden, eine langfrist ige 
FriedenS\'ereinbarung einzugehen." 
Dieser Abend beendete meinen Besuch in Vietnam, obwohl 
ich noch drei Tage warten mußte bis der verfrüht e Wirbel· 
sturm, der berei ts Schwaden von Verwüstung und Tod in 
den Elendsq uar tieren von Hongkong hinterlassen hatte, vor­
über war. Man fUhlle s ich wie in einer gigantischen Espresso­
Maschine. Der Regen fie l fast waagrech t über dem "See des 
wiedergewonnenen Schwertes" und die ersten Böen des 
Todeswindu hallen schon die Baumspi tzen und die Blätter 
der Bo ugainvill eas vor der ah en Res idenz d er fra,nzösischen 
Gouverneure zerzaust. Die einzige Veränderung waren die 
Radfahrer, die Plast ikkappen über ihre kegelförmigen Hüt e 
gezogen hatten und aussahen wie ein Völkchen von Straßen­
geistern. 
Ein befreundeter Schriftste ll er in unserer Gruppe bemerkte. 
daß sich diese Leut e in einem Wirbels turm genau so verhiel· 
ten wie sie sich während der Hombard ierungen verhalten 
hallen: Sie mußten sogar d:lzu getrieben werd en i~ den 
SchulZräumen Deckung zu suchen. 
Ein Komitee des US·Senau, dessen Flugzeug das letzte war, 
das im Flughafen von Ha noi gelandet war, halte unser Hotel 
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heimgesucht. Ih re Mission bestand darin, mit den zuständi­
gen SieDen irgendeinen Aspekt des Flücht lingsproblems zu 
erört ern. und sie wurden mit offizieDen Ehren empfangen. 
Aber sie kamen mit e iner Ausrüstung an, bereit, an einer 
Expedition zur Auffindung Tanans tei lzunehmen. Sie 
brachten Plastiktanks m it Trinkwasser, Getränke und Bier 
jeglicher Marke, Lebensm ittel in Dosen, tiefgefrorene 
Fruchte und Gemüse, e ine transportable Bar und ein Feld­
lazarett mit, das speziell flir die Behandlung von Schlangen­
biuen ausgerüste t war. Sie halten alle möglichen Insektizide 
und Desin fiCkt ionsmittel und eine ko mplette Feuerlösch­
ausrüstung. All das war in Metallkisten mit dem offiziellen 
US·Wappen untergebracht , die zusammen mit der Film- und 
Fernsehausrüs tung die gesamte Hotelhalle b lockierten. 
Unter dem Lesestoff, der mit dem persönlichen Gepäck 
abge laden wurde , befand sich eine Anleitung zum überleben 
im Dschungel. 
Mit dem natUrlichen Charme der Yankees, d ie in der Welt 
frei herumlaufen, drückte ein Teilnehmer der Expedi tion 
sei n Erstaunen darüber aus , daß gerade jetzt ein westlicher 
Schriftsteller in Vietnam sein mußte . ,J eder ist doch jetzt 
gegen sie," meinte er zu mir. In dcr Tat unters tützten USo 
amerika nische und europäische Inte llektuelle und Künst ler, 
die auf d em HÖhepunkt des Leidens zu Vie tnam hielten , 
jetzt die FlüchtJingskampagne (u.a. die Folkloresängerin 
J oan Baez; d . Red.). ( ... ) 
So waren meine persönl ichen Schlußfolgerungen - wenn sie 
auch nur um meines Gewissem willen gezogen wurden -
dazu verdammt , gegen den Strom zu schwimmen. Vietnam 
war wieder einmal das Opfer einer großen internationalen 
Verschwörung geworden . ( ... ) Nichts konnte daran geändert 
werden : Am Ende so vieler Jahrhunderte des Krieges hatte 
Vie tna m eine große Schlacht in einem Krieg verloren, der 
weniger bekannt, aber genauso blutig war wie die voran­
gegangenen: der In fo rmatiomkrieg. 
(Quelle: Third World, Mexiko Stadt, Nr. 5/ 1980, S. 25·33) 
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Laos 

Souphannouvong 

Fünf Jahre 
der Veränderung 

Die US·Agwession gegen Laos im Jahr 1971 sollte sich 
späUstens 1975 als tlin Bumerang erweisen. Am 2. Dezem­
ber 1975 nämlich beschloß der Nationale Kongreß der 
Volksvertreter die Proklamation der soz.ialistisch orientier­
ten Volksdemokratischen Republik Laos (VDRL). Die Be­
freiungsbewegung Palket Lao (gegr. 1944) und ihre füh­
rende Kraft, d~ Laotische Revolutionäre Volkspartei, hat­
Un sich gerragen von einer muchtvolüm Volksbl!Wegung 
endgültig durchgesetz.t. 
Prinz. Souphannouvong, Führer der Palhet Laa und Zentral­
komitee-Mitglied der Revolutionären Volkspartei. wurde 
zum Stootspräsidenten der VDR Laos gewählt. In einem 
Istwesllj"u-Gespräch PUlkm Souphannouuong zu Fragen der 
wirtschaftlichen und politischen Entwicklung seit 1975 Stel­
lung_ 

Die Volksmacht in Laos begeht im Dezember d.J. ihren 
ftinften jahrestag. Ein Zeitraum, der kurz scheint. Für un­
sere Geschichte jedoch bedeuten die Ereignisse der letzten 

S.U tlpriioiden( Souphlnnou""nl (r.) und MiniSlert><isi<l<nt 
K. I'ompllih . .... 

jahre weitaus mehr als ein ige jahrzehnte im alten Laos. Es 
waren jahre des schweren Kampfes und bemerkenswerter 
Veränderungen. 
Unter Führung der Laotischen Revolutionären Volkspartei 
erziehe unser Volk beachtliche Erfolge bei der Schaffung 
der Grundlagen des Sozialismw, wobei es nie den Schutz 
der Volksmacht vor den Machenschaften und Subversions­
akten der überreste laotischer Reaktionäre vernachlässigte. 
Von den ersten Tagen an waren wir gezwungen, gegen An· 
schläge der Feinde unserer Revolution zu kämpfen. Dank 
der hohen Wachsamkeit der Volksstreitkräfte gelang es, 
Sicherheit, Unabhängigkeit und Souveränität des Landes 
zuverlässig zu gewährleisten und auch die letzten von aus­
ländischen Spionagediensten ausgehaltenen konterrevolutio­
nären Banden zu vernichten. 
Somit wurden die Voraussetzungen dafür geschaffen, das 
Leben der Bevölkerung zu normalisieren, die innenpolitische 
Situation zu stabilisieren und sich auf die friedliche Aufbau­
arbeit zu konzentrieren. 

Vorzüge der kollelaiven Arbeit 

1980 ist das letzte J ahr unseres Dreijahrplanes zur Wieder­
herstellung und Entwicklung der Volkswirtschaft. Auf wei­
che Errungenschaften können wir verweisen? 
Spürbar hat sich im letzten jahr die Landwirtschaft ent­
wickelt. Die Anbaunäche, auf der zwei Reisemten im jahr 
eingebracht werden können, wurde im Vergleich zu 1978 
fast verdoppelt. Auch die Erträge sind gestiegen. Als günstig 
hat sich die Anlage von Versuchsflächen erwiesen, auf denen 
die rur die eine oder andere Region günstigen Reis- oder 
Obstsorten experimentell gezüchtet werden. 
In der Zentralprovinz Vientiane und in einigen anderen Ge­
bieten wurden Genossenschaften ins Leben gerufen, die der 
Staat allseitig unterstützt. Auf Grund des Mangels an land­
wirtschaftlicher Technik orientierte die Regierung darauf, 
die Anzahl der Zugtiere zu erhöhen. Heute gibt es im Land 
etwa I Mio Büffel, Pferde und Ochsen. Eine solche Anzahl 
hat es früher in Laos nie gegeben. 

Ocr Prozeß der Gründung und Stabilisierung von landwirt­
schaftlichen Kooperativen geht mit hohem Tempo voran. 
Gegenwärtig existieren in Laos rund 2.800 Kooperativwirt­
schaften, die 50% aller Bauernfamilien in den Rcisanbauge­
bieten vereinigen. 
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Natürlich ist das kompliziert , erfordert Geduld und sorgril. 
tige Vorbereitung. Wir müssen das Prinzip des freiwilligen 
Eintritts in die Kooperative streng einhah en, die Bauern an 
konkre ten Beispielen von den Von.ügen der kollektiven Ar· 
beit überzeugen. Gleichzeitig muß das Lebensniveau der 
Bevölkerung erhöht und die Versorgung mit Lebensmitteln 
und anderen Waren des täglichen Bedarfs gesichert werden. 
Die Part ei konzentriert ihre Aufmerksamkeit auf die Ent· 
wicklung des staatlichen Sektors in der Industrie. Alte Be· 
triebe wurden reko nstruiert und Dutzende neu erbaut, die 
landwirtschaftliches Gerät und Konsumgüter produzieren. 
Mit Hilfe der Bruderländer der sozialist ischen Gemeinschaft 
sind auch solche für die laotische Wirtschaft wichtigen Ob· 
jekte errichtet worden wie Ziegeleien, Autoreparaturwerk. 
stätten, Betriebe zur Salzverarbeitung und flir die Herstel· 
lung von Impfstoff für das Vieh sowie Tex.til· und Beklei· 
dungsfabriken. 
Wesentlich rur den Aufschwung der laotischen Wirtschaft ist 
das System der wiederhergestellten oder unlängst gebau ten 
Autostraßen, die Entwicklung des Transportnetzes rur das 
Land. Laos hat keinen dire kten Zugang zum Meer. Darum 
wird in unseren Plänen dem Bau von Chausseen und Briik­
ken, der Verbesserung der Arbeit des Transportwesens 
großes Gewicht beigemessen. 

l '" t (' 1"1 I L, I1d ~"I i.d i~ 1 j ~..Jh'" [ n [nlla (j. 'lia I i~II1"~ 

Wenn man von Veränderungen sozialen Charakters spricht, 
kann man die Liquidierung des Analphabetentums nicht 
umgehen. Vor der Befreiung konnte die überwiegende Mehr· 
heit der Laoten weder lesen noch schreiben. Die Partei wid· 
met dem Kampf gegen das Analphabetcntu'n besonderes 
Augenmerk. 
In allen allgemeinbildenden Schulen haben wir den Über­
gang zum neuen, sozialistischen Unterrichtssystem abge­
schlossen. Es wurden einheitliche Programm e eingefUhrt. in 
Übereinstimmung damit neue Lehrbücher herausgegeben. 
Auch in den Hochschuleinrichtungen wurden die Lehrpläne 
verändert . Aus dem Staatshaushalt werden große Miuel für 
den Bau vo n Schulen. Lehranstalten und Instituten bereit · 
gestellt. Im vergangenen Schuljah r halten wir 660.000 
Schüler in Laos, in den technischen und Berufsschulen wur­
den mehr als 8.000 ausgebildet, an den Hochschulen des 
Landes sind etwa 2.000 Studenten immalrikuliert. Man muß 
auch berücksichtigen. daß Tausende laotischer Jungen und 
Mädchen eine Ausbildung an den Hoch· und Fachschulen 
der Sowjetunion und anderer sozialist isc her Länder erhal­
ten. 
All diese Errungenschaften sind eint gute Basis für die Ver­
wirklichung der sozialistischen Umgestaltung. Natürlich gib t 
es noch Schwierigkeiten. Mitunt er reichen Baustoffe und 
technische Ausrüstungen nicht aus. macht sich das Fehlen 
von Spezialisten in bestimmten Gebieten der Wirtschaft 
bemerkbar. Die Praxis zeigt aber, daß diese Probleme lösbar 
sind . Der Kurs der Partei hat sich bewährt. 

Unterpfand unserer zukünftigen Erfolge ist die sich mit je­
dem Tag festigende Freundschaft mit der Sowjetunion und 
mit den anderen $Ozialistischen Ländern. Die laotisch·$Owje· 
tischen Beziehungen tragen vielseitigen Charakter. JI,'lit Uilfe 
der Sowjet union sind etliche volkswirtschaftlich bedeutende 
Objekte erb aut worden. Sowjetische Institut ionen unt erstüt. 
zen uns bei der Projektierung und beim Bau von Fabriken 
und Briicken, bei der Wiederaufnahme der Zinnförderung, 
bei der Erkundung der Waldreichtümer und deren rationeller 
Ausnutzung. 
Unser Volk ist stolz auf die brüderlichen Beziehungen mit 
dem Land des großen Lenin. Diese Beziehungen basieren auf 
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den Prinzipien des $<)zialistischen Intern~",ionali3mw. 

Frtundschaft, Brüderlichkeit und vielseitige Hilfe der So­
wjetunion sind ei n wichtiger Beitrag zum Aufbau des Sozia· 
lismus in Laos. Ständig wächst das Ansehen der Sowjet­
union in unsel'Cm Land. In den langen Jahren des antikolo­
nialistischen und antiimperialistischen Kampf« für seine 
Unabhängigkeit hat das laotische Volk stets die Sympathie 
und die allseitige Unterstützung seitens des sowjetischen 
Volkes verspürt. Die Errungenschaften unserer Revolution 
verdanken wir der brüderl ichen Hilfe der Sowjelunion und 
der anderen Länder der sozialistischtn Gemeinschaft. 
In der Außenpolit ik verfolgt die Volksdemokratisch/: Repu­
blik Laos beharrlich den Kurs auf die Festigung der Solidari­
tät und der Zusammenarbeit mit allen Ländern des Sozialis· 
mus, tritt sie rur dir Geschlossenheit aller Kräfte cin, die rur 
Frieden, Demokratie, nationale Unabhängigkeit und sozia· 
len Fortschritt, gegen Hegemonismus und Expansion, gegen 
Imperialismus und Aggression kämpfen. 
Die Volksdemokratische Republik Laos tut alks nur mög­
liche, um ihren würdigen Beitrag zur Erhaltung des Friedem 
in der Welt zu leisten. Wir schätzen die von der Sowjetunion 
verfolgte Politik der internationalen Entspannung hoch ein 
und unterstützen sie /:nlSehlossen, wir werden auch weiter­
hin einen aktiven Kampf gegen die Aktivitäten der Imperia­
listen und der Kräfte der internalionalen Reaktion fUhren. 
alle Menschen untentützen, die rur Frieden, nationale Unab­
hängigkeit und sozialen Fortschritt kämpfen. Unser Land 
tritt flir die Entwicklung freundschaftlicher Beziehungen 
und die Zusammenarbeit mit Ländern unterschiedlicher 
Gesellschafusyueme ein. Mit vielen Staaten. die eine andere 
politische Ordnung haben , unterhalten wir gute Beziehun· 
gen auf der Basis der gegenseitigen Achtung der Souveräni­
tät und der Unabhängigkeit. der Nichteinmischung in die 
inneren Angelegenheiten des anderen. 
(Quelle: Horizont, Berlin, Nr. 28/1980, S. 25-26) 

NEUE 
S,.IMME 

Ökumenische 
Mon.,tsschrift 
zu Fr;lgcn in Kirche, 
Gesellschaft und Polit ik 

Die NEUE STIMME ist an Organ engagitrur Christen. 
Herausgeber. Mitarbciur und Rtdaktion bc:mühen sich. 

• Chrinen und Kirchen in der BRD für Frieden und Ab­
rüstung zu aktivieren. 

• die geseUschaftliche Verantwortung der Christen und 
Kirchen für den Besund der Demokratie in der IJRD 
herauSl.uarbeittn. 

• die Kirchen aus ihrer Bindung an die wirtschaftlich 
M~chtigen zu lösen. 

• die ökumenische Verantwortung dn Kirchen in der BRD 
zU bc:tonen. 

• Kirchen und Chri$len an die gebotene Sol idarit~t mit den 
um Gerechtigkeit und Freiheit k~mpfenden Völkern 
heranzulühren. 

Wir siehen in der Tndi, ion der Bekennenden Kirche. 
Unsere [>arle;nahme begründen wir ~usdem Evangelium. das da, 
Recht des Menschen und der Vülker auf mensdH.'nwürdi!;cs 
leben und soziale Gerech,i!;kcit fordert. 
Wir h~ben Konsequenun gel.ogen. 

Fordern Sie kostenlos und unverbindlich Probeexemplare an! 
Pahl-Ruge""cin Vtrlag, Gottnweg S4. SOOO Köln SI 



ANC/SA (Hrsg.): 
Malibongwe 
Freiheitsgedichte südafrikani­
scher Frauen, 
176 Seiten , illustr. , 9,80 DM. 

Michael Opperskalski 
Gott ändert nichts . . . 
Iran gestern und heute, 
240 S., illustr. , 9,80 DM. 

Malibongwe -
Freiheit" in der Sprache 
des schwarzen Südafri­
ka, ist Kampfruf des 
Widerstandes seit So­
weto 1976. 
Die Gedichte wurden 
von Frauen verlaßt, die 
in Soweto leben , be­
sonders hart vom Ras­
sismus betroffen sind. 
Sie nennen die Unter­
drücker, rufen auf zum 
Widerstand, zum 
Kampf für die Gleichbe­
rechtigung der Rassen 
und Geschlechter, für 
die Befreiung von Aus­
beutung und Apartheid . 

Der Autor, Sprecher 
des Iran-Solidaritäts­
komitees in der BRD, 
war seit der Revolution 
zweimal im Iran . Er 
sprach mit Mullahs, 
SAVAK-Agenten und 
US-Botschaftsbesetz­
em. Er war auf der Su­
che nach " Chaos" und 
" religiösen Fanatikern". 
Er fand ein Volk, das 
seine erkämpfte Frei­
heit sichern und vertei­
digen muß. Das Buch 
deckt auch die Vorge­
schichte und den Hin­
tergrund der 
Botschaftsbesetzung 
auf. 

Das Buch doku­
mentiert den zwei­
ten Aufstieg der 
55 am Beispiel 
der Nachkriegskar­
rieren hoher NS­
Führer. Deutlidl 
wird, wie die 
Gründung und 
Entwicklung der 
BAD mit 55-Ein­
fluß verflochten ist. 

PomorinlJungelBiemannIBordien: 
Blutige Spuren 
Der zweite Aufstieg der 58, 
240 Seiten , illustriert, 
9,80 DM. 

Die Siories und 
TagebuctJauf­
zeichnungen die­
ses Buches doku­
mentieren den Wi­
derspruch zwi­
schen den Erwar­
tungen der Kriegs­
dienstgegner und 
einem zermürben­
den Zivildienst als 
billige Mädchen für 
alles. 

MannhardVSchwamborn (Hrsg.): 
Zivildienststories 
162 Seiten, illustriert , 9,80 DM. 

• 

Rockmusiker und 
ihr Publikum ge­
meinsam gegen 
rechts. Dieses 
Rock-gegen­
rechts-Buch ist 
eine umfassende 
Darstellung der 
Wurzeln und An­
triebskräfte dieser 
neuen politischen 
Bewegung. 

Floh de Cologne (Hrsg.): 
Rock gegen Rechts 
Beiträge zu einer Bewegung, 250 Seiten, 
!II., 12,80 DM. 

Alles worüber Ju­
gendliche reden , 
lachen, streiten, ist 
in diesem Jugend­
kalender enthalten: 
Lehre, Schule, 
Sex , Drogen, 
Wohnen, Freizeit, 
Urlaub u.a. 

Roter Faden, Taschenkalen­
der '81 , mit Roman, Fotos 
und Comics, 208 Seiten , 
6,00 DM. 

Erhältlich in leder Buch­
handlung oder direkt bei 

Postfach 789, 46 Dortmund 



Korea 
Revolutionäre Partei für die Wiedervereinigung 

Fakten zum Fall Kim Dae Jung 

J, 

;; 
""gekla~Cf Kim 0.. Jung (2.~. L) und 6bc. 20 Mi"ngeklaglC ,..". a.:ri<~' 

J 
7 

Seit der grausamen Niederschlagung der Volkserhe[1ung VOll 

Kwangju vom 17 .. 27. Mai 1980, die nahezu 2.0(JO Todes­
opfer forderte, baut der neue siidkoreanische Mili /ä,diktator 
Chon Du ffwan seine Alleinherrschaft aus. Ende AMgust d.j. 
wurde Chan Priisident. Ende September d.J. kÜ'ldigle er 
noch fiir Oktober d.}. die Verabschiedu'lg einer IIt'1un Ver­
fassung an, derwfolge künftig oll jenen politische Betätigung 
verboten sein soll, "die für die politischen und sozialen 
Unruhen in der Vergangenheit verantwortlich" gewesen 
seien. Daß das nicht nur Auflösung des alten Parlam ents und 
Verbot der Parteien heißt , uigell derzeit rund 40.1700 poli­
tische Gefangene (laut Chon ,.Tagediebe und Gauner") u.nd 
das am 17. September d.j. verhiingte Todesurteil gegen den 
liberaldemokratischen Oppositiotlsführer Kim Dae jung an. 
Kim (54) wurde von einem Mifitiirtribunal ohne jede Zeu­
genanhörung oder Beweisfrihrung zum Tode d~~rch deli 
Strallg verurteilt. weil er angeblich Pliine zum Stur.: der Re­
gierung geschmkdet und die antidiktalorischen ,\lassenpro­
teste angestiftet habe. Die Vorgeschichte und aktuellen 
flintergründe des Falles Kim Dae jungs erhellt dit' folgende 
Ste/lungrlQhme, die das Zentralkomitee der südkoreal,ischen 
Revolutioniiren Partei für die WiedervereiniK'ung um 
4. August 1980 veröffentlichte. 

D.er Verräter Chon Du Hwan, neuer ~'I i l itärdiktato:r, erfand 
einen neuen Fall Kim Dae jung und setzte eine völlig will­
kürliche faschistische Offensive gegen die demokratischen, 
patriotischen Kräfte in Gang. ( ... ) 
Es handelt sich dabei um ein umfangreiches politisches 
Komplott, das tief in dem schon alten Zustand der Konfron· 
tat ion zwischen Demokratie und Faschismus in diesem Land 
wun;elt. 

Die " Präsidentenwahl vom 27. Apri l" im j ahre 197 1 war 
der Ausgangspunkt des Falles Kim Dae jung. Obgleich diese 
Wahl durch eine Konfrontat ion zwischen dem Kandidaten 
der Oppositionspartei, Kim Dae j ung, und dem Kandidaten 
der regierenden Partei, dem Verräter Pak Chung Hee, ge· 
kennzeichnet war, warf sie doch die entscheidende Frage 
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nach der Wahl zwischen Demokratie und Faschismus auf. 
Die allgemeine politische Lage und die öffent liche Stirn · 
mung wandten sich am Vorabend de r Wahl rasch zum Nach­
teil rur den Verräter Pak Chung Hee, der eine noch tyran­
nischere faschis tische Diktatur ansteuerte, und zum Vorteil 
nir Kim Dae jung, der nach demokratischen Bürgerrechten 
und friedlicher Wiedervereinigung rief. ( . .. ) 
Der Terrorismus der Pak-Chung-Hee-Cliq ue gegen Kim Dae 
jung wurde sogar im Ausland ausgeübt. Voll er Verärgerung 
wies Pak Chung Hee den südkoreanisehen Geheimdienst 
(KCIA) an, Kim Dae j ung, der seine Verbrechen entlarvte, 
zu ermorden. ( ... ) 
Der Entführungsakt. der am 8. August 1973 am hellichten 
Tage im Herzen Tokios (an Kim Dae Jung) verüb t wurde, 
war ein großes internationales Gangsterstück, das den Höhe­
p un kt der Machenschaften der Pak·Chung-Hee-Clique zur 
Ermordung Kim Dae jungs bildete. 
Als das Verbrechen der Entführer, die Kim Dae j ung heim~ 

lich zu töten versuchten, vor aller Welt bloßgestellt wurde 
und im In- und Ausland un ter wütenden Beschuß geriet, 
versuchten d ie Pak.Chung-Hce- Banditen ihn unter der An­
klage des Prokommunism us zu bestrafen, m angels Recht~ 

fertigung aber ohne Erfolg. 
Später brachte ihn die Pak-Chung·Hee·Faschistenclique 
unter der Anklage, das "Wahlgesetz" und die "No tverord ­
nungen" verletzt zu haben. ins Gefängnis, verfolgte ihn 
unmenschlich und legte unter Entzug seiner Bürgerrechte 
seinen poli tischen Aktivitä tcn durch einen verlängerten 
Hausarrest Fesseln an. ( ... ) 

Chons .. entschlossene Maßnahmen" 

Unmittelbar nach dem Attentat auf Pak Chung Hee vom 26. 
Oktober 1979 legte Chon Du !iwan vor der Leiche des 
Diktators, dem er als seinem wahren .. Vater" gedient hatte, 
einen Schwur ab. Was er gelobte, war, nach den "Wünschen" 
des Vorgängers um jeden Preis den " Yusin'··Faschismus 
(nach der Yusin-Verfassung von 1972. die Pak di,ktatorische 
Vollmachten auf Lebenszeit sicherte: d. Red.) als Erbe zu 
übernehmen und zu verlängern. ( ... ) Chon Du Hwan schätzte 
ein, daß die Beseitigung Kim Dae jungs. der einen beträcht· 
lichen Einfluß auf das Lager der demokrat ischen Bewegung 
hatte, eine der Möglichkeitcn zur Niederschlagung der 
demokrat ischen Kräfte und zur effektiven Verwirklichung 
seiner Machtergreifung bildete. ( ... ) 

Auf dem am 30. April ( 1980; d. Red. ) abgehaltellen "Tref­
ren der Befehlshaber der drei Waffengattungen'· erklärte 
Chon Du Hwan offen: Die Zeit ist gekommen , wo wir "ent­
schlossene Maßnahmen'· gegen das m assive Vorrücken von 
Studenten und Arbeitern ergreifen und "Kim Oae j ung be­
sei tigen " sollten . Durch eine Warnung des "Kriegsrechts­
kommandos" bedrohte auch Li Hui Song, Befehl shaer der 
.. Kriegsrechtstruppe" Kim Dae jung. indem er sagte: ,.Wir 
werdell es nicht zulassen, daß die Universität zu einem 
Schauplatz für politische Propaganda reduziert wird. ,. 
Solc he Droh· und Erpressungsmanöver der Chon-Du-Hwan-



Oique gegen Kim DOle jung und andere Demokraten sowie 
gegen die demokratische Bewegung von Menschen aus ver­
schieden Schicht en fo rderte d ie Volksmassen zu noch hart­
näck.igerer Opposition und Widerstand heraus. 
Empörte Studenten und patriotisch gesinnte Menschen aus 
allen Schichten lieferten im Mai mit nie gekannter Har t­
näckigkeit Kämpfe gegen Faschismus und für Demokratie 
unter Losungen, die zur "Abdankung Chon Du Hwans" und 
zur "Abschaffung des Yusin-Systems" aufriefen. Das Feuer 
des Kampfes verbreitete sich über ganz Südkorea und nahm 
im Lauf der Tage an Umfa ng und Intensität zu. ( ... ) 
Die Chon·Du·Hwan-Clique, die auf eine Gelegenheit gelauert 
hatte, Kim DOle jung und die demokratischen, patriotischen 
Kräfte auf einen Streich loszuwerden, beschloß schließlich 
ilITI 17. Mai (1980; d. Red. ), das "Notstands kriegsrecht " 
über ganz Südkorea auszudehnen. Sie verhaftete Kim Dae 
j ung und über 1.000 Demokraten und Studenten. 
Die m ilitärraschistische Clique stellte Mitglieder der Oppo· 
sitionspartei und ni cht an der Macht befindliche Persönlich­
keiten unter Hausarrest, verbo t alle politischen Aktivitäten 
und schloß alle Universitäten und höheren Schulen. ( .. . ) 

Traute übereinstimmung mit Washington 

All diese politischen Intrigen, sich dieses Demokraten zu 
entledigen, spielen sich nicht Kraft einer unabhängigen Ent­
scheidung der Chon-Du-Hwan-Groppe ab, sondern in völli· 
ger übereinstimmung mit den Wünschen des Weißen Hauses, 
die demo kratischen Kräfte in Süd korea zu vernichten. 
j etzt zeigen die Vereinigten Staaten nach außen hin "Zwei· 
fel" oder drucken ihr " Bedauern" aus über den Fall Kim 
DOle jung, als ob sie damit unzufrieden wären , oder sie zei· 
gen "tiefe Besorgnis" über den faschistischen Despotismus, 
ab ob es ihnen um die "demokratische Entwicklung" in 
Südkorea gi nge. Aber das alles ill ein großer Betrog. (_ .. ) 

Als· der Verräter Chon Du Hwan den "Säuberungscoup der 
Armee" vom 12. Dezember (19 79; d . Red.) inszenierte, 
mischten der Befehlshaber der US-Armee in Süd korea, 
Wickharn , m it dem Chon Du Hwan seit seiner Studienzeit in 
den Vereinigten Staaten und den Tagen des Vielnamkrieges 
auf vertrautem Fuß steht, und der Leiter der Abteilung für 
politische Angelegenheiten der US-80tschaft in Südkorea 
(CIA-Agent der Klasse A) hinter den Kulissen direkt mit. Er 
ersann ein Komplott zur Ausschaltung Kim DOle jungs, ver­
anstaltete d ie Exze5S(; vom 17. Mai (1980; d. Red.) und 
führte das Kesseltreiben gegen demokratische Kräfte und 

das blutige Massaker an den Menschen in Kwangju (im Mai 
1980 , siehe AlB 7-8/ 1980, S. 42-43; d. Red.) durch . 
Es ist niemand anders als das US-Kom mando und die US­
Botschaft im Südkorea, die ihn an Ort und Stelle als Mario­
nette benutzen, um Kim DOle jung lind andere Demokra ten 
und Studenten zum Tode zu verurteilen. 
Dies wurde durch die Tatsache o ffenbar, daß Gleisteen, US­
Botschafter in Südkorea, Ol m 23. Mai bei dem Essen mit den 
regierenden und oppositionellen Mitgliedern der "National­
versammlung" sagte, die US-Seite habe bereits "Verständ­
nis" für die Ausweitung und Intensi vierung des Kriegsrechts 
zum Ausdruc k gebracht und sie st imme ihm zu. Und dies 
geschah dadurch, daß Chon Du Hwan südkoreanischen 
Herausgebern und Verlegern selbst e rlählte, e r habe die US­
Behörden über alle Ereignisse in Süd korea im voraus in for­
miert und ihr " Verständnis" eingeholt. 
Belonden Olm I. juni (1980: d. Red.) bewies Präsident Car­
ter bered t, daß die US-Imperialisten die direkten Veuchwö­
rer und heimlichen Manipulato ren des Falles Kim DOle jung 
waren, als er die politischen Inlrigen und die faschistische 
Tyrannei der .. Yusin" · Reste o ffen verte idigte, indem er sag­
te , da ß sich die gegenwärtige Situat io n in Süd ko rea als Sig­
nal für eine Rücknahme des Oemokratisierungsprozesses 
deuten ließe, doch könnten die Vereinigten Staaten die 
Bande zu Chon Du Hwan nicht durchtrennen. 
Das unheilverkÜlldende Unternehmen der Chon-Du-Hwang­
Gruppe zur Vernichtung Kim DOle jungs auf Betreiben der 
US-Imperialisten erhob sich zu einem Crescendo in d en Olm 
22. Mai veröffentlichten "Zwischenergebnissen der Unter­
suchung", als der Volksaufstand in Kwangju auf seinem 
Höhepunkt war, und dem "vollständigen Bild der Unler­
suchung des Komplo tts zur Rebellion", veröffent licht Olm 
4. juli. Beides sind Dokumente voll absurder Lügen. 
Mit der Veröffentl ichung dieser Dokumente planen die 
Chon-Du-Hwan-Banditen Kim Dae jung mit der Todesstrafe 
zu belegen unter der Anklage der "versuchten RebeUion" 
und der Verletzung des "Anlikommunistengesetzes", des 
"Gesetzes zur nationalen Sicherheit" und des "Kriegs­
rechts", wobei sie soviel Aufhebens machen, als hätte er 
" Hochverrat" begangen , so unvorstellbar schrecklich, daß 
dieser vom Volk kaum toleriert werden könne. ( ... ) 
Ocr kriminelle Charakter der Dokumente, mit deren Hilfe 
Kim DOle jung umgebracht werden soll, findet seinen kon­
zen trischen Ausdruck in der " Hochverrats"-Anklage gegen 
ihn, ohne jegliche legale Grundlage und ohne auf kJaren 
Tauachen beruhende Materialien . 
Darin lassen sich die "Yusin"-Reste dahingehend aus. daß 
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Kim Dac jung, "ein Anstifter zur Rebellion", "zum Sturz 
der Regierung aufhetztc", den Kampf der Studenten gcgen 
Faschismus und fü r Demokratie und den Yolksaufstand in 
Kwangju "hinter den Kulissen manipulierte", und zu diesem 
Zweck einige Leute in verschiedenen privaten Organisatio­
nen in Bewegung setzte sowie illegal ausländische Währung 
als politischen Fonds erhiel t. Dies aber sind reine Erfindun­
gen und die Argumente von Straßenräubern, die niemanden 
überzeugen können. 
Was Kim Dae jung betrifft, so ist es flir niemanden ein 
Geheimnis, daß er nach "einem friedlichen Machtwechsel" 
und fried licher Wiedervereinigung rief und eine legale Be­
wegung zur nationalen Errettung gegen Faschismus und für 
Demokratie anführte, immer in vorderster Reihe mit patrio­
tischen·Yolksmassen aus allen Schichten. ( ... ) 
Und die schlußfolgernde Behauptung der "Untersuchung", 
der Yolksaufstand von Kwangju und sonstige Kämpfe von 
Menschen aller Schichten gegen Faschismus und Hir Demo­
kratie seien ein von Kim Dae jung "hinter den Kulissen 
manipulierter Aufruhr" gewesen, womit man ihm die Ver­
antwortung damr zuschieben will, ist eine unerträgliche Ver­
zerrung der Tatsachen. 
Unsere Jugendlichen und Studenten und Menschen aller 
Schichten führen seit langem ohne Unterlaß e inen Kampf 
flir Demokratie und nationale Errettung. Es ist ein zutiefst 
heiliger patriotischer Kampf. Sie führen ihn im Einklang mit 
ihrer festen Überzeugung und ihrem Willen, die ihrem ein­
mütigen Bestreben und Verlangen nach Beendigung der fa· 
schist ischen Diktatur entspringen, die die Menschenrechte 
verletzt, um die dem Menschen innewohnende Unabhängig· 
keit wiederherzustellen, die Tragödie der nationalen Teilung 
zu beenden und die nationale Souveränität zu sichern. Es ist 
ein Aufmarsch des ganzen Volkes zur Loslösung von alten 
Formen und zur Schaffung einer neuen Politik und eines 
neuen Lebens. ( ... ) 

Kim Dae Jung -
"Anstifter" des Aufstands von Kwangiu? 

Wie aUe Weh weiß, nahm der Aufs tand von Kwangju, den 
das Kriegsrechtskommando eine "blutige, gewaltsame Revo­
lution " nannte, eine Wende zum bewaffneten Widerstand, 
kurz nachdem Fallschirmjäger mit dem Massaker begannen, 
als Kim Dae jung bereits verhaftet worden war. 
Es war ein gerechter patriotischer Kampf, der von der Chon­
Du-Hwang·Gruppe selbst ausgelöst wurde, als sie nach der 
Verkündung eines neuen militärischen Notstandsrechts eine 
friedliche Demonstration von Studenten und Bürgern, die 
Freiheit und Demokratie forderten, grausam unterdrückte 
und unbewaffnete Menschen, Männer und Frauen, Alt und 
jung (ohne Unterschied) ermordete unter Aufbietung von 
Panzern, Panzerfahrzeugen und Truppen. 
Wenn also die Verantwortung flir die bewaffne te Erhebung 
in Kwangju geklärt werden soll, dann darf man nicht Kim 
Dae jung, der zu der Zeit schon verhaftet worden war, da· 
nach fragen, sondern Chon Du Hwan, der bei dem Massaker 
an den Men5chen in Kwangju den Oberbefehl führte. ( ... ) 
Die Nationale Allianz für Frieden und Nationale Einheit, die 
Gesellschaft flir eine demokratische verfassungsmäßige Re­
gierung, die jugendgeseJlschaft für Demokratische Allianz 
ww., die durch das Kriegsrechtskommando zu Kim Dae 
Jungs "Privatorgani;ationen" gestempelt wurden - sie aUe 
sind legale demokratische Massenorganisationen, die in 
Übereinstimmung mit dem Willen von Meß5chen aller 
Schichten entstanden, die nach demokratischen Freiheiten 
und Rechten streben, die sich die ganze Zeit dafm eingesetzt 
haben, daß ihren gemeinsamen Forderungen Genüge getan 
wird. ( ... ) 
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Di e Machenschaften, mit denen das Kriegsrechtskommando 
Kim Dae j ung mit gesetzwidrigen Strafen belegen will, fin ­
den auch dar in ihren offenkundigen Ausdruck, daß man ihn 
grundlos als "Kommunisten" und "prokommunistisches 
Element" deklariert. 
j eder, der ein wenig über Kim Dae jung Bescheid weiß, 
zweifelt nicht daran, daß er kein Kommunist, sondern 
"Anhänger einer liberalen Demokratie", ein konservativer 
Politiker und Katholik ist , der nach Demokrat isierung der 
Gesellschaft und nach friedlicher Wiedervereinigung strebt. 
Selbst der früh ere Dikta tor, dessen lebenslängliches Geschäft 
der Antikommunismus war, hatte keinen Zweifel hieran. 
Dennoch unternahm die Chon.Du-Hwan-Gruppe in den 
"Zwischenergebnissen der Untersuchung" und dem ,,'1011-
~tändigen Bild der Untersuchung" außerordentliche An­
strengungen seine gesamte Geschichte vor seiner Wiederein­
setzung zu erkunden und erfand noch e ine weitere 5cham· 
lose Anschuldigung, er sei bei "gegen den Staat gerichteten 
Handlungen" aktiv gewesen, ,~ndem er mit der Linie des 
Nordens sympathisiert habe" als "aktiver Kommunist, der 
direkt nach dem 15. August 1945 an linken Aktivitäten 
teilgenommen habe". 

Kim - schon gar kein "Kommunist" 

Wenn es stimmte, wie die "Ergebnisse der Untersuchung" 
behaupten, daß e r "aktiver Kommunist" war, der sich direkt 
nach der Befreiung linken Aktivitäten anschloß, warum be­
strafte Pak Chung J-Iee , der unter d em Deckmantel d es Anti­
kommWlismus mit Hilfe des KCIA zu e iner Politik faschi­
stischer Verschwörungspläne griff, ihn nicht dafür, daß er 
Kommunist war? 
Und wenn es wahr wäre, 'wie konnte er auch nur einmal eine 
politische Tätigkeit ausüben in diesem berüchtigten Süd· 
korea, wo der Antikommunismus über drei Jahrzehnte lang 
zur "Staatsdoktrin Nr. I" erhoben worden ist? Und wie 
konnte er sich zudem in dem antikommunistischen Staat 
um das Amt des Präsidenten bewerben ? 
Das " Vorbereitende Komitee zum Nationalen Aufbau" kurz 
nach dem 15. August 1945, an dem Kim Dae jung angeblich 
als .. aktiver Kommunist" beteiligt war, war weder eine ideo­
logische Organisation der Kommunisten, noch eine pro­
kommunistische Organisation. Es war eine Massenorganisa· 
tion, der sich die überwältigende Mehrheit der Bevölkerung 
mit patriotischer Leidenschaft anschloß, um ein neues Land 
jenseits von ideologischen Vorstellungen aufzubauen. (".) 
Die "Yusin"-Kräfte Chon Du Hwans zitierten auch Äuße· 
rungen Kim Dae j ungs im In- und Ausland, die angeblich 
mit der "Linie des Nordens" sympathisieren, als Vorwand, 
um ihn auf dem Altar des .. Antikommunistengesetzes" zu 
opfern. ( ... ) 
Die Revolutionäre Partei für die Wiedervereinigung appel­
liert ersnthaft an die Patrioten aller Schichten, eine breitere, 
landesweite Bewegung in Gang zu setzen, um Kim Dae jung 
und andere festgehaltene Demokraten und patriotischen 
Studenten vor dem Tode zu retten mit der entschlossenen 
Absicht, den heiligen Kampf zur nationalen Errettung für 
Demokratie und Wiedervereinigung frühzeitig zu einem 
neuen, höheren Stadium zu entwickeln in diesem entschei· 
denden Augenblick, wo ihr Leben an einem seidenen Faden 
hängt. 
(Quelle; The Pyongyang Times, Pjöngjang, 16.8.1980) 

Adressenänderungen bitte rechIzeHlg bei der 
Redaktion und bei der Post bekanntgebenl 





Paul Maaskola 

Militärs -
Retter der Demokratie? 

Ocr Militärputsch vom 12. September 1980 brachte die 
Türkei wieder einmal in die Schlagzeilen. Das Durchgreifen 
der Militärs um Generalstabschd Kenan Evren ist fre ilich 
nich ts gänzlich Neue.. Denn schon zweimal zuvor innerhalb 
der beiden letzten Jahrzehnte hat die türkische Armeespitze 
durchgegriffen : Am 27.5. 1960 stürtte ei n von Offizieren ge­
bildetes "Komitce der nat ionalen Einheit ", das 196 1 die 
RegicrungsgeschäflC an eine Zivilregierung weitergab, das 
Regime A. Menderes. Am 12.3.1971 zwangen die Militärs 
die Regierung S. Demirels zum Rücktrift und d iktierten über 
ein von der Armeespilze bestücktes Regime d ie: Regie rungs. 

30 

geschäfte bis zu den Parlamenuwahlen 1973. Die nach fo l­
genden gewählt en Zivilrcgierungen Ecevit und Demird aber 
vermochten es nicht. der Dauerkrise in der Türkd Herr zu 
werden. Worin sind die Ursachen von Krise und Militärdik· 
tatur zu suchen? Welcher Stellenwert kommt dabei dem 
desolaten Zustand der Wirtschaft, der st rategischen Rolle 
der Türkei und dem Terrorismus·Problem zu? Sind die 
Putsehgeneräle wirklich d ie Retter der türkischen Nation ? 

Die Türkei in d en Griff zu bekom men, ist für die Westmäch· 
te 1979 /80 noch wicht iger geworden . Das Ausscheren Crie· 
chenlands aus dem mili tärischen Bereich der NATO 1974, 
der Verlust der ~Iili tärbas t ion Iran 1979, der Zerfall des 
Militärpaktes CEN TO 1979 sowie das Schei tern der US·1n· 
vasion 1980 in Afghanis tan und im Iran haben die Ro lle der 
Türkei nachdrücklich aufgewert et. Ihre gegenwärtig außeror· 
den tlich große Bedeutung für die NATO liegt in der ei nmali· 
gen strategischen Posi tion: Von der Türkei aus ist das östli· 
ehe Mittelmeer, darunter insbesondere die Meerengen zu 
sowjetischen Häfen, zu kontrollieren, die UdSSR elektro · 
nisch auszuhorchen und militärisch zu fixieren. Das Quellen. 
gebiet von rund 2/3 des von Weueuropa import ie rt en Erd· 
ö ls, die arabisch· iranische Olregion. insbesondere die pro· 
gressiven Bewegungen dort, sind von der Türkei aUI militä· 
risch überwachbar, um dort "nöt igenfalls " e inzugreifen. 
Schließlich können Stützpunkte ill der Türke i auch als 
Sprungbrett in die knapp 300 km entfernt schwdende Nah· 
ostkonnikt. Region genutzt werden (siehe auch Kasten). 

Krise einer ab hängigen Wirtschaft 

Die Türkei is t jedoch nicht Ilur ein \'orgeschobene r NATO· 
Vorposten im Kalkül des Imperialismus. Flächenm äßig so 
groß wie die BRD und Frankreich zusammen, mit e iner 
43·Mio·Bevölkerung, reichen Bodenschätzen und günnigen 
natürlic hen agrarwirtschaftl ichen Bedingungen ist die Türkei 
auch von wirtschaftlichem Interesse für d ie Westmächte , ins· 
besondere rur die multinationalen Konzerne. 
Doch die natürlichen Ressourcen des Landes sind kaum e r· 
schlossen. So werden etwa die nationalen Energie\·o rkom. 
men (Kohle, Erdöl, Wasserkraft) kaum genutzt, da wichtige 
Industriebereiche wie z.8. die Stromerzeugung des Landes 
oder die Dünge mittelindustrie auf dem von US·Olmultis ge· 
lieferten Erdöl au fgebau t wurde. Wegen Devisenmangcl 
kann die Olrechnullg häufig nicht beglichen werden, was zur 
Rationierung und Unterbrechungen der Stromversorgung 
geHihrt hat. Aus dieser Situation profitieren allein die 0 1· 
multis: 1979 mußte die Türkei 3,2 Mrd Do llar für ihre 01· 
importe an die Mineralölkonzerne abfUhren - im gleichen 
Jahr bet rug der Cesamtwert des türkischen Warenexports 
2,9 Mrd Dollar. l 

Besonders stark ist die türkische Industrie von den kapitali. 
stischen Wirtschaftszentren abhängig. Die in den 60er J ah· 
ren eingeleitete Industrialisierung durch Investitionen der 
türkischen Großbourgeoisie und der internationalen Groß· 



konzerne - gelockt durch das niedrige Lohnniveau und 
freien Gewinntransfer - füh rt e ...:ur Errichtung von Gemein­
schaftsunternehmen hauptsächlich im Bereich der Konsum­
güter- und Zwischenprodukteindustrie (86% der verarbei­
tenden Industrie 1977 ). Damit gerieten Schlüsselpositionen 
des privaten Industriesektors unter die Kontrolle des Aus­
landskapi tals, das sich Anfang 1980 zu ca. 7()')1'o auf die 
Chemie-, Automobil-, Metallwaren und Elektrogeräteindu­
strie sowie die Tourismusindustrie konzentrierte. 
Dabei hidt die BRD mit 22 von 95 Firmen mit Auslands­
beteiligungen die Spitzenstellung (USA 17, Schweiz 12 
Beteiligungen). Allerdings entfid auf die USA der größte 
Umfang der Auslandsinvestitionen mit 543 Mio TL (19%) , 
gefolgt von Frankreich (15%), de r Schweiz (I4%) und der 
BRD (367 Mio TL; 13%). 
Der seit Kemal Atatürk traditione ll starke staatliche Se ktor 
- 40% der Industrie im Staatsbesitz - umfaßt vor allem 
Grundstoff- aber auch Baumwollindustrien sowie das Ver­
kehrswesen und andere öffentliche Dienste. Bei den privaten 
Ind ustriebe trieben mit Auslandsbeteiligung handelt es sich 
zumeist um Montagebetriebe, aus der BRD z.B. von Sie­
mens, Bosch, Mannesm ann oder MAN, wo lediglich die letz­
ten Verarbeitungsstufen der jeweiligen PToduktionskette 
realisiert werden. Bei gleichzeitiger bewußter Vernachlässi­
gung des Aufbaus einer türkischen Schwerindustrie (Aus· 
nahmen: sowjetische Großprojekte z. B. Eisenhüt tenwerk bei 
Iskenderun, Ölraffinerie in Izmir oder Aluminiumhütte bei 
Saydisehir) e rzielt das in- und ausländische Großkapital 
durch Errichtung der Montageindustrie eine extrem hohe 
Abhängigkeit der türkischen Wirtschaft vom Import teurer 
Vorprodukte. Bei Importanteilen an Endprodukt en von 
über 50% durchschnittlich sowie der Notwendigkeit über 
80% der Investitionsgüter zu imponieren steigt der Import­
bedarf schneller als die Industrieproduktion - eine Ent­
wicklung an der die mulitnationalen Konzerne besonders 

hohe Gewinne erzieien. 2 

Durch diese abhängige Struktur ist die türkische Wirtschaft 
den Preissteigerungen auf internationalen Märkten ausge­
setzt und der kapitalistischen Weltwinschaftskrise ausge­
liefert. Dies ist auch die Hauptursache für die gegenwärtige 
Wirtschaftskrise der Türkei. Bei rapide sinkender Produk­
tivität war 1980 die Kapazität der meisten Betriebe nur ...:u 
30 - 50% ausgelaste t, die extrem hohe Auslandsverschuldung 
betrug über 20 Mrd Dollar und die ' Inflationsrate lag über 
1200/0. 3 

l\1ilitäreinsatz gegen "unübersehbare" Streiks 

Ausgetragen wird diese Entwicklung auf Kosten der Bevöl­
kerungsm ehrheit, die zu etwa 2/3 von der Landwirtschaft 
lebt. Der Agrarsektor ist zugleich der rückständigste Bereich 
der türkischen Gesellschaft. In weiten Teilen ist feudaler 
Großgrundbesitz vorherrschend; noch 1976 befanden sich 
über 700 Dörfer samt Einwohnern im persönlichen Besitz 
und in totaler Verftigungsgewalt von Feudalherren. Da.!! Feh­
len einer Agrarreform ist das Hauptentwicklungshindernis der 
ländlichen Türkei. Daß sie, trot...: mehrerer Anläufe u.a. 
durch Gesetzesinitiativen, nie durchgefUhrt worden ist, dafUr 
hat d ie türkische Nationalkammer gesorgt. wo etwa 300 von 
450 Abgeordneten zu Großgrundbesitzern und Unterneh­
mern (Stand 1976) zuzurechnen waren. 
Die Herrschaft feudalistischer Großagrarier verursacht eine 
unaufhaltsam e Verelendung breiter Bevölkerungsteile durch 
die fortgesetue Senkung der Einkommen, wobei das Ar­
beitsentgeld auf dem Lande ohnehin etwa nur die Hälfte des 
Lohnes eines ungelernten Arbeiters in der Stadt beträgt. 
Frauenarbeit wird generell mindestens um 25%, Kinderar­
beit sogar über 50% unterbeuhlt. 4 

Die Anhebung der Verbraucherpreise bis zu 800% bei gleich· 

0 ....... AII!"8 in l<1anbul: Bei Ra:<Zicn "on Milititslreifen ""iog< man Passanten in den Sl.alknschmutz 
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"Sicherer" NATO-Flugzeugträger am Bosporus 

US-Rod.I"$'ation von Pirinclik 

BundesrepubJikanische MiJilär~tratcgcn bezeichneten den südöst­
lichen NATO-Vorposten Türkei jüngst als "das let-..te Flugzeug­
Mutterschiff für die Vereinigten Staaten in diesem Raum". (Wehr­
technik, Mai 1980, S. 12 ) Gemünzt war dies darauf, daß mit dem 
Verlust der Miliüirbastion Iran im Februar 19 70 cin strategisches 
Loch im US-Einkreisungsring um das sozialistiliehe Lager aufgc· 
bco(:hen war. Im März 1979 war mit dem Austritt des I ran der 
untralasiatische CENTO· Pakt, Zu dessen Grundungsmilgliedem die 
Türkei gehörte (1955 gegr. als ßagdad·Pakt, 1959 in CENTO umbe· 
nannl), zerfallen. Auf iranischem Territorium büßten d ie USA ein 
Konzentrat an Horchposten, 1I.Iilitärstützpunkten und Militärperso­
naI (rund 40.000) ein, das sich ~or der Haustür der Sowjetunion 
und der arabischen Olländer so gut wie nicht e rsetzen ließ. 

Neben mas$i~en US· Intervention$~rsuehen im Iran und Afghani­
stan, die auf die Errichtung wiUfahriger neokolonialistischer Regi­
mes zielten (ausführlich siehe AlB 7-8 / 1980, S_ 4 H.), wurden 
Pakistan und ganz besonders die Türkei mit ,,stabilisierungshilfen" 
seitens der Wenmächte überhäuft. Die westliche Wirt schafts- und 
Mititärhilfe für das Land am Bosporus erreichte mit 3 ,05 Mrd Dol­
lar für das Jahr 1980 absolute Weltspitze (siehe Beit rag VOn A_ I_ 
Bresche in diesem Heft). Die militärstrategische Bedeutung de r 
Türkei als NATO-Vorposten wurde kräftig aufgewertet. 

Die NATO-Mitgliedschaft der Türkei bringt es mit sich, daß der 
Großtei l der türkischen Militäreinrichtungen ohnehin dem Kom­
mando der Generalität des atlant ischen Bündnisses unterstellt sind. 
Zusätzlich dazu unterhält die NATO-Führungsmacht USA auf 
türkischem Boden 61 Militärbasen mit einem eigenen Personalauf­
wand ~on nahezu 5000. Auf die Türkei kommen demnach allein 
rund 1/3 der gegenwärtig im gesamten MittelmeelTaum ~on den 
US-Streitkräften betriebenen Einrichtungen (199 nach dem Stand 
~om April 19 79). Sie können in ~ier Kategorien gegliedert werden: 
L Kampfstützpunkte und Einrichtungen wie Luft-, Flotten- und 
Raketen(auch Nuklear-)basen; 2. Elektronische Spionagestat ionen; 
3_ Melde· und Nachrichtenstützpunkte; 4 . Trainings- und Nach-
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schubbasen. Die Modalitäten in der Handhabung dieser US·Mi litär· 
basen wurden in zweiseitigen amerikanisch·türkischen Militärab­
kommen geregelt, die in den Jahren 1952, 1969 und 1980 unter­
zeichnet wurden. 

In einem uS-Senatsbericht des Jahres 1979 wurde die Luftwaffen­
basis von Incirlik (nahe Adana) als die ~orgeschobenste amerika· 
nische Bodenrampe "im östlichen Mittclmeer hochgeschätzt, ~on 
der aus ein taktischer atomarer Schlag" im Konflikfali in der Re· 
gion ru starten sei. Wie Incirlik so sind auch die anderen wichtigen 
US-Installationen auf türk ischem TeITain wie Sinop, Pirinclik (nahe 
Diyabakir), Golbashi (nah~ Ankara), Iskenderum , Yumunalik (An· 
laufpunkt der 6. US· F1otte) und h'mir (NATO·Südost·Hauptquar· 
l ier ) in zwei Richtungen disponibel: gegen die Sowjetunion und die 
vorderasiatischen Befreiungsbewegungen (vgl. MERIP REPORTS, 
Washington, September 1980, S. 6/7). 

Startrampe für US-Atomschläge und Interventionsakte 

Die in de r Türkei stationierten US-Kamplbomber und -Raketen 
können weite T ei le der Sowjetunion, mit einem Radius b is nach 
Moskau und zum Aral-See mit Atomwaffen belegen. Der ehemalige 
türkische Geheimoffizie r und je tzige Senator Tunckanat kommen· 
tierte dies so: " In dem Luftwaffenstützpunkt in lncirlik befUlden 
sich der strategischen Luftwaffe der USA angehörende Düsenjäger 
mit Atom· und Wassemoflbomben. Ferner gibt es Düsenjäger· 
Geschwader rur die Verteidigung des Stützpunktes. Hier ist auch 
amerikanis,hes Personal untergebr .. ,ht, das für die 10gislisdle Uno 
terstützung und Wartung der Flugzeuge ~erantwortlich iSI. Audl 
wenn durch die offiziellen türkischen Stellen bestritten wird, daß 
die aus diesen Stützpunkten abfliegenden Flugzeuge ohne die Ge­
nehmigung der türkischen Regierung Wlsere Nachbarländer an­
greifen können, kann man auf keine Weise kont rollie ren, wohin 
die:;.:: Flug'LCuge nach dem Start fliegen. Heute iu es möglich, daß 
aus Ineirlik ausgeflogene Düsenjäger nach Angriff eines tau§cnd Ki­
lometer entfernten Ortes zum gleichen oder zu einem anderen 
Stützpunkt zurückkehren. Denn die türkischen Stellen ~rfügen 
über kein Kommando- und Befehlsrecht." (zit. nach : Türkei-Infor­
mationen, Düsseldorf, J uni 1980, S. 15) 

In der Tat ist im neuen Militärabkommen vom März 1980 feitge· 
halten, daß in Incirlik ausschließlich US·Personai zur Kontrolle der 
US-Flugzeuge berechtigt ist. Und an d iesem Ort sind immerhin 
zwei tak tische Geschwader der 40 1. taktischen Abteilung der US­
Luftwaffe zwecks "Unterstützung der NATO-Verteid igungspläne" 
stationiert. Unter den geheimen Klauseln des Militärabkommens, 
die selbs t dem türkischen Parlament ~orenlhalten wurden, finden 
sich nun auch solche, denen zufolgc man es US-MilitärmiS$ionen 
offensteUt, ihre "Ierritorialen Betätigungsmöglichkeiten" zu erwei· 
terno Dies schl ießt ihre Nutzung im Falle ~on US·lntel"V(:ntions· 
akten, Olkriegszügen UiW. im Nahen und Mittleren Osten ein (nach: 
MERIP REPORTS, a.a .O. ; New Statesman, 20.6.1980). 
Es wäre im übrigen nich t das erste Mal. Schon 1958 diente Ircilik 
als Sprungbrett rur die US-In~asion im Libanon. Und im April 1980 
nutzte die Carter-Administration diese Basis für ihren - mißglück­
ten - Luftlande·Einfall gegen den Iran, d ie sog. "Operation Blau­
lich t" . 

US-Mili,lUba«n auf ,ürkischem Soden 



zeitigem Lohnstopp Anfang 1980 traf nicht nur die Land­
bevölkerung_ Da die Reallöhne der Arbeiter und Angestell­
ten zwischen 1977 und 1979 bereits durchschnittlich um 
46% gesunken waren, wurden vor allem auch die Werktäti­
gen in den Industriezentren der Türkei zum Opfer der reak­
tionären Wirtschaftspolitik. 
"Die Zahl der Arbeitslosen steigt. Der Lebensstandard sinkt. 
In den durch Landflucht ständig wachsenden Slums am 
Rande der Großstädte, bei einem Großteil der Arbeiter­
schaft und bei den unteren bis mittleren Verdienstgruppen 
der Angeste llten und Beamten fühlen sich viele über den 
Rand des Existenzminimums hinausgedrängt... Die Zahl der 
bestreikten Betriebe ist nicht mehr zu übersehen," berich­
tete die Frankfurter Allgemeine Zeitung am 19.3. 1980 aus 
Ankara. 
Tatsächlich intensivierle sich der Kampf der Werktätigen 
gegen die Verschl echterung ihrer sozialen und politischen 
Situation nach der jahreswende 1979 /80 spürbar. 
So beant worteten beispielsweise I 1 .000 Arbei ter des agro­
industriellen Staatskonzerns T aris im Februar 1980 ihre 
angekündigte Entlassung und zuvor stan gefundene Aus­
schreitung von Polizei und Gendarmerie mit ein er dreitägi· 
gen Betriebsbesetzung. Ein blutiger Polizei- und Militärein· 
satz folgte. An einem daraufhin vom progressiven Gewerk­
schaftsbund DISK ausgerufenen Generalstreik in Izmir be­
teiligten sich 100.000 Arbeiter. Durch den Einsatz von über 
10.000 Soldaten, Panzern, Hubschraubern und Flugzeugen 
wurden die Massenproteste nach einer Woche andauernder 
Kämpfe unterdruckt - l1 To te und über 100 Verletzte 
waren das Resultat. 
Ab Mitte Män 1980 befanden sich über 60.000 Arbeiter der 
Metallgewerkschaft MADEN-IS sowie aus der Textil- und 
Glasereibranche im Streik. "Vor allem, " so Mehmet Karaca, 
Generalsekretär der MADEN-IS, "ist die Haltung des Metall· 
unternehmerverbandes MESS nach wie vor unnachgiebig. 
Er lehnt sogar Verh andlungen über einen gerechten Inna· 
tionsausgleich ab, von einer Lohnerhöhung ganz zu schwei­
gen ... Die von den Monopolen verursachte Krise erweist sich 
rur sie äußerst gewinn trächtig. Die wichtigsten von ihnen 
konnten in den letzten beiden jahren ihre Nettogewinne 
fast verdoppeln . Die Haltung der Unternehmer wird durch 
die Regierung direkt unterstützt, in dem sie ihrerseits die 
Tariverhandlungen mit den Gewerkschaften absichtlich in 
die Länge zieht, oder aber Tarifvereinbarungen vorschlägt, 
die den vom In ternationalen Währungsfond (IMF) diktier ten 
Bedingungen entsprechend sehr niedrig liegen."s 

Repressionswelle unter S. Dcmirel 

Die tlele Wirtschaftskr ise hat vor a llem die internationalen 
Gläubiger und Finanziers, a llen voran die BRD und die 
USA, in die Lage verse tzt , d em Land eine Entwicklungspoli· 
tik aufzuzwingen, die allein ihren militätstrategischen und 
ökonomischen Interessen entspricht. Eskalierende Rüs tungs­
produktion - an der auch insbesondere die Armeespitze 
beteiligt ist - und Militarisierung deformieren Wirtschaft 
und Gesellschaft, Kreditbedingungen heben die nat ionale 
Souveränität faktisch auf. So muß die Regierung in Ankara 
- ob zivil oder in Uniform - folgende Bedingungen erfUllen, 
um Kredite vom IMF zu erhalten: Lohnstopp, Steuer- und 
Preiserhöhungen; Abwertung der Währung und kein e Kon­
trollen des AusJandskapitals; Einschränkung der Staatsin­
vestitionen , des schwerindustriei1en Aufbaus und des Han· 
dels mit der UdSSR. 
Dieser Kurs kann nur auf Kosten der Bevölkerungsmehrheit 
verwirklicht und nur mit Gewalt gegen den Widerstand d er 
Werktätigen durchgesetzt werden. Deshalb war die Regie­
rungszeit S. DemireJs seit Herbst 1979 von e iner zunehmen-

Tr .... rnde Ameile<..". <lern s..r, des .rtnOt<le,en Gc"'. rb cllaft.<fuhulS Koma) Tiir~ler 

den Repressionswcllc begleitet, die schließlich in den :\li li · 
tärputsch vo m 12. September 1980 mündete. Wie steht es 
dabei mit einem der Hauptargumente der Militärs, die Na· 
tion vor dem eskalierenden "Terror von links und rechts" 
rellen zu wollen? 
Oie demokratischen Rechte wurden im Laufe des j ahres 
1980 stark eingeschränk t. Bevor die Militärjunta nach ihrem 
Putsch alle politischen und gewerkschaftlichen Verbände ruf 
aufgelöst e rklärte, war ein Großteil der d emokratischen 
Organisationen verboten worden, darunter der Progressive 
jugendverband (IGD), die Verbände der Beamten (TUM­
DER), der technischen Angestellten (TUTED), der Polizei 
(POLDER), der Lehrer (TÖB· DER ), der Fortschrittliche 
Frauenverband (IKD), der Demokratische und der Volks­
Kulturverein (DDKD bzw. DHKD). Am 8. Mai 1980 wurde 
die 1975 gegründete, kleine linksstehende Arbeiterpartei der 
Türkei .(TED) verboten, weil sie sich rur das Recht der Kur­
den in der Türkei auf eine Ausbildung in ihrer Mutter­
sprache eingesetzt halle. 
Wegen "staatsabträglichen" Parolen, wie "Für eine soziali· 
stische Türkei", wurden am 5. - 6.7.1980 alle 588 Delegier­
ten des Part eitages der Arbeiterpartei TIP samt Parteifüh­
rung vorübergehend verhaftet. Nach dem 7. Kongreß der 
DISK i111 juni /juli 1980 beantragte die Istanbuler Staats­
anwaltschaft am 1.8.1980 das Verbot d es gewerkschaftli . 
ehen Dachverbandes. Doch diesem Schritt kam der Militär­
putsch zuvor. 
Die staat li ch gestützte Terrorwelle sollte die türkischen 
Werktätigen und ihre Organisationen zur bedingungslosen 
Unterordnung niederknüppeln. Hauptakteure waren dabei 
die Konter·Guerilla, der staat liche Geheimdienst (MIT ), die 
Polizei sowie die zahlreichen faschistischen Organisationen: 
die Partei der Nationalen Bewegung (M HP) mit ihren Grau· 
en Wölfen, dem fasch istischen Gewerkschaftsbund (MISK) 
und anderen. 
Die Konter-Guerilla, offiziell "Abteilung rur besondere 
Kriegsftihrung", wurde Mille der 60eT Jahre beim türkischen 
Generalstab, sorgsam von der öffentlichkeit abgeschirmt, 
mit der Aufgabe gebildet, Widerstandskräfte für den Fall 
einer ausländ ischen Aggression oder eines "Aufstandes ... der 
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Türkei-Länderübersicht 
Territor ium :780.!>76 qkm, damit mehr als dreifache Fläche der 
Bundesrepublik 
Buölkerung: rund 43 Mio ( 1979) 
Haupmadl: Ankara (2 Mio Einwobner) 
Nationalflagge: Rotes Feld mit weiSem Halbmond und Stern 
Sprache: Amuspracbe ;il Türkisch, du von rund 9010 der Bevöl kc-

I
Nng gesprochen wird. Andere Sprachen nationaler Minderheiten 
sind Kurdisch, Arabisch, Armenisch, Griechisch 
Rdigion: Islam zu9S"'", wovon rund 3f4 sunnit ischer und etwa 1/4 
schiitischer Glaubensrichtung 
Währung: T ürkische Lira (TL); I TL " 0,22 D~I (Standjuni 1980) 
Staatsform: Republik Türkei. Die Exekutiv~walt liegt $Cit Grün­
dung der parlamentarischen Republik 1923 unter General Muslafa 
Kemal Pascha (Alatürk) bei m Präsidenten und der Regierung. Ver­
fassungsgemäß werden sie im Vierjahresrythmus gewählt von der 
Großen Nationalversammlung (Parlament), die aus 'l'wei Kammern, 
der Volkskammer und dem Senat besteht. Naeh Auflösung dieser 
Organe durch den PUlsch vom 12.9.1980 ist General K. Ewen 
Staatsoberhaupt und Vors itzender des Nationalen Sicherheitsrates 
(MGK), bestehend aus 6 Generälen, dem als Exekutive ein Minister­
rat unter E,,·Admiral B. Ulusu mit 27 Mitgliedern (davon 7 Gene­
räle in Schl imelmininerien) untersteUt wurde. 
Parteien: Von den insgesamt I1 legalen Parteien waren vor dem 
12.9.1980 suhs im Parlament ve rtreten. Aus den letzten Wahlen 
zur Nationalversamm]ung waren die sozialdemokratisch orientierte 
Republikani sche Volk~partei (CliP - gegr. ]923) unter Btilent 
Ecevit mit 41,4% und die konservative Gercchtigke itspartei (AP ­
gegr. 1961 als Nachfo]georganisation der 1946 konstituierten Oe· 
mokratischen Panei) unter Süleiman Demire] mit 36.9% de r Stirn· 
men als stärkste Fraktionen hervorgegangen. Bei den Zwischenwah­
kn vom Okt ober ]979 wurde du Stimmenverhältnis mi l 47,8%für 
die Gereehtigkeitspartei und nur noch 29,3'70 für die CHP auf den 
Kopf geste llt. An die Stelle der Koalitionsregierung Ecevit rückte 
die Minderheitsregierung Dcmirel. Drittstärkstc Partei ist die natio­
nalistische NationaJ ~ Heil spartci (MSP) unter N. Erbakan. Weitere 
Parteien sind die fa.o;chistische Panei der Nationalen 8ewegung 
(MHP ) unter Alpanlan Türkes, die linkssozialistische TÜrkis.:he Ar. 
bcite'llanci (TiP - gegr. 196 1) unter 8ehiee Boran, die Türkis.:hc 
Sozilli5l ische Arbeiterpanei (TSIP - gegr. 1974). sowie die seit 
1923 illegale T ürkische Komm unist ische Partei (TKP - gegr. 
1920). 

Wirt ~chaft : Die Türkei hält als schwachentwiekclter kapitalistischer 
Agr'dr- Industrie-Staat das Schlußlicht im europäischen Entwick· 
lungsniveau. Noch immer sind rund 60% der Erwerbstätigen in der 
Landwirt$Chaft beschäftigt, gegenüber 15% im Industriebercich. 
Am Bruttoinlandsprodukt (BIP) i" die Landwirt schaft mit 25%, 
die Industrie mit 30% betei ligt. Rund 2/3 des türkischen E"porl' 
wcrtes ent fallen auf Agrarprodukte, doch der Nahrungsmillelbe· 
darf im Lande kann - eine Folge u.a. des vorherrschenden Groß. 

politischen und so..:ialen Opposit ion gegen die h ergebrachte 
Ordnung" bereitzustellen. 

Gelei tet durch G eneräle der Armee. führend e Geheimdienst· 
ler. Mitarbeit er des CIA und des international organisierten 

Verbrechertums (l\"iafia), ist di e Konter-Guerilla mit der 

Zentrale in Istanbul und Zweigstellen in Polizei· und Militär­

hauptquartie ren , in allen Landesteilen präsent. In Ankara 
sind ihre Büros im gleichen Haus mit de r US·Militärmission 
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grundbesitzes - nicht selbst gedeckt werden. Die AuslaoosverschuJ· 
dung e rreichte 1976 25 Mrd DoUar, d.h. 50% des BIP. 
Wichtigste Zweige sind in der Indu$lrie die Te"ti!· und Nahrung$­
mittelproduktion sowie die Chrom-, Nichteisenerz· und Schwefel­
förderung, in der Landwirtschaft der Anbau von Getn:ide, Zucker­
ruben, Mohn, Tabak. Baumwolle und die auf die WoUerzeugung 
abgesteUte Viehhaltung. 
Rund 2/3 des türkischen Außenhandels entfaUen auf die West· 
mächte, angeführt von der 8RD, den USA, Italien, Großbritannien, 
der Schweiz und Frankreich. Die Türkei ist seit 1964 der EWG 
assoziiert. 
S.niale$: Die Alphabetenrate entsprach 1976 mit 55% dem arabi­
schen Standard. Die Lebenserwartung betrug 57 Jahre, die Kinder· 
sterblichkeit mit 119 Todesfällen bei 1.000 Geburten (bis zum 
ersten Lebensjahr) das Dreifache des westeuropäischen Vorlet'l'ten, 
Portugal. 1980 wurde der Anteil der Arbe itslosen offiziell auf über 
20% beziffert, zuzüglich über 1,1 Mio türkischen E.migranten allein 
in der Bundesrepublik. 

Gelchicht e: 
Ca. 550 

1288· 1326 

1919-22 
1923 
1938 

1947 
1950 

1952 
1955 
1960 

1965 

1971 

1974 

1975 

1978 

1979 
1980 

Entstehung des rrühtÜlkis.chen Reiches in der Mongo­
lei 
Begründung des Osmanischen Reiches unter Osman I. 
Ghasi 
Nationaler Unabhängigkeitskr ieg 
Gründung der Republik unter Präsident Atatürk 
Tod Atiltü rks.. Nachfolger als Führer der Republikani· 
sehen Volkspartei (CUP) und Präsident wird bmet 
Inönü 
Hilfsabkommen mit den USA 
Wahlsieg der Demokratischen Partei. Regierung A. 
Menderes 
Bcitrilt zur NATO 
Beitrill zum Bagdad·Pak t, später CE.NTO 
Stur:r. der Regierung Menderes. ProvisoriKhe Regie­
rung unter General C. Gürse l 
Nach Wahlsieg der Gerechtigkeitspartei Regierung S. 
Demirel 
Militärputsch und Installierung einer Rechtsregierung 
unter Nhat Erim 
Koalitionsregierung unter dem neuen CHP,Vonit'l'en­
den Billent Ecevit 
Türkische Invasioo auf Zypern 
National istische-Front-Regierung Demirel. in der kon· . 
servativc Parteien mit der faschistischen MHP koalie· 

"" Erneute Koalitionsregierung B. Ecevit. Verhängung 
des Krieß$rechts über 1/3 des Landes 
Minderheitsccgierung S. Demirel 
.Militärputsch unter General K. Evren 

untergebracht. Dirigiert von der US· Botschaft, unter Anlei­

tung und mit Sch ulungsmat erial des C IA führt sie d en "un­

konventionellen Krieg". Ihr zugehörige Offiziere sind aus­
gebildet in Sabotage. Verhör und p syc ho logischer Kriegs­

mhrung. Sie übernehmen auch die Vorbereitungen , etwa 

durch Ermittlungen und Anlegen von Waffendepots. w ie die 

Durchftihrung solcher Aktionen. So wurde beispielsweise 

unter Uirer A nleitung Anfang 19 72. nach Verhängung einer 

Ausgangssperre, Is tanbul sieben Stunden lang mit 85 .000 

Soldaten "auf der Suche nach geflohenen Gefangenen " 
d urc hkämmt. 6 

Paralle l zum Aulbau der Konter-Guerilla begann 1968 der 

Aulbau der faschistis chen Grauen Wölfe. Seit Mitt e der 70er 
J ahre hat man die Zusammenarbeit intensiviert und eine 
personelle wie aktionsbewgene Verflechtung ..:wischen dem 

türkischen Geheimdienst. der Konter·Guer illa und der MH? 
vollzogen. Besonders in den J ahren 1975·78, ab die Regie­

rung unter S. Demirel in einer Koalition mi t der MHP (Par­
teiführer Alpars lan T ürkes a ls Vizeministerpräsident ) regier. 

te, w urden zahlreiche Schlüsselposition en bei der Polhei mit 
Fasch isten besetu. 

Selbst scheinbar bedeutungslose Protest- und Widerstands· 
zeichen der Bevölkerung sind zum Anlaß für Terroriibergrif-



fe gemacht worden. "So im März 1980 in Tarsus. Dort führt 
eine unfallt rächtige NATO·Straße durch ein Wohnviertel. 
Allein in den Jahren 1978·79 wurden dort 25 Fußgänger bei 
VerkehrsunraJ. len getötet. Die Forderungen nach dem Bau 
einer Unterführung blieben unerfill it. Als am 22. April ein 
15·jährigcs Mädchen von einem LKW überfahren wurde, 
zogen die Bewohner mehrerer Stadtviertel zur NATO-Straße 
und errichteten aus Protest Straßensperren. Die ca. 1.500 
Menschen waren bald von Polizei und Gendarmerie umstellt. 
Als die Diskussion zwischen beiden immer heftiger wurde, 
eröffneten Polizei und Cendarmerie plötzlich das Feuer und 
ermordeten 10 DemonstriUlten , darunter drei Kinder. 300 
wurden verletzt, 2 1 davon schwer, 87 Menschen wurden 
verhaftet." 7 

Zielscheibe des Terrors sind vornehmlich die demokrati­
schen und Linlukräfte der TÜrkei. In einer gemeinsamen 
Aktion des Geheimdienstes, der Faschisten und der Mao­
isten wurde d ie Maifeier 1977 in Istanbul, zu der die D1SK 
aufgerufen halle und an der 1/2 Mio Menschen teilnahmen, 
von umliege nden Cebäuden minutenlang mit automatischen 
Waffen beschossen. Es starben 38 Menschen. In der ostiUla· 
tolischen Stadt Kahramanmaras richteten fasch istische 
Kommandos an Weihnachten 1978 ein Blutbad an, bei dem 
ca. 200 wehrlose Frauen, Männer und Kinder ermordet wur­
den. In FalSa, einer kleinen Stadt an der Schwarzmeerküste, 
drangen Mitte J uni 1980 motorisierte Armee· und Gendar­
merieeinheiten in Begleitung von 50 Panzern ein. Nach 
Hausdurchsuchungen, mit Hilfe maskierter - d a steckbr ief­
lich gesucht - MHP-Mitglieder d urchgeführt, .wurden über 
400 Verhaftungen vorgenommen. Die Inhaft ierten, unter 
ihnen der unabhängige Bürgermeister Fikri Sönmez, wurden 
Folterungen unterworfen. Der Grund: In Fatsa halle eine 
große Koalition von lin ken Gruppen bis zur islamischen 
Nationalen Heilspar tei (MSP) durch selbst organisierte 
Komitees das Eindringen und die Oberfal'e von MH P­
Kommandos verhindern können. 

Und dann kamen die Generäle 

Anfang J uni 1980 fUhrtcn in Corum von Faschisten provo· 
zierte Auseinandersetzungen zwischen den religiösen Grup­
pen der Aleviten und Sunniten zu 5 Tage lang andauernden 
Kämpfen, bei denen MHP·Kommandos zusammen mit Poli· 
'lei und Gendarmerie _ ausgerüstet mit Panzern aus der 
BRD - giUlZC Stadtteile überfielen und die Bevölkerung 
massakrierten. Ohne diejenigen mitzuzählen, die an nachher 
durchgeflihrten Folterungen starben, wurden fast 30 Todes­
opfer gezählt. 
Neben dem "Flächen terror" wurden in zu nehmendem Maße 
prom inente Persönlichkeiten des öffentlichen Lebens Opfer 
faschist ischer Anschläge. Dabei handelte es sich nicht nur 
um Gewerkschafter und Linkskräfte, z.B. wurde am 
22.7.1980 der Vorsitzende der Metallgewerluchaft MADEN­
IS, Kemal Tiirklcr, ermordet, sondern auch um Zentrums­
politiker wie den Abgeordneten der Republikanischen Partei 
(CHP), N. Köksaloglu, der Anfang Juli d J . ermordet wurde, 
und sogar Angehörige der Rechten : Nihat Erim, Expremier­
minister des Repreuionsregimes 197 1-73, wurde am 
25.7. 1980 ermordet. In den ersten Septemberwochen 1980 
stieg die Anzahl der Opfer politischer Mordanschläge auf bis 
zu 35 pro Tag. 
Die Methode, die dahinter steckt, umschrieb einer der Or· 
ganisatoren der Konter-Gueri lla, General a.D. Kemal Enun 
so: "Durch Sabotagea ktionen und politische Morde einen 
Biirgerkriegszustand schaffen - und dann kommen wir.'08 

Und sie kamen. Am 12. September 1980 putschte die tür­
kische Generalität unter Führung von Generalstabschef 
Kenan Ewen. Er ernannte sich zum Staatspräsidenten und 

Folterungen aus Versehen? 

aus politischen Gründen Inhaftierte zählte man ",rn;;''''''''1 
Militärpuuch vom 12. Dezember 19S0 in der Türkei 

i 21.{22.9.19S0). 
i der Rechtsanwaltsvereinigung von 
, auf einer Pressckonferenz am 7.!i. 19S0: 

vor ein Gericht geSlellt wurden, 
erfahren nichu über den 

Wir ha~n zahlreiche Hinweisc, die 
politischer Hiftlinge mit Foltermethoden 

. Nach Zeugenaussagen werden Häftlinge 
Fußboden gelegt und mit kaltem Wasscr .. 

l :i~;,~E:":k\:':':O::den an ihre Genitalorgane, am Zisaretten werden auf der Haut 
Es ilt sogar vorgekommen, daß die Folterer 

der Opfer einführten. Das Sch.lagen auf 

werden so lan!Je fortgeführt, 1 §~:;;~:~;'~':;'~~f'1h~'~1ie harmloscSle Foltermethode. i 
Erklirung unteruichnet. Weigert sich 

i , so drohen die Folterer mit Erschießung """ " ;"" .. ·1 
aus dem Fenster. Diesc Drohung wird wahrgemacht; es 

1 ~~;<;::H;T.;;ote auf dem Boden der Gefangnishöfe gefunden Wo.,.,,,. 1 
spricht in solchen Fällen von Selbstmord." 

10bW'''''' im Bericht der UN·MeruchenreehUkommiuion die Tiitkei 
Lindern gezählt wird, in denen gefoltert wird. Will;'~:;'~~~~';'.: I I.<',.ru,,,,, von nicht. winCl\. In einem Gutachten des 

vom 14.5.19S0 zu einem Asylverfahren heißt 
politische Verfolgung durch .taatliche Organe. 
staatlicher Organe vorkommen, ist zwar nicht 

I';'h"";' aunusch.l ießen, dem Auswärligen Amt sind 
Falle nicht ~kannt. Amtsmißbrauch und Körperverletzung 

sind strafbar. Der Staat verfolgt dine Delikte." 

stellte sich an die Spitze eines Nationalen Sicherheitsrates, 
zusammengesetzt aus den Oberbefehlshabern von Heer, 
Luftwaffe, Marine, Gendarmerie sowie dem Befehlshaber 
der Agäis·Strei t kräfte. 
Regierung und Parlament wurden aufgelöst, die Verfat.sung 
außer Kraft gesetzt. Das Kriegsrecht, das bereits in 20 von 
insgesamt 69 Provinzen galt, wurde auf das ganze Land aus­
gedehnt. Parteien, Gewerkschaften und Verbände wurden 
ftir aufge löst erklärt , über 150 Gewerkschafubüros geschlos­
sen und jede politische Betätigung verboten . Mehrere Tau­
send Personen wurden verhaftet, darunter alle führenden 
Polit iker des Landes, vor allem aber Linkskräfte, sowie hun· 
derte Gewerkschaftsfunktionäre , angdangen beim Vorsit­
zenden der DISK, Abdullah Ba5lürk. 
Die Einsetzung der Regierung - al5 Exekutivorgan rur den 
Nationalen Sicherheitsrat - verdeutlichte die Manchrich­
tung der neuen Machthaber: Premierminister B. Ulusu, 
Exadmiral mit langjähriger NATO·Erfahrung, wird mit sie­
ben anderen Generälen in Schlüsselministerien für einen 
strammen NATO-Kurs im 27-köpfigen Kabinett sorgen. Der 
Verbindungsmann zum internationalen Finanzkapital und 
Mitinitiator des türkischen .. Stabilisierungsprogramms" , 
Turgut Ou.l, wurde gar zum stellvertretenden Ministerpräsi-
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denten ernannt. Als ehemaliger Vorsitzender des Arbeit­
geberverbandes der Metallindustrie (MESS) sowie als Staats­
sekretär für Wirtschaftsfragen in der vorangegangenen 
Demirel-Regierung - ihm waren alle Schlüsselstellungen der 
Wirtschaft aus den :,mständigen Fachministerien unterstellt 
wo rden - bringt er eine langjährige p raktische Kampferfah­
rung gegen die Arbeiterkla'lse mit sich. 
Zu den Haup tprogrammpunkten der neuen Machthaber 
zählt die Effektivierung des bisherigen Wirtschaftspro· 
gramms, wobei schwerpunktmäßig die Rüstungsindustrie 
gefördert und die Streit kräfte modernisiert werden sollen. 
Die Bekämpfung des " Terrorismus" soll durch eine neue 
Gesetzcsgrundlage erleichtert werden, die Parteien-, Wahl­
und Staatssicherheitsgesetze sowie das Strafrecht sollen 
ebenfalls erneuert werden. 
Die Praxis offenbart eine Gangart rechts von der vorange­
gangenen konservativen Demirel-Regierung. Durch die Ver­
ordnung eines St reikverbots mußten 40.000 Streikende in 
allen Landesteilen an ihre Arbeitsplätze zurückkehren. An­
gesichts der Preiserhöhungen von bis zu 20% (u.a. für 
Zucker, Heizöl, Benzin und Düngemittel) kommt d ie kurz 
zuvor verordnete Lohnerhöhung von 70% einer Niederlage 
der Arbeiter gleich. Angesichts d er galoppierenden Inflation 
und eines Lohnstopps hatten sie Lohnerhöhungen von bis 
zu 300% gefordert. Alle Gemeind eräte wurden aufgelöst 
und die meisten Bürgermeister abgesetzt. Künftig, so e rklä r­
ten die Militärs, würden Ernennungen erst nach eingehender 
Prüfung durch örtliche Kriegsverwaltungen vorgenommen 
werden.9 

Die Behauptung, die Putschgeneräle würden das Erbe Kemal 
Atatürks vertreten, entbehrt jeder Grundlage. Das Gegenteil 
ist der Fall. Nicht das Streben nach politischer und ökono­
mischer Unabhängigkeit vom Ausland, eines der Grundprin· 
zipien des Kemalismus, kennzeichne t K. Evren und d ie 
fUhrenden Militärs. Evren selbst perso'nifiziert geradezu den 
Ausverkauf nationa ler Interessen an den US· lmperialismus. 
Bereits 1950 befehligte er im US-Sold türkische Truppen· 
kontingente im Koreakrieg der USA . Den intimen Kontakt 
zum CIA pflegte Evren im türkischen Generalstab . Dort war 
er - vor sein er Ernennung zum Generalstabschef 1978 
durch B. Ecevit - zuständig ausgerechnet für die Leitung 
der Konter-Guerilla. 

Die Putschisten - keine Erben Atatürks 

Darüber hinaus ist K. Evren mit seinen GeneraJsfreunden 
eng mit dem Auslandskapitalliie;t. Als Verwalter eines riesi­
gen Fonds - der Unterstützungs kasse der Armee (OYAK) -
besitzen sie Beteiligungen bei türkischen Niederlassungen 
internationaler Großkonzerne wie Mobil Oil, Shell, Renault, 
Goodyear, Hilton oder International Harvester. Hinzu 
kommt ein umfangreicher Besitz an der Rüstungsindust r ie. 
Nach o ffiziellen Angaben erziel ten sie 1977 einen Gew inn 
von 335 Mio Türkischen Lira (TL). I SO Mio TL mehr als die 
nächstgrößere Finanzgruppe, die Is_Bank. 10 

Der Ruf der Generäle nach na t ionaler Einheit richtet sich 
daher sowohl an die Arbeiterklasse und Bauernschaft, mit 
der impliziten Forderung nach kampnoser Unterordnung 
unter die Interessen des Großkapitals . als auch an die natio­
nale Bourgeoisie, die partiell andere Interessen vertritt als 
die sie ruinierenden in ternat ionalen Monopole. 
Da die nationale Bourgeoisie in der Gerechtigkeiu partei S. 
Demireis und in der Republikanischen Volkspartei B. 
Ecevits starke Positionen innehat, war es den bisherigen 
Regie rungen nicht m öglich, die Forderungen des in- und 
ausländischen Großkapitals in die Praxis umzuse tzen. Daran 
scheitert e auch d ie Regierung S. Demirels. Die PULSchgene­
räle sind dazu berufen, die Interessen des Auslandskapitals 
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aus den USA und der BRD dW'chzusetzen. Dies zeigen auch 
die Umstände ihrer Machtergreifung. 
Am Vorabend des Putsches traf aus Washington der Luft­
waffenbefehlshaber und das heutige Mitglied des Nationalen 
Sicherheitsrates, T. Sattinkaya, ebenso wie ein General der 
NATO-Südostflanke in der Türkei d n. Eingebettet war der 
Mili tärputsch in das NATO-Manöver "Anvil Express 80" 
(Amboß-Express). Unter diesem Code führte die au f Abruf 
bereitstehende m ul tinationale .,Eingreilbrigade" des Ober­
sten NATO-Befehlshabers Europas \'om 11.9. bis 6 .1 0 .1 980 
in der Türkei ausgedehn te Manöver durch. Kaum daß die 
"Operation Demokratie" in der Türkei angelaufen war, 
drang die erste Information über den Putsch aus der 12.000 
km ent fernten US. Hauptstadt Washington in alle Welt. 

Anmerkung(n: 
I) BundemeUe rur Außenhandelsinformation, Marktinformation 

Türkei, Nr. MI-A/5 88, Köln 1979; Tirkei-Tnformationen, Düsscl· 
dorf, J uni 1980 

2) AlB 6/ 1979, 5.4 ff.; Info Türk Bulletin, Brii§scl, Nr. 0 .19/ Mai 
1980, S. 7-8 

3) Frankfurter Allgemeine Zeitung (FAZ), 27.9 .1980; Time, Lon· 
don, 29.9.1980 

4) Neue Perspektiven, Hebinki. Nr. 4/1976, S. 38 
5) Türkei-Informationen. JulifAugust 1980. S. 19 
6) Info Türk Agentur, Manaker in Ankara, warum? Bl"Ü$sc11978, 

S. 10; Die Neue, Westberlin, 26.7.1980 
7) Föderation der Arbeitervereine Kurdistans in der BundeHepu­

blik Deutschland (KOMK .. I,R), Türkeihilfe - womr?, Frankfurt 
1980. S. 8·9 

8) Finandal Times. London, 2~.6.1980, Frankfurter Rundschau, 
29.8.1980, Türkei-Informationen. a.a.O. 

9) Time 6.1 0. 1980; International Hcrald Tribune:, Zürich, 
16.9.1980; Le Monde, Paris, 23.9.1980 
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... Exemplar(e) AIB·Sonderheft 2/80 zur Türkei 
• zuzügl. Pono) 
... Exemplar(e) AIß-Sonderheit 1/80 "F.J. Strauß 

und CDUfCSU·Weltpolitik" (Preis 2,- DM zw:ügl. Porto) 
Ich abonniere da§ AlB ab Nr .......... bis auf Widerruf 
Uahresabo : 20.- D~1 inkl. Porto)*) 
*) Kiindigungen nur bis zum Jahresende - bis jeweils 31.10. 
Ich bitte um Zusc:ndung von Katalogen und Probeexemplaren 

1 1 1 1 

1 
11 

Ol ch überwc:1se den Abonnementpreis entweder auf das 
scheekkonto des Weltkreisverlags, Konto NT. 312 093·607 
Postscheckamt Frankfurt /M. oder auf das Konto des """""" 1 
verlags Nr. 966 bei der Volksbank Marburg (BLZ 533 900 00). 

o Mit der Abbu(:hung des Abonnementpreiscs von DM 20,- bin ich 
einverstanden. Mit dem Ende des Abonnements erlischt diese 
Einzugsermächt igung. 

Mein elnk-I P a$ts.:;ll.o;I<~anto I I 
" 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 
'" 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 1 

1 1 1 11 11 

BCZ 1 1 1 1 



Intemationale Erni,S'rium,u" 

ceg . Dcr Wundertater 

enwartslitera tur ~;;'S". Ld"". 9.30 DM 
Best-Nr.: 50/6105190 

cdlec:tiv g 
Miguel Angel Ast\Jrias 
Die Maismönner 
Roman 
Verlag Volk und Welt . Berlin. 
373 S .. Leinen, DM 10,20 
Best.-Nr.: 59/647 1836 

Der Roman gliedert sich in 
sechs cpisodenn:ichc Ein7.c1-
erzählungen. die zeitlich auf­
einanderfolgen und nach der 
jeweiligen Hauptperson be­
nannt sind. Durch ihre Augen 
vermittelt der Autor dem le­
ser den Kampf der Urein­
wohner Guatemalas ums 
Oberleben. Dabei spielt die 
Beschreibung der indiani­
schen Lebcnsverhältnisse und 
der uralten Traditionen eine 
große Rolle. 

Migud Same! 
Das Lied der Rachcl 

Migue! Bame! 
Das Lied der Rachel 
Aufbau-Verlag. Berlin. 
190 S .. Pappband, S,7S DM 
Best.-Nr. : 50/6123399 

Bald naiv-unl'erbildet. bald 
klug-raffiniert plaudert Ra· 
ehel. die Sängerin und Tänze­
rin in den Music-Halls der 
dreißiger Jahre von lhvanna. 
Auf originellc Weise beurteil! 
~ic aus ihrer Sicht eine g'lnzc. 
von Untcrentwieklung und 
Abhangigkei t gczeichncte 
Gencmtion. 

Neueste Geschichte 
Cbin .. 
Von 1917 bis zur 
GeaenwU1 
Verrag der Wissenschaften. 
Berlin. 388 Seiten. Broschur. 
17,80 DM 
Best.-Nr.: 301570/9128 

Mit dieser Arbei t legen s0-

wjetische Historiker die erste 
geschlossene und umfassende 
Darstellung der Geschichte 
Chinas sei t 1917 vor. 

Heynowski und Scheumann 
Phoenix 
Inside CIA 
Verlag der Nation, Berlin. 
152S .• Taschenbuch,DM4,1O. 
Best.-Nr.: 150/6965932 

~Phoenix" - ein Computer­
programm rur Völkermord. 
Ausgedacht von CIA-Spezia­
listen rur den Einsatz in Viet­
nam. C IA-Agentenfuhrer 
K. B. Osbom enthüllt den 
elektronisch geplanten Mas­
senmord. 

I-I eynowski + Scheumann 
(Hrsg.) 
Briefe 
an die Exzellenz 
Portrit einer Schutzmacht 
Verlag Volk und Weil. 
Berlin , 255 5 .. Paperback, 
DM 8.10 
Best.-Nr.59/6477736 

Saigon Mai '75. Die USA 
haben nuchtanig das Land 
verlassen. Im Gelände der 
amerikanischen Botschaft 
entdecken die DDR·Doku, 
mentaristen Heynowski und 
Scheu mann aufschluß­
reiches Material. 

172n461939 

In diesem Tatsachenbericht 
informiert H. Thürk den le­
ser mit großer Sachkennmis, 
eindrucksvoll und spannend 
ilber einen .... icht igen Ab­
schnitt der Geschichte der 
Philippinen. Die Huk -Bewe­
gung war eine na tionale Be­
freiungsbe .... cgung mit star­
ken 5O:fialen 7....ugen. Warum 
die Huk nach der Zerschla­
gung der japanischen Trup­
pen .... ieder in den Untergrund 
gingen und was aus ihnen spä­
ter "'·urde. dar.luf gibt das 
Buch ZU\'erlässige Ant .... ort. 

Kurt Kauter 
Flieg Kondor­
Tupac Amaru 
Mili tä ..... ·crlag, Berlin. 
224 S .. mit Fotos. 
Leinen. DM 6.70 
BeSI.-Nr.: Inn461883 

Der Autor schildert den be­
rühmten Indianeraufstand 
\'on 1780/81 unte r Führung 
\'on Tupac Amaru 11. 60000 
schlecht bewaffnete. kampf. 
unerfahrene Indianer folgten 
dem Ruf des Inkasprosses 
und griffen die spanischen 
Kolonialherren in der altcn 
Inkahauptstadt CUl':OO an. 

Blind U 
439 S .. Leinen. 8,65 DM 
Besl.-Nr. : 50/6112796 

Band 111 
600 S .. Leinen. 14.70 DM 
Besl.-Nr.: 50/6123065 

Nun sind sie komplett. die 
drei Bände des ,.Wundertä­
ters··. Der erste Band schil­
dert Kindheit und Jugend des 
Sl3nislau$ Büdner. der zweite 
Band seine unfreiwillig frei· 
.... iIlige Teilnahme an seinem 
Schicksal danach. Der dritte 
Band sehildert die Heimkehr 
Büdners in sein Dorf. das nun 
in de r DDR liegt. 

Lothar Hitziger 
Der Erde Brot 
MÜS$en Menschen hungem~ 
Verlag Neues Leben. Berlin. 
2 14 S., ka rt ., DM 14,50 
Best.-Nr.: 58/6428432 

Jahrtauscnde hindurch hat 
der Hunger die Menschen fast 
ebeß50 untrennbar verfolgt 
..... ie ihr eigener Schanen. Der 
Hunger ist nicht \'on der Na­
tur be ..... irkt . !iOndem aus­
nahmslos "on Menschen. d. h. 
von den gescllschaft lichen 
Bedingungen. 

Kang Kjong-ä 
Morgengrauen 
über (nischon 
Verlag Volt und Weh. Berlin. 
344 5 .. Leinen. 
DM 10.90 
Best.-Nr.: 59f6477138 

Die t oreanisehe Schriftstelle­
rin Kang Kjoog-ä schrieb den 
Roman im Jahre 1934. 
Ausgehcnd ,'om Schicksal der 
jungen Son-bi. schilden sie 
das Erstarken und dil; sOzia­
len Kämpfe der Arbeiter­
kl3ssc im Korea der zwanzi­
ger und dreißiger Jahre. 



Alfons I. Bresche TUrkeihilfe Bonns 
und der Westmächte 

.. :-;ich t kleckern sondern klotzen" sollte die ERD rni l ihren 
Finanzmitlcln in der Türkei, meinte die FDP-Abg(!ordnetc 
Hclga Schuchart in den Swltgarter Nachricht c:n vom 
1.7.1980. Sie unt erstrich damit noch im Nachhi ne in ihre 
übereinstim mung mit dem ßundcstagsbcschl uß zum Na<;h· 
tragshaushalt vom 19.6.1980. der für die Türkei U.3. eine 
Rüstungssonderhilfe ( 170 Mio DM ), Verpflidnungsermäch­
tigungcn (490 Mio DM) und Zusatzhilfe (330 Mio DM ) zum 
gle ichen Zweck in den nächsten J ahren festlegte. 
Eine entschiedene Abfuhr erli tt hingegen ein von 27 SPD· 
Abgeordneten vorgelegter Zusatzantrag mit den Forderun­
gen an d ie türkische Regierung, sie möge d ie MI:nschcn­
rechte beachten, die Wirtschaftshilfe besonders zu sozialen 
Verbesserungen und die Mili tärhilfe nur zu NATO-Zwecken 
verwenden. "Dieser An trag ist eine unzulässige Einmischung 
in d ie inneren Angelegenheiten eines souveränen Staates", 
begründe te der CSU-Abgeord ne te Dr. Riedl aus München 
laut Bundestagspro tokoll vom 19.6. 1980 die übereinstim­
mung seiner Fraktion mit denen der SPD und FDP. 

War zu erwarten, daß diese Türkei-Hilfe im Falle eines Mili­
tärputsches in Ankara berührt würde? "Ein unzweck­
mäßiger, ungerechtfenigtcr Gebrauch oder gar Mißbrauch 
der Kredithilfen", 50 der internationale Türkei-Hilfe- Koordi­
nator und Bundesfinanzminister H. Matthöfer (SPD ) in der 
Frankfurter Rundschau vom 2.7.1980, "würde mit Sicher­
heit einen schwerwiegenden und fo lgenre ichen Vertrauens­
verlust nach sich ziehen." Aber ein solcher "Vertrauens­
verlust" widerfuhr den Putschgenerälcn nicht. Im Gegenteil. 
Die Bundesregierung werde der Türke i auch weiterhin Hilfe 
gew ähren , versicherte Bundeskanzler H. Schm idt gleich 
einen Tag nach dem Putsch vom 12. September 1980, und 
zwar, wie US-Vizeaußenminister W. ChriSlopher talrl darauf 
betonte, in übere instimmung mit den USA: "Washington 
billigt und unterstützt die deutsche Auffassung, die bevor­
stehende Tranche (Teilbetrag; d . Red.) einer Bonner Militär­
hilfe an Ankara solle in Ausführung der Verträge gezahlt 
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werden ... Washi ngton und Bonn wollen an den in der Türkei 
bevorstehenden NATO-Manövern und dem über Wirt schaft­
liches hinausreichcnden Hilfsprogramm keine Änderungen 
vornehmen ." l 
Wenig wiegen neben diesen Klars te llungen beispielsweise die 
vom SPD-Vorsitzenden W. Brandt geäußerien " Sorgen": 
"Die Nachricht en von den Verha ftungen des Sozialdemokra­
ten Ecevi t und weiterer führender Repräsentanten der polio 
tischen Parteien in der Türkei erfüllen uns allerdings mit 
Sorge ... Wir hoffen, daß die Militärs in der Türkei möglichst 
rasch den Zugang zu demokratischen Verhältnissen wieder­
eröffn en ... Das Militär hat im letzten Winter beid e großen 
Parteien gebeten, in einer kritischen Zeit gemeinsam die 
Verantwortung zu übernehmen. Für mich war es schon da­
mals klar, daß, wenn dies scheitern würde, das Milit är bür­
gerkriegsähnliche Zustände nicht lange hinnehmen würde. "2 
Kein Verständnis für das Eingreifen de r Militärs mochte in 
dieser Situation hingegen die französische Schwesterpartei 
der SPD aulbringen: "Die Sozialistische Partei (Frankre ichs; 
d. Red.) verurtei lt die Beseitigung der demokratischen In­
stitutionen . "3 

Die überaus positive I-Ialt ung aller Bundestagsparteien zum 
türkischen Militärputsch ist eine Fo lge des starken polit i­
schen, wirtschaft lichen und militärischen Engagements der 
BRD, auch im Rahmen der EWG und der NATO, in der 
Türkei. 
Die Führungsrolle der BRD ~ des türkischen Hauptaußen­
handelspanners vor Italien und den USA - in der west­
lichen Türkeihilfe datiert vom Gipfeltreffen der Regierungs­
chefs der USA, BRD, Frankreichs und Großbritanniens in 
Guadeloupc im J an uar 1979. 

Die internationale Hilfsakt io n für die Türkei war berei ts im 
J ah r zuvor angelaufen , doch ohne den erhofften Erfolg: 
Hauptbestandteil ~ neben Umschuldungsvereinbarungen 
mit europäischen Gläubigerländern ~ war ein Stand-by-Ab­
kommen (Bere itschaftskredit) mit dem Internationalen 
Währungsfond (IM F) , das aber nach Zahlung der ersten 
Tranche ( 150 Mio Dollar) im Sep tember 1978 außer Kraft 
gesetzt wurde. Unstimmigkeiten waren wegen der Einhal­
tung einer .,stabi litätsorientierten Wirtschaftpo litik" im 
Sinne des IMF entstanden. 
Hoffnungen setzte man nun in den vom Bundeskanzler H. 
Schmidt (SPD ) zu seinem persönlichen Beauftragten und 
zum internationalen Chefkoordinator ernannten CDU-Po li­
tiker W. Leisler-Kiep: "Ein Mann rettet die Ttirkei", schrieb 
die Zeit am 15.6.19 79. Doch es kam anders. Zwar konnte 
W. Leisler-Kiep sei ne Mission in knapp drei Monaten in Paris 
damit absc hließen, daß am 30.5. 1979 dort die 17 Mitglieds­
länder der Organisation ftir Win schaftliche Zusammenarbeit 
und En twicklung (OECD) Kredite in der Höhe von 961 Mio 
Dollar ftir die Exporlfinanzierung in bilateralen Abkommen 
gewährten. Als e iner der ersten zahlte die Bundesregierung 
gleich 200 Mio Dollar (u.a. leisteten die USA 248, Belgien 
75 , Frankreich 70 und Italien 40 Mio Dollar). Hinzu kamen 
Kredite seitens der Weltbank, der Euro päischen Gemein­
schaft (EG) und vo n Privatbanken. 
Doch die Regierung unter B. Ecevit konnte die Bedingun-



gcn , insbesondere die mit einem neuen IMF-Stand-by-Ab­
kommen (327 ,5 Mio Dollar) gekoppelten Einschränkung 
öffent licher Ausgaben, darunter der Löhne und Gehälter, 
Inflationsbekämpfung, " Sanierung" von Staaub ctrieben 
durch Privatisierung und Preiserhöhungen. nicht einh:rten. 
Die Kredite flossen nur schkppc nd. 
Zur j ahreswende 19 79 / 1980 wurde die internationale SteI­
lung der Türkei nachhaltig aufgewertet. Oie neue O lkrise, 
der Sturz des Schah- Regimes, die Welt krisen um Afghani­
st:m und den Iran, die neuerlich Zuspil'Zung des Nahostkon· 
nikts, der Zerfall des CENTO-Pakts erhöhten die Notwen­
digkeit für die Westmächte, die bankrotte Türkei ö kono­
misch :tU stabilisieren. Die Türkeihi lfe wurde neu angekur­
belt, diesmal unter Leitung des Bundesfinanzm insters H. 
Matthärer (SPD). Nach Besuchen in Paris, Genf. New Vork, 
Tokio, Athen und Ankara war am 16.4. 1980 das neue 
Aktionsprogramm zur Türkei.Sanierung fertiggestellt _ 
16 Mitgliedsstaaten der OECD sagten Kredi te in der Höhe 
von 1,16 Mrd Dollar verbindlich zu; davon betrug ~er USA­
und BRO-Anteil (der mit giinstigeren Bedingungen :tUrn 
Zeitpunkt des Militärputsches bereits ausgezahlt war) je 295 
~1io Dollar (560 Mio DM ). Für 1980 wurden durch west­
liche Industrieländer 1,03 Mrd DM staat licher oder s taatl ich 
verbürgter Kredite umgeschuldet. Zahlungsaufschub für 1,1 
Mrd Dollar wurden fUr vier, 2,3 Mfd Dollar für fliDf Frei­
jahre cingerium t. 
Die EG beschloß Ende j uni 1980 innerhalb e ines f'ünfj ah­
resprogrammes die Vergabe von 1,5 Mrd DM, daruner 150 
Mio DM als "verlorener Zuschuß" und 788 Mio DM als 
Sonderdarlehen mit einer Laufzeit von 40 jahren. 
Der IMI-' ste ll te Mitte j uni 1980 der Türkei einen Be istands· 
kredit für drei j ahre über 1,6 Mrd Dollar zur Verfiigung und 
zahlte davon gleich 340 Mio Doll ar aus. 
Die Weltbank stellte der Türkei für 1980 275 Mio Dollar zur 
Verfügung. Darüber hinaus haben e inzelne Länder zahlreiche 
Finanzhilfen gcleistn oder versprochen . darunter Saudi 
Arabien, das am 1.5.1980 250 Mio Dollar, 1/4 der \'On den 
Saudis zugesagten Kredite, in bar auszahlte. 
Zum Zei tpunkt d es Militärputsches belief sich die Gesam t­
summe der westlichen Finanzhilfe an die Türkei rur 1980 
auf 3.05 Mrd. Dollar.4 

"Doch die Türkei gil t als Faß ohne Boden, d as MinIiarden 
schluckt, o hne Wirkung zu zeigen. Das einzig dUf(:hschla­
gende Argument," so die }-' rankfurter Allgemeine Zeitung 
vom 20.6. 1980. "das man ftir d ie zivile und die mi li tärische 
llilfe vorbringen kann, ist, daß sie dazu beit rägt, dUIch Er-

haltung des Rahmens e iner parlamentarischen Demokratie 
den besonderen Hütern der türkischen Stabilität notfalls 
Bewegungs freih ei t zu sichern : den mil itärischen Führern des 
Landes ... 
Daß nicht nur d ie Finanzen die Militärs gestärkt haben. son­
dern auch die an sie gelieferten Waffen - zum Einsatz gegen 
die eigene Bevölkerung - hob das Handelsblatt bereits am 
5.2. 1980 hervor: "Aber es ist gut, d aß die Bundesregierung 
- bevor andere Finanzmittcl für die lurkei flüs sig machen -
mi t der Militärhilfe beginnen möchte. Nicht des Krieges 
oder der Verteidigung wegen, sondern der Autori tä t der mi­
litärischen Fühmng im Lande wegen." 
Doch begonnen hat die Bonner Militärhilfe an die Türkei 
bereits 1964. Im Rahmen der NATO-"Verteidigungshilfe" 
hatte d ie BRD bis Anfang 1980 11 Tranchen über 930 M.io 
DM gezahlt. Dabei handelt es sich um die Schenkung von 
j';eumaterial und von "Überschußmaterial" der Bundeswehr 
sow ie um eine Mitfinanzierung der türkischen Rüstungspro­
dukt.io n. 

Bonner Rüstungssonderhilfe: "Autoritätsstärkung" 
der Militärs 
Die Finanzhilfe fUr die Rüs tungswirtschaft fließt d irekt in 
d ie Taschen der türkischen Generalit ät. da sie in diesem 
Wirtschaftssek tor stark engagiert ilt (vgl. auch Beitrag von P. 
Maaskola in diesem Heft ); Die Offiziere der Lufts treitkräfte 
bet re iben Flugzeugbau mit einem Be triebskapital von 1,5 
l\Ird Türkischen Lira (TL) . Offiziere der Landstreitkräfte 
sind m it 400 Mio TL in der militärischen Elektronikbranche 
und die Führungskreise der Marine m it 500 Mio TL im 
Schi ffbau ak li v. 
Mitfinanziert hat di e Bundesrepublik u.a. d ie Lieferung von 
zwei großen U- Booten, den Bau von sieben Schnellbooten, 
den Bau einer Fabrik fUr automatische Handfeuerwaffen 
und e iner Fabrikationsanlage fUr Panzerabwehrraketen des 
Typs "Cobra". Darüber hinaus wurde ein Instandsetzungs. 
werk fUr Panzer errichtet. 
Info lge der Einstellung der US-Militärhi lfe an die Türkei als 
Antwort auf die türkische Zypern-Invasion 1974 stieg die 
ßundesrepublik noch stärker in das Geschäft ein. Durch 
zwei Abkommen mit der Türkei 19 75 und 1979 übernahm 
die BRD d ie Lieferung von "Überschußm ateria l" der Bun­
deswehr im Gesamtwert von 560 Mio DM: Munition , Sani· 
tätsmater ial, Verpflegung, Truppenbekleidung und SW· 
Kraftfahrzeuge der ersten Generation. 
Eine sog. bundesdeutsche Rüstungssonderhilfe. im Rahmen 
der NATO nach den gescheiterten US.A fghanis tan-Plänen 
Anfang 1980 vereinbart, umfaßt bis 1983 Lieferungen im 
Werte von 600 Mio DM, davon 150 Mio 1980. Finanziert 
werden 5011 die Modernisicrung veralte ter US-Panzer vom 
Typ M 48 durch neue Dieselmotoren und stärkere Kanonen 
mit Kaliber 10 ,5 cm, die AUSSLattung der türkischen Armee 
mit 240 Panzerabwehrraktensystemen vom Typ Milan sowie 
70 Panzer des Typs Leopard I ·A·3.5 

"Es wäre uns innig, fas t 38 Mrd DM für die Bundeswehr 
auszugeben und gJcichzei tig zuzusehen, wie ein militärisch 
wichtiger Bündnispartner durch wirtschaftli che Schwierig­
keiten ruiniert wird. Die tli lfsgelder für die Türkei sind auch 
im Interesse unserer Sicherheit gut angelegt", so H. Matt· 
höfer in einem Stern-Interview vom 6.3.1980. Und sei es auf 
den Triimmern einer parlamentarischen Demokrat ie ... 
Anmerkungen: 
I) Frankfurter Allgemeine Zeilung (FAll, 16.9.1980 
2) Die Welt, U. ' t4.9.1980 
') L.c Monde, Paris, 17.9. 1980 
4) AlB 7·8/1980, S. 40 f. ; BundelSleUe ruf Außenhandelsinforma­

tion (Hr,g.), MiUeilungen, Nr. DM 17, Köln 1980; FAl. U. und 
15.9.1980; Süddeut,.;:he Zeitung, 13.( 14.9. 1980 

5) FAl, U.9. 1980; Frankfurter Rundschau, U.2. 1980: Lo: Monde 
17.9. 1980 

39 



Jürgen Roth Seichter Umgang 
mit Grauen Wölfen 

"Beni öldürecek! Bicakl iyor! Kurtarin Benil" Er bringt mich 
um! Er sticht ! Helft mir! In der Halle A 14 von AUDI-NSU 
in Ncckarsulm stach ein türkischer Faschist, ein Grauer 
Wolf, auf einen Andersdenkenden ein. Wochen zuvor schon 
wurde der Nicdergcuochene von den Grauen Wölfen be­
droht: .,Wir werden Euer Blut in Heilbronn vergießen und 
Eure Särge in die Türkei zu Vater und Mutter schicken." 

Und was geschah weiter bei AUDI - NSU? Um ihren Gesin­
nungsfreund zu retten, erfanden die Grauen Wölfe die Ge­
schichte vom planmäßigen Angriff auf den MesserSlecher. 
Nicht das Opfer sei schuldlos, sondern der Messerstecher. 
Oie Geschäftsführung von AUDI-NSU glaubt e den Faschi­
sten und sprach gegenüber dem Niedergestochenen und den­
jenigen, die ihm zur Hilfe kamen, die fristlose Kündigung 
aus. Der DGB in Heilbronn sprach von e inem "Komplott". 
In anderen Betrieben sieht es nicht anders aus! Der Gesamt­
betriebsrat von Daim ler-Benz in Sindelfingen: "Beide türki­
schen IG·Metall.Betriebsratsmitglieder brachten erneut zum 
Ausdruck, daß sie unter den ständigen Drohungen sich 
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kaum mehr in der Lage sehen, die Interessen der Arbeit ­
nehmer und unserer Organisation wahrzunehmen." 
Das sind keine Einzdfille, im Gegenteil. In den letzten 
Wochen greifen die Grauen Wölfe gezielt Mitglieder und 
Funktionäre der IG Metall an. "In den Betrieben und an 
verschiedenen Orten nehmen die Einschüchterungen, d ie 
Drohungen, die übergriffe der türkischen Faschisten zu. Bei 
Betriebsversammlungen kommt es zu Ausschreitungen, in 
deren Verlauf Gewerkschaftsvertreter bedroht und das Ver­
teilen von Zeitschriften behindert wird. Im Vorfeld von Ver­
trauensleute· und Betriebsratswahlen werden türkische 
Gewerkschaftsfunktionäre $0 lange eingeschüc htert und be­
droht, bis diese aus Angst um ihr eigenes Leben oder das 
Leben ihrer Familienangehörigen auf eine Kandidatur ver­
zichten." (Presseerklärung der IG-Metall-Bezirksleitung, 
Stuttgart. 1.3.1980) 

Totschlag im Namen. des A. Türkes 

Türkische Verhältnisse in der Bundesrepublik! In den letz­
ten beiden jahren kamen bei politischen Attentaten in der 
Türkei 2500 Menschen ums Leben - 80% waren Opfer der 
türkischen Faschisten. Sie werden vom Ex-Obristen Alpar­
slan Türkes und seiner MHP (Partei der Nationalistischen 
Bewegung) nicht nur geist ig geführt. 
Auch in der Bundesrepublik hat der Terror der türkischen 
Faschisten schon zu Todesopfern geführt. In den letzten 
drei jahren wurden vier Türken Opfer der faschistischen 
Gewalt. Der letzte Fall: Anfang dieses j ahres erstachen in 
West-Berlin rechufanatische Türken den JG-Metall-Kollegen 
Celattin Kesim auf offener Straße. 
Bis auf den letzten Fall verneinte die Polizei politische Hin­
tergründe. Sie sieht in den blutigen Auseinandersetzungen 
zumeist Familienfehden und bemüht sich überhaupt nicht 
darum , den politischen Hintergrund aufzuklären. 



Dabei braucht man nur di e Flugblätter der türkischen Fa· 
schisten lU lesen. Da beweisen ,Jugendliche; die dem Ideen­
verein angehören", daß sie "kämpfen können, auch wenn sie 
sterben müssen". (Ideenverein Dinslaken) Oder: " Ich rufe 
die türkische Nation auf lum Kampf gegen die Demokratie, 
die au f den Straßen lum Spinatpreis verkauft wird, gegen 
die Korruption, gegen die rechtsstaatliche Ordnung. Ich rufe 
auf :.!:Um Kampf gegen die Freiheit." (Kulturverein Saar­
brücken). 
In der Bundesrepublik und in Westeuropa übernimmt die 
Propagandaaufgabe für die türkischen Faschisten die in 
Frankfurt ansässige Türk-Föderation, von der aus die gesam­
ten Aktivitäten der n:gionalen Kultur· und Idealisten-Ver­
eine gesteuert werden. Publilistisch unterstützt die rechts­
radikale Zeitung Tercüman das faschistische Treiben. Haben 
die Faschisten etwas zu veröffentl ichen, im Tercüman fin­
den sie immer genügend Plall. 
In den Büroräumen der Zeitung treffen sich von Zeit lU Zeit 
die mhrenden Mitglieder der MHP. Nach den meist gehei. 
men Treffen im Büro des Vorstandsmitgliedes IIicak gehen 
die Faschisten in das naheliegende Hotel Erika, um weiter 
darüber zu reden, wie man die finanz iellen Mittel, die der 
MHP in Europa lUströmen, kapitalkräftig einsetlt. Sicher ist 
jedenfalls, daß die Türk·Föderation über außerordentlich 
viel Geld verfügt. Heroinhandel und Prostitution dürften 
dazu beigetragen haben, aber auch die Erpressung der türki­
schen Arbeitnehmer, die in den Betrieben und Wohnheimen 
gezwungen werden, monatlich hohe Geldbeträge an die 
MHP lU überweisen. 
Die Nürnberger Nachrichten vom 23. Februar 1980: "Ein 
Geschäftsmann ist wegen seiner standhaften Weigerung, 
Spenden an die MHP zu zahlen, mit öffentlich ausgesproche. 
nen Morddrohungen belegt worden." Das Geld wird gut an­
gelegt. Denn irgendwoher müssen die faschistisc hen Kom· 
mandos in der Türkei ihre Waffen beliehen. Eine in Belgien 
gekaufte Kalashnikow kostet ca. 1500 Doller, ein US-Colt 
45 bis 400 Dollar, ein iranischer G3 ca. 1000 Dollar und die 
häufig eingesetlte MG Uli ca. 900 Dollar. Und der Waffen­
schmuggel ist überdies ein einträgliches Geschäft. 

Rechter Herzschlag der Geheimdienste 

Schließlich , so sagt es der Vorsitzende der Türk-Föderation, 
ein Mann namens Celebi: "Ich bin voll bereit für unseren 
heiligen Krieg. Hand in Hand werden wir alle Arbeit erledi­
gen. Mit dem Beistand Gottes werden wir eines Tages an die 
Macht kommen." Und im Standardwerk der türkischen Fa­
schisten, dem Buch Die nat ionale Frage und Türkes aus dem 
Jahr 1977, steht: "Wir, die Grauen Wölfe von Türkes, sind 
im Krieg. Wir kämpfen gegen die rot en moskauer Leute und 
nehmen Rache ft.ir unsere Gefallenen . Der Wolf ist unser 
Symbol." 
Hint er all dem steht ein Mann, Alparslan Türkes, der, vom 
amerikanischen Geheimdienst CIA unterstütlt, die linke und 
demokratische Bewegung in der Türkei lerschlagen will, um 
einen "Ständestaat" in einer "Großtürkei" zu errichten. 
Türkes: "Ich habe die Sache, die mir anvertraut wurde, fest 
in d ie Hand genommen. Wenn ich unterwegs fallen sollte, 
tragt die Fahne weiter. Soll te ich umkehren, schlagt mich 
tot. Schlagt alle tot, die unsere Sache mitgemacht haben 
und um kehren wollen." 
Und das Sprachtohr der MHP in der Türkei, Devlet, 
schreibt: "Man muß die Straßen erobern, man muß den 
Staatsapparat erobern, man muß das Parlament in die Hand 
nehmen." Niemand wundert sich daher auch, daß Mein 
Kampf von Adolf Hitler zur StandardlektUre der tUrkischen 
Faschisten gehört und in einem MHP-Verlag herausgegeben 
wurde. Denn, so ein Parteigänger von TUrkes: "Die türkische 

Rasse ist wertvoller als alle anderen Rassen." 
Doch die Bundesregienmg und besonders der Verfassungs­
schuu sehen ni chts, im Gegenteil, sie verteidigen die Grauen 
Wölfe, die es nach Ansicht des Verfassungsschutzes über­
haupt nicht gibt. So hat das Bundesamt für Verfassungs. 
schutl am 11. Februar 1980 den Mitarbeiter einer Nachrich­
tenagentur zu einer internen Besprechung eingeladen, damit 
dieser ungeprUft die Ansichten "leitender Mitarbeiter des 
Bundesamtes " am nächsten Tag über die Ticker laufen las­
sen konnte. Die Verfassungsschützer beschwerten sich über 
die negative Berichterstattung gegenüber den aufrechten 
Grauen Wölfen und machten die Berichterstattung darüber 
rur die Gewalttätigkeiten unter den Türken verantwortl ich. 
Originalton Verfassungsschutz: "Es sei den Linken gelun. 
gen, die Nationalisten in der Öffentlichkeit als Faschisten 
und reißende Wölfe hinzustellen ... Nach dieser Untersu­
chung erwies sich auch die Behauptung, rechtsgerichtete 
TLirken würden organisiert mit der NPD zusammenarbeiten, 
als nicht stichhaltig. So scheinen die nach Meinung der 
Beamten agi tatorisch geschickten Kommunisten unter den 
Türken den Verfassungsschützern gröBeres Kopherbrechen 
lU machen." 
Da fragt man natürlich prompt, wo denn der Kopf der Ver­
fassungsschütler bei solchen Aussagen geblieben ist, wenn 
nur ihr rechtes Herz spricht! 
Am 25. Februar 1980 konnte man lesen, daß der Vorsit­
zende der Nationalsozialistischen Demokratischen Arbeiter­
partei, NSDAP, Herr Schönborn, eine Aufbauorganisation 
fUt Türken gegründet habe. 50 Türken , vor allem des Kultur­
vereins, haben sich daran beteiligt. 
Es ist schon mehr als merkwürdig, daß die Argumente der 
"leitenden Mitarbeiter des Bundesamtes für Verfassungs­
schutl" die gleichen sind , die Alparslan Türkes in der De-
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Bonner Verfassungsschutzbericht 
Hauptgefahr von der türkischen Linken? 

Am 10. Jul i 1980 leg te Bundesinnel\m iru te~ Gerhard Baum in 
Bonn den dieijihrigen Verfusunguchutwcricht vor. Tenor: 
Rechts- und Linksextremismus eher rückläufig; d ie Hauptgefaht 
droht von tiirkbchcn Radikalen. 
Ocr "Bericht 1979" ballilisl den Trend bei den Sichcrhci tsbchör· 
den, ihnen II luam bekannte f akten hartnäckig auf den Kopf 1;U 
stellen, indem sie die von ihnen geduldeten Gewalttaten der 
"Grautn Wölfe" mit erfundener Gewaltneigung d(r Linken tU 

kompensieren versuchen, um dann den Spieß vollends umzudre­
hen: Die HauptgcCahr d rohe, so luggerieren die vermeintlichen 
SchützeT der Verfassung. vor allem von der FIDEF. Dabei erweisen 
ihnen einige hoffnungslos isolierte Desperado. (Mitglieder der mao­
istischen ATÖF/ATIF.Vereine waren u.a. an Handgreiflichkeiten 
am 18. Juni 1980 in Augsburg beteiligt ; d. Red.), die nichts mit der 
FIDEF :..u tun haben, nütdiche Dienste. 
Wo sich gcwiIU: Stden mit Gerii<:hten, Kolportagen und Asso:..ia­
tionen nicht begnügen können, gre~fen sie schlicht und einfach :..ur 
Lüge: Im Teil 9 dei Verfassunguchutzberichtes 1979 ("Sicherheits­
gefährdende und eKtremistische Bc:strebungen von Ausländern") 
auf Seite 18 heißt e,: "Am 17. Februar (1980; d. Red.) schlugen in 
Rlluel,heim Anhänger einer Mi tgliedsorganiil3.tion der orthodOK­
kommunistisch beeinnußten ' Föderation der türkischen Arbei ter­
vereine in der Bundesrepublik Deutschland e.V: (FIDEF ) mit 
Steinen und Knüppeln auf Angehörige dei 'Türkischen Kulturver· 
eins', Mitgliothverein der von der ell;trem nationalistischen türki· 
schen 'Panei der NatioruJen Bewegung' (MHP) beeinnußten 
'Föderation Demokratischer Tllrkischer Idealistenven:migungen in 
Europa' (ADOTD F), ein. Vier Personen wurdt:n verletzt, mehrere 
Pkw beschidigL" 
Tatsache ist: Kein ein:..igcl FlDEF·Mitglied war m gewalniiligen 
Aus.schrcitungen beteiligt, weder am 17. Februar noch zu einem 
anderen Zei tpunkt, obwohl es in Rllsselsheim, einer Hochburg 
türkischer Faschis ten, immer wieder zu Auseinandersetzungen 
kommt. Doch davon in keine Rede. 
Das Bundesamt für Verfassung5schuU: ist der demokratischen 
Offent lichkeit eine Erklärung rur diese: nachweisliche Lüge schuldig. 
Ouuakterinisch für die Vorgchensweise des Bundesamts fü r Ver· 
fassungsschu tz ist auch der Absatz auf Seite 19: " In den ersten 
Monaten des j ahres 1980 war eine weiten: Verschärfung der AlU' 
cinanderset:tung :..wischen türkischen ElI;tremisten in dt:r Bundes· 
republik Deutschland fes tzunellen, die zu 5 Todesopfern geführt 
hat . Am 5. j anuar 1980 wurde in Berl in ein dem linkscll;tremi· 
stilChen Lager angehörender Türke getötet, am 5. und 28. Mai 
1980 wurden in Reutlingen und Hamburg :..wei dem re.:htsell;tre­
mi l1ischen und utrem nationaliuischen Bereich zuzurechnende 
türkische Staatsangehörige tödlich verletzt." 
Diele objektiv anmutende Aufzählung von Fakten verschweigt je· 
doch eine Reihe von TatlIchen, und erzähl t Bände über den Blick· 
winkel ihrer Verfasser. Da wird ein politischer Mord zu dem sich als 
Tater die "Grauen Wälfe" bekannt haben, begangen an einem 
mgagien en Gewerkschafter, einem Mitglied des FIDEF-Vereins 
Westbe rl.in, dem Sekretär dei Türkischen Zentrums in Kreu~berg 
(C. Kelim; d. Red.), in einem lapidan:n Halbsatz in Verbindung 
gebl'3cht mit zwei Ereigninen. d ie keinerlei polit ische Motive er­
kennen lassen. Nichts I teht darin über AUSlagen der Tatverdächti· 
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gen, nichu über ihre seit Jahren offen .vrgetragenen Aufrufe zur 
Gewal t. Einfach vcnchwicgen wi rd die Tatsache, daß diesem Mord 
mehrere gewalllitige Übergriffe der re ligiösen und nationalistischen 
Fmatiker am gleichen On vorausgegans'm sind. 
Mit keinem Wort werden die Schlag· und Stichwaffen erwähnt, die 
in der MOlChee gefunden wurden, die den Tätern als Schlupfloch 
diente. Kein Won auch über Waffen und andera ,,belanendel 
Material", du im Gebäude der "Türk-Föderation" in Frankfun 
beschlagnahmt wurde, als der Vonitzende des Frmkfurter Mit­
gliedsvereins mit wei teren "Grauen Wölfen" am 25. November 
1979 unter Verdacht des versuchten Tot5Chlags an vier Landsleuten 
festgenommen wurde. Die vier waren schwer verle12t worden als 
drei von ihnen sich geweigert hatten, die Flugblätter der 
"T Urk-Föderation" anzunehmen. 
Schon Wochen vor der Ikkanntpbe des Buichtel stand fest, daß 
de r Mord an T ireli in Reutlingen aus Eifenuchumotiven begangen 
worden war und der Täter eher unter den rechtsell;1Temistischen 
Gesinnungsfreunden de i Ermordeten, Ti reli, zu suchen ist. Auch in 
die1em Punkt verdreh t der "Bericht " nachweislich und absichtlich 
die Tauachen. EI geht eindeutig darum. den unbefangenen Lesern 
und Mult iplikatoren in den Institu tionen und Pre1seorganen zu 1U8' 
gerieren, daß d ie Tat den Linksell;t remisten anzulasten wän:. Und 
bei dem Mordfall in Hamburg fehlt jeglicher Hinweis auf die lopr 
in der lokalen Presse breitgetretenen priwten Motive des Tatver­
dächtigen, der erst vo r wenigen Wochen einem auf offener Stra& 
unternommenen Mordversuch des Opfers entpngen war. 

Verharmlosu ng du Fa.schis te nt re ibens 

Durch Ausl.assungen, Übenreibungen und Beimengungen \vn Halb· 
und Unwahrheiten versuchen die Verfasser nicht nur eine "Aus­
gewogmheit" herzu$lellen. Die Aufzählung mit dem vorangestell­
ten Satz "In den enten MOlliiltcn des j ahres 1980 war eine weitere 
Venchärfung der AUKinandersetzung twischen türkischen Extre­
misten in der Bundellfepublik Deutschland festzustellen, die zu 5 
Todesopfern geführt hat", dient dazu, den "Linksextremisten" 
zwei Morde zu unterstellen. Ikr heimtückische Mord an Kel im 
wi rd mit der B<:merkung verharmlost, wenn nicht quasi entschul­
digt, das Opfer gehörte ja dem linb e"tremistischen Lager an. 
"Die Verfanungnchüt:..t:r s ind vor allem besorgt über das An­
wachsen der orthod ... "en. moskautreuen Linkscll;1Temi~ten ... 
18.000 - der harte Kem - finden sich allein in der FIDEF wie­
der." Aber: "Etwa, andeu sicht es bei den Rechten aus. Ihre Zahl 
stieg von Ende 1978 bis Ende 1979 nur um 25 Prozent. Rein 
rechnerich - denn beim Zählen gingen die Behörden mit unlau­
teren Mineln vor. Sie warfen plöt2.lich - warum? - Nationalinen. 
religiöse Eiferer und echte Recht SCll;t remisten in einen Topf und 
kamen so ebenfalls auf die Zahl von 29.000 E"tremisten. Wie ge­
mogelt wurde, :..eigt die Entwicklung des Rcchene)[empels. 1977 
gab el nur 5.100 RechtseKtremislC:Il, doch dann :..ähllen die Be· 
hörden plötzlich die sogenannten ' Idealistcnvereinc' zu den Rcch ts­
abweichlern himu, und schon 1978 kam dabei d ie stattliche 
Summe von 22.!:IOO heraul. Angeblich hat die für deutsche Begriffe 
Illchtsextreme ' Partei der Nationalistischen Bewegung' von Alpan­
La n TürkeK h in den vorher nicht all geflhrlich geltenden Idealisten· 
vereinen die Oberhand gewonnen." 
Aus dieJen Zahlen geht - einmal abgesehen \'On Fehlinterpre tatio­
nen und Falschmeldungen - deutl ich hervor: 
I. Die Haupuorge deljenigen im Bundesamt für Verfammgsschut:.., 
die den B<:richt erneIlt haben, gilt der FIDEF. 
2. Einigen Beamten des Vcrfa5llun~schutzes wird vorgeworfen, daß 
sie bei den Zahlen der Rechten gemogelt häum. 
5. Diejenigen Herren, die sich jetzt durchsetzen konnten. betrach­
ten ,ogar die neofaJChi$tische MIIP nicht als gefährlich. 
4. Nach ihrer Auffassung hat die MHP auch nur mgeblich in den 
Idealistenvereinen die Oberhand gewonnen. 
Mit allen nur erdenklichen Mitteln soU der Öffcntlichkeit vorent­
halten werden, was unte r den türkischen Rechtsc)[tremisten, von 
den Behördcn geduldet. von NPD und ihren Nebenbuhlern, aber 
auch von " honorigen" CDU/CSU-Politikern gefördert, vor sich 
geht: Die Gefahren, die von der "Türk·Föder .. tion'·. der Tamorga­
nisat ion der "Grauen Wölfe" der MIIP ausgehcn, werden verharm· 
105t. 
(Quelle: Türkei-Informationen, Hug. FIDEF. Diisseldorf, j uli·Au­
gust 1980, S. !I!I·!l8; Aunchnine) 



zember-Nummer seines Mitteilungsblattes HaSTet veröffent­
licht hatte_ Sicher ist jcdenfalls, daß die Grauen Wölfe als 
ideale Allzweckwaffe gegen die !inksorien tierten Tiirken ein­
gesetzt werden_ Die Geheimdienste, insbesondere der türki­
sche MIT, der amerikanische CIA und der Verfassungs­
schutz, sind momentan dabei, diese Waffe noch schärfer zu 
machen. 
Unter diesen Umständen verwundert es natürlich nicht, daß 
der Kanzlerkandidat Franz-J osef Strauß den türkischen 
Faschistenführer Türkes Ende April 1978 zu einer Privat­
audienz empfing. Das einstündige Gespräch drehte sich da­
rum, für die MHP ein günstiges Klima in der Bundesrepublik 
zu schaffen, weil die 11.ll-IP ein Bollwerk gegen di e Gefahr des 
Weltkomm unismus sei. Und bei dieser Lageei nschätzung gab 
es übereinstim mung zwischen beiden " Führern" - wie 
nicht anders zu erwart en (zum Verhältnis von F.J . St rauß 
und der CDU/CSU zu den türkischen Faschisten sithe aus­
fUhrlich: Al B 2/ 1980, S. 25-27; d. Red .). 

Bonn un ternimmt n ich ts gegen Graue Wölfe 

Beschämend ist, daß trolZ beschwörender Appelle der 
Gewerkschaften und demokratischer türkischer Arbciterver­
eine. die Bundesregierung nichts gegen das Treiben der fa­
schistischen Grauen Wölfe unternimmt. Rüde und schon fast 
unverschämt werden parlamentarische Anfragen einzelner 
Bundestagsabgeordneter abgeblockt - mit dem lapidaren 
Satz. daß die türkischen Rechten harmlos wären. Die deu t­
schen Gewerkschaften werden somit als Propagandisten und 
Lügner hingestell t. 
Gefahrlich sind nicht nur die Grauen Wölfe, sondern auch 
di e fanatisch-religiösen Islamiosehen Kultunentren. Das isla­
mische Kultunentrum Köln ist mi t 133 Gemeinden der mit 
Abstand größte islamische Spitzen verband in der Bundes· 
republik! Die Besuchenahl beläuft sich nach Erhebungen 
aus dem Frühjahr 1978 auf jährlich 935.000 Personen. 
Chcfagitalor dieser islamischen Sekte. der Süleymanisten, ist 
ein H. R. Tüylüoglu. Er war in der Türkei einer der füh renden 
Süleymancis. Die dort agierende Sekte wurde verboten, und 
Tüylüoglu flüchtete nach De utschland . Man sagt, daß er in 
Köln sehr schnell mit dem Auto-Export in die Türkei reich 
gewo rden ist. Zugleich hat er ein unterirdisches Ne tz von 
Süleymancis aufgebaut, mi t vielfachen Verbindungen zur 
MHP. Von allen islamitischen Bewegungen sind die Süley­
mancis am offens ten antikomm unistisch und an tidemokra­
tisch ; sie stehen dichter bei dem reinen Faschismus als an· 
dere Sekten . 
Am 9. Nove mber 1979 erklärte Tüylüoglu: .... . wir haben 
schon vo r J ahren dafür Sorge getragen, daß die dreckigen 
Antlitze der Judendiener dem islamischen Volk präsentiert 
werden." Zuvor scho n verkiinde te der islamische Chefhet­
zer: "Wer uns nicht glaubt. ist ein Feind der mohammedani­
schen tiirkischen Nation. Ich werde ai l diese Menschen mit 
der Wurzel ausrO llen . Ich zeige auch die Leute, die unsere 
Gegner sind, die die Welt zers tören." Der DGB in einer 
Dokumentation vom 19. Februar 1980: "Die Süleymanisten 
selbst vertre ten die Auffassung, daß die Anhänger der islami­
schen Revolut ion alle Mittel nutzen müßten, um an die 
Macht zu kommen. Man müßte zuerst durch Korankurse die 
Religio n verbreiten. Ange fangen bei den re l igi~sen Einrich­
tungen müßte man im gesamten Staatsapparat Brückenköpfe 
erobern , das gelte auch für die politischen Pan eien." 
Auch die Süleymanisten können bislang ungehindert ihr 
politisches Gift unter die ahnungslosen Türken verteilen. die 
in ih rer sozialen und kulturellen Isolation Halt in der Reli­
gion suchen. Die Frage drängt sich auf, warum diese faschi­
stischen und fanatisch ·religiösen Gruppen unterstützt wer· 
den. Braucht man sie etwa, um die türkischen Arbeitnehmer 

zu spalten und einzuschüchtern, die einen radikaldemokra­
lischen oder gar sozialis t ischen Weg in der Türkei gehen 
wollen und d ie sich hier offen o rganisieren können? Ist das 
Ausdruck einer MachtpOlitik. die nur das Ziel hat. die 
Türkei fester an die NATO und den sog. freie n Westen zu 
binden? 
Die Frage ist beantwort et, wenn m an einen Aufsatz nach­
liest. der in einer höchst ominösen Ze iu~hrift. den Beiträgen 
zur Konfliktforschung. im letzten j ahr veröffentl ich worden 
is t. Im Beirat dieser Zeitschrift sitzen sinni gerweise CDU· 
Abgeordnete und hohe Mili tärs aus der NATO: "Ein wesent­
licher Grund, warum die MHP als faschis tisch beschuldigt 
wird, is t ihre überzeugung, daß die Türkei auch in der 
Außenpolitik sich zur freie n Welt bekennt und fest zum 
NATO-Bündnis steht. Die Türkei ist ein NATO-Staat von 
Gewicht. Sie is t ein notwendiger S tabilisierungsfaktor der 
Süd flanke der westlichen Verteidigungsgemeinschaft. Würde 
das Land aus di eser Koalition ausbrechen, Teil eines neutra­
len, wahrscheinlich westfeindlichen islamischen Blocks wer­
den oder den Russen anheimfalten , so würde damit auch die 
Sicherheiukonzeption der Bundesrep ubli k ausgehöhlt ." ( ... ) 
(Quelle: druck und papier. Zentralorgan der Industr iege­
wer kschaft Druck und Papier, Stuttgan, Nr. 7/1979, S. 
24·25 ) 
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Herbert Lederer 

Aushöhlung des 
Asylrechts für politisch Verfolgte 

"A usländer raus aus Deu/schland!", so lau/ete die Losung 
deT neo/aschistischtm Notionaldelnokratischrn Partei 
Deuuchlands (NPD) im Bundestagswahlkamp/ 1980. Die 
Bundestagsparteicn hallen freilich seit Beginn des Jahres mit 
ihrer " Debatte" über die Ausländerpolilik in der Bundc!iTc­
publik den Boden für derartige Exzesse bereitet. Im Mittel­
punkt stand dabei die 'lOchstehend lIon Il. Lederer unter­
suchte Frage der Asylsuchenden. deren Anzahl/980 sprung­
haft auf über 100.000 gesliegen ist. Sie soll nun drastisch 
gesenk I werden ... 
Nach wie UOT sind jedoch die bundudeutschen Grenzen /Ur 
R eolctioniire und f'oschisten aus aller lIerren Liinder weit 
geöffnet Von den Behörden geduldet steigt nicht "ur die 
Anzohl und Gefährlichluit von Anschlägen liirhischer Ultra­
rt!chter (siehe Beitrag von }. Roth). Nach dem kürzlichen 
Bombemmschfag auf ein Vietnamesen·lVohnheim in Ham­
burg, bei dem es zwei vietnamt:Sische Todesopfer gab, "sind 
Anhänger des ehemaligen Thieu -Regimes in Südllietnam zu­
nehmend dazu übergegangen, Flüchtlinge aus Vietnam zu 
Gewalttiiliglr.eilen gegen demokratische Landsleule und Ver­
treter der Solidaritiitsbewegung anzustiften ", so heißt es in 
einer Erlr.lärung der f'reundschaftgesellschaft BRD· Vietnam 
vom September d.j. lVeiter wird iu der Erkliirung konsta­
tiert: "Die Orgallisation der 'Ehemaligen Offiziere und Sol­
daten der Thieu·Armee' muß verboten werden. Denjenigen, 
die sich in einem Komitee zusammenschließen, das sich blu­
menreich 'Komiter! der Kiimpfer, die bereit sind, die Partei­
gänger Ilanois zu töten' nennt , muß das Ilandwerk gelegt 
werden. Vor dem Ilintergruud der Diskussionen um das 
Asylrecht erlr.lären wir mit aller Deulfichkeit. daß das Asyl­
recht für tatsiichlich [JOlitisch Verfolgte nicht angetastet 
werdetl durf .. 

Die Vorschläge zur " Bereinigung" des Asylantenproblems 
reißen nicht ab. Die einen . die am ehesten noch gerade am 
Rande unserer Rechtsordnung denken, yersprt:chen sich al­
les von der Straffung der Asylanerkennungs\'erfahren, ins­
besondere des gerichtlichen. Einige aus ihrt:n Reihen, teil­
weise höchste, von ihnen. den Sozialliberalen eingesetzte 
Richter denken da schon wei ter. 
In einem Rundfunkyortrag für den Deutschlandfunk, in dem 
der Präsident des BundesYerwaltungsgericht s die yerfassungs­
widrige Berufsverbou-Rechtsprechung seines Gerichts recht· 
fertigte, nahm er sich neben den Radikalen einer weiteTen 
Minderheit an und meinte. wegen des bedrohlichen Anstiegs 
von Asylsachen müue das in Artikel 16 des Grundgesetzes 
verbriefte Grundrecht, wonach "politisch Verfolgte Asyl­
recht" genießen, unter Gesell.eSvorbehait gestell! werden, 
auf dcutsch, durch cinf:.ches Gesetz eingesch ränkt werden 
können. 1 

Andere gehen darüber hina us. Die CDU/CSU·Vertreter wcr­
den nicht müde, den Grenzrichter feilzubieten. Das soll cin 
Richter an der Gre .... ;e sein, der nach kurl.em Prozeß, der 
dicsen Namen nicht verdient, Asylsuchende sofo rt wieder 
zurückweisen kann . Die Väter der Verfassung haben dazu in 
de r 18. Sitzung des IlauplaulSchusses des Parlamentarischen 
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Rates bereits das Erforderliche gesagt ~ und zwar durch ihr 
CDU·Mitglied Dr. von Mangold!: " ... wenn wir irgendeine 
Einschränkung aufnehmen würden, wenn wir irgendetwas 
aufnehmen würden, um d ie Voraussetzungen für die Gewäh­
rung des Asylrechts festzulege n, dann müßte an der Grenze 
eine Prüfung durch d ie Grenzorgane vorgeno mmen werden. 
Dadurc h würde die ganze Vorschrift yöllig wertlos." (Untcr­
streichung vom Verfasser) Und d er sozialdemokratische 
Ausschußvorsitzende Dr. Schmid daraulbin: "Dann beginnt 
das Spiel: Man schickt den Mann zuriick oder man schickt 
ihn an die andere Grenze, und von don geht es wieder wei· 
ter." (Dt. von l\langoldl: Wir haben unsere Erfahrungen aus 
dem Krieg.)2 

Von wem die Vorschlage auch kommen, sie werden sämtlich 
begründet und plausibel gemacht durch die hysterische Auf­
bauschung der Asylanten-Zahl und damit der Dimension des 
Problems. Es ist dabei kein Zufall, daß sich in diesen Chor 
auch Stimmen gemischt haben, die unter der Flagge des 
fremdenhanes "Ausländerstopp", "Deutschland den Deut­
schen" und "Schluß mit der Völkervermischung" fordern. 
Die gleiche, wenn nicht sogar erfolgreichere Wirkung wird 
von denen erzielt, die vornehmer unter Anspielung auf ci· 
gene nationale Probleme, z.B. das der Arbeitslosigkeit die 
angeblich fas t alle Asylanten betreffende Lüge vom "Wirt· 
schaftsflüchtling" in d ie Welt gesetzt haben und damit be· 
sonders die Türken meinen, die den größten Anteil der An­
tragsteller in le tzter Zeit ausmachen (siehe Kasten fIDEF­
Erklärung). Mit Interesse wird den ersten ablehnenden Be· 
scheiden entgegengesehen , mit denen das Bundesamt für die 
Anerkennung ausländischer FlÜC htlinge tiil kische Arbeiter 
nach dem Putsch zurückweisen wird. Wahrscheinlich werden 
sie sich nicht unterscheiden von denen, die unter der 
Demirel-Zeit ergingen. 
Der türkische Staat , $0 hieß es, sei ein laizistischer Staat. In 



ihm hätten sowohl Völker wie die Kurden volle Rechte als 
auch die r eligiöse Minderh ei t der A1eviten. Der türkische 
Staat täte auch alles in seinen Kräften Stehende, um den 
Terrorismus von "rechts und links" zu unterbinden und 
hätte dabei auch Erfolge. An dieser Einschätzung seiten s der 
Bundesregierung wird sich erst recht nich ts unter d er Mili ­

tärjunta geändert haben, so daß ein Aktiver der progressiven 
Gewerkschaftszentrale DISK, des progressiven Jugendver­
bandes IGD oder der demokratischen Kurden wohl auch in 
Zukunft bei uns kaum Chancen auf Anerkennung haben 
wird, sei er auch gerade aus einer p olizeilichen Folterstation 
oder einem Gefängnis geflohen, sei er einem Attentat d er 
Grauen Wölfe oder des türkischen Geheimdienstes gerade 
noch entkom m en. 
Für d ie m eisten d er Vorschläge ist typ isch , daß die Ur sach en 
rur die Flüchtlingsbewegungen und damit die wi rklichen 
Gründe der Asylantragsteller nicht zur Kenntnis genommen 
werden, m it einer, wenn auch verfälschten Ausnahme. Die 
Ausnahme b etrifft die sog. Ko ntingen tnüchtlinge aus soziali­
s tischen oder antiimpe rialistisch befrei t en Staa ten. Ober 
deren Gründe muß man ja auch einiges wissen, hat man 
doch selbst genügend an deren Entstehung gekurbelt. 

Denn unabhängig von den anderen Ursachen für Migrat ions· 
bewegungen st ell t die von imperialistischen Staaten organi­
sierte Flucht aus befreiten Staate n spätest ens seit Gründung 
der DDR, vers t ärkt aber in den letzten J ahren mit all den 
nicht einhahbaren Versprechungen, eine solche Ursache da r. 
Da ist man dann auch nicht kleinlich. 
Oie "Abstimmung mit Füßen" gegen den Sozialismus. die 
befreite Länder als nicht lebenswert kennzeichnen soll, las· 
sen sich die imperialist ischen Strategen manchen Preis 
kosten. In einem lesenswerten Artikel von Maria-Christine 
Zauzich in der Frankfurter Allgemeinen ( FAZ l heißt es da· 
zu: "Wie fragwürdig es ist, mit Zahlen zu argument ieren, 
zeigt ein anderes Beispiel: 20.000 Vietnamesen hat die 
Bundesregierung d ie Aufnahm e zugesagt. Diese sog. 'Kontin· 
gentnüchtlinge' wurden 'hereingenommen' - im Gegensatz 
zu denen, die 'hereingekommen' sind. Nicht alle - müßten 
sie den Weg durch das A sylver fah ren a ntreten - hätten eine 
Chance, nach geltendem Recht als politische Asylanten an· 
erkannt zu werden,"3 

Türkische Demokraten: 
Kaum Chancen auf Asylanerkennung 

Da die Bundesregierung realistisch davon ausgeht, daß wei· 
tere Völker den Weg der an tiimperialistischen Befrei ung 
gehen und sich die Politik des Imperialismus ihnen gegen· 
über bei alter Anpassung prinzipiell nicht ändern wird, wird 
d er Bundestag alsbald ein Gesetz verabschieden, in d em 
Kontingentflüchtlinge Asylant en gleichgestell t werden - das 
in einem Moment, in dem unser Land angeblich unter d em 

Strom der "falschen" Asylanten lUsammenbricht. 
Andere Ursachen, ande re Zahlen werden aus verständl ichen 

Gründen nicht genannt: So würde d ie E.rwähnung der Tat· 
sache von ca. 14 Mio Migranten nicht nur zeigen, wie ge ring 
die Zahl derjenigen ist, die bei uns an die Tür klopfen, son · 
dern zum anderen auch die Frage au fwerfen: Warum gib t es 
soviel Flüchtlinge? Wer angesichts diese r Bewegung mit d e m 
Primitivargument der Sog·Wirkung. gerad e bei uns ganz 
gängig, kommt, wonach Annehmlichkeiten unseres Landes, 
z.B. die Sozialhilfe den Prozeß auslösen , verwechselt Ur· 
sache und Wirkung und kann nichts zur Lösung beitragen. 
Ursach e sind und bleiben die existentiellen Mängel d e r Her· 
kunftsländer, seien es politische (Ver folgung , Unterdrük· 
kung, Ausrottung ganzer Stämme, Fehle n jegl icher politi. 
scher Rechte) oder sozial·wirtschaftliche, vor a llem Hunger 
und Armut. Die Frage n ach deren Ursachen würde aber an 

FIDEF-Erklärung 

Bonns inhumane 
Asylrechtsnovelle 

Wie den Massenmedien zu entnehmen ist, wurde in den letz ten 
Wochen das "Asylanten-Problem" in den Miuelpunkt der öffent· 
lichen Diskussion gerückt. Bei näherer Betrachtung wird jedoch 
deut lich, daß die überwiegende Mehrheit der Berichterstattung und 
der Kommentare in erster Linie den Zweck verfolgt, die politisc::hc:n 
Entwicklungen in der Türkei zu verschleiern und der öffentlichkeit 
die Asylgründe vOn Tausenden von Menschen als "wirtschaftliche 
Grunde" zu suggerieun. 
Der FIDEF·Bunde~vorstand nelhe fest, daß die Gründe für mehrere 
tausend Landsleute, in der Bundesrepublik ein Asylgesuch einzu· 
reichen, ihren Ursprung nicht in wirUchaftlichen, sondern in polio 
ti schen Verhältnissen haben. 
Dieser Zustand ist eine Folge der politischen Entwicklung in unse­
rem Lande. In der Türkei herrscht ein halbmili tärisches Regime. In 
den 20 bevölkerungsrdchsten Provinzen, die alle wichtigen Indu· 
striezentren umfassen, herrscht seit Dezember 1978 das Kriegs· 
recht. Die stutlichen und militärischen Untc:rdriickungsmittel der 
Demirel·Regierung haben das Leben in eine Hölle verwandel t. Al­
lein in den letzten sechs Monaten seit dem Amtsantritt der Demi· 
reL·Regierung sind über 1.800 Menschen den Terroranschlägcn zum 
Opfer gefallen, 16.689 Menschen wurden bei diesen Anschlägen 
~erle tzt. (",) 
Die reakt ionär·faschistischen Kräh e haben ihren GegnFrn den 
offenen Krieg erklärt, Oppositionelle Menschen, Demokraten, 
Sozialisten. Sozialdemokraten, Kommunisten und andere fort­
schritt liche Menschen werden systematisch liquidiert. Mit ge~ieltem 
Terror wird versucht, die breiten Schichten der Bevölkerung in die 
Resignation zu treiben. Die Mordpläne zielen in erster Linie auf 
engagierten Demokraten in den Betrieben, in den Gewerkschaften 
und Lehnnstalten. Bekannte Persönlichkeiten des öffentlichen 
Lebens, J ournalis ten und Schriftsteller werden ermordet, Unter 
den Opfern befinden sich Mitglieder der Republikanischen Volks­
partei (eHP), der seit 59 Jahren in der Illegal ität wirkenden Kom· 
munistischen Partei der Türkei (TKP), der Arbei terpartei der Türkei 
(TIP), der Sozialistischen Arbeiterpartei der Türkei (TSIP). Der 
Staatsterror und die militärische Unterdrückung in Türkisch·Kurdi­
stan werden verschärft. Die NATO-Tagung in Ankara (vom Juni 
1980; d. Red.) verfolgte offensichtlich das Ziel, diesen Terror zu 
legi timieren und die Bevölkerung weiter unter Druck zu setzen, 
Diese Tatsachen uigen auf, warum für viele Menschen in der Türkei 
poli ti sches Asyl in Betracht kommt. Tausende unserer Landsleute 
fühlen sich gezwungen, aufgrund der akuten EKistenzbedrohung, 
des nackten Terrors und der Unterdrückungsmechanismen im Aus­
land Schutz zu suchen. Daraus folgt, daß die Asylanten nicht, wie 
in der Öffentlichkeit suggeriert wird, wirtschaftliche, sondern rein 
politische Beweggründe haben. 
Wir betrachten du politische Asyl im Ausland nicht als den Weg, 
der unser Land in Frieden und Demokrat ie führt. Es gi lt nach wie 
vor, gegen die Reaktion, gegen Terror und Unterdrückung zu 
kämpfen. Aber es ist offensichtlich, daß die Emigrat ion nicht zu 
stoppen ist, solange nicht in der Türkei demokratische Verhältnisse 
hergeste ll t worden sind. Mit der Unterstützung dieses reaktioniirc:n, 
w lkdeindlichen Demirel·Regimes bewirkt die Bundesregierung, 
daß die Ursachen der politischen Emigration wei ter verfestigt und 
der Strom der Asylsuchenden aus der Türkei in Zukunft noch 
größer wird. 
Wir rufen die demokratische Öffentlichkeit in Europa auf, den 
Kampf der demokratischen Kräfte in der Türkei zu un terstü tzen, 
damit der blut igen lIerrschafi der reaktionären Demirel·Regierung 
ein Ende bereite t wird und eine demokratische Regierung gebildet 
werden kann. Nur 50 können wir erreichen, daß das Recht der 
Bevölkerung in der Türkei auf ein gesichertes Leben wieder herge· 
stellt, die Folterungen und Massenmorde gestoppt werden können. 
Schutz und Unterstützung für Tausende yon Asylanten aus der 
Türkei, die aus poliüschen Griinden Asyl suchen! Diesen Asyl, 
bewerbern müssen nach internationalen Regelungen Aufenthalts­
und Arbeitsmöglichkeiten eingeräumt werden, bis in der Türkei 
ihre Ex istenz nicht mehr bedroht ist. Die bitteren Erfahru~n des 
deutschen Volkes unter der Nazi·Herrschaft hat gezeigt, wie lebens­
wiehtig diese Umentülzung sein kann ! 
Hoch die internationale Solidarität ! 
(Quelle: Pressc:erklärung des Bundeswrstandes der Föderation der 
Türkischen Arbeitervereine in der BRD - FIDEF vom 28,6. 1980, 
in: Türkei-Information, Düs$l'! ldorf,Juli ·August 1980. S. 4) 
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Ausländerlag.or Zirndorf 

den eigenen kolonialistischen (Vergangenheit ) oder neokolo­
nialistischen (Gegenwart) Nerv rühren 4 bzw. bei Ländern 
wie der Türkei auch die Gründe ftir die Unterstützung sol­
cher Militärdiktaturen bloßlegen. 
Daß dabei die Poli tik des Antikommunismus eine hervorra· 
gende Rolle spielt, ist offensichtlich und hat sich auch in der 
Uber d reißigjährigen Asylpolitik und -praxis erwiesen, bei 
der es AntikommWlisten noch immer wesentl ich leichter 
hatten als Antiimperialisten und Demokraten. Zusammen­
gefaßt kann ausnahmsweise dem Kommentator der F Al 
nicht widersprochen werden: "Der Strom der 'Wirtschafts­
flüc htlinge ' wird nur dann dünner werden, wenn die Ur­
sachen dieser Wanderbewegung beseitigt werden . Das heißt, 
es müssen in den Herkunftsländern der Flüchtlinge Bedin­
gungen geschaffen werden, die den dort lebenden Menschen 
ein menschenwürdiges Dasein e rmöglichen." 5 

Keinen Beitrag da2:u stell t das dar, was in den letzten Mona­
ten in der Bundesrepublik im Weg von Gesetzen oder Ver­
ordnungen beschlossen worden ist. 
Das 2. Gese tz zur Beschleunigung des Asylverfahrens 6 hat 
lediglich zu einem weittren Abhau des Grundrechts auf po­
litisches Asyl gefUhn, ein Abbauprozeß, der niemals nur fUr 
die unmittelbar Betroffenen von Bedeutung ist, sondern der 
meis t Vorstufe der Minderung von Rechten auch der eige­
nen Bevölkerung darstellt. So ist die Entscheidung auf einen 
einzigen Bediensteten des Bundesamtes für die Anerkennung 
ausländischer Flüchtlinge verlagert, der kein Volljurist sein 
muß. Die Ausschüsse sind abgeschafft worden. 
Der Richter am OVG Berlin Frit2: Franz meint in seinen 
Thesen zum Deutschen Juris tentag 1980, daß diese Verlage· 
TUng "der Qualität der Entscheidung kaum förd erlich sein" 
dürfte. Der Grundsatz des rechtlichen Gehörs wird - weiter 
nach F. Franz - auf den Kopf gestellt durch die Tatsache, 
daß der "Bedienstete" nicht verpflichtet ist, den Be­
troffenen persönlich anwhören. 7 So lassen si~h 1000 Ab­
lehnungen pro Monat natürlich schaffen und einige "Bedien­
stete" haben dabei auch schon ihre Qualifikationen gezeigt. 
Von gravierender Bedeutung sind die administrativen Maß­
nahmen im "Sofortprogramm" des Bundesinnenministers 
Gerhard Baum, das in den Städt en und Gemeinden, an den 
Arbeitsämtern mit ungeheurer Schnelligkeit umgesett.t wor­
den ist, und das leider auch vom DGB begrüßt worden ist. 8 
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Unabhängig von den verfassungsrech tl ichen Bedenken und 
solchen, die den dirigistischen Unsinn des Visum2:wangs be­
treffen, sind die ergriffenen Maßnahmen unmenschlich. Sie 
fördern den Fremdenhaß und stellen EinbruchsteIlen für 
weitere, die Situation des politischen Flüchtlings verach­
tende Maßnahmen dar. Dies muß so formuliert werden, 
auch wenn für den Stuttgarter Oberbürgermeister Rommel 
"das Ganze keine moralische, sondern eine praktische 
Frage"g ist. 
So sollen Asylsuchende ein Jahr lang vom Arbeitsm arkt aus­
gesperrt werden. Sie sollen lediglich Sozialhilfe erhalten und 
t.war in Form von Sachleistungen. Bemerkenswert ist in die· 
sem Zusammenhang, daß der KPD·Abgeordnete Renner im 
Parlamentarischen Rat aufgrund der Erfahrungen in der 
antifaschistischen Emigration forderte: "Politisch Verfolgte 
genießen Asylrecht einschließlich des Rechts auf Arbeit. "10 

Keiner der Verfassungsgeber widersprach dem, hielt die 
Regelung jedoch nicht für er forderlich, weil jeder, also auch 
der Asylant sowieso das Recht auf freie Entfalt ung seiner 
Persönlichkeit hätte. 
Die Asylanten sollen nicht nur auf den Status des Sozial· 
hilfe·, sondern des Almosenempfängers heruntergest uft wer­
den. Durch die Streichung von Wohngeld wird die immer 
wieder angesprochene Frage von Sammellagem zwangsläufig 
sein, was unter anderem wegen der psychischen Konsequen­
zen und d er Folgen für das soziale Klima auch vom Diako­
nischen Werk der Evangelischen Kirche, die sich bisher 
immer sachkundig mit den Problemen der Ausländer be­
schäftigt hat, abgelehnt wird. 11 Daß selbst das Kindergeld 
vorenthalten wird, unterstreicht den besonders kleinlichen 
und unmenschlichen Charakter dieses "Sofortprogramms". 
Der Putsch in der Türkei muß für uns neuer Anlaß sein, die 
Aushöhlung des Asylrechts für politisch Verfolgte zu be­
obachten und ihr en tgegenzuwirken. 

Anmerkun~n: 

I ) Frankfurter Rundschau (FR ), 11.8.1980 
2) Zit. na<:h: Steno Protokolle Hauptausschuß, 4.12.1948, S. 217 
3) M. Ch. Zauzich, Können Ausländer in der Bundesrepublik 

Scltutz vor Verfolgung find en? in: Frankfurter Allgemeine 
Zeitung (FAZ), 14.2.1980 

4) Vgl. dazu und zur BRD·Ausländerpolilik: AlB 6f1979, S. 14· . 7 
~) K. Nalrop, Das Heer der Hoffnungslosen, in: F AZ, 7.8.1980 
6) rechtspolitis<:her dienst (rpd). Nr. 26/2:'.6.1980, S. 962 f. 
7) 53 . Deuts.;her Juristentag 1980. Thesen der Abteilung Auslän· 

derrecht, These 8.1. und 8.2. Dr. Franz 
8) rpd, a.a.O., S. 964 
9) FR,6.9.1980 

10) 44. Sitzung Steno Pro tokoll des Parlamentarischen Rates vom 
19.1.1949, S. 582 

11 ) FR, 19.9 .1 980 

Achtung! 

AIB-

Im le tuen AlB 10 /1980 fand sich in der Heftmitte ein 
Fragebogen. Wir bitten Sie im beiderseitigen Interesse die­
sen Fragebogen ausgefUllt an uns zurück zusenden . Nicht 
vergessen: Einsendeschluß ist der 15. November 1980! 
Die Auswertung bringen wir in AlB 1/ 19 81. 
Also den Fragebogen bis spätestens 15. November senden 
an : Al B· Redaktion, Liebigstr. 46, 3550 Marburg I 



r--------------
Aurel Billstein Kriegsgefangene und 

Fremdarbeiter 
in unserer 

Stadt 

deportierte 
Ilfremdvölkisc~e 

Arbeitskräfte" 
1939 - 1945 

am Beispiel Krefelds 

196 Selten, kartoniert, 15,- DM 
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" Ob die anderen Völker in Wohlstand 
leben, oder ob sie verrecken vor Hunger, 
das interessien mich nur so weit, als wir sie 
als Sklaven für unsere Kultur brauchen, 

anders interessier1 mich das nicht " Dieser 

Satz aus einer Rede Heinrich Himmlers, 

" Aelchslührer SS", charakterisien die zy· 
nische Menschenfeindlichkeit des deut­

schen Faschismus. 

Am Beispiel Krefelds wird demonstrien, 

wie " Fremdarbeiter" in der Industrie aus­
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Gestapo und anderen faschistiSChen Insti­

tu1ienen verfolgt und ermordet "MJrden. 
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Das 
Mädchenorchester 
In Auschwitz 
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mil Schulzumschlag 19,80 DM 

uDieses Buch 
~i!9.~_r!_ie;;..;,;in ___ d_e_r 
Bu~eH.!?lik 
erscheinen" 
-,"", a ......... , • 

. .. sagte Fania Fenelon zur NiEW YORK TIMES, als die ameri­
kanische Ausgabe ihres erregenden Buches über das Innen­
leben von Auschwitz vorgestellt wurde. Fanla Ftmelon, fran­
zösische Jüdin, Mitglied dh~ses makabren Mädchenorche­
sters inmitten der Todesfabrik Auschwitz, hat nicht recht be­
halten. Denn dieses menschlich wie literarisch gleicherma­
ßen faszinierende Buch, d~IS In Paris und London Furore 
machte und verfilmt wird (Drehbuch Arthur Mlller), muß erst 
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antifaschistische 

Zeitung brauchen 
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Erklärung des 
FIDEF-Bundesvorstlmdes 

Nein zur Militärdiktatur! 

Der Bundesvorstand der Föderation der Tiirkisch,m Arbei· 
terucreine in der BRD (FIDEF) vErabschiedete unmittelbar 
no.ch dem Militärputsch auf einer außerordentlü:hen Sit· 
zung am 14. September d.}. die nachstehende Erklärung. 
Sie fordert die Bundesregierung zur Einstellung ihrer 
Tiirkeihil[e, zum Durchgreifen gegeniiber faschistischen 
türkischen Kräften auf bundesdeutschem Boden und zur 
Rechtshilfe für die Opfer der Unterdriickung in der Türkei 
auf. Die demokratische Offentlichkeit unseres Landes ist 
zur tätigen Solidan'tät mit dem Volk der Türkei au/geru­

!ffi. 
Es sind dies Forderungen, die der verstärkten Unterstüt­
zung aller demokratischen Kräfte gerade der BU1ldesrepu­
blik bedürfen, hat doch Bonn die Federführung I·nnerhalb 
der westlichen Sonderhilfe für die Herrschenden der Türkei 
inne und lebt doch hier mit rund 1,1 Mio Tiirken die 
größte türkische Auslcmds"kolonie". Kontaktadresse: 
FIDEF, Lichtstraße 31, 4000 Düsseldorf 1; Tel.: 0211-
664284. 

Die Generäle, unterstützt von der NATO und den USA, 
haben am 12. September 1980 in der Türkei geputscht. 
Mit Angriffen auf die demokratischen Rechte lind Frei­
heiten des Volkes haben die von dcr NATO und dem 
Imperialismus abhängigen, von Demirel und Türkes vertre­
tenen Kreise den Weg für diesen Putsch geebm:t. Somit 
konnte die Junta di e Regierungsmacht überneh:men und 
eine offe ne Militärdiktatur errichten. Die Arbeit der Par· 
te ien mußte eingestellt werden; die Gewerkschaften und 
alle demokratischen Organisationen wurden verboten, ihre 
Vorstände verhaftet. Das Grundgesetz wurde außer Kraft 
gesetzt. 
Die Verfolgung und Unterdrückung der demokratischen 
Kräfte hat einen neuen Höhepunk t erreicht. Die Men­
schenrechte in der Türkei wl:rden mit Füßl:n gl:treten. 

FiDEF 

Aber die Bevölkerung des Landes ist in ihrem Kampf gegen 
ihre Unterdrücker nicht allein. Auch in der Bundl:srepublik 
erhoben eine Reihe von demokratischen Organisationen, 
wie GdED, JG Chemie, DKP, SDA], MSB Spartakus, 
jusos, DFU, VVN u.a. ihren schärfsten Protest gegen die 
Unterdrückung der demokratischen Organisationen in der 
Türkei und gegen die: Militärjunta. 
In einer solchen Situation kommt auf die fortschrittlichen 
Arbeiter und jugendlichen aus der Türkei eine große Ver­
antwortung zu. Alle demokratischen Kräfte in der Bundes­
republik müssen vor dem aktuellen Hintergrund Wege und 
Möglichkeiten ei ner Aktionseinheit im Interesse einer 
demokratischen Türkei anstreben. Nur auf diese Weise 
kann die Solidarität mit dem für seine Rechte und Frei­
heiten kämpfenden Volk der Türkei verstärkt werden. 
Die Arbeiter aus der Türkei in der Bundesrepublik stellen 
gemeinsam mit den Organisationen der Arbeiterbewegung 
und anderen demokratischen Kräften im Sinne einer 
demokrat ischen Türkei und der Freundschaft zwischen 
den Völkern der BRD und der Türkei folgende Forderun­
gen an die Bundesregierung: 
• j egliche Militär· und Wirtschaftshilfe für die Junta muß 

saforl eingestellt werden. 
• Alle faschistischen Tarnorganisationen der MHP, die 

Türk-Föderation der Grauen Wölfe müssen verboien, die 
für den Terror Verantwor tlichen müssen ausgewiesen 
werden. 

• Das Asylrecht für die Opfer des Terrorregimes in der 
Türkei darf nicht ausgehöhlt werden. 

Die demokratischen Organisationen der Arbeiter aus der 
Türkei sind davon überzeugt. daß die Solidarität der demo· 
kratischen Offentlichkdt in der Bundesrepublik mit dem 
Volk der Türkei noch verstärkt wird. 
(Quelle: Erklärung des FIDEF·Bundesvorstands, in: 
FJDEF ·Nachrichtenl Kommentarel Informationen, Düssel· 
dorf. 16.9.1980) 
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Kultur- Palästina 
Türkkaya Ataöv 

Die Pnlästinenser. 
Ihre Persönlichl(eit und Kultur (1. Teil) 

Die kulturelle Identität des arabischen Volkes Palästinas und 
das Verh iiftnis 11011 paliistinensischer Ku /luT und Be[rdungs­
kamp! sind das Thema des Beitrages des türkischen Autor! 
Tiirkkaya A taöv. Dr. 7: A taöv ist Professor für ilrtenlatio­
nale Beziehungen an der Universität Ankara, vieljacher 
BuchautoT und Ex ekutivsekreta n"ats-Mitglied der hlterno­
tionalen Organisation zur Beseitigung aller Formen rassi· 
scher Diskn"minierung. 

Das palästincnsische Volk befand sich in Palästina s,~ it der 
arabischen Eroberung Syriens im 7. J ahrhundert u.Z. Es 
führte gegen die zionistische Einwanderung einen bewaffne­
ten Widcutandskampf. dessen erste Anzekhen schon im 
Jahr 1886 auftraten, verbunden mit bestimmten FoOrmen 
des politischen Protes tes. Die zweite Welle der zionistischen 
Einwanderung, die im ersten Jahrzehnt des 20. Jahrhunderts 
begann, schuf die Grundlage der Poli tik der ,Jüdischen 
Arbeit", untu der die einheimischen Paläst inensu liW:n. 
Der arabische Schriftsteller Naguib Nassar begann seine Zei­
tung AI-Carmel (1909) als ein Instrument gegen die zioni­
stische Besiedlung zu benutzen. Naguib Azuri, ein Araber 
aus J erusalem, hatte schon (1905) eine Gesellschaft in Paris 
gegründet, die sich Liga des Arabischen Vaterlandes n,annte. 
Er gab auch ein Buch mit dem Titel Das Erwachen der 
arabischen Nation heraus. Kurz vor dem Ausbruch des 
I. Weltkrieges wurden mehrere Organisationen gegründet; 
eine davo n war die Palästinenservereinigung an der Amerika· 
nischen Universität in Beirut (I 913) . 
Solche Vorstöße nationalen Bewußtseins konnten j edoch 
nicht verhindern, daß die zionistische Herausforderung ihr 
Ziel erreichte. Die Balfour-Deklaration (Brief des brit:ischen 
Außenministers Balfour von 1917, in welchem dieser ins­
geheim der Zionistenbewegung eine "nationale Heimstätte" 
zusichert, fal ls Palästina britisches Kolonialgebiet werden 
sollte; d. Red .) und die folgende britische Bes(:tzung 
(Mandatsregime seit 1920; d. Red.) erleichterten dk Eta· 
blierung einer "nationalen Heimstätt e des jüdischen Vol­
kes", was für die Palästinenser ihre eigene Entwurzelung und 
die Zerstörung ihrer organischen Einheit bedeute te. Trotz 
der gewöhnlich vorgebrachten zionistischen Argumente, daß 
die Juden Mit-Semiten seien, die in ihre Heimat z·urück­
kehrten, und daß sie di e arabische Kultur respektieren 
wUrden,l stellt en alle Untersuchungskommissionen, die bei 
jedem Ausbruch von Unruhen nach Palästina gesand r. wur­
den, fest, daß die Araber der Errichtung einer jüdische:n Na­
t ionalheimat in Palästina ablehnend gegenüberstanden. 2 

Nach der Entscheidung der Vereinten Nationen (vom Jahre 
1947; d. Red.) , Palästina zu teilen, sah sich das Vo:lk des 
Landes einem programmäßigem Versuch gegenüber, der auf 
die Auslöschung seiner Existenz und die Vernichtung seiner 
nationalen Identität gerichtet war. Das Land wurde: zwi­
schen Israel und dem haschemitischen Königreich J ordanien 
aufgeteilt, wobei letzteres das Westufer (Westjordangebiet; 
d. Red.) erhielt. Zusätzlich sollte AI-Hammah im Norden 
von den Syrern verwaltet werden und der Ga:za-Streifen im 

Süden von den Ägyptern. 
Durch die Unterwerfung eines Teils unter israelische Herr­
schaft und den Anschluß der anderen Hälfte an J ordanien 
wurde ein schwerer Schlag gegen die Einheit dieses Volkes 
geführt, in dessen Ergebnis "Flüchtlinge" in alle Himmels­
richtungen zers treut wurden. Die zionistischen Kreise und 
ihre Freunde präsentierten der Weltöffentlichkeit die Frage 
als "Flüchtlingsproblem", das sich um Unterstützung, Unter­
bringung, Beschäftigung, Ernährung und Entschädigung 
drehte . Die Frage selbst wurde für e inige Zeit auf einen 
Grenzkonflikt zwischen den arabischen Staaten und Israel 
reduziert. 
Deshalb bemühten sich die Palästinenser zwischen der Kata· 
strophe von 1948 (des I. Nahostkrieges; d. Red. ) und den 
60er Jahren um die Wiederbelebung ihrer unabhängigen na­
tionalen Identität. 
A1-Fatah (Eroberung, größte Guerillaorganisation, gegTÜndet 
1956; d . Red. ) ging in dieser Hinsicht allen anderen Organi­
sationen voran. Ihre Zeitschrift Unser Palästina, herausge­
geben in Beirut, legte den Schwerpunkt auf palästinensische 
Ideen und Konzepte, die sich in der Hauptsache auf palästi­
nensische Quellen stützten. Dies schloß auch die Zurück­
weisung jeglicher Vorherrschaft über die Palästinense r ein. 
Der Sieg der Algerier im Jahr 1962 war für die Palästinenser 
ein weiterer Beweis dafür, daß jedes Volk das Ziel seiner 
nationalen Bestrebungen durchsetzen kann, wenn es seine 
Sache fest in die eigene Hand nimmt. 
Deshalb wurde die Gründung der Palästinensischen Befrei­
ungsorganisat ion (PLO, zu ihrer Geschichte siehe AlB, Nr. 
3/ 1979, S. 18ff.) in der ersten Sitzung einer Konferenz an­
gekündigt, die in J erusalem 1964 unter Teilnahme von 388 
Delegierten abgehalten wurde. Die PLO vervollständigte 
bald ihre grundlegenden Strukturen und ermöglichte es der 
palästinemischen Persönlichkeit , sich zur Gelt ung zu brin­
gen. 

Israels widerrechtliche Usurpation der Volkskultur 

Nach der israelischen Aggression im Jahr 1967 und dem Sieg 
von Karameh im Jahr 1968 wurde der Freiheitskämpfer das 
Symbol der palästinensischen Persönlichkeit. Die Wider­
standsbewegung ist jetzt der Ausdruck der Existenz eines 
Volkes, und die PLO ist der Mechanismus, durch den die 
tatsächliche Verkörperung dieser Persönlichkeit erreicht 
werden kann und sollte. Die Abstimmung der UN·General­
versammlung im Jahr 1974, in der der PLO der Beobachter­
stat us eingeräumt wurde, ist eine weitere Geitendmachung 
der Einheit und Selbstbehauptung des palästinensischen 
Vol kes. Trotz Spaltung, Vertreibung und Exil ist seine na­
tionale Identität unveräußerlich. Die Erhebungen de r unter 
Besatzung lebenden Palästinenser am Tag des Bodens 
(30. März) sind ein leuchtender Beweis ihrer unabhängigen 
Identitä t, Einheit und Loyalität zu einer einheit lichen 
Führung. 
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Die palästinensische Führung vertraut auf die Massen als die 
einzige Kraft, die fahig ist, den Sieg zu erringen. Der revolu­
tionäre Krieg, ftir den eingetreten wird, hat das klare poli­
tische Ziel, den Palästinensern ihr Heimatland wiederzu· 
geben. Tawfiq Zayad (kommunistischer Bürgermeister von 
Nazareth und israelischer ParlamenISabgeo rdneter; d. Red.) , 
der palästinensische Dichter, drückt die Mobilisierung der 
Mauen in den folgenden Zeilen aus: "Es ist viel leichter ftir 
dich! Einen Elefant durch cin Nadelöhr gehen zu lauen! 
Oder in der Milchstraße gebackenen Fisch zu fangen ! Die 
Sec zu pniCen! Oder ein Krokodil zu zivilisieren! Als durch 
Verfolgung! Die schimmernde Glut eines Glaubens zu zer· 
stören/ Oder unseren Manch! Um nur einen einzigen Schrin 
au fzuhalten. " 

Die Palästinenser stellen nun feSl, das Israel nicht nur ihr 
eigenes Land besetzt hat, sondern darüber hinaus aUe Zei­
chen einer unabhängigen nalionalen Existenz unterdrücken 
will und versucht, auf jede mögliche Weise ihre Kultur zu 
stehlen. 
Das paläuinensische Volk hat eine alte Kultur mit allen 
Ausdrucksformen bewahrt wie zum Beispiel Blauglasarbei. 
ten in Hebron, Glasb läserei in j erusalem, Teppich. und 
Brückenk nüpferei in Nazareth und Gau, Stickerei in Bethle· 
hem und Ramailah , Holz- und Perlenverarbeit ung in j erusa­
lern und Bethlchem , Keramik in Gau, Kupfer- und Silber­
arbeiten in anderen Gebieten. 
Bekanntlich besitzt das gesamte Palästina eine eigene, unver· 
wechse lbare Architektur. Diese Beweise sind nicht auf d ie 
heiligen Städte beschränkt; sie sind in den Städ ten der ara­
bischen Küsten. in Nablus und anderen Orten anzutrdfen. 
Aber Israel ist darauf bedacht, die Züge nationaler Identität 
auszulöschen. Eine Anzahl von Volkskunstarbeiten. mit 
dem Etikett "Made in Israel" "ersehen, die in Werbematerial 
wie z. B .. ,Israel - 25 Jahre" auftauchen oder in den Läden 
von Batsheva (Tel Aviv), der Wizo (Internationale zioni­
stische Frauenorganisation) und der jI,'laski t verkauft we r· 
den, sind in Wirklichkeit palästinensische lI andarbeiten. 
Diese Stücke werden einfach billig von der arabischen Bevöl­
kerung eingekauft und ab israelische Waren verkauft oder 
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auf Auslandsmärkte exportiert. Ein Vergleich solcher Pro­
dukte mit neuern Veröffentlichungen über paiäst ineru ische 
Volkskunst deckt die verbreitete Aneignung einer Kultur 
auf, die einem anderen Volk gehörl. 3 

Deshalb war eines der Ziele von SAMED, der Arbeiugesell· 
schaft palästinensischer Mänyrer, die Palästinensische Pro­
duktion zu fördern. SAMED bietet Berufsausbildung für die 
Kinder der palästinensischen Märtyrer an und beschäftigt 
andere Leute in genossenschaft lichen Werkstälten mit dem 
Zweck. rolkloristische oder andere Produkte herzustellen, 
die von denjenigen benötigt werden, die am palästiensischen 
Kampf beteiligt sind. Werkstäuen in allen palästinensischen 
Lagern erzeugen Produkte , die mit der paläninensischen 
Geschichte und Kuhur in Zusammenhang stehen. 

Neben der Usurpatio n einer Kultur, die in Wirklichkeit 
einem anderen Volk gehört, sind d ie Zionisten außerdem 
verantwortlich nir eine Reihe von Entweihungen heiliger 
Stätten, wie z. B. Hit die Brände in der AI.Aqsa·l\105chee 
Uerusalem), im KatharinenkloSler (Sinai) und der j ohannes­
kirche. Israel hat alle internationalen Vereinbarungen und 
Abkommen über die Enthaltung von aggressiven Akten ge­
genüber anderen nationalen Kulturen verletzt. 
j erusalm is t immer eine heilige Stadt für das j udentum, das 
Christentum und den Islam gewesen. Die Tatsache, daß es 
immer AI-Quds (die Heilige Stäne) war, drückt sich beispiel. 
haft in den wichtigsten Heilig tümern innerhalb der Altstadt 
aus - der Klagemauer, der Heilige.Grab-Kirche und dem 
Haram al-Shari!. 

Das Königreich der Hebräer halte aus dieser Stadt ein Hei­
ligtum fUt die juden gemacht. Aber auch Christus verlieh 
seiner BeuimmWlg seinen tiefen Eindruck. Und die Moslems 
betrachten es als eine der heiligsten Städte für den Islam; 
dem Glauben zufolge liegt hier d ie Stelle von Prophet Mo· 
hammcrls nächtlicher Reise zum Himmel. Es war kein Zu· 
fall, daß Mu'awiyah sich im J ahre 661 dort zum Kali fen 
ausrief, als das arabisch-islamische Imperium bereits die ge­
samte Levante umschloß. 
Die arabiKhe HefTSchaft beschützte die Recht e aller C lau· 
bensrichtungen und Gemeinschaften, und während der ge· 



samten Periode ottomanisch-türkischer HeIT~chaft (15 17 -
191 7) stand das Heilige Land stets al len Menschen verschie­
dener Religionen offen. Die Masse der Literatur über dieses 
Land bestätigt die Richtigkeit dieser FeststeUung_ 
Besondere Instruktionen in dieser Richtung wurden in den 
Text des an Großbritannien gegebenen Mandates aufge­
no mmen. Als im J ahre 1947 die Mandatsmacht ihre Absicht 
erklärte, sich aus Palästina zuriickzuziehen, bestätigten die 
Vereinten Nat ionen den Willen der internationalen Gemein­
schaft, den besonderen Charakt er J erusalem s zu schützen. 
Eine "Separate Körperschaft" unter internationaler Kon­
trolle soll te für J erusalem und seine Umgebung geschaffen 
werden. ( ... ) Die im Jahre 1950 von der israelischen Regie­
rung getroffene Feststellung, daß J erusalem ihre Hauptstadt 
sei, w urde von der UNO niemals akzept ien. Sie wurde viel­
mehr zu zahlreichen Gelegenheiten verurte ilt. 
Die zionistische Gemeinschaft okkupierte J e rusalem und 
den Res t des West ufers im Jahre 1967. Innerhalb weniger 
Tage begannen die Zerstörung historischer Bauwerke und 
die Enteignung religiösen und privaten Besitzes. Die Araber 
wurden Einwohner, nicht Bürger VOn Jerusalern. Sie werden 
in Gefangenschaft gehalten, genau wie die Stadt selbst. Die 
Gleichheit und Freiheit , d ie die arabische und ottomanische 
Herrschaft gekennzeichnet hatten, wichen der zionistischen 
Diskriminierung. 
Die israelischen Behörden haben seitdem ständig versucht, 
das trad it ionelle Gesicht und die Silhouette J erusalems zu 
verändern , die Ausgewogenheit der Bevölkerung zu beein­
nussen und so vollendete Tatsachen zu schaffen. mit denen 
sie hoffen, jede UN-Entscheidung ftir Gerechtigkeit für d ie 
Stadt und ihre ursprünglichen Bewohner zu blockieren. 
J erusalem, ein e der ältesten Städte der Welt, besitzt jetzt 
Viertel. d ie an Minnesota oder Plonsk erinnern. 
Die Zionisten wollen das traditionelle Gesich t der Stadt 
auch rur ihre eigenen theologischen Zwecke verändern. Die 
Zerstörung der historischen Vierte l, die Enteignung mosle· 
mischen und christl ichen Bes itzes und die Entweihung von 
Friedhöfen dienen dem Zweck, J erusalem in eine jüdische 
Stadt zu verwandeln. 

Das "kollektive Harakiri" 

Die " Restauration" des Salomon-Tempels, der sehr dicht an 
den großen Moscheen von AI.Aqsa und 'Ornat gelegen ist. 
hat bereits die Fundamente und Strukturen der beiden letz­
teren in ernsthafter Weise geschwächt. Ein Brand hat einen 
großen Teil der AI-Aqsa zers tört , einschließlich der unersetz­
lichen "minbar", der Kanzel Saladins, die eines der erfolg­
reichst en Stücke mittelalterlicher arabischer HolzkunSlar· 
beiten war. 
Proteste gegen dieses " Massa ker" in der Heiligen Stadt wur· 
den in der ganzen Welt laut. Vor allem hat eine ganze Reihe 
von Resolutionen der UN·Vo\lversammlung und des Sicher· 
heitsrates seit der israelischen Aggression 1967 die fo rtge­
setZle Okkupation J erusalems und die Maßnahmen zur 
Anderung des Status der Stadt verur teil t. Zum Beispiel hat 
eine Resolution des Sicherheitsrates, die im J ahr 1971 mit 
14:0 Stimmen angenommen wurde, zum wiederholten Male 
bekräftigt, daß alle gesetzgeberischen Maßnahmen Israels 
zur Änderung des Status von J erusalem, einschließlich der 
Enteignung vo n Landbesitz, der Umsied lung der Bevölke· 
rung und der Gesetzgebung. die auf die Einbeziehung des 
besetzten Teils abzielt, null und nichtig sind und den Status 
nicht verändern können .4 

Es gab ähnliche Reaktionen von Gelehrten und interessier­
ten Organisationen. Italiens füh render Städte kundler Prof. 
Bruno Zevi zum Beispiel hat den zionistischen Versuch. den 
universalen Charakter von J erusalem zu verändern als ein 

Beispiel von "kollektivem Harakiri " bezeichnet.s Das Maga­
zin Time vom 1. Män 197 1 stellte fest. daß Israel buchstäb· 
lich.. mit Bulldozern seinen Weg zu jüdischer Herrscha ft über 
den Kalkstein und Sand des jordanischen J erusalem walZle, 
bevor Friedensverhandlungen abgehalten werden konn ten. 
Prof. Arnold Toynbee und Sir Georfrey Furlonge, der frühe ­
re britische Botschafter in J ordanien, drückten in einem in 
der Londoner Times vom 15. März 1971 veröffentlichten 
Leserb rief die gleiche Ansicht aus. 

Es gab viele andere Berichte über di e En tweihung von kirch· 
lichem Eigentum in Israel. Zum Beispiel wurden die berühm ­
ten Kütahyakacheln die im 18. Jahrhundert eigens von 
armenischen Pilgern aus der Türkei herangebracht wurden, 
von den Mauern der Erlöserkirche gerissen, welche die t ra­
ditionelle Grabstäu e der Patriarchen der Armenischen 
Kirche in J erusalem ist.6 An die Armenische Kirche grenzt 
der griechisch-orthodoxe Friedhof am Berg Sion, in dem 
prakt isch jede Grabkammer zerstört ist. Pater Andres veröf· 
fentlichte gleichfalls mehrere Fotos, die zerstörte Grab· 
kammern zeigen, die zur Lateinischen Kirche gehören. 7 
Fortsetzung jole,t 

Anmerkungen: 
I ) NeviUc Mandel, Attempu at an Arab·Zionist Entente: 

1913· 19 14, in: Middle Eastem Studics, London. Nr. 3/ 1965. S. 
240 

2) Zum Beispiel: The Govemment of Great Britain. Palestine Royal 
Commission Report, Londen 1937 

3) Zum Beispiel: Shelagh WeiT, Palcstinian EmbroidcT)', Londen 
19 70; Solidaritätskomitee der DDR, Palütinensische Volkskunst, 
Berlin 19 78; Yusra JouhaiT)' Arnita, Popular Art in Palestine. 
Beirut 1968 

4) J eru.salem and the World: A Case of Conscience, London 1971, S. 

" 5) The Tabltt, London, 10. April 19 71 
6) UN·Dokumcnl A/7084, 19. April 1968 
7) R. P. haias Andres, Profanation dc Cimetieres a Jerusalem, La 

Terre Sainte. Jerusalem, März 1968 

Wolfram Rrönner 

Afghanistan 
Revolution 
und Konterrevolution 

z., j.~ ....... _ 19791811.rl.h. Alpaobl • • pIOI;d;t\Io W.N~<l' ..... I>I~ .. AI._" 
.-.fftt~ ... 01;. 11 ......... _ . cIet ..... Ii<h< ..... "'1.-' . .... . .... _ ... W .. . · .rtIo~ 
.. >«< . ........ d ......... ,,<4 ......... ~ ............ _ ... I .......... IH .... "" __ 8 •• 
......... ~ Wo> MO". <Ii< IH • •• rpiirwIot d., LÖhl<ltiJ: ... W ... k __ A~""",.~ 

W.,. ......... AIp •• IM ...... Sr ................ . :.t>po ... ......, ...... ~ ....... ! 

I_ n ............. , ........ 1It, ", •• rao1_ 01_ ........... AIJ",.;""·,,n...rolll 
d;"'" 8..,. _. 1""-'-.... iN Ioiorbol ..... ,"'_ .. <1> r<fii~". 0l6Il •• 1.' ..... _· 
..... "11 .... " .... pI .... AI ........... 10"11" .... _ 11./l •• 1)0_-"" .. ". _ Sc .... , 
.... O\ .... ·R<>P-.. .... " ••. ('.-. .... friihjolo, I"" ................. ""t .. elA· 
1I..p d;, ...... /t .. ,. Oll."".· ........ <Ii< . I~. 11 ............ b.p<> .... _ ' •• 
pok;"._ .. _ ................ , k ...... rrit" •• U ... "'iWo"ll hl;" .......... USA 
..... 0.1 ..... 

IMh ,._ ..... ,..,"" I n .. n • • • ;"';" ... k •• _ ... ,,,~~., ...... _ A..-. 
.... , AlJIoa ....... · t(n... ~I . ... _ito __ 8_ • .,.Iii~ _ _ ._ .. itd.oI;. ........ 
'''''h. Z ...... "."II ...... _ . ............. , ..... ~";h ...... ,,...p.rnodn \ 'nIbd<_ 
k .. ,,,,,,,," 1' . .. ,.; AI ...... ;,., . ... 0., 0\",0' ••• ....-to. >I< •• 1 _ 11 .... ,..- ..... _I<. V ... _ ....... io A'P ........... 1It, ApriI. II ...... ,;,." ,,»,\I.. 

1) .. 11_.,.. .ri ........... April197~ h ............. t ....... N~. T.rokL 
0\_ .... " ...... ,.t,.. f .... "".t .... An . o4 ,\1 .. 10· ........ ..j<tI""' .. . ~<II . .. '. 
AI ................ d;. \ ..... _._ roi, .... .. oit .... t .. id.I . .............. .......... 
p.,,, ....... , ..... , .. " i ... ~<1I<. " ........ , ...... , ...... . 

r-; ...... f ..... "'''.n ..... SiI." .... _ ... ... hiih d .. 11 ........... ,_ "" ..... iot 
0\ ......... ,f'ri,i/t •• '~<I>I" f'......d ... ,.doI.· ..... t ... . ..... v_ ... ,u. ......... 'on" 
.u ..... bI • • ~ 

\erlag Marxistische Blätter 

51 



l"gypten 

Partei der Nationalprogressiv-Unionistischen Sammlung 

Politisch.!S Kommunique 
des 1. Kongresses 

Anwar 01 Sodats Kurs des nationalen Ausverkaufs Lmd einer 
n'giden Unterdriiclnmg der inneren Opposition (El;de Sep­
tember d.j. gab es wiederum Verhaftungen von di('smal ca. 
50 Linluoppositionellen) wurde von der demokratischen 
Bewegung ifgyptetu im April 1980 gebührend bean.twortet: 
1m Beiruter Exil gab General SaadeddiJ1 Shoz{y die Grün­
dung einer Nationalen Front seitens nasun'stischer, islami· 
scher, iinksv.nabhiingiger Kräfte und der ifgyptischen Kom­
munistischen Partei bekannt (Wortlaut der Griindungserklä­
nmg in AlB 6/1980, S. 16-18). Analog veranstaltete die 
Partei der Nationalprogressiv.Unionistischen Sammlung 
(PNP) am 10. / /1. April 1980 ihren 1. Kongreß. Der Kairoer 
Kongreß der PNP, die von Nasseristen und Marxis ten domi­
niert wird, stand im Zeichen der Schaffung einer breitest­
möglichen nationalen Einheitsfront gegen das Sadal-Regime 
im Lande selbst. Das hier dokumentierte Politische Kommu­
nique dieses PNP-Kongresses fo rmulierte Alternaauen zur 
Sadat·Politik, denen nach wie vor Aktualität 4ukom,ml. 

Am 10. und 11 . April 1980 tagte der I. Kongreß d.er Partei 
der Nationaiprogressiv·Unionistisehen Sammlung (PNP). 
Anwesend waren 401 Delegierte, die 21 Distrikte vertreten 
haben. Es wurden in den verschiedenen Ausschüssen des 
Kongresses der politische Bericht, die EröffnungSlrede. die 
von dem Kämpfer und Begründer der Partei, Khalecl Mohed­
dien, vorgetragen wurde, der Entwurf des allgemeil~en poli­
tischen Programms "fUt Ägypten, als Heimat fUt Freiheit. 
Sozialismus und Einheit", der Entwurf der Geschäftsord­
nung und der Organisationsbericht diskut iert. Es wurden 
einige Verbesserungen vorgenommen, die der KonLgreß am 
Abend des 11. April mit absoluter Mehrheit verabschiedet 
hat. Ferner hat der Kongreß die Lei tlinien des politischen 
Berichtes und der Eröffnungsrede des Parteibegrtinders ge­
nehmigt. 

Camp David zu Fall bringen 

Dabei wurde klar, daß die Stoßrichtung der jetzigen Etappe 
des Kampfes des ägyptischen Volkes sein muß: gegen die 
Politik des Separatfriedens mit Israel unter Schirmh eTTschaft 
der USA. Die iu die Speerspitze der imperialistische'n Offen­
sive. die rur den Zionismus einen historischen Traum ver­
wirklichen ließ. Dieser Traum war die Normalisie:rung der 
Beziehung <!:u Ägypten mit Botschafteraustausch (i m J anuar 
1980; d. Red. ). Dies war die natürliche Folge der politischen 
Linie der Regierung, die sich mit dem Besuch von } erusalem 
(durch Sadat Ende 1977; d. Red.) anzeigte und ihre Fort­
setzung in der Unteu;eichnung des Camp-David-Abkommens 
und des separaten Friedensvertrags zwischen den Regierun­
gen Ägyptens und Israels gefunden hat. 
Aber diese imperialistisch.zionistische Offensive hat dazu ge­
fuhrt, daß sich in Ägypten eine felsenstarke nationale Kraft 
gefunden hat. Sie ist jetzt der Anfang einer Aufwärtsbewe­
gung aus dem Tal, dessen t iefster Punkt das Abkommen von 
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'Camp David (vom September 1978; d .Red.) war. ( ... ) 
Um den Gefahren der kommenden Etappe begegnen <!:u 
können, muß die Linie unserer Partei wie fol gt aussehen: 
!. Das Camp·David-Abkommen muß <!:u Fall gebracht wer· 
den. In diesem Kampf bewegt sich unsere Partei im Rahmen 
einer breiten ägyptischen, arabischen und internation alen 
Ablehnungsfront zum Camp.David-)'-bkommen. 
2. Bewußtmachung, daß ein Sieg gegen das ägyptisch-israeli. 
sehe Abkommen nicht der Sieg in der Durchsetzung einer 
umfassenden und gerechten Lösung für den arabisch-israeli­
schen Konflikt bedeutet, wo die arabischen Belange und 
besonders die gerechten Forderungen des palästinensischen 
Volkes durchgesetzt werden. Es lauert die Gefahr einer Er­
setzung des ägyptischen durch ein arabisches Camp·David­
Abkommen. 
3. Unsere Partei muß die Oppositionsstimmung einer breiten 
Basis zum Camp-David-Abkommen positiv umsetzen, um 
zwei Ziele zu erreichen: 
3.1. die Bestrebung zum Aufbau einer festeren Basis zwi­
schen den Volksrnassen, von Arbeit ern. Bauern und von den 
verschiedenen Bevölkerungsschichten. Dabei muß die 
Wechselwirkung zwischen allen Problemen, unter denen die 
Bevölkerung leidet (die bedrückende Wirtschaftskrise und 
die HeTTschaft der Demokratie der parasitären Kräfte anstalt 
di e Herrschaft der Demokratie der Prod uzenten), unterstri­
chen werden; 
3.2. der Aufbau einer breiten Nationalen Front. Ausgangs­
punkt muß es sein, einen gemC'insamen Nenner der ver­
schiedenen politischen Kräft e. die in Opposition zur Politik 
dcr herrschenden Partei stehen, auszuarbeiten. Minimal­
fo rderung muß es zumindest sein. in einigen der wichtigsten 
Probleme. mit denen wir konfrontiert sind, Übereinstim­
mung zu erlangen: in der nationalen Frage, der Frage der 
Demokratie, der wirtschaftlichen Lage. 
4. Je größe r der Kampferfolg bei der Verankerung unter den 
Volksmassen, um das Abkommen von Camp-David zu Fall 
<!:u bringen, desto eher wird es uns gelingen, ein e Lösung Hir 
die nationalen und nationalistischen Probleme, fern von 
dem imperialistischen Rahmen zu fi nden. 
5. Durch den Charakter unserer Part ei. in der Sammlung 
verschiedener Kräfte aus der ägyptischen Befreiungsbewe­
gung mit allen ihren nationalen, sozialen, fortschr ittlich­
religiösen Richtungen und mit der Zusammenmhrung und 
Versehmelzung dieser verschiedenen Kräfte wird es gelingen, 
den Gefahren der kommenden Etappe <!:u begegnen. Die 
Verankerung unsen: r Partei unter den Volks massen wird 
dies fördern . ( ... ) 
Auf der wirtschaft lichen und sozialen Ebene hat der I. Kon­
greß der Sammlungspartei die Situation erörtert, zu der die 
Politik der "wirtschaftlichen öffnung" geHihn hat. Er ist zu 
dem Ergebnis ge kommen, daß diese Politik das soziale Ge­
ralle verstärkt hat. Die Gesellschaft unterteilt sich in di eje­
nigen, die sehr reich und diejenigen, die sehr arm sind. ( ... ) 
Der Kongreß plädiert für eine alternative Wirtschaftspolitik, 
die auf 10 Prinzipien beruht: 



I. Ständige Wachsamkeit rur die wirtschaftl iche Unabhängig­
keit und Abbau jeglicher Fo rmen von Ausbeutung und Ab­
hängigkeit, die der Imperialismus und der Zionismus direkt 
oder indirekt über die multinationalen Großkonzem e durch­
zuse tzen versucht , die ständig die Arbeit der Völker aw­
beutet und die wirtscha ftl iche Entwicklung unter dem 
Deckmantel "Versorgung de r Wirtschaft mit Investitionen" 
sabotiert. 
2. Rückkehr zur allgemeinen wissenschaftlichen Planung der 
Wirtschaft, die der Gesellschaft die Mobilisie rung aller ihrer 

Potentiale ftir den richtigen Weg erlaubt. 
3. Verstärkung der fUhrenden Rolle des staatlichen Sektors 
und Schutz der nationalen Ökonomie vor fremder Herr­
schaft . 
4. Bewährung der grundsätzlichen Rolle, die da!! nationale 
Kapita l spielen muß. Es muß :tu Investitionen ermuntert 
werden entweder in Produktionshereichen, die seiner Kapi· 
talkraft und seinem technischem Know how entsprechen 
oder in Bereichen des Handels und der Verteilung, beson· 
ders im Einzelhandel. Alle diese Maßnahmen müssen im 
Rahmen ein es nationalen Entw icklungsplanes erfolgen, der 
die Rechte der Arbeiter und eine gerechte Steuer für den 
Staat garantiert. 
5. Es muß auf die eigenen Kräfte und nationalen Ressoun:en 
(die wirtschaftl ichen als auch die menschlichen ) zurückge­
griffen werden. 
6. Beharren auf dem Aufbau und Aufblühen des genossen­
schaftlichen Sekt ors als Basis der Unterstützung kleiner 
Produzenten und Bauern und der Entwicklung der moder· 
nen Industrie. Es m uß d:lfür gesorgt werden, daß der Aufbau 
der Genos5CßSchaften und ihre r Führungen durch freie 
Wahlen geschieht und daß diese Genossenschaften die Bau­
ern mit Krediten und Dienstleistungen versorgen. Die Ver­
treibung der Ba uern von ihren Ländereien muß aufhören; 
auch die Pachthöhe muß neu überdacht werden. 
7. Alle Gesetze, die im Rahmen der "wirtschaftlichen 
Öffnung" verabschiedet worden sind. müssen überdacht und 
in den Dienst der Entwicklungsbelange gestellt werden. Die 
allgemeine Planung muß Vorrang haben . 
8. Ausschaltung aller paras itären Aktivitäten, die nur einigen 
Wucherreichtum bringen, ohne zur Produktivität der ägyp­
tischen Wirtschaft beizutragen. 
9. Vereitelung der Versuche Israels, d ie ägyptische Wirt­
schaft zu beherrschen. Eine Rückkehr Ägyptens auf den 
Weg der arabischen sich ergänzenden Wirtschaft ist die ein­
zige Garant ie gegen die wirtschaftliche Gefahr Israels und ist 
ein Schutzschild gegen d ie in ternationalen Monopole, die 
den arabischen Raum wegen seiner nat ürlichen Reichtümer, 
monitären und menschlichen Ressourcen unte r ihre Macht 
zu b ringen vctsuchen. 
10. Aufs tellung eines nationalen Rettungsplans für die 
nächsten 3 jahre. um die na tionale Wirtschaft von der Aus· 
landsabhängigkeit und den Au51andskrediten zu befreien 
und die Umpolung des Volkspotentials rur eine schnellere 
Wachstumsrate der Wirtschaft durchzusetzen. Bekämpfung 
de r Innation von Grund auf und Anhebung des Lebensstan­
dards des verarm ten Volkes. Dieser Plan ist in der Lage, d er 
Verschlechterung der Dienstleistungen, des wirtschaftlichen 
Aufbaus und des Lebensstandards der Bevölkerung Einhalt 
zu gebieten. Die Wirtschaftspolitik darf kein Streitpunkt 
und Grund für konfessionelle Auseinandersetz ungen inner­
halb der nationalen Kräfte sein. Wir sind allc mit derselben 
Frage konfrontiert : Rettung dieser Wirtschaft vor auslän­
discher Herrschaft. Diese Aufgabe muß als Berührungspunkt 
für alle politischen Kräfte des Landes rur die Verteidigung 
der obersten Interessen des Vatcrlandes geltcn. Wir sollen 
uns über die Notwendigkeit einer selbständigen Wirtschafts­
entwicklung und gerechten Verteilung als Garant fur wirt­
schaftliches Wachstum ein ig seilI . 

Einige der Ziele unseres Parteikongresses sind die Bewah­
nlßg unserer nationalen Unabhängigke it, der Aufbau einer 
un abhängigen nat ionalen Wirtschaft und Kultur, die Befrei­
ung der besetzten arabischen Gebiet e, einschließl ich des 
arabischen jenualem und die Errichtung eines unabhängigen 
paläuinensisehen Staates, die Verwirklichung der arabischen 
Einheit auf der Grundlage der arabischen gegenseitigen wirt­
schaftlichen Ergänzung und die Stärkung der eigenen Kraft 
der arabischen Nation. Dies versetzt uns in die Lage, den 
nationalen und internationalen Kampf für Freiheit und 
Fortschritt akt iv zu unterstützen. ( ... ) 

Eine echte Demokratie erkämpfen 

Das allgemeine strategische Ziel kann nicht verwirklicht wer· 
den, wenn wir in Ägypten nicht für folgende Ziele kämpfen 
werden: 
I . Rückkehr Ägyptens zu seiner alten Position als Kraft für 
Freiheit und Fortschritt und gegen Kolonialismus. Ägypten 
muß die Führung innerhalb der arabischen Befreiungsbewe­
gung und der nichtpaktgebundenen Staaten wieder über­
nehmen . 
2. Bekämpfung der Politik des separaten Friedens und Ver­
hinderung ihres Ubergreifen, auf andere Gebiete des arabi­
schen Vaterlandes. 
3. Durchnihrung einer alternat iven Wirtschaftspolitik, die 
auf dem Schutz der nationalen wirtschaftlichen Unabhängig­
keit und auf der Planung dct Entwicklungsstrategie beruht. 
4. Umwandlung der formalen Demokratie (Demokratie der 
Parasitären) in eine echte Demokratie (Demokrat ie der 
Produzenten) und Schaffung einer umfauenden Verände­
rung der ägyptischen Gesellschaft durch: 
a) das Erzwingen des Rücktritts der Regierung; 
b) die Bildung einer Obcrgangsregierung aus nationaldemo­
kratischen Kräften, die alle Strömungen repräsentiert ; 
c) die Aufhebung allct Gesetze und Verordnungen, die die 
po lit ischen und demokratischen Freiheiten einschränken, 
sei tens der neuen Regierung. An ihrer Spitze: das Gesetz des 
Hausarres tes, Nr. 38 vom jahre 1971; dlL'l Gesetz Nr. 34 und 
37 vom j ahre 1972; die Verordnung rur das Gesetz Nr. 2 
vom jahre 1977; das Gesetz zum Schutz der inneren Fron t, 
NT. 33 vom jahre 1978; die Verordnung für das Gesetz Nr. 
36 aus dem jahre 1959; die Gesetze Nr. 21, 22 und 23 für 
das jahr 1959, die die Veränderung des Volkskammergeset· 
zcs betrafen; Aufhebung des Notstandes, Aulbebung der 
Prenezensut. die auf der Verordnung des Pressebüros be· 
ruht; Aufhebung des Monopols der regierenden Partei auf 
dem Gebiet der Presseorgane. Die Herausgabe von Zeitungen 
durch die schon exiuierenden Parteien muß o hne jegliche 
Einschränkung erlaubt sein, wie auch die Gründung von 
neuen Parteien ; 
d) die Erreichung eines Minimums an Demo kratie über die 
Durchführu ng neuer Wahlen für die Volks kammer nach der 
Listenwahl unter a llen poli tischen und gesetzlichen Garan­
tien , die allen politischen Kräften freien Zugang zur Bevöl­
kerung erlauben. damit sie ihre politischen Programme un­
terbreiten können. Es darf keine polizeiliche oder admini­
strative Einmischung in d ie Wahlen geben. 
Die Verwirklichung eines Minimums an Demokratie und die 
Bildung einer neuen Regierung aus einer oder mehreren Par­
teien, d ie aus den Wahlen ab Sieger he rvorgehen werden , ist 
der erste Schr itt auf dem Weg :tur Verbesserung des natio­
nalen Werdegangs und zur Re ttung dessen, was noch zu ret­
ten ist. 
Es lebe Ägypten als Heimat für Freiheit, Sozialismus und 
Einheit ! 
(QueUe: Beschlüsse des I. KongrcllSCl der Panci der Nationalprogrct­
siv-Unionistitehen Sammlung vom 10.' 11.4.1980 (iU1l.b. ), 0.0., 
1980) 
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Sei l dem 22. September 1980 tobt inmitten des Oh:entrums 
am Shatt al-Arab ("Araberstrom"), dem gemeinsamen Uno 
terlauf von Euphrat und Tigris, der offene Krieg zw ischen 
den Olmächten Irak und Iran. An jenem Tag e röffnete das 
Regime Saddam Husseins mit konzentrierten Bombenangrif­
fe n auf militärische Stellungen (Flughäfen !) und Olanlagen 
im bcnat;hbarten Iran sow ie mit einer auf breiter Front 
(rund 320 km) vorgetragenen Invasion der irakischen Land­
streitkräfte die Schlacht. 
Das Szenario ist tragisch genug. Noch im Vorjahr sahen sich 
beide Staaten im Angesicht der zweiten Olkrise mit unver· 
hohlenen Olkriegsdrohungen Washingtons 1 konfrontiert, 
zumal sie als die hinter Saudi Arabien führenden Mitglieds­
staaten der Organisation Erdölexportierender Länder 
(OPEC) besonders lautstark gegenüber dem angloamerikani­
schen "Ölimperialismus" auf nat ionale Eigenständigkcit 
pochten. j a, mit dem Sturz der Schah-Dikt alUr im Februar 
19 79 hatten sich innerhalb der OPEC die Gewichte zugun­
sten des radikalen Flügels verschoben, damit auch d ie Ge­
genrnachtposition de r erdölexportierenden Entwicklungslän­
de r gegenüber west lichen Hauptimporteuren und Olmultis 
konsolidiert. 
Die mit der Carter-Doktrin am 23. januar 1980 dagegen 
gehaltene US-Erklärung des Persischen Golfes zur " lebens­
wichtigen " amerikanischen Interessenssphäre, in der künftig 
mit "militärischer Gewalt" seitens Washingtons .zurückge­
schlagen werde, erhär te te noch die Vision eines n ahenden 
NATO- bzw. US·Kriegszuges zu den arabisch-iranischen 
Ölfeldern. Und standen nicht die USA seit der jahreswende 
1979 /80 auf Kriegsfuß gegenüber dem revolutionären Iran? 
Nun, im September/Oktober d.]. kam es ganz anders. Die 
Luftwaffen des Iran und Irak schossen ihre Oltanks, Raffi­
nerien und Ölhäfen am Persischen Golf selbst in Brand, de­
zimierten sich gegenseit ig ihre - zur Abwehr des "Olimpe­
rialismus" bitter nötigen - Industrie- und Militärpotentiale. 
Der irakisehen Aggreuionsarmee war es in der iranischen 
Südwest·Provinz Khuzistan zwar zunächst rasch gelungen, 
bis zu 80 km tief ins Landesinnere vorzustoßen, den Ölha­
fe n Khorramschar einzunehmen und die großen Städte 
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Khorramschar, Abadan , Ahwaz und Dezful zu belagern. 
Doch der vom Hussein-Regime offenbar e rhofft e Blitzsieg 
über eine gegnerische Armee, die aus den Revolutionsereig­
nissen geschwächt und desorganisiert hervorgegangen war 
und die man gelähmt wähnt e, blieb aus. 
So unwägbar der Ausgang des Krieges derzeit auch sein mag, 
das Kräftebarometer (siehe auch vergleichende Daten) deu­
tet auf e inen gegenseitigen Abnutzungs- oder Stellungskrieg 
hin. Dabei scheint gegenwärtig der Irak hinsichtlich der 01-
exportressourcen - zur Hälfte laufen sie über Pipelines 
durch türkisches bzw. syrisches Gebiet, beim Iran fast kom­
plett über den Persischen Golf - und der sonstigen Hilfs­
q'uellen im Vortei l, der Iran in punkto Menschenmaterial. 

Allerdings, der Irak hält als Angreifer ca. 400 q km persi­
schen Bodens besetzt, weshalb ihm eine demonstrative Be­
jahung der Aufforderung des UN-Sicherheitsrates vom 
28.9 .1980 zur Waffenruhe leicht fiel. Saddam Hussein ver­
ordnete für die Zeit vom 5. - 8. Oktober dJ . eine einseitige 
Feuereins teU ung und hielt d ie iranische Regierung zur Auf­
nahme von bilateralen Verhandlungen an. Präsident Abol­
hassan Bani-Sadr aber verneinter jedenfalls solange irakisehe 
Besatzungst ruppen auf dem Territorium des Iran stünden. 
Vermiltlungsversuche der Islamischen Konferenz (Pakistans 
Zia ul Haq und der tunesische Generalsekretär Habib Chat­
ti), der Nichtpaktgebundenen (Präsident Fidel Castro) und 
der Paläs tinensischen Befreiungsorganisation (PLO-Vorsi t · 
zender Yassi r Arafat) zeitigten bislang ebenso wenig Erfolg 
wie die der Vereinten Nationen. 2 Der Krieg am Persischen 
Golf könnte langw ierig werden ... 
Dieser Schluß drängt sich nachgeradi auf, wirft man einen 
Blick auf Ursachen bzw . maßgeblichen Auseinanderset­
zungspunkte des irakisch-iranischen Konflikts. 
Erster Streitgegenstand ist d ie Grenzziehung im Shatt al­
Arab. Die territ orialen Differenzen überdauerten den erst­
mals grenzfixierenden Vertrag von !stanbul aus dem j ahre 
19 I 3, bis schließlich Mitte der 70er j ahre eine beiderseits 
akzeptierte Vereinbarung zustande kam. Im März 1975 
nämlich erklärte sich der Irak e inverstanden, d ie Staats· 
grenze in der Mitte des Shatt-al·Arab-Stromes verlaufen zu 
lassen. Damit gestand er dem Iran die Eigennutzung dieses 
wichtigen Transportweges und die früher vom (i ranischen) 
Ost ufer des Flußunterlaufes beanspruchten Abschnitte zu. 

Zankäpfel Shatt al-Arab , Khuzistan 

Im juni 1975 wurde dann in einem weiteren Abkommen die 
Demarkationslinie genau fixi ert und gute Nachb arschaft ver­
einbart. Als Gegenleistung stell te das Schah-Regime damals 
seine Unters tützung rur die bewaffnete Kurdenrebellion im 
Irak (Kurdenkrieg 1974/75) ein, was deren Niederlage de 
facto besiegelte. Am 17. September 1980 erklärte der ira­
kische Präsident Saddam Hussein vor der Nationalversamm­
lung in Bagdad d as Abkommen von Algier für " null und 
nichtig".3 
Zweiter Streitpunkt ist d ie an das Shatl al-Arab angrenzende 
iranische Olprovinz Khuzistan. Sie wird von irakiseher Seite 
schlicht "Arabistan" genannt und im Namen d er arabischen 



Nation dem Irak "eingemeindet". Als sich nach dem Sieg 
der sog. islamischen Revolution über die Schah-Diktatur in 
Khuzistan wieder die Autonomiebewegung für eine Gleich­
berechtigung der arabischen Minderheit (rund 2/3 der Be­
völkerung dieser Provinz) regte, erhielt sie aus Bagdad groß· 
zügige Waffen- und Propagandahilfe. Das Hussein-Regime 
unterstützte dabei gerade jene Kräfte, die - wie die 1970 
gegrÜllde te Revolutionäre Demokratische Bewegung ftir die 
Befrei ung von Arabistan 4 - die Lostrennung "Arabistans" 
vom iranischen Zentralstaat favorisierten. Darüber hinaus 
förd erte Bagdad die iranisch-kurdischen Aufständischen 
ebenso m it Geld und Waffen wie die auf irakisehe rn Boden 
stationierte konterrevolutionäre Iranische Befreiungsarmee 
(rund 3. 000 Mann) unter dem Kommando des getreuen 
Schahgenerals Gholam A. Oveissi. 
Die so vom Irak mit vorangetriebene Destabilisierung des 
Revolutionsregimes in Teheran sollte den Boden bereiten für 
die Inangriffnahm e der irakisehen Annexionspläne im Shatt 
al·Arab und Khuzistan, zugleich aber auch für den Aufstieg 
des Irak zur Führungsrnacht am Persischen Golf. Und dies 
iS I der dritte Anstoßpunkt des Krieges Irak·l ran. Für die 
übernahme der 1979 mit dem St urz des Schah-Regimes 
vakant gewordenen Gendarmenroll e empfahl sich Bagdad 
mit der ultimativen Auffo rderung des Iran, er "müsse seine 
illegale Okkupation der drei Inseln Großer Tumb, Kleiner 
Tumb und Abu Musa (Durchgangsimein nahe der Straße 
von Hormuz) beenden" . Das wortwörtlich jedenfalls bekräf· 
tigte S. Hussein am 28. September d.J. in einer Rundfunk­
ansprache. 5 

Mil itärpOlenliaie lran·lrak im Vergleich 
(S tand 1980) 

Bevölkerung 
Streit kräft~ 

Reservisten 
Kampfnugzeuge 
Panzer 
Mil itärbudget 

J'm 

39 Mio 
240.000 
400.000 

445 
1.98(i 
4 Mrd 

13Mio 
242.000 
.2~0.000 

m 
2.850 
3 Mrd 

(Quelle: 1nternationallnuitute of Strategie Studies, London, nach: 
US News & World Report, Washingion, 6.10.1980) 

Es liegt auf der l'l and, daß das Hussein-Regime diesem Ziel 
der regionalen Vormachtstellung nur durch eine militärische 
Niederringung des Kontrahenten Iran, durch ein - zumin­
dest zeitweiliges - Arrangement mit den Monarchen Saudi 
Arabiens und durch eine l\lobilisierung des arabischen Chau­
vinismus nahe kommen kann. Zu diesem Zweck stellte S. 
Hussein in der besagten Rede voraus : "Diese Schlacht ist 
nicht die unsrige (des Irak; d. Verf.) allein , sondern die aller 
Araber, um den arabischen Charakter des Golfes zu sichern, 
und der Gefahr des peuischen Expansionismus ebenso zu 
begegnen wie jenem Intervent ionismus in ternationaler 
Mächte." Dieses Aufspielen als Anwalt der arabischen Na­
tion t rug ihm die - wenn gleich (noch ) zurückhaltende -
ungeteilte Parteinahme der arabischen Anrainerstaaten am 
Persischen Golf für den Irak ein. 
Was die prowestlichen Feudaldans Saudi Arabiens, de r Ver· 
einigten Emirate usw. dabei seil dem Februar 1979 mit dem 
kleinbürger lich-nationalistischen Baath. Regime 6 in Bagdad 
besonders verbindet , ist - und somit wären wir bei der vier­
ten Konniktursache - di e Furcht vor der belebenden Ein· 
wi rkung der islamischen Revo lution des Iran auf den Vo lks­
widerstand im eigenen Lande. Nament lich unter den bedeu­
tenden schiitischen Bevölkerungsgruppen im Irak (rund 60% 
der Gesamtbevölkerung) und in Saudi Arabien loderte 
1979/80 auch prompt Massenwiderstand auf. 7 Die ira­
nisc he Führung hat ihrerseits mit ihren Bestrebungen zum 
Export der islamischen RevolutionI darunter mit Aufrufen 

an das irakisehe Volk zum Sturz des "ungläubigen" Regimes 
in Bagdad und ihrer Aufste llung einer Revolutionären isla­
mischen Armee zur Befreiung des Irak, dem auf interven­
tionistische Weise nachgeholfen. Damit begÜllstigte sie die ' 
Strategie S. Husseins zur Eskalation des irakisch-iranischen 
Grenzkonfliktes. 
Sowohl der Abschluß eines irakisch-saudischen Sicherheits­
abkommens als auch der bereits im April 1980 eröffnete 
irakisehe Grenzkrieg gegen den persischen Nachbarn zielten 
darauf, einen Damm gegen die Ausstrahlung der iranischen 
Revolution zu errichten. Auf einer Woge des arabisch­
antipersischen Chauvinismus hoffen sie nun im regulären 
Kriegszustand darauf, de r iranischen Revolution vernich· 
tende Schläge versetzen und den Volkswiderstand im eige­
nen Land abschwächen, d.h. den sozialen Sprengstoff nach 

außen umlenken zu können. Dieses Kalkül birgt rur das ira­
kische Hussein-Regim e fre ilich zugleich das Risiko in sich, 
daß im Falle des letztlichen Ausbleibens des versprochenen 
Kriegserfolges es selber, und nicht etwa Khomeini, stürzt. 

Das Traumziel Washingtons 

Ayatollah Khomeini und den iranischen Revolutionsprozeß 
,.loszuwerden", aber ist haargenau auch das Traumziel 
Washingtons in seinem fortgese tzten Interventionismus im 
Iran (s iehe AlB 7·8/ 1980, S. 6). Nach dem kläglichen Schei­
tern der US·Luftlandeoperation vom 24.125. April und dem 
Auffli egen des ftir Ende juli 1980 projektierten General­
putsches im Iran hat die Carter-Administrat ion durch den 
irakisehen Angriffskrieg fremde Schützenhilfe erhalten. 
Der Kriegsausbruch am 22. September dJ . bot ihr den will­
kommenen Anlaß, ihre ohnehin seit Ausbruch der Weitkri­
sen um Afghanistan und den Iran zur j ahreswende 1979 /80 
verfielfach te Militärpräsenz um den Persischen Golf noch 
auszuweiten. Zu diesem Zeitpunkt kreuzten im Golf zwei 
und dicht davor im Arabischen Meer (Indischer Ozean) 3 1 
US·Kriegsschiffe, zuzüglich britischen und französ ischen 
Flottenverbänden. Zusätzlich brach te Washington vier Ober­
wachungsflugzeuge des Typs AW~CS nach Saudi Arabien, 
also unmittelbar an den Kampfschauplatz Persischer Golf 
heran. Das US-Militärpersonal in der Region wurde erwei· 
tert, mit dem NATO-Generalstab und den engsten VerbÜll­
deten die Möglichkeit einer alli ienen Interventionstruppe 
sondien (di e Bundesregierung wies offiziell eine Beteiligung 
an einem derartigen abenteuerlichen Unternehmen zurück). 
Unter dem Vorwand der Sicherung des freie n ö[flusses 
durch die Straße vo n Hormuz, über die rund 40% der west­
lichen öl importe abgewickelt werden, können d ie USA 
ihren Belagerungsring um den Iran und Afghanistan noch 
enger schnüren und ihre nächsten gegenrevolutio nären 
"Präventiv"-Operationen vorbereiten. Obgleich die iranische 
Regierung am I. Oktober d.j. eine Garantieerklärung abgab, 
sie werde alles tun, um "diesen Wasserweg offenzuhalten"8, 
droht - im Falle einer Ausdehnung des irakisch-iranischen 
Kampfgeschehens, einer arabischen Internationalisierung des 
Konflikts oder eines neuerlichen US-Angrifhaktes - der 
Krieg am Persischen Golf jederzei t unabsehbar zu eskalieren. 
Anmerkungen: 
I ) Siehe Serie zur Olkrise in: AlB 3-~/1980 
2) Vgi. International Herald Tribune, Zürich, 30.9.1980; Time, Nc:w 

Vork, 6.10.1980; Le Monde, Paris, 30.9. 1980 
3) Time, 6.10. 1980 
4) Zur Statur dieser Bewegung siehe: Polit ica IntemazionaJe, Rom 

Nr. 7/1 979, deutsch in: 3. Welt Magazin, Bonn Nr. 6-7/1979, S. 
40-43 

5) Zit nach: Le Monde, 30.9.1980 
6) Zur Rechuentwicklung der Baath·Regierung siehe: AlB 

7·8/ 1980, S. 25·28 
7) Ebenda, S. 28 bzw. 29·32 
8) Nachrichtenagentur PARS, Teheran, I 10.1980 
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Peru 

Hanne Denk Rückkehr zur 
Zivilregierung Belaunde 

Am 28. Juli dJ. übernahm erstmals wieder eine zivile Re­
gierung die Staatsgeschäfte in Peru. Gleichzeitig trat e ine 
neue Verfassung in Kraft. Seit den Wahlen zu einer Verbs­
sungsgebenden Versammlung im J uni 1978 war die Ober­
gabe der Regierung nach 12 J ahren Militärherrschaft an 
zivile Kreise vorbereitet worden. 
Hatte sich die "Revolutionäre Regierung der Streitkräfte" 
unter J. Vdasco, die 1968 durch einen Putsch an d ie Macht 
kam, durch einen ant iimperialistisch-antioligarchischen Kurs 
ausgezeichnet (Nationalisierung ausländischer Unternehmen, 
eine radikale Agrarreform u.a.), so ging die 1975 unter Präsi­
dent F. Morales Bermudez eröffnete "Zweite Phase der pe­
ruanisehen Revolution" mit einer schrittweisen Destabilisie­
rung dieser revolu tionären Umgestaltung und einem deutli­
chen Rechtstrend einher (s iehe AlB 12/1977 und 111978). 
Schwerw iegende soziale und ökonomische Probleme - 50% 
der peruanisehen Bevölkerung sind arbeitslos b zw. unterbe­
schäftigt, Peru zählt zu den vier am höchsten verschuldeten 
Staaten Südamerikas - fUhr ten nach zunehmenden Massen­
kämpfen (Generalstreik J uli 1977; nationaler Streik Januar 
1979) schließlich zum Rückzug der peruanischen Militärs 
aus den Regierungsgeschäften. 

Abtragung der letzten Reformruinen 

So fanden im Mai 1980 die von General Bermudu lang 
angekündigten Präsident.'lchafts- und Parlamentswahlen 
statt . Zum ersten Mal waren auch über 800.000 Analphabe­
ten wahlberechtigt. 
Als Sieger ging der Kandidat der bürgerlichen Volksallianz 
(AP), F. Belaunde Terry mit 43,6% der Stimmen hervor. F. 
Belaunde, der bereits von 1963 bis zu seinem Sturz durch 
die progressiven Militärs 1968 das Amt des Staat schefs inne 
hatte, gilt in den Augen Washingtons als "zuverlässiger" 
Mann. An zweiter Stelle folgte die rechtssozialdemokrati­
sche Revolutionäre Volksallianz Amerikas (APRA) mit 
26,5%. Ihr hatte man zunächst die größten Chancen einge­
räumt, doch schwächten seit dem Tod ihres Gründers und 
Vorsitzenden Haya de la Torre im vergangenen J ahr innere 
Frakt ionskämpfe die Position der Apristen. Die dritte kon­
servat ive Partei, die Christliche Volkspartei (PPC), erhielt 
11 ,2%. 
Das Abschneiden der gesamten Linken mit nur 17% ent­
täuschte, zum al diese bei den Wahlen zur Verfassungsgeben­
den Versammlung mit über 30% der Stimmen einen beacht­
lichen Erfolg errungen hatten. Die beiden linken Wablbünd­
nisse, die Einheitsfront der Linken (UD I), der u.a. d ie Kom­
munistische Partei Perus (PCP) und die von Anhängern 
Velascos gegründete Sozialist isch-Revolutionäre Partei 
(PSR) angehören , sowie das tro tzkistische Bündni s Revolu­
t ionäre Allianz der Linken (ARI) erlebten wenige Monate 
vor den Wahlen Abspaltungen. So verl ieß die Front der 
Arbeit er, Bauern, St udenten und des Volkes (FOCEP) das 
UDI-Bündnis, während sich die ARI auflöste. 
Zersplittert stell te sich die Linke in rUne' Blöcken zur Wab!. 
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Die Uneinigkeit der Linkskräfte und die Gefahr einer rech­
ten Apristen- Regierung dürfte viele Peruaner zur Wahl F. 
Be1aundes als dem "kleineren übel" verleitet haben. Auffal­
lend ist auch der hohe Anteil ungill tiger Stimmen von 
37 ,5%1 
Bei den - gleichzeitig abgehaltenen Parlaments- und Senats­
wahlen gewann die Volksallianz eine solide Mehrheit in den 
gesetzgebenqen Organen. Im Parlament verfügt die AP über 
mehr als die Hälfte der Sitze, im Senat fe hlen ihr 5 Sitze zur 
Mehrheit. 2 Nach Koalitionsverhandlungen erklärte sich die 
Christl iche Partei bereit, im neuen Kabinett Ministerposten 
zu besetzen. Die APRA lehnte den Wunsch des neuen 
Staatsoberhauptes nach einer "breiten Basis" durch Beteili­
gung an der Regierung ab. Sie will eine "konstruktive, kon­
sequente und demokratische Opposition" sein. 
Wird sich mit der neuen Regierung Belaunde e in Richtungs­
wechsel im politischen Kurs Perus vollziehen? 
Ein konkretes Regierungsprogramm hat die im wesentlichen 
von Mittelschichten und Großbourgeoisie getragene Volks­
allianz bisher noch nicht vorgelegt. Der neue Wirtschafts­
minister und Premier M. Ulloa eilte zunächst in die USA, 
um dort das Konzept vorzustellen. Den ersten Verlautbarun­
gen nach will der neue Regierungschef, dessen Amtsperiode 
1963·68 Korruption, Repression gegen die erstarkende 
Bauernbewegung und Ausverkauf peruaniseher Interessen an 
den US-Konzern International Petroleum Compan y belaste­
ten, eine Liberalisierung der peruanisehen Wirtschaft vor­
nehmen. Demzufo lge plant F. Belaunde die staatlichen 
Kontrollen aufzuheben, die Reprivatisierungen der Unter­
nehmen voranzutreiben, die Attraktivität Perus für auslän­
dische Investitionen zu erhöhen und die Ansiedlung multi­
nationaler Konzerne zu fö rdern.3 Großprojekte im infra­
struk turellen Bereich sollen die Wahlversprechung, über 
1 Mio Arbeitsplätze zu schaffen, realisieren. 
Mit Inkrafttreten der neuen von den konservativen Kräften 
APRA und PPC durchgesetzten Verfassung (die linken Par­
teien stimm ten dagegel) werden die letzten Ruinen der Re· 
formphase abgetragen und ebnen den Plänen des Präsiden­
ten den Weg. Zur Finanzierung der Vorhaben sind Gesprä­
che mit der Weltbank, den internationalen Kredit institutio­
nen und Pariser Banken vorgesehen. Im außenpoli tischen 
Bereich will Präsident Belaunde, wie in seiner Antrittsrede 
verkündet, "die Beziehungen seines Landes m it Lateinameri­
ka, den Vereinigten Staaten und dem Westen allgemein 
stärken. Die Rolle Perus als 'Blockfreies Land ' soll neu be· 
stimmt werden .. . Castro vers tehe Blockfreiheit anders als 
Peru. "4 

Zu den Gästen der Antrittsfeier zählten neben den Staats­
präsidenten des Andenpakts (außer Bolivien), Rosalynn 
Carter und der Bundesminister für wirtsc haftliche Zusam­
menarbeit, R. Offergeid. Die wirtschaftliche und poli t ische 
Anlehnung an d ie USA - F. Belaunde lebte bis 1978 im 
US-amerikanischen Exil - zeigt sich auch in der Besetzung 
wichtiger Posten der Zivilregierung mit in den Vereinigten 
Staaten ausgebildeten Fachleuten. Auch d ie BRD steht be­
reit Aufträge zu empfangen, zumal Peru als Schwerpunkt­
land bundesdeutscher Entwicklungshilfe in Lateinamerika 
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gilt. Auch paßt F. Belaundes Strategie einer angepaßlen 
Technologie in das Konzept bundesdeutscher Entwicklungs. 
hilfe. 
Eine Wirtschaftspolitik, die die einheimische Grollbour­
geaisie und die ausländischen Monopole stärkt, eine Politik 
der Auslandsabhängigkeit - wenig Neues haftet dem Pro­
gramm der neuen Machthaber an. Kann man also von einer 
bloßen Fortflihrung der Politik des F. Morales Bermu.dez in 
zivilem Gewande sprechen? 
Mit der Amtszeit von General Bermudez verbindet sich die 
Rückentwicklung der liefreichenden Reformen Velascos, die 
im Regierungsplan INCA (Wortlaut Al B 2/1975) zusammen­
gefaßt waren. Das Regierungskonzept der zweiten Militär­
regierung legte den Grundstein für eine prokapitali:itische 
Entwicklung. Der flir Peru bedeutende Fischereisektor 
wurde reprivatisiert. Gleichzeitig wurde mit der Rückgabe 
der enteigneten Ländereien an die Großgrundbesitzer be­
gonnen und dem Auslandskapital Tür und Tor geöffn~ 1. Die 
Mitte der 70er J ahre stagnierenden Weltmarktpreise flir 
Rohstoffe zwangen die Bermudez-Junta sich zunehm.end an 
den In ternationalen Währungsfonds (IMF) zu wende:n , der 
einen Kredit von 110 Mio Dollar gewährte. Zweifelsohne 
waren damit Forderungen seitens des IM F verbunden: St rei­
chu ng der Subventionen rur Grundna hrungsm ittel und 
Treibstoffe, Einfrieren der Löhne, Abbau von-Soziall<eistun· 
gen und Arbeitsplatzvernichtung im öffentlichen Dienst. Die 
Verteuerung der Importe ruinier te die mittelständische In· 
dwtrie und führte zu unkontrollierter Inflation, Die: Real· 
löhne sanken zwischen 1973 und 1979 um die Hälfte. 
Erst seit 1979, dank gestiegener Weltmarktpreise m:r Roh· 
stoffe vor allem Kupfer, Blei, Zink, Silber und Gold, llOnnte 
die Zahlungsbilanz ausgeglichen werden. Außerdem wurde 
die transandine Oileitung fe rtigges tell t, d ie Peru zum 01· 
selbstversorger macht. Im Metallbereich waren Zuwachs­
raten von 9,3%, im Erdölbereich von 13% zu verzei chnen. 
Die günstigen Rohstoffpreise und eine Ausweitung d.es Ex· 
portgeschäfts erbrach ten eine Ausfuhrsteigerung um 78,6% 
im Jahr 1979 gegenüber 1978. Die Importe erhöhtc:n sich 
nur um 28,7%. Die Zahlungsbilanz Perus 1979 schl<)ß mit 
einem Rekordüberschuß von 1,57 Mill iarden Dollar ab. 5 

Die Kap itulat ion der Mili tärregierung vor d em IMF u.nd d ie 
aggressive Expor tpolitik brachten jedoch keineswegs Ver­
besserungen rur die d r ingendsten Probleme der peruar.,isehen 
Bevölkerung: Arbeitslosigkeit, Inflat ion, Lebensmittelver· 
teuerung und Unterernährung. 
Für d ie Masse der Bevölkerung wird auch eine Regieru ng der 

Vo lksallianz, die über keine Veran kerung in der starken 
pcruanischen Gewerkschaftsbewegung verfUgt, keinen Aus­
weg b ieten. Demagogische Wahl versprechungen beseit igen 
weder Hunger noch Arbeitslosigkei t. Schon wenige Wochen 
nach Antritt der neuen Zivilregierung haben Streikwellen an 
den Universit äten, im Bank- und Postwesen sowie .in den 
Kupfe rminen das Land erfaßt. Protestakt ionen gegen Preis­
erhöhungen und Lohnforde rungen werden laut. 
Die Streitkräfte, die sich e inen Nachfolger aus dem Kreise 
der Apristen wünschten, haben sich bisher nicht zu einer 
Regierung der Vol ksaU ianz geäußert. Die abgetretenen Mili­
tärs üben sich vorerst im Abwarten. Die Anhänger der pro­
gressiven Mili tärregierung Velascos haben sich in der Revo­
lutionär-Sozialistischen Partei (PSR), d ie auch von den Mi t­
telschichten und der Bauernschaft getragen wird , ZUllam­
mengefunden . Gemeinsam mit der Kommunistischen Partei 
und einigen kleineren linken Gruppen hatte die PSR im 
Hinblick auf die Wahlen das Linksbünd nis Einheitsfront der 
Linken (UOI) gegründet. Der Präsidentschaftskandidat der 
UDI und gleichzei tige Parteisekretär der PSR, General a.D. 
L. Rodriguez erklärte, "daß das Wahl programm der Front 
auf d ie ko nsequente Fortsc tzung der progressiven Maß­
nahmen der ersten Etappe der Militärregierung bis 1975 ge­
richtet ist. "6 
Auch die Gewerkschartszentrale CGTP und der Bauern­
verband unterstützten das " Einheitsprogramm der Links­
organisationen Perus zum Sturz der Militärregierung und rur 
e ine antiimperialist ische und demokratische Volksregie­
rung." 
Wenige Wochen nach den Wahlen hat die PCP in einem Mini­
malprogramm den linken Parteien u.a. vorgeschlagen, ihre 
Aktionen im Parlament zu koordinieren. Einen weiteren 
Schritt zu einer Einheit der Linkskräfte Pe rus bedeutet das 
Wahlbündnis Vereinte Linke, dem Mitte September 1980 
sieben Linksparte ien ftir die zum 23. November d.J . ausge­
schriebenen Gemeindewahlen beitraten. 7 

Die kom menden Gemeindewahlen könnten das Krähever­
hältnis im Partcienspektru m Perus neu bestimmen. 

Anmerkungen: 
I) Wahlergebnisse nach: Lateinamerika - Berichte und Analysen 4, 

Westberlin 1980 
2) Die Linke erreichte insgesamt 21 Par1ament nit1.e, I I Senatoren­

sitze. Die Einheitsfront der Linken gewann 3 bzw. 2 Sitze. Nach: 
Latetnamerika-Nachrkhten 84, August 1980 

3) Vg\. International Herald Tribune, Zürich, 8.1. 1980; Afrique 
Asie, Paris, 9. -22.6. 1980 

4) Zit. nach: Frankfurter Allgemeine Zeitung, 30.7.1980 
5) Daten nach: Mitteilungen der ßundesnelle rur Außenhandelsin· 

formationen, Peru,Juli 1980, Beilage S. 2 
6) Zit. nach: Neues Deutschland (ND), Berlin, 15.5.1980 
7) Vgl. ND, 17.9 .1980 

Chile·Broschüre 

Das Chile·Komitee Marburg bietet an: 
Broschüre der Verschwundenen-AG im Komitee: 
Dokumentation der betreuten Fälle, Bricfkontakte mit Familien 
der Angehörigen, Aktionen .. . 
Erscheint Anfang November dJ. Ca. 60 Seiten, 3,- DM 
Chile-info Sonderhcft 2 (35 Seiten) 1.- DM 
Zum 10. Jahrestag des Volkssiegei am 4. September 1970 
Die ersten 60 Tage der Volkuegierung 
Bestellungen an: Waltraud Sparenberg·Czieslik, August·Rhode-Str. 
22, 3550 Marburg. 
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Paraguay 

Doris Mies Stroessners 
"vollgültige Demokratie" 

Die Ermordung des Exdiktators von Nikaragua, Anu tasio 
SomOz.3, in der paraguayischen Uaupuladl Asuncion rückte 
den südameri kanischen 3-Mio-SIa.a l in ungewohnter Weise 
auf die vord eren Seiten der e tablie rten Ma$$Cnmcdic:n. Ge:­
nissentlieh verschwiegen wurde, daß der paraguayischc: Di k­
tator Al fredo Stroc:ssnc:r das Attentat auf seinen "intimen 
Freund ", dem er in Pal".I.guay e inen sicheren Unterschlupf 
und Ric:scnprofitc: garantie rt e: . als höchst will kommenen 
Anlaß sah, eine regelrechte Treibjagd auf die dem okra ti­
schen Kräfte Paraguays zu veranstalten. 

Ein " nutzbringender Frieden" 

A. Stroc5sner, der im j ahre 1954 mit Hilfe des Pentagon in 
den Sauel gehoben wurde: und sich heute: des Titels "Dienst­
ältester Di kta to r Lateinamerikas" rühmen kann, sieht sein 
Land " in einem nutl.bringenden .'rieden". 1 
"hieden " gewährt er Diktatoren vom Schlage eines So moza 
und Na:l:ikriegsverbrechern wie dem Auschwit1;.Arl t Men­
geie. der für die Ermordung Hunderter jüdischer Kinder 
sorgte und heute zum engsten Beraterstab des fasehistischen 
Stroenner.Unterdrück ungsapparates gehört. " Frieden" in 
Form großzügiger Konzessionen herrscht in Paraguay auch 
Hir die ausländischen, in erster Linie US-amerikanischen 
Ko nzerne. So erhielt d ie US-ameri kanische Anschütz Corpo­
ra t ion e rn kürdich die Erlaubnis, auf etwa 39% des Genmt­
territori um s von Paraguay neben Uran auch alle übrigen 
Bodenschätze (ausgenommen die Erdölförderungen , die be, 
reiu den US-Olkonzernen Texaco und Standard Oil zuge­
schanzt wurden ) zu erkunden und :w förde rn. 
Mit dem 1975 verabschiede ten Invtst it ionsfördcrungsge5etz 
Nr. 550 , das U.a. Stcuererl assc fü r ausländische Investoren 
fcs tlegt, hat A_ Su oessner den ausländischen Monopolen Tür 
und Tor geöffnet. 84% der Wirtschaft Paraguays werden \'on 
ihnen kon trolliert_ Zu den Banken, die zu 90% das Ban k­
wesen Paraguays in der Hand haben, gchören die Deutsche 
überseeische Bank und über die Bant o Paraguayo de Comer­
do die Deutsche Bank. Die Bundesrepublik ste ht hin!er 
Argen tinien mit 46,4 Mio Doll ar an 2_ Sielle der Abnehmer 
pa rnguayisl:her Waren und an 6. Stelle der Länder. in d ie 
Paragu ay expor tier t. Bundeweutsehe Direkt in vest itionen in 
Paraguay werden in offiziellen Statistiken auf 20,7 Mio Dol­
lar 2 beziffert _ eine Zahl. d ie die Hundert-Mio,Dollar­
Grenze wei taus übersteigt, wenn man die zunehm enden 
Landkäufe bundesdeutseher Firmen. allen voran der Treu­
bcsitz·Südamerika-G mbH mitberechnet. 
Als "die große Hoffnung" rur Paraguay bezeichnet das fa , 
sl:histiS<;he Regime das mi t 14.000 r.,·lcgawall am Parana­
Fl uß proje ktierte Wasserkraft werk ITA IPU. Gegen das zwi­
sdl(:n Paraguay und Brasilien unterzeichnete Projckt _ mitt ­
lerwei le auf einen Gesamtkostenpreis von 8 Mrd Doll ar ver­
anschlagt und zum Teil fin anzier t von der Deutschen Bank 
und von BBC und Siem ens mit den notwendigcn Gcnera­
to ren beliefe rt - gibt cs große ProLestc aus der Bcvölkeru ng 
Parag uays. Die am ITAIPU-Projckl bCIC:iligten paraguayi-
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schen und ausländischcn Firmen gehen brutal gegen die am 
Parana- Fluß aos3.lls ige Landbevölkerung vor. Tausende 
Kleinbauern wurden berei ts enteignet, mußten ihr Land ver­
lassen und wurden mit einer lächerlich geringen Enlschädi­
gunguumme abgespeist . 
A. Stroessner zeigt sich auch nicht kleinlich , wenn es um die 
Einnahmen sei nes eigenen Familienclans, seiner Stützen im 
Militär und in der von ihm geführten Colorado·Partei geh LJ 

Die Stroessner-Familie ist im Besitz soleh wichtiger Indu­
strieunternehm en Paraguays wie ICIER SA (Metall urgie) und 
IPA FR ISA (Gefricrfl cisch fabriken) und verfügt über riesige 
Ländereien. AUredo Sltoeuner selbst inves tiert im Bergbau 
Südafrikas. Die Militärs und Fun kt ionäre der Colorado­
Partei werden rur ihre Treue zu A. Stroessner mit Antei len 
am Schmuggc1geschäft - das jährlich 1.5 Mrd Dolla r ein­
bringt - und am Rau5chgifthandel - Paraguay ist der größte 
Drogen' Umsl:hlagplatz in Lateinamerika - belohnt. 

Schlag gegen die Bauernbewegung 

Während Paraguay rur die ein heimische Bourgeo isie und d ie 
ausländischen Monopole zu einem Paradies fü r Riesenprofite 
geworden ist , leben 80% der Paraguayaner an der Grenze des 
Exinenzminimums. Paraguay, das neben Haiti zu den 
rücks tändigsten Ländern Latc:inameri kas zählt, weist mit 
durchschnittlich 95 Dollar pro Monat das niedrigste Pro­
Kopf, Einkom mcn in Lateinamerika auf. In den letzten Hinf 
J ahren sind dic Lebcllshaltungskosten um über 100% ge· 
stiegen. die gesetzlich festgelegte n Mindestlöhne wurden je­
doch nur um 15% angehoben. I Mio Paraguayaner sind ge­
zwungen, ihren Lcbcnsunterhalt in den Nachbarländern ßra, 
silien und Argent inien zu verdienen, wo sie brutal ausgebeu· 
tet werden. 
In den vergangenen Mona ten kam es immer häu~ger zu 
Streikaktioncn fur Lohnerhöhung und Verbesserung der 



sozialen Lage - eine Tatsache von großer Bedeutung rur die 
Arbeiterklasse Paraguays. wenn man weiß. daß d ie einzig 
zugelassene G ewer kschaftsorganisati on Pa raguayanische 
Konföderalion der Arbeiter (CPT) von Stroessner·hörigen 
Mitgliedern der Colorado· Partei bis in die Spit zenfunktionen 
durchsetzt und kontrolliert is{. 
Su rker Widerstand gegen die Stroessner-Diktatur kommt 
aus der Landbevölkerung, die mit brutalstem Terror unter· 
drückt wird. Mit dem im Män dieses jahres angerichteten 
Massaker an 120 Baucrn4 von Caaguozu, 200 km von der 
brasilianischen Grenze entfernt. starte te das fa schistische 
Regime eine breitangelegte Terrorkampagne gegen die 
ländliche Bevölkerung. Den überfall auf e inen Touristenbus. 
mi t dem eine Gruppe \'on Bauern auf ihre miserab le soziale 
Lage aufmerksam machen wollte - in Paraguay verfUgen 
2,6% der Großgrundbesitzer über 75 % der landwirtschaftli ­
chen Nutzfläche - nutzte di e Stroessner-Diktat ur, um gegen 
die in den Agrarligen zusammengeschlossenen Bauern vorzu­
gehen. die sich 1970 zur Föderation Christlicher Bauern 
(FCC) vereint haben, einen entscheidenden Schlag zu verset ­
zen. Die von der Katho lischen Kirche Paraguays unterstützte 
FCC wurde zum Sprachrohr der Bauern, zum Initiato r zahl­
reicher Aktionen gegen Landraub, willkürliche Polizeiiiber­
griffe gegen die Landbevölkerung und gegen die Ausbeutung 
dun;h ausländische Konzerne . 300 Landarbeite r aus dem 
ltacua-Departmcnt klagten zum Beispiel die bundesdeutsche 
Firma Treubesitz-Südamerika·GmbH an, ihre Beschäftigten 
,.unmeruchlich auszubeuten'·. ,.Die Firma schuldet ihren 
Arbeitern Lohnzahlungen und weigert sich , ihnen und ihren 
Famil ien eine medizinische Betreuung zukommen zu las· 
sen,..5 

Demokratische Ubereinkunft gegen die Diktatur 

Vor dem Hintcrgrund des Sturzes von A. Somoza in Nika­
ragua und des zaghaften. jedoch im Ansatz steekengeblie­
benen Versuches e iner "Demokratischen öffnung" im Nach· 
barland Brasilien 6 sind aus dem Munde Präsident Stroess­
ners heute des öfteren Worte wie "Wir haben eine vollgültige 
Demokratie" und "Wir respektieren die Menschenrechte"7 
zu hören. Paraguay gehört zu den sieben Ländern. die von 
der UN·Menschenrechtskommission im September letzten 
Jahres wegen eklatan ter Mel1llchenreehtsverletzung ange· 
klagt wurden. Die Stroessner·Diktatur gerät offensichtlich in 
eine zunehmende innen- und außenpolitische Isolation. 
Alles demagogische Gerede der Cartcr·Administration von 
Menschenrechten, die in Paraguay verletz t werden, täuschen 
ni cht darüber hinweg, daß sich das faschistische Regime in 
Asuncion einzig und allein mit Waffen made in USA und 
einer in den USA a usgebildeten Armee über Wasser hält. 
Die Colorado-Partei, die einzige Partei. die nicht dem Terror 
des Stroessner-Regimes ausgesetzt ist, soll dem Diktator als 
Aushängeschild für seine angebl iche Massenverankerung die­
nen. im Abstand von fünf jahren läßt der Diktator sich in 
einer Wahlfarce im Ausnahmezustand zum Präsiden ten 
"wiederwählen" - die 1978 erzielten 89% waren schon vor 
dem eigentl ichen "Wahltag" ausgezählt. 
Unter Anwendung der 1977 in die reaktionäre Verfassung 
von 1967 aufgenommenen zwei Gesetze, - des Gesetzes Nr. 
294 und des Gesetzes Nr. 209, auf deren Grundlage flir 
"Ruhe und Sicherhei t" im Lande gesorgt werden soll , wer­
den alle oppositionellen Kräfte des Landes, vor allem jedoch 
die Kommunistische Partei, grausam verfo lgt. Antikommu· 
nismus ist Staatsdoktrin Nr. 1 der Stroessne r-Diktatur. Ver­
haftungen, Folterungen, Hausrazzien und politische Morde 
si nd in Paraguay an der Tagesordnung. Po litische Gegner der 
Stroessner-Diktatur verschwinden kurterhand von der Bild­
fl äche, wie der Sekretär der KP Paraguays, Miguel Angel 

Verschleppung 

Antonio Maidanas 

Am 27. AuguSi dJ. wurden Antonio Maidana, I. Sekretär der KP 
Paraguays, und Emilio Roa, ein bekannter paraguayiseher Arbeiter­
IUhrer, in der argent inisehen Hauptstadt Buenos Aires entfUhrt. 
Trotz weltwei ter Protes te und der Forderung nach Aufklärung des 
Schicksals von A. Maidana und E. Roa haben der Präsident Argen­
tiniens, Jorge Videla, und die :argentinischen Behörden bisher jede 
SteUungnahme verweigert. "Ohne die Teilnahme, die Unterstützung 
oder stiU$Chweigende Billigung durch die argentinischen Behörden, 
wäre es den Stroessner·Bütteln kaum möglich gewesen, einen sol· 
chen Akt mit al t den charakteristischen Anzeichen einer Entfüh­
nmg in einem bevölkerungsreichen Stadtviertel von Buenos Aires 
auszufUh ren", schreibt die KP Paraguays in einer Erklärung. 
Der heute 63jährige Antonio Maidana - geboren in Encamacion 
am Parana - verbrachte 19 Jahre seines Lebens in den Gefangnis­
sen des faschistischen Stroessner-Regimes. Angesichu der weltwei· 
ten Solidaritätsbewegung sah sich Präsident Stroc:ssncr gezwungen, 
im Januar 1977 A. Maidana und andere f1.ihrend e Vertre ter der PKP 
freizuJallen. 
Maidana spielte in der Geichichte der Studentenbewegung Para· 
guays eine führende Rolle. 1937 leitete er die Föderalion Demokra­
tischer Studenten. Unter seiner Führung fanden 1941 die größten 
Lehrer· und Studentenstreiks in der Geschichte Paraguays ,tatt. A. 
Maidana wurde verhaftet und zum Tode verurteilt. Eine in aller 
Welt entfachte Solidaritätsbewegung verhinderte die Vollstreckung 
des Urteils. A. Maidana wurde ins Konzentntionslager im Chaco 
deportiert, von wo aus ihm die Flucht gelang. Vor dem Hinter­
grund eines wachsenden Volkswiderstandes gegen die 19S4 an die 
Macht gekommene Stroessner·Oique wurde A. Maidana im August 
19S8 erneut verhaftet und trat auf per$Önliehe Anordnung des 
Diktators den Weg durch die Foherhöllen des faschistischen Re· 
gimes an. 
Das Schicksal von Antonio Maidana und Emilio Roa wird entschei· 
dend von der Breite der internationalen Solidarität abhängen. Ge­
fordert ist: "Keine Auslieferung von Maidana an die Stroessner­
Diktatur! freiheit für Antonio Maidana und Emilio Roa!" 

Soler und der Sekretär der Kommunistischen jugend, Derliz 
Villagra, die sei t 1975 als "verschwunden" gelten (zu den 
neuesten Fällen A. Maidana und E. Roa siehe Kasten) . 
Ungeachtet des Terrors und der Repressalien gegen alle 
demokratischen Kräfte des Landes gibt es ermutigende 
Anzeichen für erste Schritte auf dem Weg zur Einheit aller 
antidiktatorischen Kräfte. Im Dezember letzten Jahres ha­
ben sich vier bürgerliche oppos it ionelle Parteien, die Au­
thentische Radikallibera1c Partei, die Partei der Revolutio­
nären Febristen, die Christ demokraten und die Volksbewe­
gung Colo rado zu einem Bündnis Demokratische überein· 
kunft zusammengeschlossen. In ihrer auch von den Kom­
munisten unt erstützten l4-Punkte-Plattform fordert die De­
mokratische übereinkunft die Aufhebung des Ausnahmezu­
standes, eine Generalamnc! tie für alle politischen Gefange­
nen, die Abschaffung des Gesetzes Nr. 294 und eine demo­
kratische Entwicklung in Paraguay. 

Anmerkungen: 
I ) ABC-Color. Asuneion. 9.4.1980 
2) Angaben nach: Paraguay - Wirtschaftliche Entwicklung 1979, 

hrsg. von der Bundcn teUe für Außenhandelsinfonnationen, Köln 
1980 

3) Zum Machtapparat Stroesmers siehe: AlB S/ 1977, S. !l5·.!18 
4) Prensa Lalin .... Paris, 18.!I.1980 
5) Prensa Latina, Paris, 2.8.1980 
6) Siehe AlB 9/ 1980, S. 10-11 
7) Vgl. ABC·Color. 9.4.1980 
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EI Salvador 

Gerhard Stuby 

Berichtsentwurf 
einer Juristenmission 

nach EI Salvador 

Während der Generalstreiltlr.ämpfe 110m August d.}. (siehe 
Beitrag von D. Mies in AlB 10/1980) wurden in SOll Sofva­
dor 17 fiihrende Gewerkschaftsführer uerhaftet und Ver/ah­
rtn gegen sie eröffnet. Der anschließend gegen sie veranstlll· 
tete Gerichtsprouj/ und die flagranten Menschenrechtsutr­
fetzungen im gegenwärtige,.. EI Soll/odor waren Anlaß fiir 
dne Mission, die vom 16.-19. September 1980 RepriisentQ1I' 
ten der Internationalen Vereinigung Demo1cro.tücher Ju ri­
sten (/ VDj. Sitz Brossel) in dieses miuelamerjlr.onische Land 
fiihrt e. 
Der hohe Stellenwert dieser Mission der I VDJ wird dara" 
deutlich, daß sie vom Gentralse1r.retiir dieser univer.fellen } u. 
ristenvertinigung, dem Bremer Professor Dr. Gerhard Stuby 
selbst geleitet wurde. Ihn begleiteten Dr. Luis Quinteros·Ya· 
nez, ehemals Generaldirelltor des chilenischen A ußenmini· 
suriums. und j aques Kro, Vertreter der holliindischen jour. 
nalistenvereinigung. Wir dollumeFitieren den von G. Stuby 
erstellten ßerichtsentwur/ der MissioFi in jenen PassageFl, die 
über die aktuelle Krä/tekonstellatjon in EI Salvador uFid die 
allgemeine MenscheFirechtssituation Au/schluß geben. 

1. Anlaß der Mission 

Im januar 1980 zogen sich bis auf zwei Christdemokra ten 
alle Zivilisten aus der Regierungsjunta Uunta revoludonaria 
de gobiemo) von EI Salvador zurück. Nach ihrer Meinung 
werde d ie Repression , deren Abschaffung Ziel des Regie· 
rungswechsels war, fortgesetu , nach wie vor d ie Herstel lung 
demo krat ischer Verhältnisse verhindert , so daß die jun ta 
nur noch als Feigenblatt für den ultrarechten Terror und das 
ungesetzliche Handeln von Armee und Polizei d iene. 
Seitdem haben sich die gesellschaftlichen und poli tischen 
Auseinandersetzungen in EI Salvador zunehmend venchärft. 
Am 9.3. 1980 wurde der Ausnahmezustand verhängt, der 
bislang d reimal verlängert wurde, obwohl die Verfassung nur 
eine zweimalige Verlängerung \·o rsieht. Am 24 . .3 . 1980 wur· 
de Erzbischof Romero ermorde t. Im März 1980 erklärte d ie 
Menschenrechukommission von EI Salvador, daß sie 1.029 
Fälle von ermordeten oder venchleppten Personen doku­
mentieren könne. 
Angesichts der wachsenden Repression blieben d ie demo kra· 
tischen Gegenkräfte nicht untät ig. Am 2.4.1980 schlouen 
sich alle relevanten Kräfte in der Demokrat isch- Revolut io· 
nären Front zusammen. Auch die m ilitärischen Gegenak. 
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tionen konnten zunehmend koordiniert werden. Es kam am 
22. Mai 1980 zur Verkündung eines Manifests der Vereinig­
ten Revolutionären Füh rung, die eine gemeinsame Planungs. 
insti tu tion der militärischen Operationen vorsah . 
Ende August kam es zu verschiedenen St reikaktionen und 
mili tärischen Operationen der VolJukräfte, die eine neue 
Stufe der Auseinanderse tzung anzeigten. Es offenbarte sich 
ein labiles Gleichgew icht zwischen Teilen der Armee und 
Polizei und mit ihnen zusam men operierenden paramili täri· 
schen ul trarechten Gruppen auf der e inen und den mehr 
oder weniger geeinten Volkskräften auf der anderen Seite. 

Regierungsjunta - Feigenblatt der Ultrarechten 

Die Regierungsjun ta - unterstützt von inländischen und 
ausländischen insbesondere westlichen Massenmedien - ver· 
sucht das Bild zu vermitteln, als stehe sie zwischen den sich 
streitenden Gruppen von rechts und von links. In Wirklich· 
keit spielt der relevante Teil der Regierungsjunta d irekt in 
die Hände der ultrarechten Kräft e oder m uß m it ihnen iden­
t isch gesetzt werden, während der etwas gemäßigtere Flügel 
zunehmend in die Ecke gedrängt wird und als Quantite neg· 
ligeable (Belanglosigkeit ; d. Red.) betrachte t werden m uß. 
Das gilt insbesondere seit der KalUtell ung der Gruppe um 
Oberst Majano . Durch ihr Verb leiben in der Regierung ist sie 
bew ußt oder tinbewußt Verschleierungsinstrumen t der naat· 
lieh durchgeführten oder gedeckten Repression geworden. 
Ver treter der Menschenrechl5kommission von EI Salvador 
(CDHES) , der von der Repress ion besonders betroffe nen 
Gewerkschaft en und der in der Demo krat isch·Revolutionä· 
ren Front vereinten Gegen kräfte informieren seit längerer 
Zeit die IVDj wie übr igens auch andere nichl5taatliche Orga­
nisat ionen über die massiven und system at ischen Menschen· 
rechtsverle tzungen, die en tweder direkt von Regierungsseite 
m itgetragen oder zumindest geduldet werden . Sie baten d ie 
IVDJ um Hilfe im Rahmen ihrer Möglich keiten. ( ... ) Wäh· 
rend des letzten Generalstreiks Ende August (1980; d. Red.) 
in Sal Salvador, von dem auch die Elekt rizitätswerke betrof· 
fen waren, wurden 17 führende Gewerkschafter insbesonde· 
re der Elektrizitäl$gewerJu;chaft (ST ECEL) verhaftet. Man 
beschuldigt sie, d ie Versorgungseinricht ungen lahmgelegt zu 
haben und außerde m seien sie bei den Akt ionen bewaffnet 
gewesen, was als Aufstands handlung zu werten sei. Nach 
dem Recht des Ausnahmezustandes - nach der dritten Ver­
längerung ist allerdings seine Verfassungsmäßigkeit fraglich 



- fallen derartige Delikte in d ie Zuständigkeit der Militärge­
richtsbarkeit. ( ... ) 
Die Widerspruchlichkeit der politischen Situation in EI Sal­
vador, die sich in einem eigenartigen Schwebezll!Jtand der 
poli tischen und militärischen Kräfteverhältnisse zwischen 
Regierungsjunla und paramilitärischen Gruppierungen auf 
der einen Seite und der in der Demokratisch-Revolutionären 
Front und der Vereinigten Revolutionären Führung geeinten 
politischen und militärischen Kräfte auf der andern Seite 
äußert, spiegelt sich auch im Zustand des Rechtssystems 
wider. Die ultrarechte Reaktion vermochte das Funktionie­
ren bestimmter prozessualer Sicherungen noch nicht ganz 
aus den Angeln zu heben. 
Zwar herrscht Ausnahmezustand. Hiervon sind insbesondere 
die Bereiche be troffen, die die Wahrnehmung politischer 
Grundrechte betreffen, weil sie Kriminalisierungsversuchen 
von Seiten staatlicher Behörden unterliegen und in summa­
rischen Verfahren der Militärgerichtsbarkeit erdrückt wer­
den. Die Haftüberpriifung selbst aber (Verfahren des habeas 
I;OrpUS ) unterliegt der Zuständigkeit der normalen Gerichte. 
Die Wahrung ihrer Unabhängigkeit in EntscheidungsfaIlen, 
die den herrschenden Kräften in Militär und Polizei zuwider­
gehen, steht damit allerdings auf einem anderen Blatt. 
Die Mission hat versucht durch ihre Aktion den Prozeß ge­
gen die 17 Gewerkschafter in das Licht der internationalen 
Öffentlichkeit zu stellen, um so das labile Gleichgewicht der 
Rechtssituation zugunsten der Angeklagten zu erhalten. Zu 
diesem Zweck ist sie sowohl bei der Regierungsjunta selbst 
als auch beim Obersten Gerichtshof vorstellig geworden . Wir 
konnten fest stellen, daß bislang die Behörden noch nicht 
gewagt haben, den vorgeschriebenen prozessualen Weg zu 
verlassen. Im Vergleich zu vielen anderen Fällen, wo Ver­
haftungen geleugnet werden und die Verhafteten einfach 
verschwinden, ist dies sicherlich ein Fortschritt. ( ... ) 

3. Allgemeine Situation der Menschenrechte und 
Grundfreiheiten in EI Salvador 

Durch unmittelbare Anscliauung wie durch Gespräche mit 
den schon erwähnten Persönlichkeiten wie mit dem Erz­
bischof von San Salvador, Monsenor Arturo Rivera y Da· 
mas, Nachfolger des ermordeten Monsenor Oscar A. Ro­
mero, seinen Mitarbeitern und mit den Leidtragenden der 
Repression gewannen wir einen zwar nicht voUs tändigen, 
aber doch b ezeichnenden Eindruck von der gegenwärtigen 
Situation der Menschenrechte und Grundfreiheiten in EI 
Salvador. 
Unsere Eindrucke sind zugleich d eprimierend, wie hoff­
nungsvoll. D"eprimierend vor allen Dingen, was die Lage der 
Menschenrechte angeht, hoffnungsvoll, was den Mut und die 
Widerstandskraft der Volkskräfte anlangt, Freiheit und 
Demokratie in EI Salvador wiederherzustellen. 
In San Salvador herrschte nicht nur - zwar sofort sichtbar 
- Belagerungszustand. An jeder Ecke stehen - die Maschi­
nenpistolen schußbereit im Anschlag - Militär· und Polizei­
patrouillen. An j edem strategischen Punkt der Stadt stehen 
gepanzerte Fahrzeuge, schwer bewaffne te Soldaten auf Last· 
wagen rollen andauernd durch die Stadt, es werden auch 
ständig auf offener Straße Verhaftungen vorgenommen. So 
wurden wir zufäl lig Zeugen von Festnahmen von Bauern 
durch die Streitkräfte (z.B. auf dem Weg vom Flughafen zur 
Hauptstadt) und von Gefangenentransporten in Militärfahr­
zeugen in der St adt. 
Nach den Zählungen der Menschenrechtskommission und 
der juristischen Abteilung der Erzdiozöse werden täglich 
40-50 Menschen allein in EI Salvador getötet, oft bestialisch 
verstümmelt , um den Terroreffekt zu erhöhen. Man zeigte 
uns Hunderte von Dokumentarphotos, Tausende Menschen 

, 

, 
I , 
I , , 

"LOS HECHO.~ D~IIINr,ENA" 
' ._ .... 'OA"" .. 
.... 'N""'" .,_ ....... - ~ UCU.OII"" 0( .. MU •• TI " _. 

• ""''''''H'''''''''''' • .- • cu •• ", • • oc_o, " . - .. ""'''''.011"''''''_ , - • ""'f." ... "IV'< • - • .. ' ... _OII' .... ""ITO • ._- , " ''''_''011''. • - ..!'. CIJ • ...oo """' ... ..,.,., ........ "''''''TO. ,,"OIIHI ' . ,,,u, .. pUC""'>C'_ ...I"-..,T., ., 
c-Y"' .... OOI POIl M(JT"n)!.",." ...... W. 100M ..... .,., ' '''_ 

... "''''''''''' 0 ,,, OII011.U .. ",. ,", ...... , ... .. "." _., • •• """,,""""POIl 
IO'L'" "'" ,,,,, "'"0"'''''' "" _ ... "00 ............... "". 
" . ., .. .... "",,, ...... ' .. " '''' .1(1"0"""" "",,""0$""'." ",.. ... _ .. d'''.O ""',,,U "01 "'0"'''00 • ......... 01"'.' .. 
'"~ • """"'''''0'00'1:' .... ,,,, COOO. ",,, ...... (>j(1!OOS ""","'.000$ 

'." .. • .... 0""' ... 0000Gl .. SA$t" , CUlI!OOS """" ... _ 

(AC,",S" .. .- .. -" .. "" ...... ' ...... ,>:1 ..... , ... "" ........ OS ......... 

-~ C.,"'"",,, .,"O'w .. ''', _N .... "" CIIO...oo """OIN"",," -- .... M'OO".N"'W"". """"".0 """ .... .,."." ... 00$ .- ..... ,. "'N",W""" JOIIN .... "" """"-.,."..,."""" -- .... ,. CU ... """"U ... "", ..... ""."""""",., .. -
CAIiI""" -- ... ",O,ON" 'O.""""" ''''' .. """ ... ,, ~" ... """ .. "' .... 

n;L' .. ''''" .. "._ "'''''.011 ". 'ST""'''''' .. " ... ..,. .. .. .... - " ..... v .. ,,'>21 00 . .. 0 """0""" 0« '''''''''''' 
'''L'OO ~, .... "'C~A("" "., "' .. '.,. """,,,,,,,, ,,,,,,,,,,,, 

""".n ..... 
'K~ .... .,;00 GON,." ......... ".., M'<:AHOCQ """"' ..... Clv" 
_.~ ... "',., ... ~, .. "" ... , ''', ... "", .. ., .. " ... ""' ........ """0 - v'." lAcO"'E , I ... _ N .... "" _.ru ... CI., L - """","oe,,,,, tu • .,... ~.""DOI 00" '" .. ' .... ""'01 ...... , -- ... -""000'0 u,,,, C(»<l .... U 00.'"" .. " .... .,.<>< ....... 
'"~ • ..,.0''''''· .... , .... '''' 00."" .. "M.""' ......... . - ."",""' ....... , .. .. """....-11 ....... _ .. .... ... ........,.,,., 

I 
.- ,"'w •••• ,S'O-'''''''''" fS''''''''''' ....... _ .. ........ .- _ .... "'OON"'''''m l$' UO'''~'' .. ' .... 001"" ...... .. ~ ...... ...:<> ....... ,,0/ _.U.O · - · 
""," ...... ISCO"AO'''' .'. JOIINAU"" · . · 
"" ... ,"""' ....... ,,,. """''''.0 · .. · 
••• .. ,UO", ... 'OM.Oooo.",,,., "'"0'"'" · . · 

sind verschwunden, nachdem sie von den Militär- oder Poli­
zeikräften verhaftet wurden. 
Die juristische Abteilung der Erzdiozöse überreichte uns 
eine Liste von ca. 500 Personen, bei denen die Umstände 
der Verhaftung und vor al lem das Verhaftungsdatum genau 
belegt werden können. Mit einigen Fällen beschäftigte sich 
unsere Delegation etwas näher und vernahm Zeugen, die zur 
Verhaftung durch die Behörden Aussagen machen konnten. 
Daß das Phänomen des Verschwindens von Personen kaum 
mehr zu verheimlichen ist, e rgibt sich aus der Le ktüre der 
ansonsten völlig auf Regierungskurs stehenden Presse in EI 
Salvador. Täglich werden dort Suchanzeigen von Ver­
schwundenen mit Photos veröffentlicht. Allerdings wird die 
Verhaftung durch die Behörden in diesen Such anzeigen 
nicht angegeben. 
Die Tötungs- und Verhaftungsaktionen auf "nimmer Wie­
dersehen" werden sowohl von ultrarechten Gruppierungen 
wie auch von Militär- und Polizeikräften, z.T. auch in ge· 
meinsamen Aktionen durchgeführt. Die unten stehende 
Statistik und Auflistung aus der Zeitschrift 'SOLIDARI· 
DADE' der Erzdiozöse in San Salvador über die Tötungen 
im Monat August geben hierüber einen präzisen Aufschluß 
(siehe Faksimile). 
Der enge Zll!Jammenhang von Nationalgarde und rechten 
paramilitärischen Terrororganisationen wurde in unserem 
Gespräch mit dem Sprecher der J unta im Ministerrang Dr. 
Suares offen zugegeben. Zugleich mußte er aber die Ohn­
macht gegenüber diesen Entwicklungen eingestehen und 
widerlegte damit ungewollt das auch im Ausland oft ver· 
mittelte Bild der Regierungsjunta als Ordnungsstifter zwi­
schen rechtem und linkem Terror. 
Nach dem uns zugänglichen Material und Aussagen der Ver­
treter der Menschenrechtskommission, wie den Vertretern 
der juristischen Abteilung der Erzdiözöse richtet sich der 
'y_ernichtungsterro r vor allen Dingen gegen junge Menschen, 
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tionen wird ein klares Konzept vermutet, nämlich durch die 
Vernichtung einiger Hunderttausender Menschen, anders 
ausgedruckt ein Programm des Genozids, die Befriedung des 
Landes im Sinne der bislang noch" mit ausländischer Unter­
stüt zung herrschenden Oligarchie zu erreichen. 
Von den Terroraktionen sind auch solche Organisationen 
wie die Menschenrechtskommission und die Katholische 
IGrche selbst betroffen. Auf den Vorsitzenden der Men­
schenrechtskommission Dr. Mendez sind schon zwei Atten­
tate verübt worden, das Büro der Kommission ist schon 
zweimal von Bomben zerstört worden. Nicht nur Erzbischof 
Romero, sondern zahlreiche Priester und Nonnen wurden 
getötet, der Sender der Katholischen Kirche wurde während 
unserer Anwesenheit von ultrarechten Terrorgruppen in die 
Luft gesprengt . 

Flüchtlinge und falsche Guerilleros 

Mit Erlaubnis des Erzbischofs konnten wir ein Flüchtlings­
lager der IGrche besichtigen. Es handelt sich meistens um 
Flüchtl inge, die vor dem Terror der rechten Organisationen 
und des Militärs in die Stadt geflohen sind. 
Nach den Angaben des Erzbischofs Rivera y Damas gibt es 
14 dieser Lager mit einer Belegung von 4.000 . 5.000 
Flüchtlin~n. Außerdem bestehen noch Flüchtlingslager der 
Regierung, die aber in ihrer Besetzung geringer sein sollen. 
Das vo n uns besichtigte Lager war etwa nur von 500 
Flüchtlingen belegt. Es leben dort Frauen, Kinder und 
Kranke unter völlig unzureichenden hygienischen Bedingun­
gen . Epidemien sind an der Tagesordnung. Die Ernährung 
der Flüchtlinge erfolgt nur sehr ungenügend . Als Nahrungs­
mittel zeigte man uns trockenen Fisch und etwas Mehl. Die 
medizinische Versorgung ist katastrophal, da Ärzte so ein­
geschüchtert sind, daß sie nicht zu den Lagern kommen, so 
daß bestenfalls Medizirutudenten eine ungenügende Behand­
lung an den Kranken vornehmen können. Die Krankenhäu­
ser dürfen auf Anweisung der Junta keine Medikamente an 
die Lager liefern, da dort nur verwundete Guerilleros ver­
sorgt würden. 
Was wir gesehen haben, ist unbeschreibbar. Als Medikament 
gibt es lediglich Aspirin, ein oder zwei Einwegspritzen wer­
den ausgekocht, um mit ihnen einige rare schmerzs tillende 
Mittel oder Antibiotika zu spritzen. Die Vertreter der Kir­
che richteten an uns einen eindringlichen Appell, Möglich­
keiten für humanitäre Hilfe an die Flüchtlingslager der Kir­
che zu vermitteln . 
Das von uns besuchte Flüchtlingslager wurde schon öft ers -
auch unmittelbar nach unserem Besuch - durch nächtliche 
Razzien, Maschinengewehrfeuer von Helikoptern aus usw. 
terrorisiert. Die Begründung flir diese Aktionen: Dort wür­
den verwundete Guerilleros und Waffen versteckt. 
Bei den Gesprächen mit den Vertretern der Kirche, aber 
auch mit einigen Flüchtlingen in dem schon genannten 
Lager, konnten wir einige Informationen über den sog. lin­
ken Terror erhalten. So sei es schon öfters vorgekommen, 
daß Omnibusse auf dem Land von bewaffneten Männern 
angehalten worden seien, die wie Guerilleros gekleidet 
waren. Sie hätten vor allen Dingen die jungen Männer in den 
Bussen aufgefordert, zu ihnen zu kommen, da sie dringend 
Verstärkung bedürften. Diese seien vertrauensvoll mitge­
kommen und dann nach 100 m plötZlich von den bewa ffn e­
ten Männern niedergestreckt worden. 
Die angeblichen Guerilleros hätten sich als verkleidete An­
gehörige der ultrarechten Terrororganisationen herausge­
stellt. Auch manche bisweilen berichteten Massaker an Bau­
ern seien auf die gleiche Art und Weise, auf das Konto der 
ultrarechten Terrororganisationen zu verbuchen . 

(Mit eigenen Augen konnten Wif riesige Menschenmengen vor 
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Jen Auswanderungsbehörden sehen, die versuchen eine Ge­
nehmigung zum Verlassen des Landes zu erlangen. Insge­
samt hat man den Eindruck e ines Landes, das mitten im 
Bürgerkrieg steht und gegen dessen Volk ein Vernichtungs­
krieg geführt wird . 

4_ Zusammenfassung und Wertung 

Aufgrund unseres dreitägi~n Aufenthaltes in EI Salvador 
vermögen wir nur einige vorläufige Feststellungen aus unse· 
ren Kontakten, Beobachtungen und Gesprächen zu machen. 
a) Es herrscht eine Realität willkürlicher und ungesetzlicher 
Militärrepression. die z. T. mit dem organisierten ultrarech­
ten Terror koordiniert ist. Die kriminellen Handlungen 
haben ein solches Ausmaß angenommen, daß die Menschen­
rechtskommission von EI Salvador und die Katholische Kir· 
ehe sie als "systematischen Genozid vor allem an zahlrei· 
ehen Schichten der Landbevölkerung, und hier wiederum 
insbesondere der J ugend" bezeichnen. 
b)Die Regierungsjunta versucht das Bild des Ordnungsstif­
ters zwischen dem rechten und linken Extremismus zu ver­
mitteln. Wenn man die Regierungsjunta überhaupt noch als 
ein Ganzes bezeichnen kann, so zeigt sie eine Haltung der 
Ohnmacht vor dem Militär, der Nationalgarde, der National­
und Wirtschafupolizei, d.h. vor den Unterdrückungsorga­
nen. die ihre Vernichtungshandlungeri vielfaltig koordinie­
ren. 
Es ist offensichtlich, daß angesichts der tiefen Krise und des 
überhand nehmenden Terrors im Lande in der Regierungs­
junta selbst Differenzen existieren. Hinsichtlich der Alter· 
nativen zur überwindung dieses Zustandes ist sie so zerst rit­
ten, daß sie als handlungsunfähig bezeichnet werden muß. 



Es gibt vklfaItige Beweise, daß dieser Desintegrationsprozeß 
auf der Regierungsebene zu einer faktischen Vorherrschaft 
der reaktionärsten geseUschaftlichen Sektoren geführt hat, 
die zudem finanziell von der einheimischen Oligarchie und 
insbesondere von den USA unterstützt werden. Viel faltige 
Kanäle reichen auch nach Venezuela, das aufgrund der ideo­
logischen Affinität der dort regierenden Christdemokrati· 
sehen Partei (COPEI) sich entweder direkt als Waffenliefe· 
rant oder als Vermittler von WaHenlieferungen durch die 
USA zur Verfügung stellt . 
Unter diesen Verhältnissen scheinen die formalen Struk· 
turen der staatlichen Macht, insbesondere der Regierungs· 
junta immer stärker zu einer Fiktion zu werden angesichts 
der Realität der Militär· und Polizeimacht und deren konzer· 
tierten Handlungen mit rechten Terrorbanden. Dem in der 
Regierungsverantwortung gebliebenen liberalen Flügel wird 
man daher lediglich e ine Feigenblattfunktion zumessen 
können. 
Unser Eindruck war auch, daß die Armee, selbst unter Ein­
schluß der rechten paramilitärischen Gruppierungen, die 
militärische Lage nicht beherrscht. Das gilt nicht nur flir 
einige befreite Zonen im Norden des Landes, sondern auch 
fUt die Hauptstadt, wo jederzeit, an jedem Ort eine militä­
rische Aktion der Volkskräfte möglich ist. So wurde z.B. 
mitten am Tag _ übrigens 300 m von unserem Hotel - die 
US-Botschaft mit schweren Waffen (Bazookas) angegriffen. 
Einen Tag später folgte die Besetzung des Gebäudes der 
OAS (Organisat ion Amerikanischer Staaten; d. Red.), ohne 
daß das Militär einzugreifen wagte. 

Eindruck eines labilen militärischen Gleichgewichts 

Man mag über den strategischen Stellenwert solcher Aktio­
nen streiten - wie wir feststellen konnten, ist dieser auch 
bei den oppositionellen Kräfte umstritten - , sie zeis:en je­
doch, daß zumindest ein labiles militärisches Gleichgewicht 
besteht. Ohne in die Diskussion über die Funktion des be· 
waffneten Kampfes einzusteigen - daß er in der dortigen 
Situation völkerrechtlich . legitimiert ist, steht außer Zwei­
fel - , entschieden wird und muß der Kampf politisch wer­
den schon allein um die Opfergrenze möglichst gering zu 
halten . Sicherlich stehen wir vor einer neuen Phase der Aus­
einandersetzungen. Wie lange sie dauern wird und vor allem 
wann und wie sie endet, ist nach unserem Eindruck im 
Augenblick nicht abzusehen. Es spielen viele innere und 
äußere Faktoren eine Rolle, die allerdings nicht unbeein­
flußbar sind . 
c) Angesichts dieser Situation dient das scheinbar beste­
hende Rechtssystem hauptsächlich als Legitimation der 
Repression, insbesondere unter dem andauernden Ausnah­
mezustand. Der Spielraum der politischen Auseinandcrset­
zungen scheint erschöpft zu sein und die bewaffnete Ausein­
andersetzung gemei nsam mit organisierten Aktionen von 
Arbeitern und Bauern gewinnt zunehmend an Bedeutung. 
Die nervöse und gespannte Haltung der Streitkräfte im 
"Kriegszustand" verstärkt diesen Eindruck. 
Die Regierungsjunta ist offensichtlich nicht in der Lage und 
insgesamt auch nicht Willens, die Voraussetzungen zu schaf· 
fcn, die es der Opposition in EI Salvador (einem ideologisch­
pluralistischen Klassenbündnis) erlauben würde, ihre elemen­
taren politischen Rechte auszuüben. Wahlen, Plebiszite und 
die vt:rfassungsgebende Versammlung, die nach Auskunft 
des Sprechers der Junta in nahcr Zukunft abgehaltcn wer­
dcn sollen. scheinen angesichts des sich entwickelnden Pro­
zesses eines Bürgerkrieges utopisch und reine Fiktion. 
d) die Katholische Kirche, in dem Maße wie sie durch den 
Erzbischof rcpräsentiert wird, hat eine "pastorale Haltung 
jenseits der politischen Interessen" und ist gegen jede Ge· 

walt. Trotzdem kann sie nicht neutral bleiben. Ihre Priester 
werden ermordet, ihre Ki rchen gewaltsam durch das Militär 
von Besetzern geräumt. Sie ist gezwungen, Tausende von 
Flüchtlingen, hauptsächlich aus der Landbevölkerung, in 
ihre Lager aufzunehmen. Allein diese massenhafte Flucht 
widerlegt die Behauptung der Regierungsjunta, sie führe 
Reformen zum Wohle des Volkes durch. Die politische 
Hauptforderung der Kirche ist die Aufhebung des Ausnah­
mezustandes. 
e) Die Kräftereserven d er zivilen und militärischen Macht 
sind beträchtlich und die organisatorischen Schwierigkeiten 
der demokratischen-revolutionären Opposition noch nicht 
völlig beseitigt. Die Konsolidierung dieser Opposition so­
wohl auf der zivilen als auch der militärischen Ebene und 
der zunehmende VerfaU der herrschenden Sektoren, können 
den Verlauf der Ereignisse in der nächsten Zukunft bestim· 
men. Allerdings bleibt eine ausländische Intervention, insbe­
sondere eine direkte oder die schon laufende indirekte 
durch die USA, nach wie vor ein unwägbarer Faktor. 

Internationale Unterstützung der Junta stoppen 

In den zahlreichen Gesprächen, die wir mit Vertretern der 
oppositionellen Kräfte geführt haben, wurde die Meinung 
geäußert, daß die Regierungsjunta internat ional noch nicht 
genügend isoliert sei. Immer noch könne sie das Bild des 
liberalen Reformers zwischen- den Fronten vermitteln. 
Spätestens seit dem Rechtsruck, der Oberst Majano und 
seine Gruppe völlig isoliert hat, obwohl diese in der Junta 
verblieb, muß die Junta weitgehend mit den ultrarechten 
Terrororganisationen und ihren mit der Nationalgarde und 
Teilen der Armee durchgeführten Vernichtungsaktionen 
gleichgesetzt werden. 

Jede internationale Unterstützung der Junta - das gilt vor 
allen Dingen fUt die USA, die militärische und materielle 
Hilfe für die Armee auch über die Nachbarländer in Form 
von Söldnereinschleusung leisten - ist direkte oder indirek­
te Mittäterschaft am Genozid. Dies gilt auch für andere 
Regierungen, insbesondere der EG·Staaten. die unter diesem 
Gesichtspunkt ihre Politik überprüfen s-oUten, zumal sie 
selbst die Lage machtpolitisch für 50 ungeklärt betrachten, 
daß sie ihre Botschaften in EI Salvador unbesetzt halten. 
Insbesondere von den Vertretern der Kirche wurde die An­
sicht vertre ten, daß die Massenmobilisierung nur unvo ll­
kommen erfolgen könne, vornehmlich durch Aktionen ge­
genüber der forcierten Militarisierung aller Lebensbereiche. 
Die Bekämpfung des Ausnahmezustandes und die Wieder­
herstellung der politischen Aktionsfreiheit ist daher ein 
oberstes Ziel aller politischen Kräfte der Volksfront, wenn 
auch für viele Strömungen als kombiniertes Mittel mit dem 
bewaffneten Kampf. 
Uns gegenüber wurde immer wieder geäußert, daß man von 
uns erwartet, den Druck auf die Regierungen zu erhöhen, 
damit die Unterstützung der Regierungsjunta aufhört. Die 
internationale Solidarität müßte über die schon geführten 
Aktionen hinaus erwei tert werden, insbesondere ist eine 
politische, moralische und materielle Unterstützung des Be­
freiungskampfes durch d ie großen gesellschaftlichen Organi­
sationen, vornehmlich die Gewerkschaften, die Kirche auch 
außerhalb Südamerikas, und hier wiederum den Vatikan und 
alle noch abseits und abwartend stehenden Groppierungen 
der Christdemokratie und die Sozialdemokratie von Nöten. 
Das Faktum der Klage der IVDJ vor der Menschenrechts­
kommission der UNO gegen die Regierungsjunta von EI 
Salvador wurde als ein wichtiges Beispiel bezeichnet, wie 
man wirksame Unterstützungsaktionen auf internationaler 
Ebene für den Kampf des Volkes von EI Salvador fUhren 
kann. 
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Schafiq Jorge Handal 

Auf der Zielgeraden 
der Revolution 

In AlB 4/1980 begannen wir mit der Vorstellung der revolu­
tionären Organisationen EI Sahu;dors, die sich im Januar 
1980 zur Revolutionären Koordination und im Mai 1980 
zur Vereinten Revolutionären Führung zU$ommenschlossen 
(Griindungsmamfest in AlB 9/1980, S. 27.28). und die das 
Rückgrat der im A pril d.J. konstituierten Demokratisch­
Revolutionären Front EI Salvadors bilden. Nach Selbstdar· 
stellungen der Mass enorganisationen Revolutionärer Volks­
block (den Volksbefreiungskraften Farabundo Marti ZtIZU' 

rechnen), Vereinigte Volksaktion - FAPU (zuzure chnen 
dem Nationalen Widerstand - FARN), und der Partei der 
Safvadorianischen Revolution/Revolutionäres Volksheer 
(PRS/ERP) bringen wir abschließend ein Gespräch, das der 
mexikanische Journalist Mario Menendez mit dem General­
sekretär der Kommunistischen Partei EI Salvadors (CPS, 
gegr. 1930), Schafiq l OrKe Handal, irgendwo in EI Salvador 
führte_ 

FRAGE: Was hält die Kommunistische Partei EI Salvadon 
(CPS) von der gegenwärtig herrschenden junta? 
SCH. J . HANDAL: Diese ist ein zweiter Versuch. Es gibt 
überhaupt keine Möglichkeit, um die nationale Krise auf 
reformis tische Weise zu lösen. 

Und dies sind die Gründe, weshalb solches außer Frage 
steht: erstens, weil nkhu die revolutionäre Bewegung auf­
halten kann, die in einem Volk, dessen heldenhafter Kampf 
sich unter den brutalen Schlägen der Oligarchie entwickel t 
hat , tief verwurzelt ist; zweitens, weil die Unterdrückungs­
maschinerie, die über e in halbes jahrhundert lang aufgebaut 
wurde, nicht einmal mit einer demokrat isch-bürgerlichen 
Entwicklung i,n Einklang gebracht werden kann. Diese Ma­
schinerie ist umfangreich und schlie ßt nicht nur die Armee 
ein, sondern Tausende von Menschen, denen beigebracht 
wurde, ihre Intelligenz in den Dienst der Konterrevolution 
zu stellen, Menschen zu fo ltern und zu ermorden. Ohne die 
Zerschlagung dieser Maschinerie kann es keinen wirklichen 
Demokratisierungsproze6 geben. 

Und eine reformistische Lösung verlangt Antworten, und 
zwar präzise, auf zwei Probleme: Demokratisierung und 
Strukturveränderungen mit Hilfe von Refo rmen. Aber EI 
Salvador befind et sich nicht nur in einer Krise seines politi­
schen Systems, sondern in einer tiefgreifenden stru kturellen 
Krise, einer Krise der sozioökonomischen Struktur als Gan­
zes. 
Drittens (steht solches außer Frage), weil sich die salvadoria­
rusche Oligarchie fas t in ihrer Gesamtheit mit ihren tiefen, 
mit der Zeit gefestigten Wurzeln an Grundbesitz und ihrer 
preußischen Ideologie vollkommen gegen wei treichende Re· 
formen und gesellschaftliche Veränderungen sperrt. 
Daher könnte keiner der drei Punkte mit Hilfe von Refor­
men und Evolution gelös t werden. Die Revolution is t der 
einzige Weg. 
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FRAGE: Weshalb hat die CPS dann nach dem Sturz von 
General Carlos Humberto Romero im Oktober 1979 an der 
ers ten Regierungsjunta te ilgenommen ? 
SCH. j , HANDAL: Die CPS hat tei lgenom men, weil d ie 
salvadorianische Revolution auch die demokratischen Kräfte 
b raucht. Die revolutionäre Bewegung allein kann nicht ge­
winnen. Und zu der Zeit, als das Regime General Romeros 
gestürzt war, boten die demokrat ischen Strömungen, die 
progressiven Gruppierungen ihre Unterstützung an und tra· 
ten der Junta bei. 
Und weil die CPS die revolu tionäre Organisation mit den 
ältesten Verbindungen zu den demokratischen Kräften war, 
mit denen sie früher BÜßdnispolitik betrieben hatte, mußte 
sie den Weg dieser Kräfte teilen, ihnen zur Seite stehen bis 
das Proje kt fe hlschlug, um ihre Zerstreuung nach der Nie­
derlage zu verhindern und sie sofor t mit der revolutionären 
Bewegung zusammenzubringen. 
Außerdem war, abgesehen von der Tatsache. daß der Putsch 
vom 15. Oktober 1979 ein Werk des Imperialismus und der 
salvadorianischen Rechtskräfte war, eine patriotische, pro­
gressive Richtung junger Armeeoffiziere an ihm beteiligt, d ie 
sich der Ziele unseres Hauptfeindes nicht bew ußt waren und 
tatsächlich ihre Hoffnung auf eine solche Lösung d er natio­
nalen Krise gese tz t ha tten. 
jetzt sind die Weichen gestellt, auch für diese Offiziere. Es 
ist his torisch mÖj1;lich, daß ein Teil der Armee sich dem Volk 
und seiner revolutionären Bewegung anschließt. Die CPS 
empfindet das als eine gute Möglichkeit , aber sie betont 
auch , daß die Revolution ein unumkehrbarer Prozeß ist, des­
sen Sieg nicht davon abhängt, ob die Armee tei lnimmt oder 
nicht. 

Zum Sieg bedarf es e iner breiten Einh ei t 

Es ist jedoch wahr, daß die Einbeziehung patriotischer Of­
fiziere hinsichtlich der gesellschaftlichen Kosten sozusagen 
eine Einsparung darstellen würde; und wir Revolutionäre 
sind die enten, die versuchen, Gewalt und ihre tragischen 
Ko nsequenzen zu vermeiden. Die Reaktion ihrerseits ver­
sucht die Behauptung aufrechtzuerhalten, wir Kommunisten 
infiltrierten die Armee und seien in eine Verschwörung zum 
Zwecke ihrer Spaltung verwickelt. Das ist vollkommen 
falsch . Was jedoch feslSteh t , ist, daß die Soldaten der salva­
dorianischen Armee zumeist Bauern, Landarbeiter und Ar­
beiter sind, während die Offiziere und Unteroffiziere aus 
den verschiedenen Mittelschichten kommen; und alle sind 
beteiligt an den Entwicklungen, die im Lande stattfinden. 
Deshalb spiegelt sich , trotz der institutionellen Hindernisse, 
der Deformierung der reaktionären Befehlsgewalt und trotz 
des Einflusses der Vereinigten Staaten der allgemeine hel· 
denhafte Kampf des salvadorianischen Volkes, dessen Teil 
die Solda ten sind, notwendigerweise in den Garnisonen wie· 



der. J ene Offiziere und Soldaten sind sich der dringenden 
Notwendigkeit radikaler Veränderungen bewußt, und die 
CPS glaubt, daß sie ihrem eigenen Weg folgen und aus ihrer 
Erfahrung lernen mÜisen, 50 daß sie selbst zu dem Schluß 
kommen, daß es nur einen Weg gibt, e ine wirkliche LösWlg 
fUr die Probleme des Landes zu schaffen, die Revolution. 
Außerdem muß in Bezug auf unsere Teilnahme an der ersten 
herrschenden Junta betont werden, daß die CPS sich nicht 
auf eine bloße Präsenz von Peuönlic;hkeiten beschränkte. 
Nein, sie war d ie einzige politische Kraft, die ein Grundsatz· 
programm für politische Wld soziale Veränderungen heraus· 
gab, das mit den Interessen des Volkes übereinstimmte. Und 
dieses Programm, obgleich verstümmelt, ist das, welches die 
zweite Junta bei ihrem Versuch, sich an der Macht zu haJ· 
un, benutzt. Lassen Sie mich das Wort verstümmelt be· 
tonen, denn die politischen Veränderungen, die bestimmt 
waren, die Fuchisten aus dem Staalsapparat zu vertreiben, 
wurden nicht durchgeführt. 
Weder wurde die Repression beendet noch die polit ischen 
Gefangenen freigelassen. Die Killer und Folterer wurden 
nicht bestraft, die paramilitärischen Organisationen nicht 
aufgelöst und 311 das hat schon zu einer neuen Krise geführt. 
Die erste herrschende Junta scheiterte, ..... ie die CPS es erwar· 
tet hatte, und das war eine Niederlage für die Faschisten, 
denn bei ihrem Rückzug fügten die demokratischen Kräfte 
ihnen wirkungsvolle Schlägt zu. So ist für den Imptrial is. 
mus, die Oligarchie und ihre Vtrbündtten der Faschismus, 
die faschistische Konterrevolution, die Zerschlagung der sal· 
vadorianischen Revolution die einzige realistische Möglich· 
keit; aber das ist schon unmöglich geworden. In antagoni· 
stischem Widerspruch dazu steht di t andere realistische 
Möglichkeit: die Wahl der bewaffneten Revolution. 

In der Endphase der Schlacht um die Macht 

FRAGE: Was ist die Strategie der CPS, was sind ihre unmit· 
telbaren Ziele? 
SCII. J . IiANDAL: Die Strategie der CPS wird in den Kon· 
text der demokratisch.ant iimperialistischen Revolution und 
der Wahl des bewaffneten Kampfes für die übernahme der 
Macht eingeordnet, die mit der Aktionseinheit der revolu· 
tionären und demokrat ischen Kräfte erlangt werden wird. 
So rtden wir nich t über tine unmittelbare sozialistische Re· 
volution. Revolutiontn wtrdtn nicht durch irgendeinen Er­
laß einer Macht vorgtschrieben, die den historischen Prouß 
beschleunigen will. Unsere Revolution ..... ird staltfinden, weil 
sie der objektiven Realität EI Salvadof5 enupricht. Die 
demokratisch·antiimperialinische Revolution in unserem 
Land enupricht einer abhängigen kapitalistischen Gesell· 
schaft eines mitt leren Entwicklungsniveaus im Vergleich zu 
anderen abhängigen kapitalist ischen Nationen. 
Die CPS hat drei grundSätzliche Aufgaben und Ziele für die 
salvadorianische Revolution fixiert: tntens Freihtit und 
Achtung der Menschenrechte, da im vergangenen halben 
Jahrhundert eine Militärdiktatur die Macht innegehabt hat 
und immer repressiver und brutaler geworden ist: zweitens 
eine tiefgreifende Agrarreform, die diejenigen Leute, die das 
Land bearbeiten, zu Besitztrn des Landes und seiner Pro· 
dukte macht, um eine abschließende Lösung ftir die Pro­
bleme auf dem Lande zu schaffen; drinens echte nationale 
Unabhängigkeit, deren Notwendigktit heutzutage für die 
Mehrheit der Mtnschen nicht so klar ist ..... ie die beiden tr· 
sten Ziele. In dem Maßt jtdoch, wie der Prozeß voranschrei· 
tet und der Imperialismw danach strebt, ihn aufzuhalten, 
wird der Bevölkerung auch dieses Ziel klar und zu einer 
starken Motivation werden. Nationale Unabhängigkeit hat 
eine Reihe wirtschaftl icher, politischer, ideologischer und 
kultureller Implikationen. Ohne sie zu erreichen, ist f:5 uno 

möglich zu einer wirklichen Lösung für EI Salvadors allge· 
meine Krise, die von der Abhängigkeit gezeichntt ist, zu 
kommen. 
FRAGE: Kann die CPS sich in der gegenwärtigen intematio· 
nalen Situation vorste llen, daß dieK demokratisch·anti· 
imperialistischen Aufgaben und Ziele erreicht werden 
können, ohne sich dem Sozialismw zu nähern? 
SCH, J. HANDAL: Nein, das ist unmöglich. Zum einen is t 
das Hauptproblem der Revolut ion die Frage der Macht. Mit 
dem Sieg zerschJ ägt die groBe Mehrheit des Volkes - die 
Arbeiterkluse im allgemeinen, die Bauern, d ie Mittelschicht 
- die alte Unterdruckungsmaschinerie und erril;:htet die re· 
volutionäre Macht. 
Dann werden die demokratischen, antiimperialistischen Auf· 
gaben und Ziele die erste Phase in einer einzigen Revolution, 
die, grundSätzlich analysiert, im Kern sozialistisch is t. 
FRAGE: Wie sieht d ie CPS die unmittelbare Zukunft EI 
Salvadors? 
SCII . J. HANDAL: Dies ist o hne Frage das J ahr des großen 
Aufschwungs im revolutionären Kampf. 
Einheit addiert sich nicht einfach, sie multipliziert. Das 
Bündn is der revolutionären und demokrat ischen Kräfte er· 
zeugt in großem Umfang gesellschaftlich e Energie, und 
während wir keine Garantie geben können, 50 können wir 
doch sagen, daß wir die Endgerade betreten haben, die Pha· 
se der umfangreichen Schlacht um die Macht. 
Ein Vergleich m it der Entwicklung in Nikaragua hilft, die 
Situation EI Salvadors heute zu erklären. 
Ich glaube es ist legitim, den Beginn der Endphase m it dem 
Oktober 1977 anzusetzen, als d ie Sandinistische Front flir 
die Nationalt Befrtiung (FSLN) mit einer Reihe von Angrif. 
fen begann, die auf die Besetzung der militärischen Garni· 
sonen und Festungen abzielten (siehe Ortega.lnterview in 
AlB 5·8/1980; d. Red. ). 
Zwischen Oktober 1977 und Juli 1979, wurde eine hilto· 
risch nur kurze Periode bewältigt, aber in der Entwicklung 
gab es Fortschritte und Rückschläge. Es gab Generalstreiks 
großen Stils, und ts gab den außerordentlichen Aufstand 
von September 1978, der nicht vom Sieg ge krönt wurde. Es 
gab einen Rückzug, aber auch eine Gegenoffensive zur Er· 
langung des Siegts, d ie e inen allgemeinen Volksaufstand, 
Guerillakriegsführung, ei nen Bewegungskrieg mit der Teil· 
nahme Hunderttausender, besonders junger Nikaraguaner 
und einer großen internationalen AnstrengWlg, mit der Uno 
terstützung progressiver Menschen und Regierungen ver· 
band. 
Diele Periode kann in EI Salvador lange dauern oder K hr 
kurz sein. Aber wir sind in die letzte Phase eingttreten, wir 
befinden uns auf der Zielgeraden. 
(Quelle: Gral)ma. Weekly Review, Havanna, I. und 
8.6. 1980, Ausschnitte) 
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Kuba - USA 
Rede Fidel Castros (2. Teil) 
Alptraum Reagan 

Die Imperialisten d rohen uns also mit Intervention. Sollen 
wir deshalb schlaflose Nächte verbringen? Haben wir nicht 
in den letzten 2 1 J ahren s tändig unter Drohungen gelebt? 
Die Völker werden den Kampf nicht aufgeben. Das Beispiel 
Nikaraguas ist ein beredtes Zeugnis dafür, wozu ein Volk 
imstande ist, denn dort wurde die Armee Somozas fast ohne 
Waffen beseitigt. Die Völker wissen schon, daß man nicht 
nur in den Bergen kämpfen kann, nicht nur in ländlichen 
Gegenden, sondern auch in den Städten. Sie können Tun· 
nels graben, Wände niederreißen, Häuser im seihen Block 
miteinander verbinden und aufständische Städte in Festun­
gen verwandeln. 
Und wenn man sieht, wie das in Nikaragua vor sich ging, 
dann erkennt man, daß keine Armee dagegen etwas hätte 
machen können. Die Völker wissen bereits, daß die Legen­
de, d ie alte Legende aus Mussolinis Zeiten, daß man nämlich 
eine Revo lut ion mit oder ohne die Armee, aber niemals ge­
gen die Armee machen kann, eine Lüge ist. Denn in unserer 
eigenen Hemisphäre gibt es bereits drei Revolutionen gegen 
drei Armeen (gemeint sind Kuba, Grenada und Nikaragua; 
d. Red. )! 
Gegenwärtig erleben wir im internationalen Maßstab wirk­
lich gefährliche Momente, die auf unsere Region und die 
ganze Welt Einfluß ausüben. Besonnene Leute, Analytiker 
und Staatsmänner sehen mit großer Klarheit, welch düstere 
Perspektiven sich für die Welt in den nächsten Jahren erge­
ben: DM Energieproblem , dem sich die Welt gegenübersiehl, 
besonders die unterentwickelten Länder; Ernährungspro­
bleme; das Problem des unkontrollierten Bevölkerungs­
wachstums; Erziehungs- und GesundheilSprobleme; dM Pro­
blem des Umweltschutzes, das heißt nicht nur der ZerstÖ· 
rung der Landschaft, sondern auch die allmähliche Vergif­
tung von Wasser und Atmosphäre. 
Selbst wenn es gelingt, den Ausbruch eines Krieges zu ver­
hindern, so bedarf es zur Bewältigung dieser Probleme noch 
gewaltiger Anstrengungen, und ohne internationale Zusam­
menarbeit sind sie überhaupt nicht zu lösen - wir brauchen 
nicht nur eine Atmosphäre des Friedens, sondern auch der 
Zusammenarbeit. 

rro.ok.toristhc US-K.;"g:sm.oo.e. im kUM ni<dlcn Guanlanamo im Oktobt, 1919 

66 

Nun befindet sich die Weh erneut am Rand eines Kalten 
Kriegs, des WettrÜStens, zu einem Zeitpunkt, da au f den 
unterentwickelten Ländern der Welt Schulden in Höhe von 
300 Mrd Dollar las ten, und man schätzt sie für 1985 auf 700 
Mrd Dollar. Dies bedeutet, daß sich die Welt vor einer wirt­
schaftlichen und finanziellen Katast rophe ohnegleichen 
sieht. 
Und angesichts dieser Situation, die zweifellos äußerst ener­
gische Anstrengungen um Frieden , Koexistenz und Zusam­
menarbeit unter allen Völkern der Welt erfordert, sehen wir 
uns den Vereinigten Staaten in ihrer gegenwärtigen Lage 
gegenüber, mit ihrer kriegstreiberischen Politik, ihrer Pla­
nung, mehr als 500 atomare Mittelstreckenraketen in Euro­
pa zu verteilen, ihren Plänen zur Hochriistung der NATO, 
ihren Plänen zur Einrichtung von Militärstützpun kten am 
Persischen Golf und im Indischen Ozean, von Stützpunkten 
im Nahen Osten usw. Für all dies ist die gegenwärt ige US­
Regierung verantwortlich. 

Unheilverkündende Plattform der Republikaner 

Also, vor kurzem fand in den Vereinigten Staaten der Partei­
konvent der Republikaner statt, und ihr Kandidat entwarf 
eine politische Plattform äußerst gefährlicher und äußerst 
reakt ionärer Art, die auch gebilligt wurde. Manchmal be­
kommt man den Eindruck, als würden wir in Zeiten leben 
ähnlich denen vor der Wahl Hitlers zum deutschen Kanzler. 
Ich will damit ni cht sagen, daß es sich um genau gleiche 
Situationen handelt. Damals konnte ein Wahnsinniger wie 
Hitler einen Krieg anfangen in der Hoffnung, ihn zu gewin­
nen, und ohne das Risiko der Vernichtung der Menschheit. 
Ich glaube, die Wahnsinnigen von heute stecken in einer 
anderen Zwangsjacke, die in den Veränderungen besteht, die 
in der Welt stattgefunden haben, in dem gegenwärtigen 
Kräfteverhältnis in der Weh: und außerdem haben wir noch 
die Hoffnung, daß diese Wahnsinnigen sich noch ein bißchen 
von der Vernunft leiten lassen. 

Im Moment gibt es aber noch fUt die Partei, die eine solche 
Platt form billigte. eine reale Chance, die US-Wahlen zu ge­
winnen. Und natürlich könnte es keine unheilverkünden­
deren Aussagen über Lateinamerika geben. Sie spricht sich 
fUt die Einstellung jeder Hilfe rur Nikaragua aus und dafUr, 
sich der Revolution dort zu entledigen, so' wie jemand sich 
einen Tumor entfernen läßt; weiler alle fortsc hrittlichen 
Veränderungen in Mittelamerika zu verhindern, praktisch 
den faschistischen Regierungen zu helfen, die Abkommen 
über den Panamakanal zurückzuweisen und Puerto Rico zu 
annektieren. Es wurde sogar eine Seeblockade gegen Kuba 
erwähnt, und es gibt äußerst reakt ionäre Ausführungen über 
eine aggressive Politik in Südostasien und im Nahen Osten, 
eine Polit ik der Aufrüstung, eine Politik, deren Ziel die mili­
tärische Oberlegenheit über das sozialistische Lager ist. 
Ich weiß, daß es in den Vereinigten Staaten einige Leute 
gibt, die meinen, daß wir Kubaner diese Plattform lieber 
nicht attackieren sollten. Sie sagen, daß infolge bestimmter 
Rechtstendenzen in der öffentlichen Meinung in den USA 
jede Kritik an diesem Programm nur die begünstigen würde, 



die es gemacht haben, da man uns als Feinde betrachtet und 
es als Verdienst ausgelegt werden könnte, wenn Kuba dieses 
Programm angreifen sollte. Also, ich kann diese Ansicht 
wohl verstehen. Doch was hier auf dem Spiel steht, ist nicht 
die amerikanische Präsidentschaftswahl, was auf dem Spiel 
steht, könnte das Schicksal der Menschheit, das Schicksal 
der Welt sein. Krieg oder Frieden. 
Diese Plattform muß zurückgewiesen werden, und die Weh­
meinung muß darauf aufmerksam werden_ Es ist wichtig, 
daß die Wehmeinung auf ein solches politisches Programm 
antwortet. Namen spielen für uns keine Rolle; es ist uns 
gleichgültig, wer Präsident der Vereinigten Staaten wird; wir 
wollen uns da nicht einmischen_ Doch eine Situalion, die 
sich aus dem Programm einer amerikanischen Part ei herlei­
tet, das die Welt mit Krieg bedro ht, die geht uns schon an_ 
Was hier auf dem Spiel steht, ist nicht nur eine nationale, 
sondern eine internationale Frage. Worum es hier geht, ist 
nicht Besorgnis um unser Land, sondern Besorgnis um die 
Menschheit. 

Kubas Revolutionäre sind nicht einzuschüchtern 

Als revolutionäres Land kennen wir die Ris iken, die wir 
eingegangen sind, seit wir beschlossen, e ine Revolution zu 
machen. Wir haben 21 jahre lang mit solchen Ris iken ge­
lebt, und wir mußten alles ertragen: Wirtschaftsblockade, 
Subversion , Sabotage, konterrevolutionäre Banden, Pläne, 
uns alle zu ermorden. Daß wir noch leben , ist ein Beweis 
dafür, wie wirkungslos der Imperialismus ist, denn jeder 
kennt die Pläne, die sie gemacht haben; und bei aller Fair­
neß ist es auch ein Beweis dafür, wie wirksam unsere Staats­
sicherheiuorgane arbeiten. Söldnerinvasionen, Piratenangrif­
fe, Pläne für eine direkte Aggression. Hat nicht all dies zur 
Stationierung von Atomraketen (seitens der UdSSR 1962; 
d. Red.) in Kuba geführt? Warum stimmten wir zu? Ein­
fach, um die direkten Aggressionspläne der USA gegen Kuba 
zu kontern. 
Viele von uns haben diese Erfahrung durchgemacht, ein 
gro ßer Teil von denen, die hier anwesend sind - vielleicht 
nicht gerade die jungen und Mädchen, die in den Mittel­
schulen als Beste abgeschnilten haben. Aber wir hatten 
schon einmal Atomraketen, und damals waren viele Atom­
waffen auf uns gerichtet. Und alle werden sich wohl erin­
nern, daß in jenen kritischen Oktobertagen (des jahres 
1962; d. Red.) niemand hier eingeschüchter t war oder er· 
schrocken oder schlaflose Nächte verbrachte. Es gab sogar 
eine Zeit, da hätten wir uns lieber von der Landkarte lö­
schen lassen als den Forderungen des Imperialismus auch 
nur ein jota nachzugeben. 
Ich habe später dem I. Parteikongreß unsere Einschätzung 
(Wortlaut siehe in AlB 2-4/1976; d. Red.) der Lösung er­
läutert, d ie rur die folgende Krise gefunden wurde, und da­
bei sagte ich ganz offen und ehrlich, im Licht der Geschich­
te, im Licht der fast 20 jahre, die seitdem vergangen sind, 
schien die Lösung uns korrekt gewesen zu sein. 

Wenn ich davon heute wieder anfange, wo neue Bedrohun­
gen am Horizont auftauchen, so tue ich das, um gegenüber 
der republikanischen Clique und Herrn Reagan oder Regan 
oder wie immer er sich ausspricht - und seinen Beratern -
ganz klar zu machen, daß Drohungen gegen Kuba nutzlos 
sind, um die Imperialisten zu warnen, daß sie uns damit 
nicht um den Schlaf bringen würden. Unser Volk ist kampf. 
erprobt und zu tapfer, als daß es sich von irgend jemand 
einschüchtern ließe. 
Wir wissen nicht, was passieren wird. Es kommt ja häufig 
vor, daß die Wahlplattform eins ist und das, was die mut­
maßlichen Wahnsinnigen tun, wenn sie an der Macht sind, 
etwas anderes. VieUeicht ist all das demagogisches Gerede, 

aber nach unserer Meinung ist es geHihrlich, weil wir den­
ken, daß sie sagen, was sie meinen, daß sie sagen, was sie 
ruhlen. 
Wir sollten diese Probleme analysieren, und unsere Bevölke­
rung muß gewarnt werden. Ich glaube, das ist ein Grund 

mehr für uns, unsere Arbeit zu verbessern, unsere Stärke zu 
entwickeln, unsere Verteidigung auszubauen und vor aUem 
unsere Wachsamkeit zu erhöhen. 
Wenn eine Plattform dieser Art in die Praxis umgesetzt wird, 
dann gibt es Krieg zwischen den USA und den Völkern 
Lateinamerikas, denn es ist unmöglich, diesen Kontinent in 
die Zeit des großen Knüppels zurückzuversetzen. Und unser 
Volk - ein Volk mit hohem Erziehungsniveau und ent­
wickeltem politischen Bewußtsein - muß mit diesen Reali­
täten konfront iert werden, sich ihrer bewußt sein. 
Wir sind keine Pessimisten, wir waren noch nie Pessimisten: 
im Gegenteil, wir waren und sind Optimisten. Darum meso 
sen wir der internat ionalen öffentlichen Meinung und der 
Meinung der Völker eine so große Bedeutung zu, denn es 
gibt keinen anderen möglichen Weg, keine anderen Wege 
oder Versuche, die Weh unter das joch von Faschismus, 
untcr das joch von Kolonialismus, von Neokolonialismus, 
unter das joch der Unterdrückung zu bringen als den, zuerst 
die Menschheit auszulöschen. Mit anderen Worten, wir glau­
ben nicht, daß irgendetwas oder irgendjemand in der Welt in 
der Lage ist, das Rad der Geschichte zurückzudrehen. Wir 
wären aber naiv, sehr naiv, wir wären unrealistisch, wenn wir 
uns der Gefahren nicht bewußt wären. 
Ich glaube, eine Menge Leute in der Welt - nicht nur Sozia­
listen, nicht nur Marxisten-Leninisten, sondern auch Demo­
kraten, Liberale, Bürgerliche, bürgerliche IntdlektueUe, reli· 
giöse Kreise, Staatsmänner auch aus der kapitalistischen 
Welt, auch aus der entwic kelten kapitalistischen Weh, sind 
sich dieser Gefahren bewußt, mÜ<;sen sich ihrer bewußt sein. 
Wir wissen, daß viele Leute vor ihnen warnen, und diese 
vernünftigen, zutiefst vernünftigen Ansichten müssen sich in 
der Tat durchsetzen. 
Darum ist es unsere Pflicht, für den Frieden zu kämpfen, 
während wir gleichzeitig auf alles gefaßt sein müssen. Das 
sollte unsere Position sei n: Für den Frieden kämpfen, für 
den Frieden arbeiten, den Frieden vert eidigen, und gleich­
zei tig auf alles gefaßt sein. 
Wird fortgesetzt 
(Quelle: Granma, Wcekly Review, Havanna, 3.8.1980) 
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Entwicklungsländer - UND 

Rainer Falk 

Stillstand im "Nord-Süd-Dialog" 

Vom 28. August bis zum 15. September 1980 tagte in Ncw 
York d ie XI. Sondersitzung der UN-Vollvenammlung. Den 
Durchb ruch , den viele Entwicklungsländer erwarteten, hat 
diese Konfe renz nicht gebracht. Nach wie vor ist d ie Rede 
vom Stillstand angemessen , wenn man den gegenwärtigen 
Stand der Auseinandersetzung um d ie Verwirklkhung einer 
Neuen In ternationalen Wi rtschaftsordnung (N IWO) um­
schreiben soll. Die von den imperial ist ischen Hauptm ächten 
systematisch betriebene Verschärfung der in ternationa len 
Spannungen I hat auch die Chancen zur Durchsetzung ech­
ter demokratischer Veränderungern in den in ternationalen 
Wirlschaftsbeziehungen zumindest vorübergehend erheb lich 
eingeengt. 
Auf der Tagesordnung der Konferenz standen zwei wesent­
liche Problem komplexe: 
L T urnusgemäß sollte die Sondertagung der Vereinten Na­
tionen ein Dokument über eine Neue In ternationale Ent­
wicklungsstrategie für d ie Dritte UN-Dekade, d ie 80er J ahre. 
verabschieden_ Zum erstenmal hatten die Vereinten Natio­
nen die 60er J ahre zum Entwicklungsjahnehnt deklariert. 
Die Strategie für die Zweite Entwicklungsdekade in den 
70er J ahren hatte sich bereits kurz nach ihrer Verabschie­
dung 1971 als ohne echte Real isierungschancen herausge­
stellt. 
Dieses sich abzeichnende Scheitern der in der EntwiCklungs­
strategie für d ie Zweite Dekade fix ierten Zielstellungen hat­
te in den Entwicklungsländern das Bewußtsein daflir ge-
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schärft, daß grundlegende strukturelle Veränderungen am 
System der kapitalistischen Weltwirtschaft notwendig sein 
werden, wenn die ungleiche und ab hängige Lage der Ent · 
wicklungsländer überwunden werden soll. 
Resultat dieser Einsicht, die durch das übergreifen der kapi. 
ta lis t ischen Krise auf die Dritte Welt Mitte der 70er J ahre 
noch vertieft wurde, war die Forderung nach einer NIWO, 
so wie sie besonders in den Dokumenten der VI. und VII . 
Sondersitzung der Vollversammlung (1974 und 1975) gegen 
den heftigen Widerstand der imperialistischen Hauptmächte 
d urchgesetz t wurde. 
2. Die j etzt zu Ende gegangene Sondersitzung sollte ferner 
d ie Weichen flir eine neue globale Verhandlungsrunde inner­
halb des UN-System s ste llen, in der d ie bisherigen Ergeb­
nisse der Bewegung für eine NIWQ bilanziert und ncue. ver· 
bindliche Festlegungen zu ihrer Venvirk1ichung getroffen 
werden sollen. Hier handelte es sich vor allem um eine Ini· 
tiative der letzten Gipfelkonferenz der Bewegung nichtpakt­
gebundener Länder, die in ihrer Resol ut ion Nr. 9 "die Zu­
fluch t einiger entwickelter Länder zu Spaltungstakt iken 
gegenüber den Entwicklungsländern, zu Verzägerungsmanö· 
vern und zu Polit iken, d ie darauf -abzielen , globale Fragen 
von internationalem Interesse zu fragmentieren, um sich vo n 
ihren Verpflichtungen auf dem Gebiet der internationalen 
wirtschaftlichen und Entwicklungszusammenarbeit loszu· 
sagen",2 entschieden verurteilt hatte. 

Die Havanna-Konferenz der Nichtpaktgebundenen fo rderte 
deshalb globale, einheitliche und auf ein verbindliches Er­
gebnis orien tierte Verhandlungen auf den Gebieten Rohstof· 
fe, Energie, Handel, Entwic klung, Währungs· und Finanzie­
rungsfr.agen. Die Xl. UN-Sondertagung soll te die genaue Ta­
gesordnung d ieser Verhandlungsrunde fest legen. 

Internationale Entwicklungss trategie wofür? 

Das jetzt verabschiedete Strategiedokument en thält Im 
wesentlichen folge nde Festlegungen: 
• Das Bruttosozialprodukt der Entwicklungsländer soll 
zw ischen 1980 und 1990 jährlich um 7% wachsen. Die land­
wirtschaft liche Produ kt ion soll um 4%, die industrielle Pro­
duktion um 9% gesteiger t werden. Die Exporte der Dritten 
Welt sollen Zuwachsraten von 7,5%, d ie Importe vo n 8% 
aufweisen . 
• Das Papier fordert einen höheren Kapita lzufluß als bis· 
her , .. dessen Konditionen besser den wirtschaftlichen Um­
ständen in den Entwicklungsländern entsprechen". Zu d ie­
sem Zweck sollen die Industrieländer entsprechend den 
Empfe hlungen des Brandt-Berichts ihre öffent liche Entwick­
lungshilfe bis 1985 auf 0,7% ihres Brut tosozialprodukts stei­
gern und so bald wie möglich weiter auf 1%. 
• Empfohlen wird der Abschluß weiterer Rohstoffab­
kommen und eine Steigerung der Rohstoffverarbcitung in 
den Entwicklungsländern. Die Indust rieländer sollen d ies 
durch technische und finanz ielle Hil fe fördern. Der gemein-



same Fonds des IntegTierlen Rohstoffprogramms der 
UNCT A 0, der der Exporterlösstabilisierung der Dritten 
Welt dient, 5011 rasch seine Arbeit aufnehmen. 
• Gefordert wird eine Reform des internationalen Wäh­
rungssystems, die den Entwicklungsländern eine gleichbe­
rechtigte Beteiligung an den internationalen Institutionen 
wie Wehbank und Internationaler Währungsfonds (IMF) 
ermöglichen $011. Besonders an den IMF ergeht die Auffor­
derung, "den sozialen und innenpolitischen Zielen der Mit­
gliedsländer sowie ihren wirtschaftlichen Prioritäten, ein­
schließlich der Zahlungsbilanzprobleme, größere Aufmerk­
sam keit %u schenken ". 
• Das Sttategiepapier spricht sich rur eine schnellere Er­
schließung aDer Energieträger aus. Besonders die westlichen 
Industrienationen, die den größten Teil der Kohlenwa.sser­
sto ffenergie (Erdöl, Erdgas) verbrauchen, werden zu ver­
stärkter Sparsamkeit angehahen. Den Entw icklungsländern 
soll der ,,größtmögliche Zugang zur Energie technologie" 
gewäh rt werden. 
• Von den Industrieländern wird erne ut e ine öffnung ihrer 
Märkte rlir Einfuhren aus Entwic klungsländern verlangt , 
gekoppelt mit Zoll- und anderen Präferenzen. 
• In a llgemeiner Form betont das Dokument die Notwen­
digkeit von Agrarreformen in der Dritten Welt und fordert 
die Schaffung einer Getreidereserve von 500.000 Tonnen. 
• An institutione llen Neuerungen schlägt die neue Strate­
gie die Bildung eines Weltentwicklungsfond s vor, gedacht 
wohl auch a ls Gegengewicht zur Finanzkraft der westlich 
dominierten Weltbank, drr den finan ziellen Res$Ourcen­
transfer in die Dritte Welt "pooien" 5011.3 

Bei der Durchsicht dieser Zielstellungen fällt auf, daß sie 
zum großen Teil sehr unverbindlich und wenig präzise (sieht 
man vo n den quantifizierten Wachstumsraten ab ) formuliert 
sind. Zu bemerken ist ferner ein fast durchgängig techni­
sches Herangehen und der Verzicht auf die Formulierung 
wesentlicher sozialökonomischer Zielstellungen, wie es bei­
spielsweise von zahlrrichen nichtstaatlichen Organisationen 
- etwa der Organisation für Afro-Asiatische Völkersolklari­
tät (AAPSO)4 - gefordert worden war. Notwendig wäre 
hier etwa gewesen ei n Plädoyer 
• rlir d ie Schaffung bzw. den weite ren Ausbau des staat­
lichen und genossenschaftlichen Wirtschaftsse ktors in d er 
Dri tten Welt; 

• rur die Einführung und effektive Gestaltung einer volks­
wirtschaftlichen Planung drr ökonomischen Entwicklungs­
prozesse in den Entwicklungsländern ; oder 
• für die Schaffung einer wirksamen Gesetzgebung in den 
EntwickJungsländern zur Kontro lle des ausländischen Privat­
kapitals in ihrer Wirtschaft. 
Insofern werden zentrale Mängel, die scho n in der Interna· 
t ionalen Entwicklungsstrategie rlir die 70er Jahre enthalten 
waren , auch in dem neuen Dokument nicht behoben. Frag-

Die größten Exporteure 
Aushtlr 19111 in Ikd Dollar 

UdSSR 

lich in es deshalb auch, ob die neue Strategie ihrem An­
spruch gerecht werden kann, einen wirksamen Beit rag zur 
Verwirklichung einer Neuen Internatio nalen Wirtschaftsord­
nung zu leistrn. 
Fragt man nach den Ursachen dieser Schwächen, 50 muß 
neben den Inkonsequenzen, die sich vor allem aus dem 
übergewicht kapitalistisch orient ierter Entwicklungsländer 
in der Gruppe der 77 ergeben, vor allem auf die massive 
konzeptionelle Beeinflussung hingewiesen werden, die von 
den kapitalistischen IndustrieSlaaten bei den Vorbereitungs­
arbeiten der Sondersitzung der Vo ll versammlung praktiziert 
worden ist. 
Diese haben ihre Strategie zur Aushöhlung der entscheiden­
den anti-neokolonialistischen Bestimmungen der 1974 ver­
abschiedeten UN-Charta d er Ökonomischen Rechte und 
pnicht en der Staaten teilweise mit Erfolg fortrtihren kön­
nen . Es ging ihnen in der Hauptsache darum, bereits im 
En twurf des Strategiepapiers Maßnahmen zur Förderung der 
kapitalist ischen Entwicklung in der Dritten Welt festzu­
schreiben und dabei gezielt die imperialist ischen Finanzor­
ganisationen wie IMF und Weltbank e inzuschalten. 

Hardliner USA, Großbritannien, BRD 

Während ein Teil der westlichen Länder die unabwendbare 
Umgestalt ung der internationalen Arbeitste ilung durch Teil· 
zugeständnisse an d ie Entwicklungsländer in "systemge­
rechte" Bahnen lenken will, sind andere nicht einmal zu 
minimalsten Zugeständni S5en bereit. Die USA und die 
Schweiz beispielsweise lehnten die Forderung nach Erhö­
hung der öffentlichen Entwicklungshilfe auf 0,7% des Brut· 
tosozialprodukts strikt ab, während die BRD bei der Fest­
legung auf das Jahr 1985 Vorbehalte angemeldet hat. 
Wichtiger noc h a ls die Diskussionen über die Neue Inter­
nationale Entwicklungsstratcgie waren auf der New Vorker 
Konferenz die Auseinandersetzungen über dir Tagrsordnung 
der für das nächste Jahr von Januar bis September geplanten 
globalen Verhandlqngsrunde über d ie Verwirklichung zen­
traler Bestandte ile des NIWO-Konzepts. Hier stellten sich 
die USA, Großbritannien und die BRD als die großen Brem­
ser selbs t an den Pranger. Sie haben selbst zu Kompromiuen 
über prozedurale Fragen "Nein" gesagt. 
Erneut wurde damit die latente Uneinigkeit der wichtigsten 
kapitalistischen Industriestaaten über wichtige taktische 
Fragen bei der Auseinandersetzung mi t den Forderungen 
der Entwicklungsländer o ffenkundig, wenngleich e twa der 
Bonner Delegat iorule iter auf der Sondertagung die prinzi­
pielle Einigkeit der EG darüber, "daß die Rechte der Son­
derorganisat ionen der UNO nicht gerahrdet werden d ür­
fen ",5 betont hat. 
Das "Nein" der drei Hardl iner USA, Großbritannien und der 
BRD zum Problem der Verhandlu ngs ko mpetenzen der ein­
zelnen Gremien in nerhalb des UN-Systems, dur~h das wich­
t ige Modalit äten der globalen Verhandlungsrunde noch im 
Ungewissen sind, hat einen einfachen, aber vom Standpunkt 
der Politik der imperialistischen Machtbehauptung sehr ein­
sichtigen Grund: Im Vorhinein ging es den im perialist ischen 
Hauptrnächten darum zu verhindern , daß die von ihnen 
beherrschten Organisationen IMF und Weltbank durch die 
Vollversammlung überstimmt werden können. Aufgrund der 
negativen Erfahrungen mit der Pariser Konferenz rur In ter­
nationale Wirt schaft liche Zusammenarbeit (KIWZ, damals 
auch " Nord-Süd-Dialog " ) vom Dezember 1975 hallen die 
Entwicklungsländer diesmal darauf bestanden, daß die Ver­
handlungen über die NIWO innerhalb der d emokratisch 
zusammengesetzten UN·Organe geführt werd en. 
Eine Auswertung der New Vo rker Sondersi tzung wäre uno 
vollständig, wenn nicht cin Wort zur imperialistischen Spal. 
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wngstaktik gesagt würde, d ie die kapitalistischen Industrie­
länder auch d iesmal wieder gegenüber der Dritten Welt ver­
sucht haben. Besonders Bundesaußenminister H.D. Gen­
scher hat in seiner Rede versucht, die OPEC-Staaten f lir die 
Zahlungsbilanzprobleme der übrigen Entwicklungsländer 
verantwortlich zu machen. H.D. Genscher: " Der Olpreis­
schub belas tet die Entwicklungsländer in diesem Jahr gegen­
über 1978 mit einer Summe, die fast das Doppelte der ge­
samten öffent lichen Entwicklungshilfe der OECD-Länder, 
der OPEC-Länder und der COMECON·Länder ausmacht. Es 
ist, als sei diese Hilfe gestrichen und darüber hinaus ein wei· 
terer, fast gleich hoher Betrag zur Zahlung gefordert wor­
den."6 

. Schlüssclproblem OlIEnergie 

Bei allen tatsächlich durch das neue ökonom ische Gewicht 
der Olländer innerhalb des Lagers der Dritten Welt ausge­
lösten Differenzierungsprozessen muß diese Taktik so lange 
scheitern wie d ie kapitalist ischen Industr ie länder nicht be· 
reit sind, auch nur elementare Zugeständnisse an die Ent· 
wicklungsländer zu machen. Ähnliches gilt für den Versuch, 
die Entwicklungswelt gegen das sozialistische Lager, d as die 
Forderung nach demokratischen Umgestaltungen in der 
Weltwirtschaft entschieden unterstützt , auszuspielen. Be­
merkenswert ist deshalb der Kommentar des Handelsblatts 
vom 9. September 1980: "Doch dieses Konzept (der Spal­
tung; d. Verf. ) scheint bislang fe hlzugehen," heißt es dort. 
" In New Vork sind kaum Risse in der bewährten Front (von 
Entwicklungsländern, OPEC und sozialistischen Staaten ; d. 
Verf.) sichtbar geworden. Die Vertreter der OPEC unter­
stützten die Forderungen der Dritten Welt nach Struktur­
reformen im internationalen Finanzsystem. Die Entwick­
lungsländer verzichteten mit wenigen Ausnahmen auf An· 

klagen gegen OPEC und Ostblock." 
Das b islang erfo lgreiche Bemühen um die überbrückung te il­
weiser Interessendivergenzen zwischen OPEC- und übrigen 
EntwickJungsländern zuguns ten der gemeinsamen Interessen 
hat somit auch einen entscheidenden materiellen Grund. Für 
die kapitalis tischen Industrieländer ist die Energiefrage 

heute "ein Schliisselproblem", wie auch H.D. Genscher in 
New Vork betont hat. Sie haben ein essentielles Interesse 
dara n, über dieses Problem mit den OPEC·Staaten in ver· 
bindl iche Verhandlungen zu treten. Wenn die OPEC-Länder 
nun, wie in New Vork und bei der kommenden globalen 
Verhandlungsrunde, nur unter der Bedingung zu solchen 
Verhandlungen bereit sind, daß auch d ie anderen Bereiche, 
in denen die Entwicklungsländer internationale wirlSchaft­
liche Strukt urreformen fordern, auf die Tagesordnung ge­
setzt werden, bleibt den kapitalistischen Industrieländern 
gar nichts anderes übrig als darauf einzugehen. 
So gesehen ist das Projekt der globalen Verhandlungsrunde 
zugleich eine Möglichkeit für die gesamte Dritte Welt , bei 
der Durchsetzung ihrer Forderung nach einer Neuen Inter­
nationalen Wirtschaftsordnung ein Stück voranzukommen. 
Der Einsatz des ökono mischen und politischen Potentials 
der OPEC·Staat en ist dabei unverzichtbar. 

Anmerkungen: 
I) Siehe dazu: AlB 3/1980, S. 4ff. und 1·8/1980, S. 4 ff. 
2) Res. No. 9 on Global Negotiationli Relating to International 

Economic Co-operation for Development, in : Documents of Ihe 
Sixlh Confen:nce of Heads of State or Governmenl of Non· 
aligned Counlries, Held in Havana, Cuba, from 3 to 9 September, 
1979, 0.0.,o.J. 

3) Zusammenfassung der Punkte nach Presseberichten, besonders: 
Frankfurter AUgemeine Zeitung. 11.9.1980 und Die Welt , 
11.9.1980 

4) Siehe AAPSO·Posil ionspapier in: AlB 6/1980, S. 36-39 
5) Zil. nach: Die Weh, 17.9. 1980 
6) Bulletin des Presse· und Informatio nsamts der Bundesregierung, 

Nr. 93 /2 9.8.1980. S. 193 

Das Buch zur 

am26.10.1980, um20.15 UhrWDR 111 

am 30. 10. 1980, um 19.15 Uhr HR 111 

"Terra Roubada" (Geraubtes Land) 
von Peter v. Gunten 

Ein Film über ein Großprojekt bundesdeutscher Hilfe zur Verarmung -
das Stauseeprojekt von Sobradinho/Brasilien. 

Unser Buch zu diesem Projekt: 

Kathrein Ta llowit<t, Vertreibung des Volkes, Der Staudammbau 
von Sobradinho. t 27 Seiten. Mettingen 1979. DM 9.80 
ISBN 3-88559-079-4 

Stimmen zum Buch: 

... zur Zeit wohl lesenswertestes Buch deutscher Sprache über 
den brasilianischen Nordosten 

W. Brasa. Brasilien NaChrichten 112180 

" Das Sobradinho-Projekt ist ein Beispiel für Ausbeutung im großen Stil , 
und die Deutschen haben wieder einmal ihre Finger mit im Spiel. 
Gerade deshatb ist die Beschäfti9un9 mit diesem .Entwicklungs-Projekt' 
von großer Bedeutung. UM dazu eignet sich diese VerÖffentliChung als 
wertvolle Grundlage." Siegfried Pater. ila-info. April 1980 

brasIllIlIenkunde werlaa ambh 
Postfach 1220 4532 Mettingen 
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Rücl,blick 

Simon Bolivar - "Befreier Südamerikas" 

Der Name Siman Bolivar - desSt:ß T odestag sieh am 17. Dezember 
198 0 <turn 150. Male jährt - ist das Symbol für die Befreiung Süd­
amerikas. DicSt: r Ruhm, im Laufe der J ahrzehnte l;uslitzlich verklärt, 
läßt ihn fut iibermeniKhliche Statur annehmen, die allerdings Wider­
sp ruche und Schwächen dieser Persönlichkeit verdeckt. 
Simon BoHvll y Pont<'! wurde am 24. J uni 178::1 in Caracas als Sohn 
einer kreolischen (Bezeichnung der in Amerika geborenen Spanin) 
Adebsippe geboren. Standesgemäß wurde er zur Ausbildung nach 
Europa geschickt, wo ihn die Ideen Rousseaus und der französischen 
Reyolut ion beeinflußten. Nachhaltigen Eindruck übten indes auch 
die Kaiscrkränung Napoleons 1804 sowie die Verleihung der Eiser­
nen Krone der Lombardei an Napoleon aus. Sie prägten offenkundig 
seinen späteren Hang zu prunkvoUen Zeremonien und monarchi­
$ehern Auftreten. 1809 kehrte Bolivar nach Venezuela zurück. 
Zu dieser Zeit begann die Aufstandsbcwcgung Lateinamerikas gegen 
die spani$ehe Herrschaft. 18 10 befanden s ich mit Ausnahme Pe rus 
alle spanischen Kolonien im Aufruhr. B .. reiU während des 18. Jahr­
hunderts war es immer wieder zu Rebdl ioncn gekommen; 1806 
schließlich führte Sebastian Francisco de Mirallda eine Revolte ill 
Venezuela an, die jedoch niedergeschlag.-n wurde. Die Ursachen 
lagen in dem verschärften Konflikt zwischen der zu ökonomischer 
Macht gelaugten Kreolenaristokratie - die politische Autonomie und 
winschaftliche Freiheit fordene - und dem Starrsinn des niede r­
gehenden spanischen Feudalismus. 
Diese Kreolcruchicht b ildete auch die Fiihrerschicht des Befreiungs· 
kampfes. Selbst znmeist Großgrundbesitzer, fürehteten sie den Ein­
fluß der Massen und waren bemüht, ihn zu unterbinden. Dennoch 
bildeten sich d ie Bcfreiungsarme<'!n übeIWicgend aus indianischen 
Bauern, schwarzen Sklaven, Mestizen-Handwerkern und städtischen 
kleinbürgerlichen Elementen. Ausgelöst durch den Sieg des Unabhän· 
gigkei tskampfes der USA, -vr allem aber des Sklavenaufstandes auf 
Haiti (1803), und begünstigt durch den Verfall spanischer Herrschaft 
unter der napoleonischen Besetznng entwickelte sich die Aufstands· 
bewegung relat iv spontan und an mehreren Orten zugleich. Diese 
regionale Zersplitterung, die erst spät durch Simon Bolivar und San 
~iartin überwunden wurde, ermöglichte es der geschwächten Besat­
zungsmacht zunächst, die Bewegung:tu .-.erschlagen. 
S. Bolivar schloß sich dem Aufstand erst im September 1811 auf 
Drängen Mirandas, der im amerikanischen Unabhängigkeitskrieg und 
in den französischen Revolutionsheeren gekämpft hatte, als Befehls· 
haber einer Festung an. Die durch Versagen Bolivars erfolgte Bes .. t· 
zung d iaer Festung durch d ie Spanier zwang Mi randa, vertraglich dcr 
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Wiederunterw .. rfung Venezuelas unter Spanien zuzustimmen. Unter 
dem Vorwurf des Verrats wurde Mirallda u.a. durch Bolivar, der dies 
möglicherweise ehrlich glaubte, den Spaniern ausgeliefert. Miranda, 
der große Führer dieser Phase de r Revolution, starb 1816 in span i· 
scher Haft. Simon Bolivar wurde zu seiocm Nachfolger. Militilrische 
Niederlagocn, mehrfach aufgrund fehlerhafter Entscheidungen, führ­
ten zur Flucht, die ihn schl ießlich nach Haiti brachte. Von dort 
kehrte er mit neuer Ausrüstung 1816 zuriiek, um den Kampf wi.:der 
aufzunehmen. 
Etwa gleichu.-itig begann durch die Intensivi .. rung des Aufstandes im 
Süden d .. ! Halbkontinents eine ne ue Phase der Revolution. Argen· 
tinien proklamierte 1816 seine Unabhängigkeit; im Januar 1817 
führte Genera.! San Manin sein Heer mit einer Glanzlcistullg über d ie 
Anden, um du Vizekönigtnm Peru zu erobern. 
W<ihrenddessen erlitt Bolivars Armee tro tz Überlegenheit Nieder­
lagen. 
In dieser Situation kamen zwei glückliche Umstände zusammen: Eine 
große Zahl europäischer Freiwillige r, darunter .. rfahrene Offiziere, 
schloß sich Bolivars Truppen an. und in Angostura traf Bolivar mit 
SantandeT znsammen, der aus Neu--Granada (Kolumbien) stammte 
und ihn um Unterstützung bat, da die dortige Bevölkerung zum Auf­
stand bereit sei. Auf Anratell seiner ausländischen Offizie re fiihrte 
Simon Bolivar sein Heer über die Anden und errang in mehreren 
Schlachten den Sieg üher die Spanier. Im August 181 9 wurde die 
Republik Kolumbien proklamiert, zu der Venezuela hinzukommen 
sollte; S. Bolivar wurde ihr Präsident. Nach längerem Zaudern wur­
den schließlich 1821 Venezuela nnd 1822 Eknador befreit und zur 
Republik Großkolumbien vereinigt; Präsident wurde Bolivar, der 
"Befreier des Nordens". 
Inzwischen hatte San Martin, der "Befreier des Siideru" die Spanier 
bei Chacabuco geschlagen und Chile befreit und im September 1820 
mit der Besetzung Limas die Befreiung Perus begonllen. Im Juli 1822 
trafen Simo n Bolivar und San Manin zusammen, zCTstritten sich 
jedoch anscheinend über die militärische Führung; San Mart,n ver­
zichtete und zog sich zurück, Bolivar setzte die VomeTCitungen zur 
Eroberung ganz Perus fort. Am 8. Ikzember 1824 gelang der ent­
scheidende Sieg, das obere Peru wurde ihm zu Ehren zur Republik 
Bolivien proklamiert. Im J anuar 1826 kapitulierten die letzten spa· 
nischen Truppen. Die Befreiung vom spanischen Kolonialismus war 
vollendet. 

Sieger über die Spanier 

S. Bolivar berief 1826, während es in Koll.lmbiell zu Differenzen 
zwischen seinen zentralistisch gesinnten Anhängern und eher födera­
listisch orientierten Kräften kam, einen Panamerikanischen Kongreß 
nach Panama ein, dessen Ziel, einen neuen demokratischen und se­
samtamerikanischen Gesetzeskode einzuflihrcn, jedoch scheiterte. 
Nach zunehmenden Auseinandersetzungen und wegen diktatorischer 
Neigungen angegriffen, gab Simon Bolivar 1830 scinen Rücktritt be. 
kannt. Er starb am 17. Dezember 1830 auf dem Weg ills Exil. 
Die Bcfreiungsrevolulion verwirklichte die politische Unabhängigkeit 
Lateinamerikas. Um ihre volle, auch ökonomische Souveränität, 
mußt die OberLahl der in viele Einzelstaat~"Il zerfailellen e hemaligen 
Großrepubliken freilich noch heute kämpfen. Die lateinamerika· 
nische Revolution schuf zwar biiI")l:erliche Demokratien; der<~n Gren­
zen waren jedoch eng. In vielen dominierten diktatorische bis mOnar· 
chische Tendenzen. So äuBcrte auch S. Bolivar, "Ein Systcm der 
Massenherrschaft ( ... ) würde unseren Ruin bedeuten." Emsprechcnd 
vermochte die Revolution d ic Bodenfrage in Form einer Landrcform 
nicht Zu lösen. Ihr sozialer Gehalt blieb die Herrschaft d ... -s sicgrei. 
ehen kreolischen Großgrundbesitzes mit bürgerl ich-demokratischen 
Elememen. 
Simon Bolivars Ruhm als Stratege und Feldherr ist vielfach derjenige 
andcrer Offiziert: und Heerführer; reine diktatorischen Neigungen 
waren gewiß kein Einzelfall ulltcr den zahlreichen MiJitärbcfchls­
hab .. rn , unter denen es immer wieder zu Rivalitäten kam. S. Bolivar 
vermochte si<;h ihnen gegenüber jedoch durchzusct:wn und damit 
in tegrierend sOl"ohl für den Kampf als auch bei de r Bildnng der 
nnabhängigen Republiken zu wirken. Seine Vision eines ve reinten 
Amerika scheiterte, seirw: Leistung aber war die der erfolgreicheIl 
Beendigung der dreihundert jährigen Unterdrückung durch Spanien 
und damit eines historischen Sieges im BefreiUllgskampf der Völke r. 

H. Dcnk/J . Ostrow.ky 



Rezensionen I Filme 

Filme zum Verhältnis China-Vietnam nach 1975 
Dieses Mal (Filme zur inneren Entwickl ung: in Vietnam bzw. Kam­
puchta , iche in; Al B 4 und S/1980; d. Red.) sollen Filme vorges tellt 
werden, die einen Eindruck ~~n von der Entwicklung dei Verhält­
n;'.se, twischen der VR China und der SR Viclrlam nach 1975. 

Bleib ruhig und Ri bereit 
(' Wochcruchaum) 
Dokummurrilmttudio Hanoi, FroruM 1979. Schwanwc:i8, 16 mm, 
ca. 8 Minuten, in dcuuc hcr Sprache. Lcilijj;cb. SO,- DM . 
Dieser Film beneht aus drei aneinandcrgchingten Wochenschauen 
aus dem Februar 1979, g.:dreht und montiert während de r chinesi­
schen Aggression. Er enthält Aufn;ohmen von den IUmpfen \lrn Lang 
Son, von ~tötctcn und gefangengenommenen chinesischen Sold ... !<:n 
sowie von den Evakuierungsmaßnahmen der vietnamesischen Regie-

N"" Der Filmdienst hat den Originalkommentar ersetzt durch einen neu-
formul ienen deutschen Text, der in Kunform eine Bilam der I:esam· 
ten Aggreuion EU ziehen versucht. 
Er ill bcsondel'$ geeignet rur Veranstaltungen, in denen d iese Aggres· 
sion nur einer der inhaltlichen Gesichtspunkte ist, als Einlei tung ei· 
ner Diskussion oder eines Referates. 

Peking - Aggression und Niederlage 
(Bae Kinh um luoc u tham bai.) 
Dokumenta.rfilmstudio Hanoi, 1979. Schwarzweiß, 16 mm, ca.. 40 
Minuten, in engliJCher Sprache (deutJChe ObefM:t1l.Un, wird mitgcl;"'. 
rert ): ~ihgcbühr 60,- DM. 
Der Film i$t eine ZusammeruteUung von vietnamesischen Wnchen· 
schauaufn.ahmen der chinesischen Mili täraktion vom Februar/Miln 
1979. Er führt einige Ereignisse aus der Vorgeschichte dieser A.ggres· 
sion an: die Aufhet1l.ung der Hoas, den Grenzkonßikt im Südwesten, 
die Hinwendung der chinesischen Führung zur wes tlichen Füh.rungs­
macht USA. Er zeigt sowohl die vorsorglichen Maßnahmen der viet· 
namesischen Resierung (Evakuierung der Bevölkerung aus beK.nders 
get:lhrdeten Gebieten, Aufbau und Ausrüstung der lokalen Milizen, 
Veneidigunpanlagen und ·vorbcitungcn im Grenzgebiet, aber auch 
in den Städ ten Hanoi und Ho-Chi·Minh-5tadt) ab auch den Ablauf 
der Kämpfe selbst (Veneidigung durch lokale Miliutreitkrifte und 
Armee, GueriUak..ampf und Artillerie). Gefangene chinesische Solda· 
ten werden gezeigt und in terviewt. die grausame "Politik der ver­
brannten Erde", die die chinesischen Aggressoren praktiziert haben, 
wird in enchl.illem den Bildern dokumentiert. 
Der Film ilt in Vietnam mit einem englischen Kommentar verschen 
worden. Dem Filmdienst lag darüber hinaus noch eine aus Vi,~ tnam 

mitgelieferte Kommentarliste vor, die nicht immer mit dem Original· 
ton übereinstimmL Offenbar ill der Film im Lauf der Ereignis!iC 
immer wieder neu aktualisien worden. Darauf deutet auch die Tat­
sache hin, daß er nicht argumentativ aufgebaut i$l, sondern d~e ver· 
schiedenen Themen und BildtrM:quenun in ihrer ak tueUen Verfiig­
barlteit jeweils angdü,t zu stin scheinen. Von unmittelbarer Setrof· 
fcnheit dureh du srausame Vorgehen dei ehemaligen Bruderlandes 
ist auch de r OriJinalkommcntar geprägt. 
Dia muß man berücksichtigen, wenn der Film ohne weitere Erllute· 
rung vorget1.ihn werden soll, 1I.um Beispiel vor einem Publikum., dem 
das Verstehen des engi ischen Textes zuzutrauen is t. EI soUte dann in 
einer e inleitenden Erläuterung darauf hingewiesen werden, daß 
solche Zusammenstellungen von WOChenlchauaufnahmen vor allem 
der AJitation der Bevölkerung in Vieln .. m dienten. und deshalb in 
einem Ton verlaßt sind , der den VeneidiSUngswillen und die Opfer­
bereitschaft der Bevölkerung stärken soll, der aber von einem hiesi­
gen Publikum leicht als zu militärisch·aufpeltschend empfu nden 
werden klInn. 
Der mitgelieferte deutsche Kommentar, der so verfaßt iSI, daß er bei 
Vornlhruns des Filmes eingelesen werden klInn. sl immt nicht immer 
mit dem Orisin.alkommentar übertin, denn wir. haben Url$ bei seiner 
Redaktion aoch auf das mitgelieferte schriftliche Material genützt, 
sowie eioige Formulierungen bewußt abgeschwäelll . 

.Die Wahrheit an d en Tag gebracht 
(SIl That Len Ticng) -
Dokllmentarr.JmJlud io Hanoi , 1978. Schwar".t.weiB, 16 mm. 35 Minu· 
ten, in dcu"eher Sprache. Leihgebühr 60,- DM ; lekün le Fa"ung 
von ca. 10Min. 30,- DM. 
Oie Auseinandersetzungen zwischen Vietnam und der VR China 
dnngen zum enten Mal an die Offent lichkeit , als die chinesische 
Propaganda behaupte te, Vie tnam mißhandle und ve rtreibe d ie Angc-

hörigen der ehine,"schen Minderheit in seinem Land systematisch, 
um sich 00 der lä.tigen Bevölkerung'grUI)pt der Hoa zu entledigen. 
Diese Behauptungen sind dann auch von den westlichen Zeitungen 
und Regierungen übernommen worden im Zusammenhang mit der 
propagandistischen Nut:tung der Fliichtlingstngödie der sog. "Bnat 
People" (Bootsleute ). 
Schon bald wurde klar, daß das Hochspie len der Probleme um die 
1I0a und die zynische Politik de r chinesischen Fillrung einen wictl\i· 
gcn Stellenwen hatte in der Vorbereitung de r militärischen Aggres­
sion von 1979. Ocr Film isl eine unmittelbare Reakt ion auf diese 
trlten Vorwürfe, und, wenn man es aus der Distanz betrachtet, ein 
eindrucksvoller und sehr mühsamer Versuch. die AU!iCinandeTSCtzun· 
gen auf de r Ebene des Austausches von Argumenten zu halten. Das 
Hoa·Problem i$l eine Episode einer Entwicklung, die inzwischen, wie 
wir wissen, weiterging. 
Ocr Film besteht zum größten Tei l aus sehr ausftihrlich zitienen 
Aussagen von Hoas über ihr ~bcn in Vietnam, über die Versuche der 
chinesischen Führung, durch Einschüchterung und Verlockung die 
Hou dazu zu bewegen, ftir Unordnung und Aufruhr in Vlt tnam zu 
sorgen und in Massen iIIep1 auszuwandern. Bei der Obcrsetzung der 
Zeugenaussagen direkt vom Vietnamesischen ins Deutsche, mit 
Unterstützung von hier lcbco<len Vietnamesen, hal der Filmdienlt 
große Sorgfalt angewendeL Um den Freunden V;"'tnarns, die in einer 
Veranstaltung auch hier mit einem kuncn Streifen informieren wol· 
len, entgesemukommen, bie te t der Filmdienst eine gekü ..... le Fassung 
des Films "n. 

E inige Bilder zu m G renzproble m Vie tnam - Kampuch ea 
Dokumentarfilm stud io Ho·Chi-Minh·Stadt 1977 . SchwanweiB, 40 
Minuten, in englischer Sprache. Deutsche Übcuet:tung wird mi tlelic:­
ftrt. Leihgebühr 60,- DM . 
Dieser Film beweist, daß d ie Truppen des Pol·Pot· Regimes, während 
de r Dauer ihres Grenzkr iegcs gegen die lliidlichen und westlichen 
Randprovinzen Vietnam" schon genauso sraU$aJTl gegen die Bewoh· 
ner der überfallenen Stielte und Dörfer vorginsen, wie wir e$ inzwi­
schen von der Behandlung des eigenen Volkes wissen. Er ist direkt 
nach der öffentlichen Bekanntgabe der Feindotligkeiten zwischen 
Vietnam und dem "Demokratischen Kampuchea" entstanden, nach­
dem zum J ahreswechsel 19 77(78 die bisher griibte Geheimhaltung 
des Konltikts aufgegeben worden Will". 

Ocr Film beUcht aus zwei Teilen, in deren eutern minutiös und 
unter genauer Angabc von Ort, Zeit und Ausdehnung sämtliche 
Grenzverle lzungen, die: die Truppen Pol Potl seit 1975 verübt hatten, 
aufgc:r.ähh werden. Im zweiten Teil werden vor allem Bilder von 
verwüsteten Dörfern und massakricnen Menschen gezeiJl. Dazu enl­
hält der Film Interviews mit vietnamesischen Dorfbewohncrn, d ie 
überlebt haben sowie mit ,eflohenen Kampucheanern und gefan· 
genen kampueheanischen Soldaten, die Aufschluß dariiber geben, 
~lehe propagandistische und verleumderische AJitatian man ver­
wendete, um diese Truppen gegen Vie tnam aufzuheIzen und :tu 
führen. 
Auch von diesem Film wird der FilmdielUl eine gekünte Venian von 
ca. 10 Minuten Länge anbieten. 
In Verbindung mit einem der beiden Filme über die chinesische Ag· 
gression von 1979 könnte die Vorführung beider Kunversionen der 
Filme über den G rcn:tkonflikt im Süden und über die Hoa. ein ~icm­
lieh vollständiges Bild ergeben über die Geschich te der Beziehungcn 
zwischen der VR Olina und Vietnam nach 1975. Die vorangegan· 
genen Phasen der Entwiekluns dieser Beziehungen von der Freuo<l­
sehaft zur Feindschaft müßten in einleitenden Ausführunsen von den 
Veranstal tern G. Giciltnfeld 
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Kurzinformationen 
Chile 
Die Far~ der .. Volksabstimmuns" Pinochcu vom 11. September 
dJ . hai die Einhcitsbesttebungen aUer nidllfuchistischen Kräfte 
DIlles vorangetrieben. Maucndemonstrationen begldteten das Plebis­
zit, das die faschistische Junta legalisieren roUte. Mit der Befragung, 
die unter AusnahmezusIllnd, Verbot aller politischen Parteien, ohne 
Wählervcrlotkhnisse ... IW. lIattfa.nd, plante d ie Junta, Pinochcts 
Amtszeit bis ins Jahr 1997 zu verankern (vgl. AlB 10/ 1980, S. 5l. 
Trotz des repreuivcn Klima Ilimmlen '0% der Chilenen gegen finG­
ehcl. Der Widerstand gegen die sog. Volksbcfrngung Z(~igt. daß die 
von den Linksparteien vorgeschlagene Alternative, die Bildung einer 
Obcrgangsregierung und die Einberufung e iner vcrfassullgsgcbenden 
Versammlung in breiten Teilen der BcvÖ!lr;.erung, bei den Gewerk­
schaften und bei der Kirche UntcrnülZung rindet. 
Al! einen euten Schritt h in zur Einheitsfront beschioSS/:,n d ie in der 
Unidad Po pular verein ten Parleien und Vertreter der Ch,~istdemok ra· 

ti$C hen Panei die Griind ung einer "Sammlung rur die o.:m okrat ie in 
Chile'" um die Legalisierung der politiKhen Parteien und die HeUle]· 
lung aller Rechte zu erlangen. Der wachsende Widerstand des chile­
nischen Volkes wird laut C. Almeyda, früherer Außen minister der 
Regierung Allende, auch in der Breite der Bewegung für d ie Men­
schenrechte deutlich, die sich in der Gruppe- der Angehörigen Ver· 
schwund.ener, de r dlilenischen MenKhenrechtskommission und dem 
Komitee für die Rückkehr der Exilehilenen ausdrü<:kt (siehe Afrique 
ruie, Paris, Nr. 22Sf 29.9. · I S. IO.1980). C. Almeyda i~ t iibeneugt, 
daß in den skh vertiefenden Kampf gegen die Diktatur künftig auch 
die Mehrheit der Oristdemokraten einbe~ogen werden wird. 

BRD- EI Salvador 
Am 26.9.1980 besetzten 150 Miglieder von EI-Salvador-Solidaritits­
groppen den Kölner Dom, um dort 5ymboliscl1 d:u tnWitionelle 
kird\l iche Asylrecht wahn:unehmen, du von der Junta in EI Salva­
dor syslematiKh ~rlet~t wird. Erst wenige Tage vor der- IkKt~l.mgs­
aktion waren in EI Salvador 50 Menschen auf der Flw,:hl vor der 
Repression, die innerhalb eines Jahres 8000 Opfer forderte, in kir.:::h· 
lichen Gebäuden umgebracht worden. 
Ein weiteres Anliegen war, von Seiten der Deuhchen Bi$~hofskonfe· 
ren:t eine eindeutige Solidaritit$Crklärung :tugunsten dl:r verfolgten 
QlriHen und Volksorganisationen zu erhalten: "Von e.iner a kti~n 
Stellungnahme erwarten die Demonstranten mehr al s Wone ' Einfluß· 
nahme der Bischöfe auf die Bundesregie rung und vor allem die christ­
lichen Parteien dahingehend, daß die winschaftlichen \lind diploma­
tischen Beziehungen zu EI Sah ... dor abgebrochen und je'gliche mora­
lische, politische und militärische Hilfe für die Mil itärd ik tatur einge· 
stdh wird." So heißt es in der Kölner PresKerklärung der EI-Salva­
dor-Solid'lritlitskomitees vom 28.9,1980. 
Die einzige SteUungnahme jedoch war die Anrufung der Polizci, die 
den Dom gewalu.am räumte. 3 1 Demonstranlen wurden zur erken­
nungsdienstlichen Behandlung voriibergehend feSlgenom mm. 

BRD-Kuba 
Im Seplember dJ_ titulicrt c das L:tndes....beiugerich t Niederl;tChKn 
in einem Bcrufs\'erbouu rteil gegen Hont-Eckart Gron die Freund­
Khaf\5gesdlilChaft Bundevepublik· Kuba als ,,~rfaMungsfeindliche 
Organisation", die "weitgehend kommunist isch ußlerwandert" Ki_ 
Bekanntlich arbeiten in der F rcundJ.Chaftsge~llschaft Mcnsdlen 
untcuchiedlichster polilisch-wcltamchaulicher Auffassungcn, Sozial­
demokraten, Libcrale, Kommunisten und andere, zunmmen. Im 
Vorstand sind bcilpielt wcise der SPD·Bundestagsabgeordnete K. 
Thüsing oder der linkuozialdemokratische Priester J , Schwabediueri 
YeTtreten, In der Planform der FreundschafugesellKhaft BRD-Kuba 
ist unzweideutig ein Auftrag des Grundgesetzes zugrundegelegt, Slellt 
sie sich doch die Aufg-.. be, "die Beziehungen zwischen beiden Völ­
kern zu vert iefen, das gegell5eit ige Verständnis zu fördern und auf 
eine dauerhafte Freundschaft hin zu festigen .. ," 
In einer Erklärung vom 29,9, 1980 rief de r Vorstand der Freund­
lCh a fugeseU~chaft "allc demOkratischen Kräfte in unSC rt,m Land auf, 
die Revision des Beruhvcrbohuneils gegen Horst E_ Gron zu ford ern 
und gleichzeitig gegen die Diffamierung der Freund:schaftsgeseU­
$Chaft als verfassungsfeindliche Organis'ltion zu protestieren". I--I.E. 
Gross ist immerhin amlie render Vorsiuender der F,,:undschafts­
gescllschaft BRD-Kuba, 
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Lateinamerika 
Anfang September dJ, profilierte sich die argentiniKhe Videla-J unta 
als Gastgeber einer internationalen Konferen:t besonderer Art, des 
4_ Kongreue5 Antikommw1iuisdier Konföderation La te inamerikas. 
Die Konföderation wurde 1972 in Mexiko gegründet mit dem Ziel 
der Institu tional isienmg einer kontinentalen antikommunistischen 
Alliaß% und eine. fasdiiJtiKhen Staatenblocks im Cono Sur 
(Südg\irtel). 
Zum iIluIIll:n Teilnehmerkreis der Tagung (200 Personen aus 20 
Lindern) gehörlen neben Exilkubanern 'luch z.ahlll:iche Vertreter der 
filJChiuischen und diktato rischen Regimes des Kontinent$. Beson­
dere Sorge erregte bei den veTilammelten Reakt ionären d ie Befürch­
tung, die latcinamerikanlsche Kirche könne aufhören, Instrument der 
HerrKhenden l!:U se in, weshalb man u,a. die Ausweisung aller J esu­
iten empfahl , um de r " Befrciungstheomanr,ologie" ein Ende l!:U berei­
ten. L Caneda, Repräsentant des bolivianischen Putschistenregime" 
crkläne diesbezüglich, man habe En.bischof Manriquc in La Pu "nur 
wegen seincs Altcrs ... nicht angetastet", werde abe r befreundete 
Geinliche binen, dabei zU " helfen, bei ihm e ine Teufehaustreibung 
vorzunehmen". 
Enttäuscht vom angeblichen VerTat Garten am nikaraguanischen 
Diktator A. Somou sprach man den Regimes in Argentinicn, Boli­
vien, Chile, Guat cmala, Paraguay und Uruguay (Eigen·)Lob aU$ "für 
ihre tapfere Haltung, lich weder durch Diff;unicrungen noch durch 
Preuionen und Drohungoen dei Carter-KommWlismus einschüchtern 
:tu lauen" und erhob nahC'Zu un~rblümte Interventionsforderungen 
l!:ugunllcn der wankenden Diktatull:n Zen tralamerikas. 

Kolumbien 
Sei t Ende Augun dJ. führt das Regime in Kolumbien Krieg gegen 
die Landbevölkerung in weiten Lmdesteilen der Departements 
Caqueta, Huila, T olima und Meta. Diese Militirofferui~ ist die blu­
tigne und aggretlivste seit 15 J ahren. Sie wird mit 10.000 Soldaten, 
Artillerie und Luftwaffe gef"iltn. Sie ist d ie Antwort des Regimes auf 
den wachsenden Kampf der Bauern gegen L:tndvcrtreibung durch 
Großgrundbesitur und Militärs, gegen die Verelendung und poli­
tische Unterdrilckung durch Mord und Fo lterungen. Dieser Kampf 
wird von Bauernvereinigungen, L:tndarbeitergewerksdiaftcn, den 

• Nicaragua libre! 

Plakatmappe "N ikaragua Libre '" 

Das Anti imperial istische Solidaritätskomitcc (ASK) hat jet7.t 
P1akatmappc veröffent licht , die 15 Plakate aus dem ;un 19. 
1979 berrei ten enthli lt , Sie dokumentiell:n 
Monate Qach dem die Somona-Diktatur. Die 
hält u.a, Plakate zur 
der Produktion in Industr ie und 
und ih rer Massenorganiu tionen, Alle Plakate i mehrfarbig. 
Der Reinerlös aus dem Verkauf dient ltut Unterstüt;tung des Wie­
deraufbaus in Nikaragu'l. 
Einzelpreis 20,- DM_ Bei Abnahme von 10 und mehr Exemplaren 
15,40 DM, zuziiglich Versandkonen. 
Beuellunlfl'n an: AS K, Mai ru:er L:tndstr_ 15, 6000 Frankfurt I 



Parteien der lktnokratischen Front (FD) und den G uerillen)S vor 
allem der Revolutionären S trei tkräfte Kolumbiens (FARC) getragen. 
Zehntausende von Bauern sind bisher in die Städte genücht<e t. Die 
Zahl der Toten und Verwundeten ist groß. Hunderte von Personen 
wurden gcfallgengenommen und gefoltert. Der Widerstand der demo­
kratischen Sektoren dei LandC5 wächst. die FARC mobilisien:n wei· 
tere ReloCI'VCn. 
~ iu kein Zuf:ill, daß das Regime in einem Moment tuschlägt, in 
dem von einem breiten Bündnis von fOl'llChriu lichen und revoluti0-
niren Kriften grundsätuiche Veränderungen gefordel'l werden (siehe 
AlB 10/ 1980 , S. 27-30). 
Mille August t~te in Bogota d:;ui 2. Nat ionale Forum rur die Men­
JChenrechte. auf dem 700 Organisationen vertreten waren. unter 
ihnen 22 politi$che Organit.ationen: linksliberale Grul'pierung.en. d ie 
sozial istilchen Parteien und Gruppen (FIRMES, PSR. PST), die 
Kommuninische Partei. die ANAPO, Sektoren der konservativ,:n Par­
tei und die vier Dachgewerkschaften des LandC5. Du Forum fcord erte 
insbesondere eine Generalamnestie aller pol it i1Ch Verfolg ten. und 
stellte abschließend feu: .. In der gegenwärtigen gcselhchaft liehen 
Kritc kann der faschistisehe und militaristische Ausweg zerschlagen 
werden, wenn wir weite rhin die starken Kräfte zusammenfass.en, die 
in Kolumbien eine demokrali1Che Öffnung anJl reben." 

OPEC 
Am Vorabend der 58. Konferenz der Organiution Erdö!exportieren· 
der Länder vom 17.9.1980 in Wien trafen .ieh die Finanz-. Außen· 
und OlminiSler der 13 Mitgliedsstaaten. Während sie über den prin· 
zipiellen Preismodus im Rahmen einer nveh festzull:genden OPEC­
Langzeitslralegie (bisheriger Vorschlag: quar talsmäßige Festlegung 
bei Berücklichtiung von Inflation. Doll:u· und D:'1·Kunsehwa.nkun· 
gen sowie Wachstum$l'atcn) keinen endgültigen Beschluß fassen 
konnten. einigten sieh die Olminister über den utuellen Preis. Au­
Fsichts der rur die OPEC ungünstigen Weltmarktlage - Ölangebot 
höher ah ölnachfrage - beschloß man. die gegen .... ärtigen Prei~ ein­
zufrieren. Lediglich du bisher billigste 01. du saudiarabische Erdöl 
("Arabian light") wurde von 28 auf '0 Dollar je Barrel ( .. 159 Litcr) 
angehoben (OPEC Presse Release, Wien, Nr. 11, 17.9. 1980). 
Die für Mille November dJ. geplante Konfcren't anJäßlic h des 
20jihrigen Be!! tehens der OPEC in der intkischen Hauptstadt Bagdad 
wurde wegen dem Krieg z .... ischen dem Iran und Intk veuehoben. 

Südafrika 
9 Monate nach dem skandalösen TooesurteiJ (vom 15. 11.19 79) ge' 
gen den 24jährigen J ames Mange. Mitglied des Afrikanischen Natio· 
nalkongrCltcl (ANC) und seine!! bewaffneten Zweiges Umkhonto we 
Sizwe (Speer du Nation), wurde diesel im Revisionsverfahren in eine 
20jiihrige Haft a.uf der KZ·l nsel Robben hland umgev..·andelt. Da 
dem Veru rteilten ,chon im euten Verfahren keine Teilnahme a.n 
einem "Gewaltverbrechen" nachgewiesen wndem einzig sein.: Mi t· 
gliedschaft im ANC ( .. Uvehverrat") vorgehalten worden war, bedeu· 
tete dieses Urte il eine besondere Verschärfung der Ra ssenjustiz. Die 
entschiedenen Protelte der internationalen Öffentlichkeit 'Waren 
Oliver Tambo. Präsident des ANC, Anlaß zum Dank rur die Hilfe bei 
der Rettung des Lebens J . Manges. 
Gleichzeit ig forderte O. Tambo vennehrte Anstrengungen angesichts 
neuerlich drohender TooC51,1rteile. Anfang August dJ. begann in 
Pretoria ein Prozeß ( .. Si lverton Siege 9") gegen 9 Freiheitskämpfer 
unter der Anklage von Mord. Mord"ersuch und Uochverrat. In d nem 
reinen Indizicnproze6, der in Wahrheit auf anderen 1IOg. "Ver· 
brechen" (Anlage von Waffendepol$, mililiri1Che Ausbildung im 
Ausland usw.) basie rt, korulnl ierten die Ankläger Zusammenhänge 
zwischen diesen Vergehen gegen die Apartheidsrechusprechung und 
spektakulären GueriHaaktionen de!! letzten J ahres. Den Angeklagten 
wird ohne reale Beweisführung vorge"·orfen . an folgend en Aktionen 
des Umkhonto we Sizwe, d.h. an Vorbereitung oder Durchftihrung, 
summa lumlnarum teilgenommen 'tu h;.bcn: all erfolgreichen A.ngrif­
fen auf die Ilafcnbehörde VO ll Durban im Dezember 19 79. a'Jf die 
Polizeistation von Sockmekaar im J anuar 1980 lowie an dem. miß­
lungenen Oberf;o\l auf eine Bank in Silvcrton im selben Monat. bei 
dem S ANCKlimpfer starben (vgl. AlB 6/ 1980, S. 4-7). Einen wicht i­
gen Anklagepunkt bilden angebliche Pläne fo.lr weitere Guerillaaktio· 
nen. Allen 9 Angeklagten droht vOn daher die Todess trafe. 

Südafrika-Kirche 
Eine entschiedene Abs.age an südafrikanische Pläne zur Sicherung der 
r,usistischen Minderheitsherrsehaft enthilt eine Erkbrung det Zen· 
tr,dausschussC5 des Ökumenischen Rates der Ki rchen (ORK). laut der 
"Allartheid Sünde ist" (Wortlaut in: Kritisches Christentum. Wien, 
Nr. 41 1 Oktober 1980). In ihr wird PrelOrias Mißachtung der Bürger· 
rechte, die Balllustanpolitik sowie die wirtschaftliche und militä· 
rische Zusammenarbeit mit dem Rassistenregime verufleilt und "al· 
len, die in diesem Land für eine gerechtere Gesellschaft kämpfen". 
Solidarität versichen. 
Schon im September dJ. hatte der Weltkirchenrat g.ogen einen wei· 
leren 250-Mio-DoUar-Bankkredit protestiert . an dem neben belgi· 
schen, britischen. 1Chweizcrischen und US· Banken auch die DR'sdner 
und Commenbank beteiligt sind. AngCJichu fortgesetzte r Vers töße 
gegen Sanktionsbeschlüue der UNO bezeichnete der Direktor dei 
Programms zur Bekämpfung des Rassismus dei Weltkirchenrates sol· 
che Kredite als "die direkteste und eindeutigste EntKheidung für die 
Apartheid". 

Tschad 
Im Sürgerk rieg im Tschad. der im März dieses J ahres ausgebrochen 
' ..... r (vgl. 1\18 5/ 1980. S. 27·28). bahnt sich anscheinend eine neue 
Etappe an. Zwar hatte die Organi sation für Afrikanische Einheit auf 
ihrer Gipfelkonferenz im Juni 1980 appelliert. eine interne Lösung 
der Auseinandersetzungen herbeizuftihren. iCither ist jedoch nichts 
geschehen. 
Vielmeh r scheinen sich die Freunde des rebellierenden nominellen 
VerteidigungsminiSteu Hissen Habre, der französische Interessen ve r· 
tritt , offener zugunsten einer Zerspl itterung des Staatsgebietes (und 
einer eventuellen späteren Föder,lIion) einlet:«:n zu wollen. Zu die· 
I-C n Freunden zählen Regimes wie diejenigen des Senegal, des Sudan 
und 7.aires. Seit neuestem erh:ih Jlabres Gruppierung.. die Armee des 
Nordem (FAN). angeblich Waffen ~us Ä!n'plen, die iioer den Sudan 
in den Osten dC5 T JChad gebracht werden. Dies berichtete der Au· 
ßenminister der Regierung M. Ahmat Acyl. im September dJ. wäh· 
rend eines Aufenthal tes in Bonn. 
Damit festigt sich in einer weiteren für die Entwicklung Afrikas hin 
zu voUuändiger Unabhängigkeit wichtigen Frage jene Allianz reaktio­
nlirer afrikanischer Regimes. die neu die Inle res.en des Neokolonia­
lismuli zu vertrelen bereit ~ind. Daß rur Ägypten seine Feindschaft zu 
Libyen. das trotz territoria ler All5llrüche die Zentralrcgierung unter 
Goukouni Qucddei weiterhin zu unterstützcn scheint, aUi-SC hlag· 
gebend sein könnte. bringt zudem die Gefahr eincs regionalen Kon· 
flik ts näher. 

Friedensbewegung 
Auf dem Weltparlament der Völker für den Frieden. das oKIm 23 .. 
27.9. 1980 in Sofia tagte, wurde d~ s J ahr 1981 zum Ausgangspunkt 
für eine allgemeine Offens;',<: der Friedenskräfte in den 80er J ahren 
erklärt, "um im Kampf um die Eimtellung des Wettriluens einen 
Durchbruch zu erzielen". 
Dic 2.260 Delegierten aus über 130 Ländern. un ter ihnen YaliSir 
Arafat (Vorsitzender der Palästineruichen Ikfreiungsorganisation), 
tuil Corvalan (Repräs.cntant de r ehileniloChen Unidad POIlular) und 
Romcsh Chand ... (Präsident des Weltfriedensrates), waren sich einig 
in der Veru rteilung der US·Atonuüstungsstrategie. d.h. des Brüsseler 
I\ to,nr.oketenbeschluues ,·om De:«:mber 1979 und von J . Caners 
Ersuchlags."Direkti'·e 59". als Ur.,.ehe der gegen .... ärtigen akuten 
Friedensgef'iihrdung. In der vom Sof'loter Forum eirutimmig verab· 
schiedeten Otarta heißt es: " Der Friede ill das un1Chätzbar wertvolle 
gemeinsame Gut de r Menschheit ... J eder Verstoß gegen dieses Recht 
ist ein Verbrechen gegen die Men~chheit. Dieses Verbrechens haben 
sich die Urheber der sog. neueIl Atom5lratcgie. die auf der Doktrin 
von einem 'begren~ten' Kernwaffenkrieg beruht, schuldig gemach t. " 
Unter den Forderungen der Chana sind die nach der baldigen Rat ifi­
zierung des sowjetisch-amerikanischen Rüstungsbcgrenzungsab· 
kommens SALT 11. der unveniiglichen Aufnahme von Verhandlun. 
gen über atomare Mittelstreckcnraketen. nach der gleichzeitigen Auf­
lösung de r MilitärbündniSJC und dem Abbau al ler ausländischen Mili· 
tärllützpunk te sowie nach der Einberufung einer europäischen Ab· 
IÜ$tungskonferenz hervorhebenswert. 
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Freie rt für den CIA? 

Vnöfftntli,hüngrn über Itint ~~i~~~~W~~U'~":~~~I~~~~;'~~ ditlUt CIA (mit einem uffiziellen 5 Mrd 
US· DoUar btu.a aUlI'lit:llttt all der Stuten) 
neu ein Greue!. Sob.nge jed<Kh die' und 
Mordakt iv;täten de- CIA blw. leine 
schimen mit dem pltrio tis,hen der mi •. 
sionarilchen Sendung der USA. nahm 
BilCh. 

Das Indene sich im GtfolSC der den US:!A~::~s::~~I~;S\E~"~'~'~P~';":. nunppoht ik und vor allem nach <km 
lion.puhtill U\ Vie t~m 

Ober Wate'1a te wir det 
Ittlol!)l:rt, Ih er ClA·nahr m 
im Haup'qUV1~r .einer Wahl&qner, der 
lehen Panei, einr;spannt hatte. Die RoUe 
und dlmit dr, CA lC.wtm Im Zwielicht und 
le lbukrilischer AnalYlen. W;ar el zuvor eot ein 
cew~n, da. lich mil dem CIA lUieirull"ldcrgetelZI 
Th. ROM, CIA The In.·i-it!le Govrmmenl, 
den 10cr Jahren deich mehrere I· 
ebrmali;gcn CIA·Agrntcn, .0: Victo, 
The CIA And Thr Cull O f InlcUigl:nec. 
The Company CIA·Diary, 1975, und: Jol'" '1<." 
Of Enemicl, 1975. 

Untc r dem Oru,k M ftllllicher Knt ik wurden die ~::llt:~~l:;:':"~'~· Ichlnt , wekhe d ie Kontrolle von CIA·Operat ionen 
IOUlen; die CIA·Arbeit wurde ll"mineU transparen t 
Gneu, durch du IQ(!:. CI.rk·Ameodment, wurde 

5Og-. r un ter .... llit , die realtlinnären ;lllgO" II ;'C";i:';'~';:'~" :~~;~Ir,,;~~~;,:; : 
J/l1;nntn F~ LA und UNITA (nach dem 
tem in materieU - und da, h ieß: 

Dal ."U nun mden w~rden. Schtuß ,nil 
Ampu.tierunlli UM Krocbclunll der , 
welche m'lv.:r"nlwortlidi dlrur .ci, 
jcderm~ hcrumxcl';hubH würden. 
ro:..kI Rupn fand denn .aeh OI~ht, 
plotten wie dem PutKh in Clule 19B oder 
dung Fielt! Ca,trOt mit WUe an~heuel1er 
Viuprilidrnl.·hafubcwe",cr hci8t denn auch 
wm,gcn Jahren CIA·Oi",kto'. 
Im Rrprllcn tantennJ.u. und im US·Scll'lt i,t 
tung, da. C!I unter Scr.fe Ibll zu drei J .... rcn 
Informationc-n zu vcrMfenilichen, die 
oder FB I·Agenten fllhren konn ten 
~clb. 1 wenn .lI.lt InfOl"mllioncn au, i 
.ind. Um,,"r dem Vorwlnd, "lllI.lionair 
schil tun zu woUrn, i.t damit rin Ge.cu in 
dic Puh l ~islm da "Wlterpte·Shndals" il1l 
~ konncn. 
Doch damit n.ch t genu,,: Pra. idmt 
{Telen Wir, mit den unheimlichl""n i 
li",B d.., n Smat im Juni 1980 ein Gt~t'" 
d1cm der CIA nur mehr von l.We; lIalt wie 
gliedern Io.ontrollkrt w"ruell ,nU und d iese 
.... n fallen der nation,!.len Sicherheit" (die 
fordallen <"II ~ der OA wieder J ournalut!'ß , 
bild t4tigc Technike r und Lehrer für CtA-Arbeit 
der Gehcimd n,nu wieder "verdeckte Ak tion<'n" in 
ter dut<: hführtn kOßn,," !IOU - abo "Operationen·' 
ncbu<hl· Jn~uion au f Kuba 1961 oder den Sturz 

e t A, 

'0" 
R~ 

Ennor· 
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BIßh, vor 

z.B. 

A.> 
darf; 
le id!· 

~uiVfn M'HUdegh·Rr.,mt:ll im Inn 19H. Im gleidlen Zugt" se· 
.....hm~t c der Senlt dem CIA auch die Wiedef1ltufNhmcn leine< 
Unleflliluunlt für die Konterrevolu tIO näre in Angol. ( .. che I\..utrn 
AnlViff.,. irl Anlf'.' l. in diesem lieft). t;nd hier wird auch der Zu· 
ummenhaJ'lfl crktnnb.r, '" dtm ,i(h die a.ngcblu;ht "Gclmnung.an­
derung'· J. Dorttr. bewegt; die: Reh~bihlierun~ und Wird<"Taufrit­
,tunK dei CIA sowie d,e GenehmiJ:u~ fiJr erneute mb~er,i~e Ope' 
rationen lind Be~Undte,1 der W~nde der USA zu eint! erneu ten 
Außenpolitik der K"nfrontation und Intel'lenlion, die , i ... h ;n du 
Carter·DoktTin (siehe Al B !J/l9S0, S. 4ff.) und atom..ren lIochrti· 
.tunlC)'planen ausd ru.:kl. 
Der "Ichmulzigt" Teil diCKT Operati"nen wU nun unter Au"chluß 
der Öffentlichkeit .ta\!find .. n. Zeichen in R,dllunll auf eme deru· 
u~e 7..en.or dIe ".h nic:ht auf die USA beKhrimkt - sind ~re'tt 
JtnCtzt : Der US-J'}umali.t Thomas Power~ lChrcibt 1..B. oUenher­
:Lig: Wenn deI ehemaliJf: CIA·Alt\'nt und heutigc ·Kritiker Ph. A...:er 
.,das Flurli .. ht n><ht tl1l",h;a/ttl, ~""r er die Hau.liJr örfnN, "rnn 
er ni(ht stintll W.n II':I"'U amitht ehe er d'e Zundollif ,",lUt·baltel, 
und wmn er IIkh von Fremden kein Konfekt u.henken läßt, dann 
i,t du .Ichel kdnt dbertric!)tne: \'01·~ .. h'". Ein neurl A;:ee·Boeh 
ubet CIA·\\uh!arb<'1t in Afrika ",U in den l:SA mit Verbot belegt 
werden. F-in Antr;\jl :lo f P.ll!cntzu~ rur All;ee, der zur Zeit," 1I.ilTJ· 
bw:C lebt, fand (noch) keine pnsiti,·e Aufn;o.hmc. Im Juni <lJ. ,,·ur· 
de John S'ock_1I (bekannt ~wQrden don:h die CIA· lnle",enrllll 
im AnlCObllie"I ~<)n ellltm U!'i-Bur\l.h:vrichl .erbol=, "ott"ndu· 
wa, übe'r dcn CIA zu pubt;z.,rm ohne v(Jfheri~ Ab.pl~he mit 
demCIA. 
Unmittelbarer Au.lö," fur cL .. Zcn.~~et;t des CIA waren ,,\fen· 
kund ig d,e Vcröffentlichun~n du \1.-gaz;l1!; Counter Sp~ uberdi.· 
lanllirrill i~ \'oruercllunlli du Af!dlamil.iln·Kritc dun::h den CIA und 
iiber neue Oc:liIIl. dcr C IA·Puhchbeteili~nll im Iran 19S!J.l..eute· 
'" gtKh:.ih ben:Jh im llinb lick duf da. ansteh=de GeSCll: H 'wun· 
ter Spy' ~, veroffcntlich t diesen Sonderbericht, um das amerikan;· 
a .. he Volk ~u ahlllnicn:n und Akt ionen zu organi~icren, um die 
Verilblchicdunlli der Vorlaw:n IiR .56 15 urod S 22 16 zu vnhin· 
dem ..• Denn , .• co wird fatt unmoti;lich .ein, 'Counter Spy' unter 
dem an.teheT'Kkn G""cl~ wtiter zu publizieren, obwohl aUe in 
'Counter Spy' cntha lten~n Inform .. tionen au~ offentli~hcn QueUrn 
bezOlllcn wurden", So !<on.tatltrl Counter Spy in .,incr Junltslen 
AU"li:"be, der S"nderau<phc Nr. 41 SeptCmber..Qktobcr 19S0. 
Bleibt die Fr",e: W.nn wird CI in der Bundcirepublik unmOj:I;~h 
... in, I nfOl"m~"onen über dr.n CIA und l eine K hmutzigno Geschäfte 
AI vcroffrnthc:h<'"n' 




